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I.  Ein  angebliches  Entwicklungsgesetz  des  internationalen  Handels- 
verkehrs, wonach  die  internationalen  Handelsumsätze  bestenfalls  mit 
gleicher  Schnelligkeit  zunehmen,  wie  die  für  den  Inlandsmarkt  arbeitende 
Nationalproduktion,  wahrscheinlich  aber  in  einem  beträchtlich  schwächeren 
Tempo;  einzelne  theoretische  Vertreter  dieser  Ansicht  berufen  sich 
auf  Sombarts  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahrhundert"; 
ähnliche  Meinungsäußerungen  in  der  hochschutzzöllnerischen  Vulgär- 
ökonomik. 

Unter  den  mancherlei  Argumenten,  durch  welche  sich  das 
extreme  Schutzzöllnertum  unserer  Tage  die  Herrschaft 
über  die  Geister  zu  sichern  sucht,  spielt  auch  ein  sogenanntes  Ent- 
wicklungsgesetz eine  nicht  unwichtige  Rolle.  Danach  soll 
nämlich  die  Entwicklung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  dahin  gehen, 
sich  immer  mehr  auf  die  eigene  Kraft  zu  stützen,  und  vom  Weltmarkte 
immer  unabhängiger  zu  werden.  Ferner  soll  der  Welthandel  im  Zu- 
rückgehen begriffen  sein  und  nur  mehr  der  Inlandsabsatz  der  einzelnen 
Staaten  eine  hoffnungsvolle  Entwicklung  verheißen.  Die  keinem 
Zweifel  unterliegende  gewaltige  absolute  Steigerung 
in  den  U  m  s  a  t  z  z  if  f  e  r  n  der  internationalen 
Handelsbewegung  1)  stelle  gegenüber  dem  weit  beträcht- 
licheren Wachstum  des  inneren  Handelsverkehrs  nur  eine  opti- 
sche  Täuschung  dar. 

Hierbei  verstehen  wohl  die  meisten,  die  den  Binnenhandel, 
Innenhandel  oder  Inlandabsatz  dem  Außenhandel  oder  den  inter- 
nationalen Handelsumsätzen  entgegenstellen,  unter  den  erstgenannten 
Bezeichnungen  die  für  den  Inlandsmarkt  arbeitende 
Nationalproduktion.  Denn  der  „Binnenhandel"  setzt 
ja    ein    und  dieselbe  Ware,    sei  es  in  verschiedenen  oder  gleichen 


^)    Zur  beispielsweise!!  Darlegung  der  gewaltigen  absoluten  Steigerung,  welche 
die   Umsatzziffern    der    internationalen   Handelsbewegung    zu    verzeichnen    haben, 
mögen  die  im  II.  Bande  in  der  Anlage  I  „Absolute  Steigerung  der  Außenhandelsziffern" 
mitgeteilten  Ziffern  dienen. 
Schilder.   1. 
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Stadien  der  Verarbeitung,  mehrmals  um.  Aber  in  den  wenigen  Fällen, 
in  welchen  die  statistischen  Grundlagen  für  solche  Vergleiche  über- 
haupt vorhanden  sind,  macht  der  Außenhandel  neben  der  National- 
produktion noch  immer  einen  stattlichen  Eindruck  und  scheint  eher 
im  relativen  Wachstum  als  im  Rückgange  begriffen  zu  sein.  Im 
II.  Bande  (Anlage  II  „Das  Verhältnis  der  Wertziffern 
des  Außenhandels  und  der  Nationalproduktio n") 
wurde  versucht,  dies  des  näheren  darzutun.  Doch  ist  wohl  die 
Frage  nach  dem  Vorhandensein  oder  der  Grundlosigkeit  des  er- 
wähnten „Entwicklungsgesetzes"  bloß  durch  statistische 
Feststellungen,  die  ja  stets  allerlei  Anzweiflungen  und  Aus- 
deutungen ausgesetzt  sind,  kaum  völlig  befriedigend  zu  beant- 
worten. 

Jedenfalls  bildet  aber  die  Behauptung,  daß  in  der  gewaltigen  ab- 
soluten Steigerung  der  Wertziffern  der  internationalen  Handelsbe- 
wegung eine  optische  Täuschung  liege,  den  denkbar 
schärfsten  Gegensatz  zu  den  Annahmen  Cobdens,  Brights  und  anderer 
„Manchestermänner".  Diese  waren  nämlich  der  Ansicht, 
das  seit  den  vierziger  Jahren  des  neunzehnten  Jahrhunderts  gegebene 
freihändlerische  Beispiel  des  britischen  Reiches  werde 
allmählich  alle  anderen  Länder  dazu  führen,  den  Pfad  des  Freihandels 
gleichfalls  zu  beschreiten;  auf  solche  Weise  wiirde  der  Unter- 
schied zwischen  Außenhandel  und  Binnen- 
handel, abgesehen  von  fiskalischen  Zöllen  ohne  Schutzabsicht 
und  abgesehen  von  dem  Hindernisse  der  Entfernungen,  all- 
mählich, und  zwar  binnen  nicht  gar  langer  Frist,  verwischt 
werden.  Die  agrarischen  Gebiete  sollten  dies,  nach  Ansicht  der  Cob- 
deniten,  um  des  Absatzes  ihrer  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
wülen  tun,  der  ihnen  in  Großbritannien  und  anderen  freihändlerischen 
Industriestaaten  am  besten  gesichert  sei,  ferner  behufs  billigerer 
Deckung  ihres  Fabrikatenbedarfes.  Für  die  Industriegebiete  sollten 
mehr  oder  weniger  die  gleichen  Gründe  maßgebend  sein,  die  Groß- 
britannien zum  Freihandel  geführt  hatten. 

Bekanntermaßen  ist  diese  Entwicklung  tatsächlich  nur  während 
der  sechziger  und  siebziger  Jahre  des  neun- 
zehnten Jahrhunderts  bis  zu  einem  gewissen  Grade,  und 
sogar  während  dieser  Zeit  keineswegs  in  allen  wich- 
tigeren Ländern,  eingetreten.  So  schlugen  Frankreich 
seit  dem  Kriege  mit  Deutschland,  freilich  noch  energischer  im  Zoll- 
tarife von  1892,  die  Vereinigten  Staaten  seit  dem  Sklaven- 
kriege, ganz  besonders  aber  seit  dem  Mac  Kinley-Tarife  von  1890, 
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mehr  schutzzöllnerische  Bahnen  ein.  Rußland  hat  die  Wege  des 
Hochschutzzolles  eigentlich  niemals  völlig  verlassen. 

Die  radikalen  Freihändler  der  vierziger  bis  siebziger 
Jahre  des  neunzehnten  Jahrhunderts  wurden  durch  die  erwähnten 
glänzenden  Erwartungen  derart  geblendet,  daß  sie  sich 
über  das  ziffernmäßige  Verhältnis  zwischen  dem  Außenhandel  und 
dem  Absatz  der  Nationalproduktion  auf  dem  inneren  Markte  wenig 
Kopfzerbrechen  machten.  Erst  ihre  gleichzeitig  oder  etwas  später 
auftretenden  schutzzöllnerischen  Gegner  bemühten 
sich  darzulegen,  daß  angeblich  der  Inlandsmarkt,  oder,  richtiger 
gesagt,  die  für  den  Inlandsmarkt  arbeitende  Nationalproduktion,  dem 
Absatz  nach  dem  Auslande,  dem  Außenhandel,  an  Bedeutung  weit 
überlegen    sei. 

Derartige  Darlegungen  tauchten  während  der  letzten  drei  bis 
vier  Jahrzehnte  stets  von  neuem  auf,  wenn  in  den  Vertretungskörpern 
der  Kulturstaaten  oder  in  den  der  HochschutzzöUnerei  freundlich  ge- 
sinnten Zeitungen  handeis-  und  zollpolitische  An- 
gelegenheiten erörtert  wurden.  Diese  Erörterungen 
endeten  nur  allzuhäufig  mit  neuerlichen  Erhöhungen  der 
Schutzzollmauern.  Nur  beispielsweise  wären  zwei  bedeut- 
same Fälle  zu  erwähnen :  Während  der  vom  Herbst  1908  bis  Anfang 
August  1909  andauernden  administrativen  Vorbereitungen  und  legis- 
lativen Behandlung  des  Payne-Tarifes  der  Vereinigten 
Staaten  sowie  während  der  im  Frühjahr  1907  begonnenen  und  Ende 
März  1910  fertiggestellten  Revision  des  französischen  Zoll- 
tarif es  von  1892  kehrten  die  Darlegungen  über  den  angeblich  turm- 
hohen Vorrang  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalpro- 
duktion über  den  Außenhandel  bis  zum  Überdrusse  wieder. 

Nun  haben  sicherlich  die  britischen  Freihändler 
der  vierziger  bis  siebziger  Jahre  des  neunzehnten  Jahrhunderts  hin- 
sichtlich ihrer  glänzenden  Träume  von  einer  dauernden  universellen 
Freihandelsära  eine  weitgehende  Enttäuschung  er- 
fahren. Hiermit  ist  aber  noch  lange  nicht  die  entgegengesetzte  An- 
nahme bewiesen,  der  Welthandel  sei  trotz  seiner  unbestreit- 
baren, großen  absoluten  Zunahme  verhältnismäßig  (d.  h.  im  Vergleich 
zum  noch  größeren  Wachstum  der  für  den  eigenen  Markt  arbeitenden 
Inlandsproduktion)  stationär  geblieben  oder  gar  im  R  ü  c  k  - 
gange    begriffen. 

Die  damaligen  Freihändler  mögen  zwar  die  Zukunftsaussichten 
des  Welthandels  im  Vergleiche  zu  denjenigen  der  für  den  Inlands- 
markt  arbeitenden  Nationalproduktion   überschätzt  haben,    als  sie 
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annahmen,  daß  Inlandsabsatz  und  internationaler  Handelsverkehr 
allmählich  ohne  schärfere  Abgrenzung  ineinander  übergehen  würden. 
Hiermit  ist  aber  noch  lange  nicht  die  entgegengesetzte 
Übertreibung  dargetan,  die  besagt :  „Bei  der  zunehmenden 
Industrialisierung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  und  dadurch 
eines  immer  größeren  Teiles  des  gesamten  Weltmarktes  sind  zwar 
noch  immer  absolute  Fortschritte  der  internatio- 
nalen Handelsumsätze  zu  verzeichnen;  diese  Fortschritte 
gehen  aber  bestenfalls  mit  gleicher  Schnelligkeit  vor  sich  wie  jene 
der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion,  wahr- 
scheinlich aber  in  einem  beträchtlich  schwächeren 
Tempo." 

Diese  neuere  Richtung  stützte  und  berief  sich  hierbei  nicht  zum 
wenigsten  auf  einen  Nationalökonomen,  der  gewöhnlich  mit  dem  Be- 
griffe wirtschaftlicher  Reaktion  nicht  in  Verbindung  gebracht  wird. 
Es  ist  dies  Professor  Werner  S  o  m  b  a  r  t,  der  in  seinem  1903 
erschienenen  Buche  „Die  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jahr- 
hundert" in  einem  eigenen  Kapitel  von  24  Seiten  „Die  deutsche 
Volkswirtschaft  und  der  Weltmarkt"  dieser  Theorie  annähernd  Ähn- 
liches mit  einer  wohl  mehr  geistreichen  als  überzeugenden  Statistik^), 
freilich  speziell  für  den  Fall  der  deutschen  Volkswirtschaft,  ver- 
fochten hat. 

Diese  Richtung  weicht  von  den  üblichen  handelspolitischen 
Theorien  insofern  ab,  als  sie  sich  nicht  damit  befaßt,  festzustellen,  ob 
die  Bestrebungen  auf  Erweiterung  des  Weltmarktverkehrs  den  auf 
Verengerung  dieses  Verkehrs  gerichteten  vorzuziehen  seien  oder  um- 
gekehrt; diese  neuere  Richtung  will  vielmehr  die  herkömmlichen 
Kampflinien  der  Theorie  der  Handelspolitik  von  einem  höheren 
Gesichtspunkte  aus  überblicken.  Sie  sagt  der  Freihandels- 
schule: „Du  kämpfst  für  ein  Phantom.  Die  historische  Entwicklung 
ist  gegen  dich  und  setzt  die  relative  Bedeutung  des  Weltmarkt- 
verkehrs zugunsten  des  inneren  Verkehrs  der  einzelnen  Volks- 
wirtschaften mit  langsamer,   aber  unwiderstehlicher  Gewalt   herab." 

Diese  handelspolitische  Idee  knüpft  an  Sombarts  Darstellungen 
an,  wiederholt  aber  im  Grunde  genommen  nur  herkömmliche 
hochschutzzöllnerische  Trivialargumente.  Als 
mir  diese  Anschauung  in  der  Person  einiger  ihrer  Anhänger  zuerst 
entgegentrat,  erhob  sich  dagegen  in  meinem  Innern  ein  zuerst  mehr 


*)   über  diese  Statistik  vgl.  im  II.  Bande  die  Abteilung  III  der  II.  Anlage  „Das. 
Verhältnis  der  Wertziffern  des  Außenhandels  und  der  Nationalproduktion". 
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gefühlsmäßiger  Widerspruch.  Ein  solcher  Widerspruch  liegt  wohl 
jedem  nahe,  der  die  Weltmarktsverhältnisse  in  handeis- 
und  produktionsstatistischer  Richtung,  in  Handelspolitik  und  in  deren 
Ausstrahlung  auf  die  große  Weltpolitik  zum  Gegenstand  seiner  Studien 
gemacht  hat.  Eine  eingehendere  Erwägung  des  fraglichen  Gegen- 
standes brachte  mich  überdies  auf  eine  Reihe  von  Argumenten, 
welche  nicht  bloß  für  eine  absolute  Zunahme  des  Weltmarktverkehrs 
sprechen;  diese  Argumente  scheinen  auch  mehr  oder  weniger  die  An- 
sicht zu  begründen,  daß  der  Weltmarktverkehr  sogar  relativ  gegen- 
über dem  Inlandsabsatz  der  Nationalproduktionen  an  Bedeutung  zu- 
nehme, und  dies  gilt  auch  für  die  alten  Kulturländer  des  außerrussischen 
Europa. 

Ich  begann  die  vorliegende,  nach  den  verschiedensten  Seiten 
blickende  Arbeit  im  Jahre  1905.  Sie  erwies  sich  sowohl  durch  die 
Schwierigkeit  ihrer  allgemeinen  Gliederung,  als  auch  durch  die  Not- 
wendigkeit der  Feststellung  zahlreicher  Detaüs  als  unverhältnismäßig 
mühselig  und  zeitraubend.  Auch  wurde  ihre  Fertigstellung  noch 
durch  mancherlei  Berufs-  und  Erwerbsbeschäftigung  sowie  durch 
Veröffentlichung  einzelner  einschlägiger  monographischer  Arbeiten 
verzögert.  Gerade  in  den  ersten  zwei  bis  drei  Jahren  nach  1905 
stand  die  handelspolitische  Theorie  stark  unter  dem  Eindrucke  des 
genannten,  glänzend  geschriebenen,  aber  eben  in  seinen  Darlegungen 
über  Weltmarktsentwicklungen  nicht  sorgfältig  genug 
durchdachten  S  o  m  b  a  r  t  sehen  Werkes,  d.  h.  unter  dem  Eindrucke 
der  dort  mehr  angedeuteten,  als  scharf  und  allgemeingültig  dargelegten 
Ansichten  über  diese  Entwicklungen.  Wie  es  so  häufig  der  Fall  ist, 
übertrieben,  verallgemeinerten  und  vergrö- 
berten die  Anhänger  Sombarts  seine  eigentlich  nur  als  geist- 
reiche Bemerkung  hingeworfenen  Ausführungen  über  das  Verhältnis 
der  deutschen  Volkswirtschaft  zur  Weltwirtschaft. 

Inzwischen  sind  die  von  Sombart  geäußerten  Ideen  über  den 
internationalen  Handelsverkehr  in  den  Hintergrund  ge- 
treten. Viele,  die  ihnen  damals  zugestimmt  haben,  halten  sie  gegen- 
wärtig für  unzutreffend,  mögen  auch  Anklänge  daran  inderhochschutz- 
zöllnerischen  Vulgär  Ökonomik  stets  von  neuem  vorgebracht  werden. 
Aber  meine  in  vorliegender  Arbeit  zum  Ausdrucke  gelangten  An- 
sichten wurden  durch  den  Widerspruch,  den  ich  sofort  gegenüber  den 
Meinungen  der  damaligen  Sombartanhänger  empfand,  nur  aus- 
gelöst und  waren  zum  großen  TeÜe  schon  vor  diesem  Zeitpunkte, 
wenn  auch  nicht  in  völlig  klar  entwickeltem  Zustande,  bei  mir  vor- 
handen.   Diese  meine  Ansichten  haben  wohl,  trotz  des  seitherigen  Ver- 
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blassens  der  von  Sombart    angeregten   Ideen   über  Weltmarktsent- 
wicklung, jenen  Wert  behalten,  der  ihnen  an  und  für  sich  eigen  ist, 
ganz  abgesehen  von  der  Bedeutung,  die  ihnen  als  Widerlegung  der 
den  Sombartschen  Ausführungen  vielfach  parallellaufenden,    altein- 
gewurzelten hochschutzzöllnerischen  Vulgärökonomik  zukommen  mag. 
Damit  steht  wohl  auch  eine  Wandlung  in  den  tatsäclilichen  Ver- 
hältnissen im  Zusammenhang:  In  letzter  Zeit  scheint  die  verhängnis- 
volle Stärke  einigermaßen  verringert  zu  sein,  womit  die  hochschutz- 
zöllnerische  Vulgärökonomik  seit  mehr  als  drei  Jahrzehnten  auf  die 
Wählerschaft,  die  politischen  Parteien  und  die  Regierungen  so  vieler 
Kulturstaaten  eingewirkt  und  dadurch  die  handelspolitische 
Praxis    beeinflußt  hat.      Mancherlei  Anzeichen   sprechen   dafür, 
so  di'='  Siege  der  Demokraten  bei  den  Wahlen  im  November  1910  für 
den  Washingtoner  Kongreß,   das  Handelsabkommen  zwischen  den 
Vereinigten    Staaten    und  Kanada  vom  21.  Januar  1911, 
der  Kampf  des  Washingtoner  Repräsentantenhauses  gegen  die  hohen 
Woll-  und  BaumwoUwarenzöUe  des  Payne-Tarifes  in  den  ersten  sieben 
Monaten  des  Jahres  191 1,  der  Sieg  der  freihändlerischen  lyiberalen 
in    Großbritannien    bei   den   Parlamentswahlen  im   Januar 
und  Dezember  1910,  die  mehrfachen  Wahlniederlagen  der  hochschutz- 
zöllnerischen Konservativen  und  ihres  Anhanges  in  Deutschland 
in  den  Jahren  1910  und  191 1,  der  gleichzeitige  Widerstand  der  Bauern- 
schaft  in    den     österreichischen     Alpenländern   gegen    die 
hohen  Zölle  auf  verschiedene  Futtermittel,   ähnliche  Bestrebungen 
unter  der  Bauernschaft    Deutschlands,    in    Frankreich 
die  Bemühungen  der  Societe  d'Economie  Industrielle  et  Commerciale, 
um  Handelsverträge  mit  wechselseitigen  Zollermäßigungen  und  die 
Entstehung  einer  dem  bisherigen  französischen  Hochschutzzoll  grund- 
sätzlich widerstrebenden  Ligue  du  I^ibre  Exchange  im  ersten  Halb- 
jahr 19 II  usw.  Als  besonders  ernste  Anzeichen  einer  handelspolitischen 
Umstimmung    wären    noch    anzuführen :     Die    Teuerungsun- 
ruhen    in    Frankreich    im   August   und   September    1911 
sowie  jene  in   Wien   vom  17.  September  1911,  die  sodann  auch  in 
der    österreichischen    Provinz    zu    mehr    oder    minder    stürmischen 
Äußerungen  des  VolksunwÜlens  Anlaß  gaben.   Bereits  am  10.  Oktober 
191 1  konnte  es  Ministerpräsident  Baron  Gautsch  in  dem  so  stark 
agrarisch-schutzzöllnerischen  österreichischen  Parlament  wagen,  von 
den  hohen  Getreidezöllen  des  (am  i.  März  1906  in  Kraft  getretenen) 
österreichisch-ungarischen    Tarifes    als    einem    Schulbeispiele    einer 
unglücklichen,  unsachgemäßen  Handelspolitik  zu  sprechen. 
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n.  Einteilung  und  Gliederung. 

Die  Einteilung  des  umfangreichen  Stoffes,  der  zahlreichen 
allgemeinen  Behauptungen  und  der  noch  viel  umfassenderen,  zur  Er- 
läuterung dieser  Behauptungen  dienenden  sachlichen  Details  bot  nicht 
geringe  Schwierigkeiten.  Es  schien  naheliegend  zu  sein,  den  Be- 
hauptungen der  „praktischen"  Vulgärökonomen 
und  der  an  Sombart  anknüpfenden  Theore- 
tiker entsprechende  Gegenbehauptungen,  Ne- 
gationen gegenüberzustellen.  Dies  erwies  sich  aber  als  un- 
durchführbar. Denn  im  vorliegenden  Werke  werden  viele  Dinge 
vorgebracht,  die  den  erwähnten  Vulgär  Ökonomen  und  Theoretikern 
nicht  einmal  im  Traume  eingefallen  sind.  Die  Ausführungen  über 
diese  Dinge  an  die  Behauptungen  der  genannten  Kreise  anzu- 
knüpfen, hieße,  eine  schwere  Last  an  einem  viel  zu  dünnen  Faden 
aufhängen,  und  würde  der  Übersichtlichkeit  der  Darstellung  durchaus 
nicht  zugute  kommen. 

Eine  andere,  sicherlich  weit  bessere  Einteilung  geht  von  j  e  n  e  n 
Momenten  aus,  die  ein  relatives  Wachstum 
des  internationalen  Handelsverkehrs,  gegen- 
über der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden 
Nationalproduktion  in  den  einzelnen  Volks- 
wirtschaften und  Zollgebieten,  zu  begünstigen 
scheinen.  Hierbei  drängt  sich  folgende  tiefgehende  Unter- 
scheidung sofort  auf:  Die  genannten  Momente  stellen  sich  teüs  als 
planmäßige  Einwirkungen  auf  den  internationalen  Handels- 
verkehr dar;  teüs  hat  man  es  mit  Einwirkungen  zu  tun,  welche  von 
Naturfaktoren  auf  diesen  Verkehr  ausgeübt  werden ;  teüs 
entstammen  bedeutsame  Einwirkungen  auf  den  internationalen 
Handelsverkehr  allerlei  sozialen  Vorgängen,  ohne  daß  man 
aber  die  fraglichen  Einwirkungen  als  beabsichtigte  Beeinflussungen 
dieses  Verkehrs  bezeichnen  kann. 

Aber  auch  diese  Einteüung  ist  nicht  ganz  frei  von  Mängeln. 
Die  drei  genannten  Momente,  planmäßige  Einwirkungen,  Natur- 
faktoren, soziale  Vorgänge,  sind  nämlich  in  der  Wirklichkeit 
nicht  so  scharf  voneinander  geschieden,  als 
sie  die  zergliedernde  Betrachtung  zu  scheiden 
vermag.  Ein  in  die  Weltwirtschaft  eingreifender,  äußerlich  ein- 
heitlich auftretender  Faktor  mag  unter  Umständen  aus  mehr  als 
einem  der  genannten  drei  Momente  zusammengesetzt  sein.  So  nehmen 
z.  B.  die  K  ap  i  t  al  in  V  e  s  t  i  t  i  o  n  en   im   Auslande   immer 
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mehr  den  Charakter  einer  planmäßigen  Einwirkung  auf  die  Weltwirt- 
schaft im  Sinne  einer  Förderung  des  eigenen  Außen-  und  namentlich 
Ausfuhrhandels  an.  Daneben  gibt  es  aber  sicherlich  noch  ausgedehnte 
Kapitalinvestitionen  im  Auslande,  denen  dieser  Gesichtspunkt  völlig 
fremd  ist.  Hier  wirkt  nur,  wie  in  früheren  Zeiten  fast  ausschließlich,  die 
größere  Gewinnchance  bei  der  betreffenden  Kapitalanlage  im  Auslande 
gegenüber  der  durchschnittlichen  Gewinnchance  bei  Kapitalanlagen 
im  Inlande  oder  in  anderen  Auslandstaaten.  Ferner  schafft  die  Ein- 
wirkung des  Tropenklimas  auf  Menschen  und  Boden  die  Neigung, 
übermäßig  große  Anteile  der  in  den  einzelnen  Tropengebieten  ver- 
fügbaren Kapitalien  und  Arbeitskräfte  auf  irgendeine  bevorzugte 
Kultur  zu  verwenden.  Es  sind  dies  die  sogenannten  Mono- 
kulturen, die  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  auf  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  einen  anregenden  Einfluß  ausüben. 
Sicherlich  hat  man  es  hierbei  in  erster  lyinie  mit  der  Wirkung  eines 
Naturfaktors  zu  tun.  Aber  die  aus  solchen  Monokulturen  häufig  ent- 
springenden Übelstände  führen  zu  einer  typischen,  der  Förderung  des 
internationalen  Handelsverkehres  dienlichen  Handelspolitik,  also  zu 
einer  planmäßigen  Einwirkung  auf  die  Weltwirtschaft. 

Beispiele  für  ein  derartiges  Zusammenwirken  mehrerer  der  ge- 
nannten drei  Momente  in  einem  besonderen  Falle  wären  noch  in 
größerer  Zahl  anzuführen.  Dennoch  wurde  die  Dreiteilung 
„planmäßige  Einwirkungen,  Naturfaktoren, 
soziale  Vorgänge"  zur  Grundlage  der  Dar- 
stellung genommen.  Mögen  auch  in  zahlreichen  Einzelfällen 
mehr  als  eines  der  drei  Momente  beteÜigt  sein,  so  tritt  doch  stets 
eines  dieser  Momente,  eine  planmäßige  Einwirkung,  ein  Naturfaktor 
oder  ein  sozialer  Vorgang  ohne  bestimmte  handelspolitische  Absicht, 
derart  in  den  Vordergrund,  daß  hiernach  die  Einreihung  des  Einzel- 
falles in  eine  der  drei  Gruppen  vorgenommen  werden  kann. 

Demgemäß  wurden  im  ersten  Bande  der  „Ent- 
wicklungstendenzen der  Weltwirtschaft"  die  „planmäßigen 
Einwirkungen  auf  die  Weltwirtschaf t"  behandelt,  was  im  Untertitel 
dieses  Bandes  zum  Ausdrucke  kommt.  Der  zweite  Band  ist  den 
beiden  anderen  Momenten  gewidmet,  was  seinem  Untertitel  „N  a  t  ur- 
faktoren  und  soziale  Vorgänge  in  der  Weltwirtschaft" 
zu  entnehmen  ist. 

Der  erste  Band  bringt  nach  der  Einleitung  und  dem  Ü  b  e  r  - 
Sichtskapitel  „Der  weltwirtschaftliche  Ausgleich  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie"  vier  Kapitel,  die  sich  mit  zweifel- 
los   planmäßigen    Einwirkungen    auf    die    Welt- 
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Wirtschaft  beschäftigen.  Bezüglich  der  in  diesen  vier  Kapiteln 
behandelten  Gegenstände  bestehen  naturgemäß  die  schärfsten  Gegen- 
sätze zwischen  den  früher  erwähnten  Vulgärökonomen  und  an 
Sombart  anknüpfenden  Theoretikern  auf  der  einen  Seite  und  anderer- 
seits denjenigen,  die,  wie  der  Verfasser  selbst,  der  Ansicht  sind,  daß 
die  relative  Bedeutung  des  internationalen  Handelsverkehres,  im 
Vergleich  zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalpro- 
duktion in  den  einzelnen  Volkswirtschaften  und  Zollgebieten,  im 
Zunehmen  begriffen  sei.  Dies  geht  schon  aus  den  Titeln  dieser  vier 
Kapitel  hervor:  „Freihandelstendenz  der  Aus  fuhr  er  Zeugungen  und 
Kartell wesen ;  Wirkungen  des  Hochschutzzolles'*,  „Wehrhafter  Frei- 
handel oder  gemäßigter  Schutzzoll**;  „Zollkriege**,  „Der  britische  Frei- 
handel und  seine  politisch -mÜitärischen  Stützen**.  Einwirkung  en 
auf  den  Weltmarkt  von  einem  minder  scharf 
ausgesprochen  planmäßigen  Charakter  werden 
in  den  weiteren  vier  Kapiteln  erörtert,  nämlich  in:  „Die  großen 
Zollgebiete  in  der  Weltwirtschaft**,  „Die  Kolonien  in  der  Weltwirt- 
schaft'*, „Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft**, 
,, Kapitalinvestitionen  im  Auslande**.  Auch  hier  überwiegen  plan- 
mäßige Einwirkungen;  doch  machen  sich  daneben  auch  soziale  Vor- 
gänge ohne  beabsichtigte  Beeinflussung  des  internationalen  Handels- 
verkehres sowie  Naturfaktoren  in  nicht  unbeträchtlichem  Maße  geltend. 
Der  zweite  Band  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft*' mit  dem  Untertitel  „N  aturfaktoren  und  soziale 
Vorgänge  in  der  Weltwirtschaft**  bringt  vorerst 
eine  Einleitung,  in  welcher  der  wesentliche  Inhalt  des  ersten  Bandes 
rekapituliert  wird,  um  gewissermaßen  jeden  der  beiden  Bände  für 
sich  zu  einem  abgeschlossenen  Ganzen  zu  machen.  Unter  den  acht 
Kapiteln  des  zweiten  Bandes  ist  von  besonderer  Bedeutung:  „Die 
Rohstoffe  in  der  Weltwirtschaft.**  Darin  wird  folgender  Grund- 
gedanke ausführlich  erläutert:  „Der  Reichtum  eines  I^andes  und  die 
Größe  der  Umsätze  seines  Außenhandels  hängen  weniger  davon  ab, 
daß  es  möglichst  viele  Fabrikate  erzeugt,  als  davon,  daß  es  große 
Mengen  von  Produkten  herstellt,  mögen  es  nun  Fabrikate  höherer 
oder  niedriger  Verarbeitungsstufe  oder  Rohstoffe  (auch  Abfälle) 
sein,  deren  technisch  vollkommene  Erzeugung  die  Investition  großer 
Arbeitsmengen  erfordert,  und  dieser  Umstand  gelangt  in  ent- 
sprechend hohen  Preisen  der  betreffenden  Produkte  zum  Aus- 
druck. Es  ist  nämlich  eine  große  Anzahl  von  pflanzlichen,  tierischen 
und  mineralischen  Rohstoffen  zu  finden,  deren  Preis  pro  Gewichts- 
einheit demjenigen  nicht  weniger,  in  der  Weltwirtschaft  hochwichtiger 
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Fabrikate  bei  weitem  überlegen  ist;  anderseits  gibt  es  nicht  wenige 
Fabrikate,  deren  Preise  jenen  der  Rohstoffe,  aus  denen  diese  Fabrikate 
bereitet  wurden,  nur  wenig  voraus  sind,  aber  hinter  der  Preishöhe 
anderer,  ebenfalls  nicht  gerade  hochwertiger  Rohstoffe  mehr  oder 
weniger  stark  zurückbleiben.  Die  Rohstoffqualifikation, 
welche  die  Schutzzölle  unrätlich  oder  nutzlos,  d.  h.  zu  reinen  Fiskal- 
zöllen macht,  bedeutet  demnach  keineswegs,  daß  der  einzelne  Rohstoff, 
um  den  es  sich  handelt,  mit  geringer  Arbeitsmühe  und  Kapitalsver- 
wendung gewonnen  werden  könne,  was  sich  auch  in  niedrigen  Preisen 
ausdrückt.  Es  kann  dies  der  Fall  sein,  muß  aber  nicht  so  sein.  Es 
kann  vielmehr,  ganz  abgesehen  vom  Seltenheitswerte  mancher 
Rohstoffe,  im  Gegenteü  geradesogut  eine  ganze  Reihe  mühseliger, 
den  Preis  des  betreffenden  Artikels  ziemlich  hoch  setzender  Arbeits- 
prozesse nötig  sein,  um  einen  bestimmten  Rohstoff  zu  erzeugen." 
Daraus  geht  hervor,  von  wie  großer  Bedeutung  die  internationalen 
Handelsumsätze  in  Rohstoffen  für  das  relative  Wachstum  des  inter- 
nationalen Handelsverkehres  im  Vergleiche  zum  Binnenhandel  der 
einzelnen  Volkswirtschaften  oder  Zollgebiete  sind. 

Nicht  minder  grundlegend  als  das  soeben  skizzierte  Kapitel  des 
II.  Bandes  ist  „Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft'*.  Der  Grundge- 
danke dieses  Kapitels  besagt:  „Zur  industriellen  und  namentlich  zur 
großindustriellen  Entwicklung  eignen  sich  die  tropischen 
sowie  nicht  wenige  subtropische  Gebiete  in  beträchtlich  geringerem 
Ausmaße  als  die  lyänder  der  gemäßigten  Zone.  Dabei  weisen  die 
Tropenbevölkerungen,  namentlich  unter  der  Herrschaft 
kulturell  höher  stehender  Nationen  gemäßigter  Klimate,  die  Tendenz 
zu  einem  stärkeren  Wachstume  auf,  als  es  in  den  ge- 
mäßigten Klimaten  zu  finden  ist.  Bei  der  wachsenden  Ausdehnung 
europäischer,  nordamerikanischer,  japanischer  Herrschaft  und  der  zu- 
nehmenden Verbreitung  ebensolcher  Kulturelemente  innerhalb  der 
tropischen  Gebiete  entwickelt  sich  also  die  Kaufkraft  der  tropischen 
Abnehmerländer  industrieller  Produkte  beträchtlich  stärker,  als  die 
Bevölkerung  der  Industriegebiete  zunimmt,  die  vorwiegend  gemäßigten 
Klimaten  angehören.  Hieraus  ergibt  sich  eine  weltwirtschaft- 
lich höchst  bedeutungsvolle  Tendenz,  die  nicht 
nur  auf  absolute,  sondern  auch  auf  relative  Vermehrung  der  Um- 
sätze des  Welthandels  hinzielt." 

Diese  Tendenz  erfährt  noch  eine  Verschärfung  durch  die  dem 
gleichen  Müieu  und  ähnlichen  Ursachen  entspringenden  Mono- 
kulturen mit  ihrer  Neigung,  übermäßig  große  Anteile  der  in  den 
einzelnen  Tropengebieten  verfügbaren  Kapitalien  und  Arbeitskräfte 
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auf  irgendeine  bevorzugte  Kultur  zu  verwenden.  Diese  Verhältnisse 
werden  in  einem  eigenen  Kapitel  des  II.  Bandes,  „Die  Monokultur  in  der 
Weltwirtschaft",  ausführlich  behandelt;  es  wird  dort  gesagt:  „Sogar 
innerhalb  gev/isser  den  Tropenbevölkerungen  besonders  angepaßter 
agrarischer  Erzeugungen,  im  Anbau  tropisch-subtropischer 
Handelspflanzen,  stellen  die  Monokulturen  ein  eigentüm- 
liches Moment  dar,  das  den  internationalen  Handelsverkehr  belebt 
sowie  die  betreffenden  Tropen-  und  Subtropengebiete  in  Produktion 
und  Bedarfsdeckung  vom  Weltmarkte  stark  abhängig  macht.  Be- 
sonders bedeutsam  ist  dieses  Moment,  weü  es  auch  in  den  sub- 
tropischen Gebieten  in  nicht  geringem  Maße  zu  bemerken  ist;  dagegen 
macht  sich  die  Gesamtheit  jener  Faktoren,  die  eine  mindere  Eignung 
der  Tropen  zur  Entwicklung  einer  Großindustrie  bedingen,  in  vielen 
Subtropengebieten  nur  in  namhafter  Abschwächung  geltend." 

Mit  einem  bisher  meines  Wissens  zusammenfassend  nicht  be- 
handelten Gegenstande  beschäftigt  sich  ein  „Die  Improvisa 
in  der  Weltwirtschaft"  benanntes  Kapitel  des  II.  Bandes.  Dieses 
Kapitel  behandelt  die  „unerwarteten,  im  regelmäßigen  Gange  der 
Dinge  zum  mindesten  nicht  mit  Sicherheit  voraus- 
berechenbaren Vorkommnisse  innerhalb  der  einzelnen 
Nationalwirtschaften".  Diese  Vorkommnisse  sind  zumeist  un- 
angenehmer, nicht  selten  geradezu  katastrophaler 
Beschaffenheit,  wirken  aber  auf  den  internationalen  Handelsverkehr 
anregend  und  belebend  ein.  In  dieser  Anregung  und  Belebung  ist 
nichts  anderes  zu  erblicken  als  eine  Einzelerscheinung  des  Aufstiegs 
der  Menschheit  zu  einer  höheren  Stufe  wirtschaftlicher  Arbeitsteüung 
und  Arbeitsvereinigung  mit  dem  Resultate  erleichterter  Selbster- 
haltung. 

Der  an  mehreren  Stellen  dieser  Arbeit,  so  namentlich  bei  Be- 
sprechung der  „Großen  Zollgebiete"  gelegentlich  erörterte  Einfluß 
des  Transportwesens  wird  in  dem  „Die  Frachtenbilanz  im 
internationalen  Handelsverkehre"  benannten  Kapitel  des  II.  Bandes 
in  den  Vordergrund  der  Darstellung  gerückt.  Der  Grundgedanke 
dieses  Kapitels  wäre  in  aller  Kürze  etwa  folgendermaßen  wiederzu- 
geben: „In  hochschutzzöllnerischen  Ländern  kann  es  leicht  vor- 
kommen, daß  beträchtlichen  Mengen  schwerer 
Ausfuhrwaren  nur  eine  nach  Gewicht  (oder  auch  nach  Schiffs- 
räumen) weit  kleinere  Menge  von  Einfuhr- 
artikeln gegenübersteht.  Unter  solchen  Umständen  fehlt  es 
den  Schiffen  (oder  auch  Eisenbahnen),  die  aus  einem  hochschutz- 
zöllnerischen lyande  Ausfuhrwaren  ins  Ausland  befördern,  an  Rück- 
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frachten  nach  den  Häfen  (Grenzen)  des  hochschutzzöllnerischen 
Staates.  Demgemäß  stellen  sich  die  Frachtsätze  nach  den  Häfen  des 
hochschutzzöllnerischen  Staates,  mangels  entsprechender  Fracht- 
mengen, relativ  niedrig,  und  ebendadurch  wird  die  W  i  r  k  s  a  m  k  e  it 
der  Schutzzölle  des  Landes  mit  dem  starken  Gewichtsüber- 
schusse an  Ausfuhrwaren  abgeschwächt.  Andererseits  haben 
die  Ausfuhrwaren  des  hochschutzzöllnerischen  Staates,  in- 
folge dieses  Mangels  an  Rückfrachten,  verhältnismäßig  hohe  Fracht- 
Sätze   zu  bezahlen,  die  ähnlich  wie  Ausfuhrzölle  wirken." 

Ein  stark  sozialpolitisch  gefärbtes  Kapitel  des  II.  Bandes  befaßt 
sich  mit  den  „L  u  x  u  s  w  a  r  e  n  im  internationalen  Handelsver- 
kehre*'. Dieses  Kapitel  beruht  auf  folgendem  Grundgedanken:  „Bei 
der  zumeist  sehr  plutokratischen  Gliederung  der  Gesell- 
schaftsverhältnisse in  schutzzöUnerischen  und  hochschutzzöllnerischen 
Staaten  wirken  diese  Zolls5'steme  nicht  selten  mehr  im  Sinne  einer 
eigentümlichen  Verschiebung  als  in  dem  einer  Ver- 
hinderung des  internationalen  Verkehres.  Womit  bezahlen 
denn  die  Erzeuger  der  Luxuswaren,  die  von  den  wohlhabenden  und 
reichen  Schichten  der  hochschutzzöllnerischen  Staaten,  öfters  ganz 
ohne  Rücksicht  auf  den  Preis,  aus  dem  Auslande  bezogen  werden, 
ihren  und  ihrer  Landsleute  Bedarf  an  ausländischen  Artikeln  aller 
Art?  Dieser  Bedarf  wird  mittels  jener  Summen  beglichen,  die  aus  den 
hochschutzzöllnerischen  Ländern  für  die  dorthin  gesandten  Luxus- 
artikel bezogen  wurden;  so  werden  also  die  aus  den  hochschutz- 
zöllnerischen Staaten  stammenden  Waren  in  mehr  oder  minder  weit- 
gehendem Ausmaße  mittels  jener  Luxusartikel  bezahlt,  die  von  den 
wohlhabenden  und  reichen  Schichten  dieser  Staaten  dem  Auslande 
abgekauft   werden.*' 

Ein  in  der  sozialwissenschaftlichen  und  insbesondere  handels- 
politisch-kommerziellen Literatur  sehr  vernachlässigter  Gegenstand 
wird  im  zweiten  Bande  im  Kapitel  „Der  Schmuggel  in  inter- 
nationalen Handelsverkehre"  behandelt.  Darin  wird  dargetan,  daß 
der  Schmuggel  aus  einer  Reihe  von  Gründen  für  die  Entwicklung  des 
internationalen  Handelsverkehres  größere  Bedeutung  besitze:  „i.  Der 
Wert  der  geschmuggelten  Waren  stellt  eine,  je  nach  den  besonderen 
Verhältnissen,  verschieden  große  Zuschlagspost  zu  den 
Außenhandelsziffern  der  einzelnen  Länder  dar,  die  wohl 
kaum  in  irgendeinem  Lande  völlig  fehlt.  2.  Doch  die  Hauptbedeutung 
des  Schmuggels  liegt  in  folgendem:  er  nimmt  (abgesehen  von  einigen 
anderen  minder  bedeutsamen,  mitbeteüigten  Momenten)  in  ungefähr 
gleichem  Verhältnisse  zu  wie  die  Höhe  und  der  drückende 
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Charakter  der  Zollsätze,  soweit  diese  überhaupt  für  den 
Schmuggel  geeignete  Waren  belasten.  3.  Indem  manche  Staaten 
gerade  wertvollere  Waren  mit  mäßigen  Zoll- 
sätzen belegen,  suchen  sie  auf  solche  Weise  den  bezüglich  dieser 
Artikel  besonders  leichten  Schmuggel  unlohnend  und  gewisser- 
maßen überflüssig  zu  machen.  Auch  werden  nicht  selten  der 
Grenzbevölkerung  allerlei  zollpolitische  Zugeständnisse 
gemacht,  um  für  diese  Bevölkerung  die  Verlockung  zum  Schmuggel 
zu  verringern". 

Endlich  wird  im  II.  Bande  im  Kapitel  „Zukunftsphanta- 
sien utopischer  Färbung"  ein  heikler,  aber  doch  nicht 
ganz  zu  vernachlässigender  Gegenstand  erörtert.  Der  Grund- 
gedanke dieses  Kapitels  besagt:  ,,Es  ist  ein  historischer  Krfahrungs- 
satz,  daß  sich  Zukunftsphantasien  utopischer  Färbung  oder  im- 
mittelbar  in  die  Gegenwart  (oder  auch  Vergangenheit)  versetzte 
Utopien  sehr  häufig  geradezu  als  Prophezeiungen  erweisen. 
In  diesen  Phantasiegebilden  nimmt  die  soziale  Sehnsucht  des  be- 
treffenden Zeitalters  die  unentbehrliche,  wenn  auch  nicht  sofort  er- 
reichbare Erfüllung  vorweg.  Ein  bemerkenswerter  Wahrschein- 
lichkeitsgrund, wenn  auch  kein  direkt  schlüssiges  Argument 
für  das  Vorhandensein  einer  Entwicklungsrichtung,  die,  trotz  der 
anscheinend  wenig  hoffnungsvollen  handelspolitischen  Vorgänge 
im  Jahrfünft  1906 — 1910,  zu  einer  freieren  Zukunftsgestaltung  des 
Weltmarktes  führen  mag,  liegt  daher  in  folgendem:  Die  mehr  oder 
weniger  phantastischen  oder  utopischen  Betrach- 
tungen und  Vorhersagungen  über  eine  angeblich  nahe  oder  auch  ent- 
fernte bessere  Zukunft  haben  fast  immer  unter  ihren  Bestandteüen 
auch  den  Hinweis  und  die  sichere  Hoffnung 
auf  eine  freiere  Bewegung  im  Weltverkehre." 
Zur  näheren  Erläuterung  dieser  allgemeinen  Behauptung  werden  an- 
geführt und  mehr  oder  minder  ausführlich  behandelt:  in  gewissem 
Sinne  sogar  der  marxistische  kollektivistische  Sozia- 
lismus, sodann  die  Weltreichsphantasien  (Büdung 
großer  Weltreiche  oder  doch  zum  mindesten  umfassenderer  Zoll- 
vereine), die  sozialliberalen  Zukunftsphantasien  (Boden- 
reformer, Single  taxer.  Oppenheimer,  Hertzka;  Genossenschafts- 
theoretiker im  engeren  Sinne  des  Wortes,  so  namentlich  Vorkämpfer 
der  Konsumvereine,  wie  etwa  Hans  Müller;  Sanguiniker  hinsichtlich 
der  zu  erwartenden  Gestaltung  des  Arbeitsmarktes),  die  Phantasien 
über  eine  vom  lenkbaren  Luftschiff  beherrschte  Zukunft,  in 
der  angeblich  die  Zollbewachung  der  Grenzen  unmöglich  sein  werde. 
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In  einem  „Schlußwort"  wird  die  Frage  besprochen,  inwie- 
fern jene  Umstände,  die  für  ein  relatives  Wachstum  des  internationalen 
Handelsverkehres  im  Vergleiche  zum  Binnenhandel  sprechen, 
dauernder  Art  sind  oder  wenigstens  für  absehbare  Zeit  wirksam 
bleiben  werden,  und  inwiefern  diese  Umstände  nur  von  vorüber- 
gehender Wirksamkeit  sein  dürften.  Diese  Frage  wird 
für  einzelne  der  in  Betracht  kommenden  Momente  bereits  in  den 
betreffenden  Kapiteln  erörtert,  aber  ihre  zusammenfassende  Be- 
handlung muß  für  das  Schlußwort  des  zweiten  Bandes  aufgespart 
bleiben. 

In  einem  „Nachwort'*  soll  so  weit  als  möglich  ein  Kom- 
promiß mit  einer  unvermeidlichen  technischen  Notwendigkeit  zum 
Ausdrucke  gelangen.  Die  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft" und  namentlich  ihr  I.  Band  mußten  zu  einer  Zeit  abge- 
schlossen werden,  die  hinter  dem  Zeitpunkte,  da  dieses  Buch  erscheint, 
weit  zurückliegt.  Im  allgemeinen  wurden  die  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft"  im  April  191 1,  einzelne  Kapitel  sogar 
noch  bedeutend  früher  beendet.  Spätere  Ereignisse  und  Veröffent- 
lichimgen  konnten  meist  nur  in  beschränktem  Maße,  wenn  überhaupt, 
Berücksichtigung  finden.  Es  handelt  sich  hierbei  um  bemerkens- 
werte Handelsverträge,  Zolltarifrevisionen,  Zollkriege,  Preisbe- 
wegungen, handelsstatistische  und  Ernteziffern,  weltwirtschaftlich 
wichtige  politische  Änderungen  usw.,  die  seit  April  191 1  eingetreten 
sind  oder  veröffentlicht  wurden  und  an  der  passenden  Stelle  nur  un- 
zulänglich oder  überhaupt  nicht  erwähnt  werden  konnten.  Diese 
Dinge  sollen,  geordnet  nach  den  Kapiteln,  wofür  sie  von  Bedeutung 
sind,  kurz  vorgebracht  werden. 

Alle  diese  Nachträge  betreffen  nicht  die  Grundgedanken 
■der  einzelnen  Kapitel,  wohl  aber  das  zum  Nachweise  dieser  lycitsätze 
vorgebrachte  tatsächliche  Material.  Dieses  Material 
unterliegt  nicht  selten  ziemlich  rasch  allerlei  Veränderungen,  nament- 
lich in  den  Kapiteln  über  die  Gebiete  der  offenen  Tür,  über  die  großen 
Zollgebiete,  den  britischen  Freihandel,  die  Monokulturen.  Den  er- 
wähnten erläuternden  Materialien  wurde  noch  aus  einem  besonderen 
-Grunde  weitgehende  Aufmerksamkeit  gewidmet:  Die  „Entwick- 
limgstendenzen  der  Weltwirtschaft"  sind  nämlich,  abgesehen  von 
ihrem  Ziele,  eine  Reihe  wissenschaftlicher  Grund- 
gedanken zu  formulieren  und  nachzuweisen,  auch  als  eine  Art 
von  Handbuch  der  weltwirtschaftlich  bedeut- 
samen Vorgänge  und  Verhältnisse  gedacht, 
letzterem  Zwecke  dürfte  das  am  Schlüsse  des  II.  Bandes  vorfindliche 
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alphabetische  Personen-  und  Sachregister  wert- 
volle Dienste  leisten. 

So  weit,  als  nur  irgend  möglich  war,  wurde  aber  vermieden, 
durch  die  Beweismaterialien  und  Detailanführungen  den  Z  u  s  a  m  m  e  n  - 
hang  der  Darstellung  selbst  störend  zu  unterbrechen. 
Diese  Materialien  und  Details  wurden  vielmehr,  so  weit  als  zulässig, 
in  Anlagen  am  Schlüsse  des  II.  Bandes  verwiesen.  Dadurch 
treten  die  Grundgedanken  selbst  schärfer  hervor,  und  die  Lektüre 
wird  für  diejenigen,  welche  sich  vorerst  nur  mit  dem  Grundsätz- 
lich e  n  dieser  Arbeit  bekanntmachen  wollen,  bedeutend  erleichtert. 

III.  Freihandel,  Schutzzoll,  Hochschutzzoll. 

Am  Schlüsse  der  Einleitung  sind  noch  die  für  die  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft'*  grundlegenden  Bezeichnungen  Frei- 
handel, Schutzzoll  und  Hochschutzzoll  einer  genaueren  Um- 
schreibung zu  unterziehen.  Die  Unterscheidung  zwischen  ge- 
mäßigtem Schutzzoll,  der  dem  wehrhaften  Freihandel^) 
mehr  oder  weniger  nahekommt,  und  dem  Hochschutzzoll,  der  sich 
bereits  dem  Prohibitivsystem  nähert,  geht  nicht  auf 
gleicher  Linie  vor  sich,  je  nachdem  man  sich  auf  den  Standpunkt  des 
Erzeugers  oder  auf  den  des  Verbrauchers  stellt.  Über- 
einstimmungen beider  Auffassungen  sind  zwar  durchaus  nicht  aus- 
geschlossen; doch  ergeben  sich  sehr  oft,  je  nachdem  man  Einzel- 
fragen vom  Standpunkte  des  Erzeugers  oder  des  Verbrauchers  zu 
lösen  sucht,  weitreichende    Differenzen. 

Vom  Standpunkte  der  Erzeuger  handelt  es  sich  in  allen  jenen 
Fällen  um  gemäßigten  Schutzzoll,  in  welchen  die  Er- 
zeuger auf  dem  betreffenden  fremden  Absatzgebiete  noch  zu 
konkurrieren  vermögen.  Dagegen  liegt  vom  Standpunkte 
der  Erzeuger  ein  gemäßigter  Schutzzoll  nicht  mehr  vor,  wenn  sie  auf 
€inem  ausländischen  Absatzgebiete  von  der  dortigen  zollgeschützten 
Inlandsproduktion  einfach  an  die  Wand  gedrückt  oder  auf  einen 
geringen  Bruchteil  der  Deckung  des  gesamten  Verbrauches  beschränkt 
werden.  Die  Beschränkung  auf  einen  geringen  Bruchteil  des  Gesamt- 
bedarfes kann  in  verschiedener  Art  erfolgen:  bald  mögen  die  aus- 
ländischen Erzeuger  auf  die  Deckung  des  Bedarfes  in  einzelnen  v  o  r- 


^)  Eingehendere  Ausführungen  über  die  Gleichartigkeit  von  „gemäßigtem 
Schutzzoll"  und  „wehrhaftem  Freihandel"  sind  in  Abteilimg  IV  des  II.  Kapitels 
zu  finden. 
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z  ü  g  1  i  c  h  e  n  oder  ganz  minderwertigen  Sorten,  bald 
mögen  sie  auf  Konjunkturperioden  übermäßiger  Inan- 
spruchnahme der  betreffenden  Industrie  oder  bei  landwirtschaftlichen 
Produktionen  auf    Mißerntej  ahre  beschränkt  bleiben. 

Vom  Hochschutzzoll,  der  dem  Prohibitivsystem  nahe- 
steht oder  mit  diesem  bereits  identisch  ist,  sprechen  ausländische 
Erzeuger  in  folgenden  Fällen:  i.  wenn  diese  Erzeuger  im  frag- 
lichen Absatzgebiete  einer  zugleich  durch  Schutzzölle  und  eigene 
Leistungsfähigkeit  übermächtigen  Produktion  gegenüberstehen,  die 
auf  dem  betreffenden  Markte  wenigstens  in  normalen  Zeiten  allein- 
herrschend  oder  nahezu  alleinherrschend  geworden  ist,  2.  wenn 
eine  zollgeschützte  agrarische  Produktion  nur  im  Falle  von  Miß- 
ernten das  Ausland  zu  einem  Anteil  an  der  Deckung  des  Inlands- 
bedarfes kommen  läßt. 

Selbstverständlich  können  allgemein  für  alle  Länder  gültige 
Angaben  von  auch  nur  einigermaßen  ziffernmäßiger  Genauigkeit 
darüber  nicht  gemacht  werden,  bei  welcher  Höhe  der  Zollsätze  (in 
Prozenten  des  Warenwertes  ausgedrückt)  ein  dem  Prohibitivsystem 
nahestehendes  Hochschutzzöllnertum  beginnt.  Zollsätze,  die  für  das 
eine  Land  einen  durchaus  prohibitiven  Hochschutzzoll  dar- 
stellen, können  für  ein  anderes  Land  einem  mäßigen  Finanz- 
zolle gleichkommen,  der  die  Tür  für  die  Einfuhr  der  fraglichen 
Waren  weit  offen  läßt  und  daher  als  Vertragssatz  für  das 
Ausland  von  hohem  Werte  ist.  Es  ist  eben  das  eine  der  beiden  Länder 
nach  Beschaffenheit,  Menge  und  Preis  der  ihm  zur  Verfügung  stehenden 
Rohstoffe,  nach  Geschicklichkeit  und  Lohnhöhe  seiner  Arbeiterschaft, 
nach  seinem  Kapitalreichtum,  seinen  Verkehrsverhältnissen,  der 
Größe  und  Aufnahmefähigkeit  seines  Binnenmarktes  usw.  für  die 
betreffende  Produktion  sehr  geeignet,  das  andere  Land  nur  mittel- 
mäßig oder  wenig  befähigt. 

So  wäre  z.  B.  ein  Zoll  auf  Porzellanwaren  von  zwanzig 
Prozent  des  Wertes  in  Österreich-Ungarn^),  Deutschland,  Frankreich 
für  viele  Sorten  so  gut  wie  prohibitiv,  während  derselbe  Zoll  für  die 
Vereinigten  Staaten  einem  mäßigen  Finanzzolle  gleichkäme.  Denn 
die  Union  hatte  ja  auch  bei  einem  Zolle  für  Porzellanwaren  von  sechzig 


^)  So  wurden  die  Binheitswerte  der  Porzellanwaren-Einfuhr  Österreich-Ungarns 
in  den  Jahren  1907 — 1909  von  der  offiziellen  „Permanenzkommission  für  Außen- 
handels-Statistik" auf  75 — 150  Kronen  für  100  kg  geschätzt  bei  Zöllen  von 
12 — 24  Kronen  für  100  kg.  Die  gleichzeitige  Porzellan  waren- Einfuhr  betrug  nur  0,9 
bis  1,0  MilHonen  Kronen  jährHch,  also  sehr  wenig  für  ein  Reich  von  etwa  51  Millionen 
Einwohnern. 
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Prozent  des  Wertes  eine  starke  Hinfuhr  zu  verzeichnen,  so  z.  B.  in 
dem  (am  30.  Juni  beendeten)  Fiskaljahre  1909/1910  für  ungefähr 
10,6  Millionen  Dollar  oder  55,5  Millionen  Franken.  Ferner  sind  die 
Einfuhrzölle  des  waldreichen  Deutschlands  für  S  ä  g  e  w  a  r  e  n  im 
Betrage  von  etwa  6 — 12  Prozent  des  Wertes  i)  den  nach  dem  Deutschen 
Reiche  exportierenden  Holzausführstaaten  bereits  sehr  lästig.  Dagegen 
war  der  bis  1907  bestehende  achtprozentige  und  seither  elfprozentige 
Wertzoll  für  Säge  waren  in  der  Türkei,  einem  I^ande  mit  mangel- 
hafter Waldpflege,  schlechten  Verkehrsverhältnissen  und  geringem 
Unternehmungsgeiste,  zum  großen  Teile  nur  Finanzzoll  und  gewiß 
kein  Hindernis  für  eine  starke  Einfuhr  dieser  Holz  waren. 

Für  industriell  und  technisch  sowie  kapitalistisch  hochent- 
wickelte lyänder  mögen  viele  Fabrikatenzölle  bereits  nahezu 
prohibitiven  Charakter  tragen,  die  in  Staaten  mit  mangel- 
haft entwickelter  Technik,  schwierigen  Arbeiterverhält- 
nissen usw.  mäßige  Schutzzölle  oder  vielleicht  gar  nur  Finanz- 
zolle    darstellen. 

Die  hierfür  in  Betracht  kommenden  grundsätzlichen  Momente 
hat  Richard  Schüller  in  seinem  Buche  „Freihandel  und  Schutz- 
zoll" (Wien  1905)  klar  und  ausführlich  auseinandergesetzt;  es  wäre 
einfach  auf  dieses  Werk  zu  verweisen,  insoweit  die  Unterscheidung 
von  gemäßigtem  Schutzzoll  oder  wehrhaftem  Freihandel  und  Hoch- 
schutzzzoU,  der  dem  Prohibitivsystem  mehr  oder  weniger  nahe- 
kommt, vom  Standpunkte  des  Produzenten  vorzunehmen  ist. 
Ganz  anders  steht  es  mit  der  Unterscheidung  von  gemäßigtem  Schutz- 
zoll und  Hochschutzzoll  vom  Standpunkte  des  Verbrauchers. 
Daß  zwischen  diesen  beiden  Standpunkten  zu  unterscheiden  sei, 
scheint,  soweit  mir  bekannt,  kaum  irgendeinem  handelspolitischen 
Schriftsteller  bewußt  geworden  zu  sein.  Die  meisten  vermengen 
beide  Gesichtspunkte,  was  zu  allerlei  Unklarheiten  und  Mißverständ- 
nissen führt. 

Man  kann  es  als  einen  Niederschlag  zahlreicher  praktischer  Er- 
fahrungen ansehen,  deren  detaillierte  Erörterung  zu  weit  führen 
würde,  wenn  hier  Zölle,  seien  es  nun  Wertzölle  oder  spezifische  Zölle, 
deren  Höhe  fünf  Prozent  des  Wertes  nicht  übersteigt,  im  all- 
gemeinen als  solche  bezeichnet  werden,  die  den  Verbraucher 
kaum    drücken.      Derartige  Zölle    sind  übrigens  nicht  selten 


^)    Vgl.  hierüber  M.  v.  Engel,  ,, Holzzölle  und  Holzproduktionsverhältnisse" 
(Wien  1908),  Seite  15,  und  von  demselben  Autor,  „Österreich-Ungarns  Holzhandel  und 
Holzexport"  (Wien  1910),  Seite  30. 
Schilder.    2. 
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gerade  wegen  ihrer  geringen  Höhe  finanziell  ergiebig. 
Hierher  gehören  z.  B.  die  sehr  einträglichen  indischen  Zölle, 
die  bei  bedeutendem  Ertrage  (nach  dem  Budget  für  1908/1909 
bereits  ca.  75  Millionen  Rupien  gleich  125  Millionen  Franken)  meist 
nicht  höher  sind  als  fünf  Prozent  vom  Werte.  Das  gleiche  gilt  von  den 
schweizerischen  Getreidezöllen  im  Betrage  von  0,30  Franken  pro 
100  kg.  Man  spricht  hier  gleichnisweise  wohl  auch  von  „R  egistrier- 
gebühren**  für  die  Einfuhr  der  betreffenden  Waren. 

Man  kann  aber  vom  Standpunkte  des  Verbrauchers  auch  Zölle 
von  etwa  fünf  bis  fünfzehn  Prozent  des  Wertes  noch 
immer  als  mäßige  Schutzzölle  bezeichnen ;  solche  Zölle 
werden  besonders  in  wohlhabenden  lyändern  nicht  gerade  als 
drückend,  wenn  auch  keineswegs  mehr  als  bloße  „Registriergebühren" 
empfunden.  In  minder  wohlhabenden  Ländern  können 
auch  bereits  solche  Zölle  den  Verbrauch  unangenehm  be- 
rühren. So  wurde  z.  B.  in  der  Türkei  die  im  Jahre  1907  vorgenommene 
Erhöhung  der  Wertzölle  von  acht  auf  elf  Prozent  unliebsam  emp- 
pfunden,  und  mit  noch  mehr  Unbehagen  wird  dort  von  den  Händlern, 
denen  die  schwache  Kaufkraft  der  türkischen  Bevölkerung  bekannt 
ist,  der  geplanten  weiteren  Erhöhung  auf  fünfzehn  Prozent  des  Wertes 
entgegengesehen.  In  sehr  wohlhabenden  lyändern,  so  in  den 
Vereinigten  Staaten,  Kanada,  Australien,  Neuseeland,  mögen  viel- 
leicht sogar  noch  Zölle  von  20 — 25  Prozent,  vom  Standpunkte  des 
Verbrauchers  aus,  als  mäßig  gelten,  namentlich  wenn  sie,  wie  in 
Kanada,  nur  Ausnahmen  von  einem  meist  beträchtlich  niedrigeren 
Zollniveau  bilden. 

Aber  in  den  meisten  lyändern  dürften  Zölle  von  mehr  als 
fünfzehn  Prozent  des  Warenwertes  bereits  zu  jenen  hoch- 
schutzzöUnerischen  Zollsätzen  hinüberleiten,  über  deren  schweren 
Druck  auf  zahlreiche  Kultur-  und  Halbkulturstaaten  so  viele  Klagen 
zu  hören  sind.  Zölle,  die  bereits  einem  Drittel  des  Waren- 
w  e  r.t  e  s  gleichkommen,  geschweige  denn  die  Zölle  in  der  Höhe 
von  vierzig,  fünfzig,  sechzig  Prozent  und  mehr, 
wie  sie  namentlich  in  den  Vereinigten  Staaten,  in  Rußland,  Frank- 
reich, Brasilien,  Portugal,  Spanien  usw.  zu  verzeichnen  sind,  stellen 
geradezu  ein  soziales  Unglück  dar,  mögen  sie  nun  dem  aus- 
ländischen Produzenten  den  Zutritt  noch  ermöglichen  und  daher 
diesem  erträglich  erscheinen  oder  nicht.  Die  soziale  Schädlichkeit 
solcher  Hochschutzzölle  tritt  um  so  mehr  in  Erscheinung,  wenn  sie 
nicht  etwa  vereinzelte  Ausnahmen  bilden  oder  minder  bedeutsame 
lyUxuswaren  betreffen,  sondern  unter  den  Fabrikatenzöllen  des  be- 
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treffenden  Zolltarifes  vorherrschen  und  vielleicht  gar  noch  auf  die 
Verzollung  der  Agrarerzeugnisse  (lyebensmittel)  über- 
greifen. Eben  wegen  des  stärkeren  Bedarfes  an  Lebensmitteln 
(Agrarerzeugnissen)  werden  bereits  Zölle,  die  20 — 25  Prozent  des 
Wertes  dieser  Waren  gleichkommen  und  in  deren  Preisen  auch  tatsäch- 
lich zum  Ausdrucke  gelangen,  als  ungemein  drückend  angesehen,  so 
z.  B.  namentlich  in  minder  ergiebigen  Erntejahren  die  österreichischen 
und  deutschen  Zölle  für  Brotgetreide. 

Die  hier  mitgeteilten  Zollspannungen  bis  5,  von  5 — 15,  von 
15 — 33  und  über  33  Prozent  mögen  in  der  ihnen  hier  beigemessenen 
Bedeutung  als  „Registriergebühren",  mäßige  Schutzzölle,  Annäherung 
zu  Hochschutzzöllen,  Hochschutz-  und  Prohibitivzölle  nur  An- 
näherungswerte darstellen ;  doch  sind  diese  Annäherungs- 
werte durchaus  geeignet,  zu  erklären,  warum  man  zu  so  verschiedenen 
Resultaten  kommt,  je  nachdem  man  die  Grenzlinie  zwischen  mäßigen 
Schutzzöllen  und  HochschutzzöUnertum  vom  Standpunkte 
des  Erzeugers  oder  von  dem  des  Verbrauchers  zu  ziehen 
sucht.  So  werden  in  einem  Industriestaate  mit  namhafter  technischer 
Entwicklung,  geordneten  Verwaltungszuständen,  gebüdeter  und  unter- 
nehmungslustiger Bevölkerung,  Kapitalreichtum  und  günstigen  Ver- 
kehrsverhältnissen (Deutschland,  Belgien,  Schweiz)  Fabrikatenzölle 
zwischen  10  und  15  Prozent  des  Wertes  häufig  Prohibitivzöllen  gleich- 
kommen oder  sich  wenigstens  solchen  in  der  Wirkung  annähern, 
mögen  sie  auch  vom  Verbraucher  nicht  als  besonders  drückend  imd 
gewiß  nicht  als  Hochschutzzölle  empfunden  werden. 

Dagegen  büden  Fabrikatenzölle  von  10 — 15  Prozent  des  Waren- 
wertes in  den  Gebieten  der  offenen  Tür  (vgl.  hierüber 
das  VIII.  Kapitel,  Abteilung  I  und  II)  mit  mangelhafter  technischer 
Entwicklung,  weniger  geordneten  Verwaltungszuständen,  minder  ge- 
bildeter und  wenig  unternehmungslustiger  Bevölkerung,  mit  geringem 
Kapitalvermögen  und  schwach  entwickeltem  Verkehrshetze  (Türkei, 
Marokko)  ein  geschätztes  Besitztum  der  leistungsfähigen  Industrie- 
staaten und  der  Großmächte.  Dieses  Besitztum  wird  nur  zu  eifer- 
süchtig gehütet,  nur  gegen  schwerwiegende  politische  oder  wirtschaft- 
liche Zugeständnisse  stückweise  preisgegeben  und  wurde  bisweüen 
sogar  zum  Gegenstande  blutiger  Kriege  gemacht. 

Dies  gut  übrigens  nicht  allein  von  den  Gebieten  der  offenen  Tür 
im  streng  völkerrechtlichen  Sinne  dieses  Wortes,  sondern  auch  von 
völlig  souveränen  Staaten,  deren  Verwaltungsverhältnisse, 
Kulturzustand,  Kapitalbesitz,  Verkehrswesen  usw.  in  ihrer  UnvoU- 
kommenheit  eine  mehr  oder  minder  weitgehende    Annäherung 

2* 
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an  die  Gebiete  der  offenen  Tür  darstellen.  Als  Bei- 
spiel hierfür  wären  zu  erwähnen:  manche  süd-  und  mittelamerika- 
nische  Republiken,  Portugal,  die  Balkanstaaten,  in  manchen  Belangen 
auch  Spanien  und  Rußland.  In  diesen  I^ändern  gelten  sogar  Zölle  von 
15 — 25  Prozent  des  Wertes  noch  als  wertvolle  vertragsmäßige  Zu- 
geständnisse. 

In  Ländern  mit  günstigem  Stande  des  Arbeits- 
marktes, wo  der  starke  Bedarf  der  Landwirtschaft  an  Arbeits- 
kräften und  die  bedeutende  Nachfrage  der  Landbevölkerung  nach  In- 
dustrieerzeugnissen aller  Art  niedrige  Löhne  der  Industriearbeiter 
auf  einige  Dauer  nicht  aufkommen  lassen,  herrschen  besondere  zoll- 
politische Verhältnisse.  Hierbei  kommen  namentlich  solche  Fabrikate 
in  Betracht,  deren  Erzeugung  zum  überwiegenden  Teüe  mittels 
Handarbeit  und  nicht  in  maschineller  Massenfabrikation,  wohl 
auch  mit  einer  Note  individuellen  Geschmackes  er- 
folgt. Hier  wäre  beispielsweise  zu  nennen :  Fabrikation  von  Spielzeug, 
von  gewissen  Spitzen  und  Stickereien,  feinen  Porzellanwaren  usw. 
In  solchen  Ländern  mit  günstigen  Arbeitsmarktverhältnissen  können 
Zölle  von  30 — 60  Prozent  des  Wertes  noch  ein  bequemes  Binfallstor 
für  den  Binfuhrhandel  in  den  genannten  Waren  darstellen.  Dennoch 
unterliegt  es  gar  keinem  Zweifel,  daß  auch  in  diesen  Ländern  mit 
dauernd  günstigerer  Lage  des  Arbeitsmarktes,  die  auch  immer  ver- 
hältnismäßig wohlhabende  Gebiete  sind,  Zölle  von  einem  Fünftel 
oder  Viertel  des  Warenwertes  von  den  Verbrauchern  nicht  mehr  als 
leicht  und  solche  von  einem  Drittel  des  Wertes  oder  noch  darüber  be- 
reits als  drückend  empfunden  werden.  Alle  diese  Beispiele  stellen  nur 
flüchtige  Andeutungen  eines  weitläufigen 
Themas  dar;  doch  mag  daraus  ersehen  werden,  wie  verschieden  die 
Abgrenzung  zwischen  mäßigen  Schutzzöllen  und  Hochschutzzöllen 
ausfallen  kann,  je  nachdem  man  die  Grenzlinie  vom  Standpunkte  des 
Verbrauchers  oder  demjenigen  des  Erzeugers  zu  ziehen  sucht. 

Weit  empfindlicher  als  die  Verbraucher  im  herkömmlichen  Sinne 
des  Wortes,  worunter  die  Konsumenten  der  dem  Verbrauche  unmittel- 
bar dienenden  Endprodukte  verstanden  werden,  sind  jene 
anderen  Verbraucher,  die  aus  den  zollgeschützten  Artikeln  oder  mit 
deren  HÜfe  Waren  für  den  Verbrauch  des  Inlands- 
marktes oder  ausländischer  Absatzgebiete  er- 
zeugen. Der  Verbraucher  der  Endprodukte  rechnet,  wenn  es  sich 
nicht  etwa  um  einen  Konsumverein,  Gastwirt  usw.  handelt,  meist 
nicht  sehr  genau.  Er  erwirbt  herkömmlicherweise  nur  kleine  Mengen 
und  ist  mit  der  Preisbewegung  jener  Waren,  die  er  nicht  regelmäßig, 


Einleitung.  21 

sondern  nur  gelegentlich  ersteht,  wenig  vertraut.  Er  wird  daher 
Preisunterschiede  von  weniger  als  fünfundzwanzig  Promille,  vielleicht 
sogar  von  weniger  als  fünf  Prozent  kaum  gewahr. 

Dagegen  pflegt  der  weiterverarbeitende  Erzeuger 
mit  jedem  Prozent  des  Preises  der  von  ihm  verarbeiteten  Rohstoffe 
und  weiter  zu  bearbeitenden  Fabrikate  sowie  der  von  ihm  benützten 
Behelfe,  ja  sogar  mit  Promille  der  Preisbewegung  dieser  Artikel  genau 
zu  rechnen;  andernfalls  würde  er  gegenüber  der  Konkurrenz  bald  ins 
Hintertreffen  geraten.  So  gelten  z.  B.  die  fast  allgemeinen  a  c  h  t  - 
prozentigen  Wertzölle  Ägyptens  und  die  e  1  f - 
prozentigen  der  Türkei  als  ein  schweres  Hemmnis  der 
dortigen  industriellen  Entfaltung,  da  diese  Einfuhrzölle  auch  von  den 
Rohstoffen  und  weiter  zu  verarbeitenden  Fabrikaten  sowie  von  den 
Arbeitsbehelfen  erhoben  werden.  Es  leiden  z.  B.  die  ägyptische  Müllerei 
unter  den  Getreidezöllen,  die  dortigen  Versuche  einer  Baumwollwaren- 
fabrikation  unter  den  Zöllen  für  gewisse,  nicht  zu  entbehrende,  aus  dem 
Auslande  (Nordamerika,  Indien)  zu  beschaffende  Baumwollsorten,  und 
alle  ägyptischen  Industrien  werden  durch  die  Zölle  auf  Maschinen 
sowie  durch  die  (seit  November  1905  nur)  vierprozentigen  Zölle  auf 
Brennmaterialien  gehemmt.  Das  gleiche  gut  für  die  Webwaren- 
fabrikationen der  Türkei,  insoweit  sie  auf  ausländische  Garne  und 
Rohstoffe  sowie  Maschinen  angewiesen  sind  usw.  Freilich  hat  es  die 
Türkei  mehr  in  der  Hand  als  das  von  I^ondon  aus  in  wenig  industrie- 
freundlichem Sinne  regierte  Ägypten^),  trotz  der  scharfen  Abgrenzung: 
der  Zölle  nach  oben  Zollermäßigungen  für  weiter  zu  verarbeitende- 
Rohstoffe  und  Fabrikate  sowie  Arbeitsbehelfe  vorzunehmen.  In. 
Ägypten  haben  sogar  landwirtschaftliche  Maschinen  noch  immer  einen 
achtprozentigen  Einfuhrzoll  zu  entrichten,  während  sie  z.  B.  in  die 
Türkei  bereits  seit  1882  zollfrei  eingehen  dürfen.  Überhaupt  sind: 
agrarische  Ausfuhrländer  und  vereinzelte  agrarische 
Ausfuhrerzeugungen  (in  sonstigen  Einfuhrländern  für  agrarische 
Produkte)  besonders  bestrebt,  Verteuerungen  der  von  ihnen  benötigten 
Rohmaterialien  und  Behelfe  durch  Zölle^)  hintanzuhalten. 

Die  Empfindlichkeit  jener  Erzeuger,  die  zollgeschützte  weiter  zu 
verarbeitende  Rohstoffe,  Fabrikate  oder  ebensolche  Behelfe  benötigen, 
gegen  die  aus  solchem  Zollschutz  entspringende  Verteuerimg  weist  auf 
einige   der   schwersten    Übel    des    Hochschutzzöllner- 


*)    Vgl.  die  Bemerkungen  über  Ägypten  in  Abteilung  III  des  VII.  Kapitels. 
*)     Vgl.    hierüber    im  II.  Bande    die   Anlage    III   „Freihandelstendenz   agra- 
rischer   Ausfuhrerzeugungen". 
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t  u  m  s,  ja  der  Schutzzollpolitik  überhaupt  hin.  Auf  auswärtigen 
Märkten  sind  jene  Erzeuger,  die  zollgeschützte  Artikel  verarbeiten 
oder  benützen  müssen,  jedenfalls  im  Nachteüe  gegenüber  Konkur- 
renten, die  über  zollfreie  oder  doch  weit  weniger  zollbelastete 
Materialien  verfügen,  wie  z.  B.  gegenüber  den  britischen,  wohl  auch 
gegenüber  den  belgischen  und  holländischen  Industriellen.  Preis- 
unterschiede von  wenigen  Prozenten  des 
Warenwertes  sind  bei  der  Schärfe  der  internationalen  Kon- 
kurrenz, namentlich  in  Zeiten  minder  günstiger  Konjunktur,  bereits 
groß  genug,  um  Ausfuhrgeschäfte  unlohnend,  ja  sogar  ganz  unmöglich 
zu  machen. 

Die  Abhüfe  durch  zollfreie  Gewährung  der  Hinfuhr  für  Roh-  und 
Hüfsstoffe  zur  Erzeugung  von  Ausfuhrwaren,  der  sogenannte 
Veredlungsverkehr  (Admission  temporaire),  ist  nur  von 
beschränkter  Wirksamkeit.  Die  vom  Exportindustriellen  zu  er- 
setzenden Kosten  der  zollamtlichen  Kontrolle 
sind  meist  recht  bedeutend.  Überdies  nützt  es  den  in  der  Mitte 
großer  Staaten  befindlichen  Fabriken  oft  nur  wenig,  billige  Hilfs- 
stoffe mit  großen  Transportkosten  aus  dem  Ausland  zoll- 
frei beziehen  zu  dürfen,  anstatt  sie  aus  nächster  Nähe  zu  niedrigen 
Preisen  dem  Inlandsmarkte  entnehmen  zu  können.  Endlich  gibt  es 
für  zollgeschützte,  sich  allmählich  abnützende  Maschinen  und 
auch  für  manche  Verpackungsmaterialien  überhaupt 
keinen   Veredlungsverkehr. 

Zu  noch  größeren  Schwierigkeiten  führt  die  Zollbelastung  von 
weiter  zu  verarbeitendenRohstoffen,  Fabrikaten  und  Arbeitsbehelfen  mit 
Hinblick  auf  den  inneren  Markt.  Vor  allem  erweist  sich  hier 
nicht  nur  die  Hochschutzzollpolitik,  sondern  leider  auch  öfters  eine 
grundsätzlich  als  gemäßigter  Schutzzoll  be- 
ginnende Handelspolitik  als  eine  „Schraube  ohne 
Ende".  Verhältnismäßig  schwacher  Zollschutz  für  die  erwähnten 
Rohstoffe,  Fabrikate  sowie  Arbeitsbehelfe  nötigt  bereits  zu  noch 
höheren  Zöllen  für  jene  Waren  oder  Endprodukte,  die  unter  Ver- 
wendung verteuerter  Materialien  und  Behelfe  erzeugt  worden  sind. 
Hieraus  entwickelt  sich,  namentlich  bei  der  sodann  aus  politischen 
Gründen  kaum  zu  vermeidenden  Zulassung  agrarischer 
Schutzzölle,  ein  allgemeiner  Zwang  zur  Steigerung  der  Löhne, 
ohne  daß  hiermit  ein  kultur-  und  wirtschaftsförderndes  Steigen  des 
nationalen  Reallohnes  verbunden  wäre.  Die  sich  hieraus  ergebende  Ver- 
teuerung und  Erschwerung  des  Produktionsprozesses  wird  wiederum 
zum  Anlaß  neuer  Forderungen  nach  Schutzzöllen  genommen  usw. 
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Auf  diese  Weise  kommt  man  schnell  in  Zollsätze  von  ein  Viertel, 
ein  Drittel,  zwei  Fünftel  und  mehr  des  Warenwertes  hinein,  die  ver- 
möge ihres  schweren  Druckes  auf  die  verbrauchenden  breiten  Volks- 
massen als  soziales  Unglück  aufzufassen  sind.  Zu  solchem 
Unglück  kann  es  sehr  leicht  kommen,  mag  auch  anfänglich  zurück- 
haltend mit  Sätzen  von  wenigen  Prozent  bis  zu  etwa  einem  Zehntel 
des  Warenwertes  begonnen  worden  sein.  So  begannen  z.  B.  die  deut- 
schen Weizen-  und  Roggenzölle  im  Jahre  1879  mit  der  „Registrier- 
gebühr'' von  I  Mark  für  100  kg,  wurden  sodann  im  Jahre  1885  auf 
drei  und  im  Jahre  1887  auf  fünf  Mark  erhöht.  Der  deutsche  Handels- 
vertrag mit  Österreich-Ungarn  vom  6.  Dezember  1891  brachte  zwar 
eine  bis  zum  i.  März  1906  andauernde  Ermäßigung  auf  3,50  Mark. 
Seither  gelten  aber  die  alle  bisherigen  Zölle  teils  erreichenden,  teils 
übertreffenden  Minimalsätze  des  neuen  deutschen  ZoUtarifes  vom 
25.  Dezember  1902,  die  für  Roggen  fünf  und  für  Weizen  5,50  Mark 
betragen. 

Dem  gegenüber  wird  häufig  der  Abhilfsvorschlag  gemacht,  dieser 
verhängnisvollen  Entwicklung  dadurch  entgegenzuarbeiten,  daß  die 
auf  mehr  oder  minder  hoher  Verarbeitungsstufe  stehenden  P  r  o  - 
duk  t  i  o  n  s  m  a  t  e  r  i  a  1  i  e  n  und  P  r  o  du  k  t  i  o  n  sb  e  h  el  f  e 
im  Zolle  möglichst  niedrig  zu  halten  oder  zollfrei 
einzulassen  und  nur  die  Endprodukte  mit  höheren  Zöllen  zu 
belasten  seien.  Aber  die  praktische  Durchführung  solcher  Vorschläge 
stößt  zumeist  auf  folgende  zwei  Hindernisse:  Erstens  wollen  die 
politisch  qft  sehr  einflußreichen  Erzeuger  dieser  Pro- 
dukt io  n  s  m  a  t  e  r  i  al  i  e  n  und  P r o duk t i o n sb eh e  1  f  e 
beim  allgemeinen  Schutzzollsegen  nicht  leer  oder  mit  dürftigen  Gaben 
ausgehen.  Außerdem  sindEndpro  duk te  sehr  häufig  wiederum 
Hilfsstoffe  anderer  Fabrikationen,  so  Zucker  für  die  große 
Anzahl  der  zuckerverarbeitenden  Industrien,  Mehl  für  die  Biskuit- 
und  Teigwarenfabrikationen.  Webwaren,  Spitzen  und  Stickereien, 
Nähgarne  sind  Endprodukte,  wenn  sie  in  häuslicher  Tätigkeit  bei 
Herstellimg,  Ausbesserung  und  Ausschmückung  von  allerlei  Klei- 
dungsstücken und  Putzwaren  Verwendung  finden,  aber  zumeist 
wohl  nur  weiterzuverarbeitende  Fabrikate  in  den  Betrieben  der 
Schneider,  Konfektionäre,  Modisten  usw.  Was  ist  nicht  endlich  alles 
Hilfsmaterial  in  Fabrikationen  wie  Waggonbau,  Schiffbau  usw.! 

Man  hat  es  hier  mit  einem  kaum  auflösbaren  Gewirr  von 
einander  entgegenstehenden,  unter  dem  Schutzzoll- 
regime, geschweige  denn  unter  Hochschutzzoll  rücksichtslos 
vertretenen  Interessen  zu  tun.    Dieses  Gewirr  wird  zwar 
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durch  Handelsverträge,  unter  Umständen  auch  durch  Zollkriege, 
femer  durch  die  Freihandelstendenzen  politisch  mächtiger  agrarischer 
und  vielleicht  auch  industrieller  Ausfuhrerzeugungen  gewissermaßen 
durchhauen,  durchschnitten  und  gelichtet. 
Dann  bleiben  aber  stets  zahlreiche,  von  vornherein  meist  gar  nicht 
zu  überblickende  Widersprüche  und  Zusammen- 
hanglosigkeiten  bestehen.  Da  wird  einem  Fabrikat  höherer 
Verarbeitungsstufe  ein  breites  Tor  innerhalb  der  Zollmauern  eröffnet, 
während  das  für  seine  Erzeugung  insbesondere  in  Frage  kommende 
weiterzuverarbeitende  Fabrikat  kräftig  geschützt  bleibt.  Als  Beispiel 
hierfür  wäre  zu  nennen  das  Verhältnis  schwerer  Maschinen  zum  Roh- 
eisen im  österreichisch-ungarischen  Zolltarife  (General-  und  Vertrags- 
tarife), der  bis  Ende  Februar  1906  bestand,  und  wohl  auch  in  dem  seither 
geltenden.  In  manchen  Fällen  werden  I^uxusartikel  mäßigen  Zöllen 
unterworfen  und  dagegen  ähnliche  unentbehrliche  Verbrauchsartikel 
schwer  belastet.  Ein  Beispiel  hierfür  bildet  die  schwere  Zollbelastung 
des  gewöhnlichen  Fleisches  und  Zollfreiheit  mancher  feinen  Fische 
in  den  gegenwärtigen  deutschen  und  österreichischen  Zolltarifen. 
Gelegentlich  wird  eine  Produktion  von  großer  nationaler  Bedeutung 
nur  mit  schwachen  Zolltarif  arischen  Schutzmitteln  gegenüber  dem  Wett- 
bewerbe des  Auslandes  versehen,  während  ähnliche  Produktionen  von 
geringerem  Belange  für  die  betreffende  Volkswirtschaft  kräftig  ge- 
schützt werden.  Als  Beispiel  hierfür  wäre  zu  nennen:  Die  Waffen- 
fabrikation Österreichs  bleibt  infolge  der  Verträge  Österreich-Ungarns 
mit  Belgien  von  1906  und  mit  Deutschland  von  1905  wenig  geschützt 
im  Gegensatze  zu  manchen  weit  weniger  wichtigen  österreichischen 
Kleineisenfabrikationen . 

Diese  und  noch  manche  andere  Widersprüche  und  Zusammen- 
hanglosigkeiten  sind  eng  verbunden  mit  der  in  ihren  Wirkungen 
schwer  vorauszuberechnenden  Vertragspolitik  und  mit 
den  nicht  bis  zum  völligen  Freihandel  gehenden,  die  schutzzöUnerischen 
Berechnungen  gleichfalls  öfters  jäh  durchkreuzenden  Freihandels 
tendenzen  agrarischer  und  bisweüen  auch  industri- 
eller Erzeugungen.  Doch  sind  alle  diese  Unstimmigkeiten 
noch  immer  weit  besser  als  ein  handelspolitisches  System,  das  sich  als 
Schraube  ohne  Ende  vom  Schutzzoll  zum  Hochschutz- 
zoll hin  entwickelt,  wie  etwa  jenes  der  Vereinigten  Staaten  seit  dem 
Ende  des  Sklavenkrieges  in  der  Mitte  der  sechziger  Jahre  bis  zum 
Mac  Kinley-Tarif  von  1890  und  weiterhin  bis  zum  Abschlüsse  des 
ersten  Jahrzehnts  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  (Payne-Tarif  vom 
5.  August  1909),  wovon]  erst   der  Handelsvertrag   der  Vereinigten 
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Staaten  mit  Kanada  vom  21.  Januar  1911  eine  Abweichung  in 
liberalem  Sinne  darstellte.  Alle  diese  Widersprüche  und  Zusammen- 
hanglosigkeiten  mögen  vielleicht  sogar  vor  einigen  Übelständen  be- 
wahren, die  ein  nicht  wehrhafter  Freihandel  inmitten 
einer  territorial  und  an  Menschenzahl  weit  überwiegenden,  zolltarifa- 
risch scharf  bewaffneten  schutzzöllnerischen  Umgebung  zur  Folge 
haben  kann.  Daß  aber  jene  Unstimmigkeiten  und  wenig  systemati- 
schen Mischungen  von  Schutzzoll,  Hochschutzzoll  und  einzelnen  Brocken 
agrarfreundlichen  und  sonstigen  Freihandels,  wie  sie  in  den  meisten 
Zolltarifen  (General-  und  Vertragstarifen)  des  kontinentalen  Buropas 
zu  finden  sind,  an  und  für  sich  ein  großes  Übel  darstellen,  ist  wohl 
kaum  zu  bestreiten. 
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ErstesKapitel. 

Der  weltwirtschaftliche  Ausgleich  zwischen 
Landwirtschaft  und  Industrie '). 

I.  Das  angebliche  Überwuchern  der  Industrie  über  die  Landwirtschaft 
und  die  angebliche  Aussichtslosigkeit  der  Fabrikatenausfuhr;  nicht 
ganz  zutreffende  Gegenai^umente  der  extremen  Freihändler;  Unter- 
schätzung der  von  der  Landwirtschaft  auf  dem  ganzen  Erdball  erzielten 
Fortschritte;  mindere  Eignung  der  Tropengebiete  für  großindustrielle 
Entwicklung;  agrarfreundliche  KolonialpoHtik ;  Herkunft  eines  Groß- 
teils der  industriellen  Rohstoffe  aus  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
duktion und  zwar  vielfach  aus  landwirtschaftlichen  Nebenbetrieben 
sowie  hieraus  sich  ergebende  Konsequenzen;  Monokulturen. 

Bin  bemerkenswertes  Argument  jener  Nationalökonomen, 
welche  beständig  die  Kntwicklungsphase  oder  Gefahr  einer  Einengung 
des  Weltmarktes  befürchten  oder  voraussehen,  betrifft  den  inter- 
nationalen Wettbewerb  in  Fabrikaten.  Diese 
Nationalökonomen  werden  künftighin,  um  eine  weitläufige  Kenn- 
zeichnung zu  ersparen,  als  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsent- 
wicklung'' bezeichnet.  Das  erwähnte  Argument  geht  dahin,  daß  die 
wachsende  Zahl  jener  Staaten,  die  sich  einer  lebhaften  industriellen  Tätig- 
keit hingeben  und  schließlich  Fabrikatenexport  betreiben,  zu 
einem  immer  wilderen  Wettbewerb  auf  dem  Welt- 
markte führen  müsse^).  Die  Rolle  der  Nachrückenden  bei  diesem  Wett- 
bewerb sei  nun  nichts  weniger  als  beneidenswert;  auf  jene  Staaten  und 
Völker,  die  an  dem  industriellen  Wettkampfe  auf  dem  Weltmarkte 
als  verspätete  Nachzügler  teilnehmen,  sei  geradezu  das  bekannte 
englische  Sprichwort  anwendbar:    „Den  letzten  beißen  die  Hunde." 


^)  Die  erste,  weit  weniger  ausgearbeitete  Fassung  dieses  Kapitels  wird  durch 
meinen  gleichnamigen  Aufsatz  im  Aprilheft  1907  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
schaft" dargestellt. 

*)  Vgl.  die  den  „Skeptikern  hinsichtHch  der  Weltmarktsentwicklung"  abge- 
lauschte, unter  Anführungszeichen  vorgebrachte  Ansicht  über  die  Zukunft  des  "Welt- 
markts in  Abteilung  I  der  Einleitung. 
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Die  extremen  Freihändler  machen  sich  die  Widerlegung  dieser 
Behauptung  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" 
allzu  leicht:  sie  führen  nämlich  dagegen  an,  daß  sich  agrarische  und 
industrielle  Produktionen  schließlich  immer  „von  selbst  aus- 
gleichen'* müßten.  Dagegen  wäre  aber  zum  mindesten  folgendes 
einzuwenden : 

1.  Die  von  den  extremen  Freihändlern  gepriesene  Ausgleichung 
vollzieht  sich  sehr  häufig  in  Gestalt  furchtbarer  Krisen, 
deren  Vermeidung  das  Hauptziel  jeder  vernünftigen  Wirtschafts- 
politik bildet  oder  wenigstens  bilden  sollte. 

2.  Nicht  selten  vollzieht  sich  der  Ausgleich  durch  Vermittlung 
einer  rücksichtslosen  staatlichen  Besteuerung 
der  landwirtschaftlichen  Produzenten  (Klein- 
grundbesitzer, Landarbeiter),  deren  Ergebnisse  in  staatliche  Auf- 
träge an  allerlei  begünstigte  Industrien  um- 
gesetzt werden,  so  in  Errichtung  von  Bauten,  Eisenbahnen,  Be- 
schaffung von  Müitärbedarf,  lyUxusbedarf  hochbezahlter,  eventuell 
auch  korrupter  Beamtenschichten  usw.  Doch  ist  diese  Art  von  Aus- 
gleich recht  kurzfristig,  da  die  völlige  wirtschaftliche  Erschöpfung  der 
in  solcher  Art  ausgebeuteten  landwirtschaftlichen  Bevölkerungs- 
massen niemals  sehr  lange  auf  sich  warten  läßt.  In  Rußland  trat 
seit  der  Bauernbefreiung  diese  staatliche  Ausbeutung  zum  großen  Teile 
an  die  Stelle  der  privaten  der  leibeigenen  Bauernschaft  durch  die 
Gutsbesitzer. 

3.  Innerhalb  der  Weltwirtschaft  gibt  es  auch  heute  noch  aus- 
gedehnte, mit  dem  Weltmarkte  nur  schwach  zusammenhängende 
Gebiete,  in  welchen  die  beiden  Hauptproduktionszweige,  Land- 
wirtschaft und  Industrie,  noch  kaum  geschie- 
den, sondern  durch  Hausindustrie  miteinander 
verbunden  sind.  Die  Exportindustrien  der  Kulturstaaten  sind 
nun  in  der  Lage,  an  die  Stelle  der  in  den  wirtschaftlich  zurückgebliebenen 
Ländern  hausindustriell  erzeugten  gewerblichen  Produkte  Fabrikate 
zu  setzen.  Diese  Fabrikate  werden  mittels  moderner  Technik  billiger 
hergestellt,  als  sie  von  den  ländlichen  Hausindustriellen  der  wirt- 
schaftlich rückständigen  Gebiete  erzeugt  werden  können.  Dies  ergibt 
in  den  zurückgebliebenen  Ländern  zwar  häufig,  aber  durchaus  nicht 
immer  eine  größere  Leistungsfähigkeit  der  landwirtschaftlichen  Arbeit, 
die  von  der  industriellen  Nebenbeschäftigung  abgelöst  und  auf  ihre 
Hauptaufgabe  zurückgebracht  wird.  Dagegen  ergeben  sich  hieraus 
jedenfalls  besondere  Aufschwungsmöglichkeiten 
für   die  Industrien  der  Kulturländer.    Die  industri- 
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eile  Entwicklung  der  Kulturstaaten  kann  nämlich  hierdurch  zeit- 
weilig über  jene  Ressourcen  hinauswachsen,  die  der  Ivandwirtschaft 
der  Kulturstaaten  selbst  entstammen,  mag  auch  die  Aufnahme- 
fähigkeit der  Landwirtschaft  des  Erdballs  als  absolute  Grenze  bestehen 
bleiben. 

Ganz  abgesehen  von  dem  soeben  angeführten,  nicht  völlig  be- 
friedigenden Ausgleichs-Argument  der  extremen  Freihändler  steckt 
in  dem,  was  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" 
bezüglich  des  internationalen  Wettbewerbes  in  Fabrikaten  behaupten, 
folgender,  in  sozial  wissenschaftlichen  Betrachtungen  häufig  ge- 
machter Fehler :  Von  zwei  in  engem  Zusammenhange  stehenden  Er- 
scheinungen wird  die  eine  als  in  stetem  Fortschritte  be- 
griffen aufgefaßt,  während  die  andere  stülschweigend  gewissermaßen 
als  unveränderlich  angenommen  wird.  Die  industri- 
ellen Entwicklungen,  die  auf  verhältnismäßig  beschränktem 
Flächenraume  ungeheure  Massen  von  Menschen  und  Werten  kon- 
zentrieren, drängen  sich  natürlich  der  Aufmerksamkeit  in  hohem 
Grade  auf,  und  ihnen  gegenüber  mag  das  Büd  der  landwirt- 
schaftlichen Betätigung  und  Entwicklung,  namentlich  inner- 
halb der  beschränkten  Flächen  des  einzelnen  Staates,  stationär  er- 
scheinen. Dies  mag  sogar  für  einen  Großstaat  nach  alter 
europäischer  Auffassung  (Bismarcks  Kontinental- 
politik) gelten,  der  etwa  300  000 — 600  000  qkm  mit  30 — 60  Millionen 
Menschen  umfaßte,  eventuell  etwas  weniger  oder  mehr.  Tatsächlich 
stehen  aber  der  mit  betäubender  Schnelligkeit  und  Massenhaftigkeit, 
aber  auf  verhältnismäßig  beschränktem  Räume  vor  sich  gehenden 
industriellen  Entwicklung  nicht  unbeträchtlich  fortschreitende  Entwick- 
lungen zahlreicher  landwirtschaftlicher  Betriebe  gegenüber.  Diese  land- 
wirtschaftlichen Entwicklungen  mögen  sich  im  einzelnen,  etwa  gegen- 
über den  Massenverhältnissen  eines  Industriedistriktes,  klein 
und  unscheinbar  ausnehmen;  sie  sind  aber  in  zahllosen 
Wiederholungen  über  ganze  Länder  und  Kontinente  ver- 
streut. 

Sogar  in  den  europäischen  Industriestaaten  ist  überall  dort,  wo 
die  inländische  Abwanderung  und  die  ins  Ausland  strömende  Aus- 
wanderung der  agrarischen  Bevölkerung  nicht  allzu  stark  am  Marke 
der  Landwirtschaft  zehren,  ein  ständiger  Fortschritt  im 
technischen  und  kommerziellen  Betriebe  der  Landwirtschaft  zu  ver- 
zeichnen. Von  besonderer  Wichtigkeit  in  dieser  Beziehung  ist  die  un- 
aufhörlich wachsende  Ausbreitung  der  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  in  allen  Kulturländern  sowie  deren  über- 
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seeischen  Siedlungskolonien  und  sogar  bereits  in  Halbkulturländern ^) ; 
auch  zahlreiche  individuelle  sowie  staatlich-soziale  Anstrengungen 
gelten  der  beständigen  Erhöhung  zum  mindesten  des  Bruttoertrages 
der  Landwirtschaft. 

So  bedeutsam  auch  diese  in  den  älteren  Kulturstaaten  vor  sich 
gehende  agrarische  Entwicklung  ist,  so  wird  sie  noch  weit  übertroffen 
von  den  extensiven  und  intensiven  Fortschritten  der  Landwirtschaft 
in  den  der  Kultur  erst  allmählich  gewonnenen,  dünnbevöl- 
kerten überseeischen  Gebieten.  In  den  letzt- 
genannten Gebieten  geht  der  Prozeß  der  fortschreitenden  und  immer 
einträglicheren  Bodenexploitation  durch  landwirtschaftliche  Betäti- 
gung in  so  großartiger  Weise  vor  sich,  daß  einigermaßen  aufmerksame 
Beobachter  hierin  doch  wohl  eine  auf  weiten  Flächen  vor  sich  gehende 
Analogie  zu  den  auf  engeren  Flächen  erreichten,  ähnliche 
Massenhaftigkeit  aufweisenden  industriellen  Entwicklungen  sehen 
könnten.  Die  hervorragendsten  und  für  das  19.  Jahrhundert  be- 
sonders charakteristischen  Beispiele  dieser  Art  sind  allgemein  bekannt, 
so  die  Besiedlung  des  nordamerikanischen  Kontinents 
sowie  der  La  Plata-  Staaten,  das  Vordringen  der  Russen  in 
Sibirien,  die  Fortschritte  der  englischen  Kolonisation  in  Austra- 
lien und  Neuseeland,  jene  der  englisch-holländischen  Besiedlung 
in  der  Kapkolonie,  Natal  und  den  ehemaligen  Buren- 
republiken. Interessante  Ziffern  über  die  gewaltige,  durch  eine  große 
Einwanderung  geförderte  Besiedlung  der  Vereinigten  Staaten 
sind  einem  Auf  satze  von  Max  Schippe  1,  „Ein  Rundblick  über  die 
amerikanische  Kolonisationspolitik  am  Stillen  Ozean"  („Sozialistische 
Monatshefte**  vom  13.   Januar  1910),  zu  entnehmen:    „Nach  dem 


^)  Beispiele  solcher  Halbkulturländer  sind  unter  anderem  Ägypten,  Bri- 
tisch -Indien  usw.  So  gab  es  im  Jahre  1908  allein  in  den  „United  Provinces" 
(Agra  und  Oudh)  in  Nordindien  mit  ihren  ungefähr  48  Millionen  Einwohnern  1200 
landwirtschafthche  Genossenschaften  mit  mehr  als  93  000  LIitgUedern  und  einem 
Betriebskapital  von  i  444  000  £.  (Mitteilung  der  Times  vom  19.  Juli  1909  über  einen 
das  Genossenschaftswesen  in  Nordindien  behandelnden  Vortrag  von  S.  Freemantle 
vor  der  ,,East  India  Association").  Inder  Budgetrede,  die  der  Unterstaatssekretär 
für  Indien  Montagu  am  26.  Juli  191 1  im  britischen  Unterhause  hielt,  sprach 
er  von  den  heilsamen  Folgen  der  indischen  landwirtschaftlichen  Genossenschafts- 
bewegung in  hoffnungsvollster  Weise  (Times  vom  27.  Juli  191 1).  Sie  umfasse 
derzeit  3498  Gesellschaften  mit  231  000  Mitgliedern  und  einem  Kapital  von 
20  Millionen  Franken,  komme  mit  Rücksicht  auf  die  Familien  der  Teilnehmer, 
einer  Bevölkerung  von  etwa  einer  Million  Menschen  zugute  und  sei  in  be- 
ständigem,  raschen   Wachstum   begriffen. 
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Zensus  vermehrte  sich  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Zahl  der  Farm- 
betriebe von  1850  auf  1860  um  595  004,  1860  bis  1870  um  615  908, 
1870  bis  1880  um  I  348  922,  1880  bis  1890  allerdings,  im  Beginn  der 
Agrarkrisis,  wiederum  nur  um  555  734,  dafür  aber  von  1890  bis  1900 
abermals  um  1 175  016.  Im  Jahre  1850  zählte  man  in  den  ganzen  Ver- 
einigten Staaten  nur  1 490073  Farmen  ...  In  dem  einen  Jahrzehnt  187a 
bis  1880  wurden  etwa  772000qkm  (gleich  ganzösterreich-Ungarn nebst 
Preußisch-Schlesien,  Serbien  und  Montenegro)  für  die  Anbauflächen 
der  Vereinigten  Staaten  neu  gewonnen  .  .  .  Der  Umfang  des  Farm- 
landes in  den  Vereinigten  Staaten  wuchs  in  Millionen  Acres  (eine 
Mülion  Acres  etwa  4000  qkm,  von  407,74  im  Jahre  1870  auf  536,08 
im  Jahre  1880,  auf  623,22  imjahre  1890,  schließlich  auf  838,59  im 
Jahre  1900." 

Das  20.  Jahrhundert  dürfte  ähnliche  Fortschritte  in  Rho- 
desien, dem  Nordwesten  Kanadas,  vielleicht  auch  in  Klein- 
asien, Mesopotamien  und  dem  durch  die  Mahdisten  verheerten 
ägyptischen  Sudan  zeitigen.  Ferner  wäre  in  diesem  Zu- 
sammenhange auf  einige  weniger  bekannte,  weü  weniger  auffällige 
Beispiele  in  den  Gebieten  alter  Kultur  zu  verweisen :  So  auf  die  Fort- 
schritte der  Besiedlung  Indiens  im  Gefolge  der  englischen  Kanal- 
bauten, freilich  auch  der  Fax  Britannica,  auf  das  Wachstum  der  in 
weitaus  überwiegendem  Maße  agrarischen  Bevölkerung  Ägyptens 
von  ungefähr  2%  Millionen  Einwohnern  zu  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts auf  etwa  11,3  Millionen  Menschen  im  Jahre  1907.  Dieses 
ägyptische  Wachstum  ist  als  Folgeerscheinung  der  von  Mehemet  Ali 
begonnenen  Politik  der  Bewässerung  und  des  Anschlusses  an  die  euro- 
päische ZivÜisation  zu  betrachten;  diese  Politik  wurde  sodann  von 
den  Engländern  mit  größerer  Folgerichtigkeit  fortgesetzt. 

Auch  sind  die  tropischen  Gebiete  an  und  für  sich 
aus  klimatischen  und  psychologischen  Gründen  für  industrielle 
Entwicklungen  großen  Stils  weit  weniger  geeignet  als  die  Subtropen 
oder  gar  die  Länder  gemäßigter  Zone.  Dagegen  weisen  gerade  die  für 
landwirtschaftliche  Betätigung  gewissermaßen  prädestinierten  Tropen- 
gebiete eine  Tendenz  zu  verhältnismäßig  rascher  Bevölkerungs- 
vermehrung auf,  und  zwar  infolge  rascheren  Eintretens  der  Geschlechts- 
reife, größerer  wirtschaftlicher  Sorglosigkeit  der  Volksmassen,  Weg- 
fall oderminderer  Dringlichkeit  verschiedener,  in  gemäßigten  Klimaten 
weit  stärker  empfundener  Bedürfnisse.  Dies  gut  selbstverständlich 
nur  unter  der  Voraussetzung  einer  gesicherten,  friedlichen  Rechts- 
ordnung, die  von  Vertretern  oder  Zöglingen  (Japanern)  europäisch- 
amerikanischer   Kultur    innerhalb    tropischer,    eventuell   auch   sub- 
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tropischer  Gebiete  aufrecht  erhalten^)  wird,  so  z.  B.  zwischen  Sahara 
und   Kalahari. . 

Gegenüber  so  bedeutenden  Fortschritten,  welche  die  Landwirt- 
schaft aller  Klimate  und  Erdteile  zu  verzeichnen  oder  zu  erwarten  hat, 
erscheinen  die  industriellen  Fortschritte  keineswegs  so  gewaltig  oder, 
vom  Standpunkt  des  Weltmarktsabsatzes  betrachtet,  so  gefährlich, 
als  wenn  man  sie,  nach  Art  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Welt- 
marktsentwicklung''2)  unter  der  stillschweigenden  Voraussetzung  einer 
stationären  Landwirtschaft  auffaßt.  Dabei  darf  nicht  übersehen 
werden,  daß  diese  Fortschritte  der  Landwirtschaft  aller  Klimate 
nicht  bloß  auf  die  individuelle  Betätigung  der  ein- 
zelnen Wirtschaftssubjekte  zurückzuführen  sind,  sondern  auch  in 
hohem  Maße  durch  die  bewußte,  konsequent  verfolgte 
Wirtschaftspolitik  der  diesbezüglich  entscheidenden  Fak- 
toren (europäischen  Regierungen,  Kolonialverwaltungen,  Kapitals- 
märkte usw.)  gefördert  werden.  Die  Besorgnis  um  den  gesicherten  Ab- 
satz der  anwachsenden  industriellen  Produktion  mag  zwar  übertrieben 
sein;  doch  werden  hierdurch  die  Kolonialverwaltungen 
der  europäischen  Länder,  der  Vereinigten  Staaten  und  sogar  Japans. 
(Formosa)  angeeifert,  den  landwirtschaftlichen  Betrieb  in  ihren  über- 
seeischen Besitzungen  möglichst  zu  fördern^),  um  Käufer  für  Industrie- 
produkte zu  gewinnen.  Freüich  sollte  dieses  Bestreben  nicht  so  weit 
gehen,  der  industriellen  Entwicklung  der  überseeischen  Länder  ab- 
sichtlicher- und  bewußterweise  Hindernisse  in  den  Weg  zu  legen, 
wie  von  selten  Englands  in  Ägypten  und  bis  vor  verhältnismäßig 
kurzer  Zeit  wohl  auch  in  Indien^)  vorgegangen  wurde. 

Jene  Nationalökonomen,  welche  sich  von  dem  Schreckgespenst 
einer  immer  mehr  zusammenschrumpfenden  Absatzmöglichkeit  für 
Fabrikate  auf  dem  Weltmarkte  beirren  lassen,  übersehen  auch  zumeist 
den  Umstand,  daß  ein  sehr  bedeutender  Teil  aller  industriellen 
Rohstoffe  seine  Entstehung  der  landwirtschaftlichen  Produktion^ 
verdankt.  Demnach  ist  ein  industrielles  Wachstum  größeren  Stüs 
ohne  ein  gleichzeitiges  Emporblühen  jener  landwirtschaftlichen  Pro- 


^)  Vgl.  hierüber  das  Kapitel  „Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft"  im  II.  Bande 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  und  die  Bemerkungen  über  dieses 
Kapitel  in  der  II.  Abteilung  der  Einleitung  des  I.  Bandes. 

')    Vgl.  hinsichtlich  dieser  Bezeichnung  die  Bemerkung  Seite  26. 

^)  Über  die  vielfache  Analogien  zur  landwirtschafthchen  Betätigung  auf- 
weisende Gewinnung  mineraUscher  Bodenschätze  vgl.  im  II.  Bande  der  „Entwick- 
lungstendenzen der  Weltwirtschaft"  die  Anlage  „Die  MineraUen  im  weltwirtschaft- 
Hchen  Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie". 

*)    Vgl.  hierüber  die  III.  Abteüung  des  VII.  Kapitels. 
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duktionen  gar  nicht  denkbar,  welche  für  die  Industrie  Rohstoffe  und 
industriell  verwertbare  Abfälle^)  liefern.  Diese  Produktionen  er- 
fordern aber  zu  ihrer  von  der  Industrie  benötigten,  steten  Erweiterung 
ein  Wachstum  der  agrarischen  Bevölkerung,  welche  wiederum  die 
von  der  Industrie  erzeugten  Fabrikate  erwirbt  und  verbraucht. 

Nun  werden  freilich  von  den  agrarischen  Erzeugern  industrieller 
Rohstoffe  Werte  geliefert,  die  beträchtlich  kleiner  sind  als  der  Ver- 
edlungswert, den  die  betreffenden  Rohstoffe  durch  die  industri- 
elle Arbeit  erfahren.  Könnte  etwa  dieser  Umstand  als  Störung  im 
weltwirtschaftlichen  Ausgleich  zwischen  Industrie  und  Landwirt- 
schaft aufgefaßt  werden?  Tatsächlich  ist  aber  der  Unterschied 
zwischen  dem  Werte  der  Rohstoffe  und  dem  der  Fabrikate  gerade  bei 
vielen  und  wichtigen  agrarischen  Rohstoffen  nicht  so  bedeutend,  als 
bei  flüchtiger  Erwägung  dieser  preisstatistischen  Verhältnisse  viel- 
fach angenommen  wird^).  Je  wertvoller  ein  Rohstoff  überhaupt  ist, 
desto  eher  kann  eine  Tendenz  angenommen  werden,  daß  sein 
Wert  durch  nachfolgende  industrielle  Bearbeitung  oder  zumindest 
durch  die  ersten  Stufen  dieser  Bearbeitung  nur  in  mäßigem  Verhältnis 
gesteigert  werde  ^).  Hierbei  mag  eine  Wertsteigerung  um  hundert 
Prozent  noch  als  mäßig  gelten  im  Vergleiche  zu  den  beträchtlich 
stärkeren  Werterhöhungen  mineralischer  Rohstoffe*)  durch  nach- 
folgende industrielle  Behandlung.  Besonders  klar  wird  dies  bei  einem 
Vergleiche  der  Preise,  welche  die  so  wichtigen  pflanzlichen  und  tieri- 


^)  Vgl.  im  II.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  die 
Anlage  „Rohstoffe,  Fabrikate,  Abfälle". 

*)  Vgl.  hierüber  die  eingehenderen  Ausführungen  in  derAnlage  „Preisvergleichende 
Statistik  über  Rohstoffe  und  daraus  erzeugte  Fabrikate"  im  II.  Bande  der  „Entwick- 
lungstendenzen der  Weltwirtschaft". 

3)  So  war  z.B.  dem  Berichte  des  österreichisch-ungarischen  Konsulates  in  Jo- 
hannesburg über  das  II.  Quartal  1906  zu  entnehmen,  daß  man  sich  damals  in  Süd- 
afrika viel  mit  der  Frage  beschäftigte,  ob  nicht  das  Schleifen  der  dortselbst  ge- 
fundenen Diamanten,  deren  damalige  jährliche  Erzeugung  ungefähr  175 
Millionen  Franken  wert  war,  durch  irgendwelche  Maßregeln,  etwa  Ausfuhrzölle  oder 
Prämien,  südafrikanischen  Arbeitskräften  und  Unternehmern  gesichert  werden  könnte. 
Man  berechnete,  daß  hierdurch  dem  Lande  ein  Plus  an  Löhnen  und  Gewinsten  von 
ungefähr  18,75  MilHonen  Franken  zuzuführen  wäre.  Dies  ist  sicherUch  an  und  für  sich 
ein  bedeutender  Betrag,  kommt  aber  nur  10,7  %  vom  Werte  des  Rohmaterials  gleich. 

*)  Es  handelt  sich  hier  hauptsächlich  um  Erze  (und  zwar  vorwiegend  Eisen- 
erze) und  minderwertiges  Gestein.  Die  Preissteigerung  wertvollerer  MineraUen 
durch  industrielle  Bearbeitung,  so  z.  B.  die  der  Diamanten  durch  das  Schleifen,  ist 
verhältnismäßig  nicht  so  bedeutend.  Siehe  näheres  hierüber  in  der  Anlage  ,,Die  Mine- 
ralien im  weltwirtschaftlichen  Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie" 
im  II.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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sehen    Textilstoffe    erzielen,  mit  den  Preisen  der  Garne  oder 
sogar  der  einfachen  Gewebe^). 

Des  weiteren  kommt  aber  noch  in  Betracht,  daß  die  meisten  Roh- 
stoffproduktionen für  industrielle  Zwecke  keineswegs  sogenannte 
Monokulturen^)  bilden,  d.  h.  auf  weiten  Landstrichen  in  der 
Landwirtschaft  überragend  dominieren,  wie  z.  B.  der  Kaffee  im 
zentralbrasilianischen  Staate  Sao  Paulo  oder  die  Korinthen  in  einzelnen 
Distrikten  des  Peloponnes.  Die  meisten  agrarischen  Rohstoffpro- 
duktionen bilden  vielmehr  nur  Teilbetriebe  oder  Neben- 
betriebe,  Teüproduktionen  umfassender  landwirtschaftlicher 
Betriebseinheiten.  Z.  B.  wird  die  Seidenzucht  zumeist  nur 
als  landwirtschaftliche  Nebenproduktion  betrieben;  die  Gewinnung 
von  Schafwolle  und  noch  mehr  die  von  Häuten,  Hörnern, 
Klauen,  Roß-  und  Rindshaaren  usw.  büdet  eine  Teüproduktion  oder 
einen  Nebenerwerb  teüs  bei  der  Viehzucht,  teils  bei  der  in  mehr  oder 
weniger  engem  Zusammenhange  mit  der  Viehzucht  betriebenen 
Schlächterei.  Vielfach,  wenn  auch  nicht  immer,  wird  die  Wald- 
wirtschaft, besonders  die  mitteleuropäische,  mit  Hufe  von 
Arbeitskräften  betrieben,  die  im  Winter  das  Holzfällen  als  Neben- 
beschäftigung neben  ihrer  den  Hauptteü  des  Jahres  ausfüllenden 
landwirtschaftlichen  Hauptbeschäftigung  ausüben.  Auf  diese  Weise 
büdet  die  Produktion  agrarischer  Rohstoffe  in  sehr  vielen  Fällen  nur 
einen  Nebenbetrieb,  der  den  betreffenden  agrarischen  Hauptbetrieb 
erst  recht  lohnend  macht.  Die  von  der  wachsenden  Industrie  be- 
nötigte stete  Erweiterung  jener  landwirtschaftlichen  Nebenbetriebe, 
denen  agrarische  Rohstoffe  entstammen,  bedingt  natürlich  auch  eine 
Ausdehnung  derdazugehörigenHauptbetriebe^). 


1)  So  bewegten  sich  z.  B.  die  „Einheitswerte",  die  von  der  fachmännischen 
Permanenzkommission  für  den  Außenhandel  Österreich-Ungarns  in  den 
Jahren  1900 — 1905  festgesetzt  wurden,  innerhalb  folgender  Grenzen  per  100  kg  in 
Kronen:  Rohbaumwolle  113 — 147,  Baumwollgarne,  einfach,  roh  145 — 170, 
rohe  Baumwollgewebe  268 — 325  ;  Schafwolle,  gewaschen  t^jj — 519, 
Wollengarne,  roh  443 — 605,  ganzwollene  Webwaren  aus  Kammgarn  oder  Streichgarn 
977—1271. 

2)  Vgl.  hierüber  das  Kapitel  ,,r)ie  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft"  im  II.  Band 
der  ,, Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  imd  die  Bemerkimgen  über  dieses 
Kapitel  in  Anlage  II  der  Einleitung  des  I.  Bandes. 

3)  So  bemerkt  Professor  C.  U  h  1  i  g  in  einem  Vortrage  über  die  wirtschaftlichen 
Aussichten  Deutsch-Ostafrikas  (BerUner  „Export"  vom  1 3.  Juni  1907) 
nach  einer  Erörterung  der  vielerlei  Handelspflanzen,  die  in  Deutsch-Ostafrika  mit 
Vorteil  anzubauen  wären:  ,,Mit  dem  Anbau  der  Nutzpflanzen  für  den 
Weltmarkt    muß   zugleich   der   Anbau   der   Nahrungspflanzen      der 

Schilder.    3- 
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Soweit  nun  die  Erzeugnisse  dieser  Hauptbetriebe  von  den  lyandwirten 
(nebst  Familie  und  Dienstpersonal)  nicht  direkt  verbraucht  werden, 
können  sie  zum  Einkaufe  von  Fabrikaten  dienen  und  gewährleisten 
der  sich  erweiternden  Industrie  die  Absatzmöglichkeit. 

Wie  bereits  früher  erwähnt  wurde,  fehlt  es  auch  nicht  an  Beispielen, 
wonach  irgendeine  Rohstofferzeugung  in  einem  mehr  oder  weniger 
ausgedehnten  Gebiete  gewissermaßen  als  Monokultur  vor- 
herrscht oder  doch  zum  mindesten  für  die  Nahrungsmittel- 
produktion nicht  genügende  Mengen  von  Arbeitskräften  und 
Kapitalien  übrigläßt.  Auch  in  diesem  Falle  kommt  es  zumeist  zu 
einem  lebhaften  Austausche  nicht  bloß  von  industriellen  Rohstoffen 
gegen  Rohstoffe  der  Nahrungsmittelindustrien,  sondern  auch  in  nicht 
geringem  Maße,  schon  der  geringeren  Transportkosten 
wegen,  zu  einem  Austausch  von  industriellen  Rohstoffen  gegen 
Fabrikate  der  Nahrungsmittelindustrien.  So  bezogen  z.  B. 
die  in  der  Produktion  von  Rohzucker  (aus  Zuckerrohr)  hervorragen- 
den Kolonien  Britisch-Westindiens  Mehl,  Konserven  usw. 
in  großen  Mengen  aus  den  Vereinigten  Staaten,  Kanada  usw. 
Während  der  achtziger  und  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
und  teilweise  auch  jetzt  noch  bildete  Brasilien  infolge  seiner 
Monokulturen  (namentlich  Kaffee  in  Sao  Paulo,  daneben  noch  Kaut- 
schuk im  Norden,  Kakao  in  Bahia,  Mate  in  Parana)  ein  vorzügliches 
Absatzgebiet  für  Mehl,  Schälreis,  Konserven,  Molkereiprodukte  usw. 
Europas,  Nordamerikas  und  Südamerikas.  Besonders  interessant  in 
dieser  Beziehung  ist  das  Beispiel  Ägyptens,  das  sich  infolge  der 
gewaltigen  Zunahme  der  Baumwollproduktion  aus  einem  Ausfuhr- 
lande für  Getreide  und  Zucker  in  ein  Einfuhrland  für  Mehl,  Zucker, 
Fleischkonserven  usw.  verwandelt  hat^).  Ein  Seitenstück  zu  diesen 
ägyptischen  Verhältnissen  bildet  die  Entwicklung  der  BaumwoU- 
distrikte  in  Russisch-Zentralasien^),  deren  zunehmender 
Importbedarf  an  Getreide  durch  die  nach  dem  Zentrum  der  russischen 
Getreidedistrikte     führende,     seit     dem   Jahre    1905     fertiggestellte 


Eingeborenen  Hand  in  Hand  gehen,  so  von  Reis,  Mais  und  Negerhirse,  denn 
die  hohen  Preise  der  Nahrungsmittel  verursachen  nicht  selten  eine  Flucht  der  ein- 
heimischen Arbeitskräfte;  aber  auch  für  den  Export  empfiehlt  sich  der  Anbau  von 
Mais." 

*)    Vgl.   über  Ägypten   die   III.  Abteilung   des  VII.  Kapitals. 

2)  Diese  Entwicklung  ist  zwar  innerhalb  der  russischen  Zollgrenzen  vor  sich  ge- 
gangen ;  aber  diese  Grenzen  umschUeßen  ein  Weltreich  von  einem  Sechstel  der 
bewohnbaren  Erde  und  einem  Zehntel  der  Erdbevölkerung,  worüber  zu  vergleichen  ist 
das  VI.  Kapitel,  Abteilung  V,  X  und  XIII. 
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Eisenbahn  Orenburg — Taschkend  befriedigt  werden  soll.  Ähnliches 
wäre  auch  zu  berichten  von  den  vorwiegend  der  Holzproduktion  sich 
widmenden  Waldgebieten,  so  von  Neufundland,  das  überdies 
auch  noch  Fischereidistrikt  ist,  und  vom  Norden  des  europäischen 
Rußlands,  ferner  von  den  hauptsächlich  mit  Viehzucht  beschäftigten 
Weideländern,  so  von  den  britischen  Falklands-Inseln  und  dem 
südchilenischen  Freigebiet  an  der  Magellanstraße,  das  daneben  auch 
Fischereidistrikt  und  Goldproduktionsgebiet  ist. 


II.  Angebliche  Gefahr  des  Zurückbleibens  der  Nahrungsmittelproduktion 
hinter  dem  Bedarie  der  städtisch-industriellen  Bevölkerung;  Gegen- 
argument der  großen  Ausdehnungsfähigkeit  von  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht in  gemäßigten,  subtropischen  und  tropischen  Gebieten  der  Erde; 
stärkehaltige  Nahrungsmittel  reichlicher  und  leichter  zu  gewinnen 
als  eiweiß-  und  fetthaltige,  worin  die  Frage  inbegriffen  ist,  wie  die  Er- 
gebnisse der  Nahrungsmittelproduktion  zwischen  Mensch  und  Tier  zu 

verteilen  seien. 

Die  einseitige  Ansicht  von  der  mehr  oder  weniger  dringenden 
Gefahr  eines  Überwucherns  der  Industrie  weit  über 
<ien  Bedarf  ihrer  landwirtschaftlichen  Abnehmer  hinaus  kommt 
auch  noch  in  einer  anderen  Form  zum  Vorschein.  Sie  kleidet  sich 
nämlich  in  die  Form  der  Besorgnis,  ob  nicht  bei  wachsender  Menschen- 
zahl (und  bei  diesem  Wachstum  wird  einigermaßen  vorschnell  in 
•erster  lyinie;  an  städtisch-industrielle  Bevölkerungen  gedacht)  einmal 
und  eventuell  sogar  in  einem  naheliegenden  Zeitpunkte  die  N  a  h  - 
xungsmittelproduktion  und  speziell  der  Getreide- 
bau   hinter    dem    Bedarf    zurückbleiben  würde. 

Nun  ist  aber  sogar  in  den  Gebieten  gemäßigter  Zone 
sowohl  durch  extensive  Erweiterungen  des  Getreidebaues  (Iva  Plata- 
^taaten,  Kanada,  wohl  noch  immer  einzelne  Teüe  der  Vereinigten 
Staaten,  Sibirien)  als  auch  durch  intensivere  Bearbeitung  der  bereits 
bebauten  Flächen  (in  vielen  Teüen  Europas,  namentlich  in  Rußland, 
den  Balkangebieten  und  Spanien)  viel  zu  erreichen.  Aber  abgesehen 
von  den  Nahrungsmittelressourcen  der  Gebiete  gemäßigter  Zone 
bleibt  ja  noch  die  riesige,  bisher  nur  sehr  mangelhaft  ausgenützte 
Produktivität  der  heißen  Zone  und  wohl  auch  nicht  weniger 
subtropischer  Gebiete  (Mesopotamien,  manche  Teüe  Klein- 
asiens und  Nordwestafrikas  usw.)  übrig.  Man  trifft  in  den  Tropen 
und  den  unmittelbar  daran  angrenzenden  Subtropen  (so  im  nord- 
indischen Gangestal,  längs  der  größeren  Flußläufe  in  Süd-  und  Mittel- 

3* 


36      I.  Der  weltwirtschaftliche  Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie. 

China,  im  Nildelta  und  längs  des  Nillaufes  südwärts  bis  Assuan  usw.) 
Landstriche  mit  200  Einwohnern  per  qkm  und  noch  mehr,  die,  bei 
primitivem  Bodenanbau  nach  Urvätersitte  und  ohne  Annahme  der 
modernen  Agrartechnik,  ihren  Nahrungsbedarf  leidlich  und  sogar 
reichlich  befriedigen.  Dabei  hat  nur  ein  verhältnismäßig  kleiner  Teil 
des  fruchtbaren  Tropengebietes  eine  derartige  Bevölkerungsdichte 
erreicht,  so  außer  den  soeben  genannten  Landstrichen  noch  Java,  Mau- 
ritius, Martinique,  Teile  von  Formosa,  die  Flußtäler  in  Französisch- 
Hinterindien  usw.,  dagegen  Ceylon  und  die  meisten  Antillen  noch 
nicht.  Viele  Tropengebiete  von  höchster  Produktivität,  wie  z.  B.  ein 
großer  Teü  Brasiliens,  Guyanas  und  der  angrenzenden  Landstriche 
der  südamerikanischen  Republiken,  gehören  noch  immer  zu  den 
am  schwächsten  bevölkerten  Gebieten  der 
Erde,  von  wasserlosen  Wüsten  und  Polarländern  natürlich  abgesehen. 

So  wird  z.B.  in  einem  Berichte  des  Washingtoner  Handelsamtes^), 
betreffend  die  Philippinen,  über  dieses  tropische  Inselgebiet 
gesagt:  „Die  der  landwirtschaftlichen  Bebauung  und  Mineralaus- 
beute noch  harrenden  Gebiete  auf  den  Philippinen  sind  ungemein  aus- 
gedehnt. Von  den  rund  74  Mülionen  Acres  Bodenfläche  der  Inseln 
stehen  bis  jetzt  erst  etwa  3 — 5  Millionen  unter  Bebauung;  von  dem 
Rest  entfallen  ungefähr  40  Millionen  auf  Waldungen,  von  denen 
der  weitaus  größte  TeÜ  einen  sehr  reichen  Boden  aufweist  und  die 
Urbarmachung  sicherlich  mit  lohnendem  Ertrage  bezahlen 
würde."  Dabei  zählten  die  Philippinen  zu  dieser  Zeit  auf  296310  qkm 
nur  ungefähr  8  Mülionen  Einwohner,  also  ungefähr  27  pro  qkm  (d.  i. 
die  nahezu  gleiche  Bevölkerungsdichte,  wie  sie  das  unter  der  Türken- 
herrschaft so  furchtbar  heruntergekommene  Bosnien-Herzegowina 
etwa  im  Jahre  1890  hatte).  Dies  läßt  einen  Schluß  auf  die  ungemein 
dichte  Besiedlung  der  wenigen,  bereits  in  Kultur  genommenen  Boden- 
flächen des  Inselgebietes  zu. 

Übrigens  ist  gerade  die  Furcht,  es  könnte  je  ein  Mangel  an 
Zerealien  eintreten,  besonders  schwach  begründet.  Denn  jener 
Nährstoff,  den  wir  uns  beim  Genüsse  der  verschiedenen  Getreidesorten, 
Reis  eingeschlossen,  in  besonders  ausgedehntem  Maße  zuführen,  die 
Stärke,  kann  auf  noch  viel  beschränkterem  Terrain  mittels  des 
Anbaues  billiger  Hackfrüchte  (Kartoffeln)  oder  leicht  zu  pflanzender 
Fruchtbäume  (Baobab,  Bananen  usw.)  gewonnen  werden.  Wenn  schon 


*)  Dieser  Bericht  wurde  auszugsweise  wiedergegeben  in  einem  Aufsatze  der 
Londoner  „Finanzchronik"  vom  13.  April  1907,  betitelt  „Die  wirtschaftliche  Lage  auf 
den  PhiHppinen"  mit  Untertitel  „Neun  Jahre  amerikanischer  Herrschaft". 
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Überhaupt  an  eine  Knappheit  in  Nahrungsmitteln  gedacht  werden 
könnte,  so  wäre  noch  viel  eher  an  eine  solche  in  eiweißhaltigen 
Nahrungsmitteln  zu  denken,  so  in  Fleisch,  Molkereipro- 
dukten, Eiern  und  Fetten,  soweit  die  Fette  nicht  aus 
der  Pflanzenwelt  zu  gewinnen  wären.  Freilich  ist  die  Erzeugung  der 
eiweißhaltigen  Nahrungsmittel  (von  den  stark  eiweißhaltigen  Hülsen- 
früchten natürlich  abgesehen)  meist  nur  eine  Frage  der  Vertei- 
lung der  Getreideproduktion  zwischen  Mensch 
und  Tier.  Abgesehen  von  Getreide  können  aber  auch  verschiedene 
Gemüse,  wie  Rüben,  Kartoffeln  usw.,  sowohl  zu  menschlicher  als  auch 
tierischer  Nahrung  dienen.  Sogar  bei  Ölsaaten  hat  sich  der 
landwirtschaftliche  Produzent  auszurechnen,  ob  ihr  Verkauf  an  öl- 
fabriken  (oder  an  lyieferanten  solcher  Fabriken)  lohnender  ist  als  die 
Verfütterung  oder  nicht.  Hierzu  kommt  noch,  daß  die  Abfälle 
einer  Reihe  von  Nahrungsmittelfabrikationen,  wie  Müllerei,  Molkerei 
(Magermilch),  ölfabrikation,  Brauerei,  Brennerei,  Zuckerfabrikation 
usw.,  mehr  oder  minder  wertvolle  Futtermittel  büden.  Das  gleiche 
gut  für  die  Abfälle  der  Getreideproduktion  selbst,  nämlich  für  das 
Stroh. 

Solange  nun  Getreide,  Kartoffeln  usw.  reichlich  für  menschliche 
Nahrung  angebaut  werden  können,  bleibt  auch  noch  genug  zur 
Züchtung  von  Schlachttieren  sowie  müch-  und  eierliefernden  Tieren 
übrig.  Nur  formell,  gewissermaßen  theoretisch,  kann  man  die  Frage 
der  Beschaffung  stärkeliefernder  Nahrungsmittel  von  der  Frage  der 
Gewinnung  eiweißhaltiger  Nahrungsstoffe  (Fleisch,  Molkereiprodukte, 
Eier  usw.)  trennen.  In  der  landwirtschaftlichen  Praxis  hängen  beide 
Produktionen  auf  das  innigste  zusammen  sowohl  durch  den  Ge- 
treidebedarf der  milch-  und  fleischliefernden  Haustiere  als 
auch  durch  den  Düngerbedarf  des  gesamten  landwirtschaft- 
lichen Betriebes  und  auch  durch  die  Verfütterung  der  Abfälle,  die 
sich  in  den  früher  genannten  Nahrungsmittelindustrien  ergeben. 

Noch  deutlicher  wird  einmal  dieser  innige  Zusammenhang 
zwischen  der  Produktion  stärkehaltiger  Nahrungsmittel  für  Menschen, 
ebensolcher  für  Tiere  und  ei  weiß-  sowie  fetthaltiger  Nahrungsmittel 
für  Menschen  hervortreten,  wenn  dereinst  die  meisten  Gebiete  der 
bewohnbaren  Erde  dichter  bevölkert  sein  werden, 
wodurch  die  für  die  Weidewirtschaft  verfügbare  Boden- 
fläche von  selbst  zusammenschrumpfen  muß.  Gleiche  oder  ähnliche 
Zerealien  oder  Gemüse  werden  sodann  zur  Ernährung  von  Menschen 
und  Vieh  erzeugt  werden,  bei  beständigem  Rückgang  der  natürlichen 
Weiden  und  künstlichen  Wiesen.    Ein  interessantes  Beispiel  hierfür 
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liefert  das  äg3'ptische  Kulturland,  in  welchem  der  Boden 
viel  zu  nutzbringend  verwertbar  ist,  als  daß  er  künstlichen  Wiesen 
gewidmet  werden  könnte.  Aus  diesem  Grunde  kann  die  Viehhaltung 
dem  starken  Bedarfe  der  dichten  Bevölkerung  nicht  nachkommen, 
dient  vorzugsweise  nur  dem  Betriebe  der  landwirtschaftlichen  Arbeiten 
(Zugvieh)  und  muß  durch  beträchtliche  Einfuhren  von  Schlachtvieh 
und  Fleisch  ergänzt  werden^).  Aus  diesem  Beispiele  ist,  wie  früher 
erwähnt,  zu  ersehen,  daß  jedenfalls  in  weit  entfernter  Zeit,  aber  noch 
lange  vor  dem  Mangel  an  Getreide,  Gemüse,  Obst  usw.  ein  solcher  an 
Fleisch,  Eiern  und  Molkereiprodukten  eintreten  könnte. 


ni.  Abhängigkeit  der  Industrie  von  den  agrarischenRohstoff-Erzeugungen. 

Unter  der  Nachwirkung  malthusianischer  Ideen 
denken  nicht  wenige  Nationalökonomen  mit  Besorgnis  daran,  daß 
eine  sich  mächtig  entwickelnde  Industrie  über  die  landwirtschaftliche 
Produktion  von  Nahrungsmitteln  und  insbesondere  von  Getreide 
hinauswachsen  könnte;  dabei  übersehen  diese  Nationalökonomen 
weit  leichter  eintretende  und  in  viel  größerer  Nähe  befindliche  Nöte 
der  Industrie,  die  deren  Versorgung  mit  Roh- 
stoffen landwirtschaftlicher  Herkunft  be- 
treffen. Es  kann  sogar  die  manchen  vielleicht  paradox  erscheinende 
Behauptung  gewagt  werden,  daß  das  Wachstum  der  städtisch- 
industriellen Bevölkerungen  in  irgendwie  absehbarer  Zeit  weit  eher 
durch  nicht  genügende  Mengen  der  zur  Verfügung  stehenden  in- 
dustriellen Rohstoffe  als  durch  irgendeinen  Mangel  an  Nahrungs- 
mitteln aufgehalten  werden  könnte.  So  ist  z.  B.  schon  jetzt  Holz 
ein  verhältnismäßig  seltener  und  daher  auch  insbesondere  in  Europa 
und  Nordamerika,  aber  auch  in  Ostasien  im  Wert  beständig  steigender 
Rohstoff  geworden.  Beim  weichen  Holz  spielt  auch  die  Ver- 
wendung in  der  Papierindustrie  eine  wichtige  Rolle ;  denn  alle  anderen 
Materialien  der  Papiererzeugung,  mögen  sie  scheinbar  noch  so  kosten- 
los von  der  Natur  geboten  werden,  fordern  doch  eine  weit  größere 


*)  In  Ägypten  ist  nach  Grunzel  („Bericht  über  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
Ägyptens",  Wien  1905)  der  Klee  die  wichtigste  Futterpflanze;  er  wird  aber  nicht 
nur  um  der  Beschaifung  von  Futtermitteln  willen  angebaut,  sondern  auch  zur  Kräfti- 
gimg der  durch  andere  Kulturen  erschöpften  Felder.  Auch  ist  Ägypten  weniger  ais- 
andere Länder  auf  den  Viehmist  als  Dünger  angewiCvSen,  da  hierfür  der  fruchtbare 
Nilschlamm  als  Ersatz  eintritt.  Insoweit  aber  der  ägyptische  Getreidebau  überhaupt 
Futtermittel  liefert,  sind  es  weniger  die  Getreidekörner  (Gerste)  als  vielmehr  das  Ge- 
treidestroh. 


I.    Der  weltwirtschaftliche  Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie.      39 

Sammelarbeit  und  sind  daher  weit  teurer  als  die  mit  wenigen  Axt- 
hieben gefällten  und  leicht  in  größeren  Massen  transportablen 
Holzstämme.  Was  das  harte  Holz  betrifft,  so  steigt  der  Bedarf 
an  Bauholz,  Tischlerholz,  Grubenholz,  Eisenbahnschwellen  usw.  mit 
der  wachsenden  Volkszahl  und  dem  zunehmenden  Wohlstand,  so 
daß  für  beide  Hauptsorten  Nachfrage  und  Preis  immer  mehr  in  die 
Höhe  gehen.  Hierzu  kommt  noch  der  Mangel  der  Tropen  imd 
Subtropen  an  weichen  Hölzern,  bei  stets  steigendem  Papier- 
bedarfe  auch  der  dortigen  Bevölkerungen.  Tropische  Waldgebiete 
in  hochgelegenen  Bergländern  bieten  hierfür  nur  einen  imzureichenden 
Ersatz.  Auch  sind  die  sogenannten  weichen  Hölzer  der  Tropen  eher 
als  schwammig  zu  bezeichnen  und  zur  Holzstofffabrikation  kaum 
geeignet.  Während  aber,  wenigstens  bis  vor  verhältnismäßig  kurzer 
Zeit,  der  angeblich  zu  befürchtende  Mangel  an  Getreide  und  an 
lyebensmitteln  überhaupt  ein  beliebtes  Schlagwort  bildete,  wird  vom 
Mangel  an  Holz  außerhalb  der  fachlichen  und  beruflichen  Interessenten- 
kreise kaum  gesprochen. 

In  jenen  Industrien,  welche  tierische  Rohstoffe  und  Ab- 
fälle verwenden  ^),  wird  die  Sachlage  durch  Mangel  und 
Teuerung  des  zu  verwertenden  Materials  in  noch  viel  höherem 
Grade  beherrscht  als  in  den  holzverarbeitenden  Fabrikationen. 
Das  internationale  Ledergeschäft  und  die  lederverarbeiten- 
den Industrien  kommen  aus  den  Krisen  infolge  der  Teuerung  der 
Häute  und  des  Mangels  an  diesem  Material  kaum  heraus.  Schweine- 
borsten, Roßhaare,  Bett-  und  Schmuckfedern,  Pelzwerk  der  jagd- 
baren Tiere,  Knochen,  tierische  Därme,  Hörner  der  Haustiere  usw. 
gehören  zu  den  meistgesuchten,  im  allgemeinen  eine  steigende 
Preistendenz  aufweisenden  und  öfters  für  die  verwertenden 
Industrien  im  Preise  kaum  mehr  erschwinglichen  Rohmaterialien. 
Speziell  bei  Hörn  war  man  froh,  das  nicht  imgef ährliche, 
aber  bedeutend  billigere  Ersatzmittel  Zelluloid  zu  finden; 
doch  führte  die  zunehmende  Verwendung  des  Zelluloids  wiederum 
zu  einer  starken  Vermehrung  des  Kampf  er  Verbrauches.  Ein  anderes 
Ersatzmittel  für  Hörn  und  Knochen,  das  aus  Magermüch  (d.  h.  aus 
Kasein)  bereitete  Galalith,  stützt  wiederum  die  Molkereibetriebe 
durch  die  bessere  Verwertungsmöglichkeit,  die  es  für  das  Neben- 
produkt der  Molkereien,  die  Magermüch,  schafft. 

Ähnliches  gilt  auch  für  zahlreiche  andere  industrielle  Rohstoffe 


^)    Vgl.  die  Anlage  „Tierische  Produkte  und  Futtermittel"  im  II.  Bande  der 
^Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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agrarischer  Herkunft,  so  in  erster  I^inie  für  die  Rohstoffe  der 
verschiedenen  Textilindustrien,  die  zugleich  mit 
dem  fast  ununterbrochenen,  steten  Fortschritte  der  weltwirtschaft- 
lichen Kulturverbreitung  und  Wohlstandszunahme  auf  eine  beständig 
steigende  Nachfrage  zu  rechnen  haben.  Gerade  bei  der  Erzeugung 
der  Rohstoffe  der  Textilindustrie  handelt  es  sich  aber,  ähnlich  wie  bei 
der  Gewinnung  vieler  tierischer  Rohmaterialien  (wozu  übrigens  Wolle 
und  Seide  selbst  gehören),  um  landwirtschaftliche  Produktionen, 
die  von  den  betreffenden  Erzeugern  zumeist  nur  im  Neben-  oder  Teil- 
betriebe durchgeführt  werden;  deshalb  kann  an  eine  dem  Bedarf 
rasch  folgende  Erweiterung  dieser  zumeist  große  Arbeitsmengen 
erfordernden  Rohstoffproduktionen  kaum  gedacht  werden.  Unter 
solchen  Verhältnissen  braucht  die  städtisch-industrielle  Bevölkerung 
um  den  Absatz  ihrer  Fabrikate  nicht  in  Verlegenheit  zu  geraten,  so- 
lange nur  die  agrarische  Bevölkerung  imstande  ist,  hinlänglich  in- 
dustrielle Rohstoffe  zu  liefern;  denn  diese  letzteren  stellen,  wie  be- 
reits erwähnt,  in  zahlreichen  und  wichtigen  Fällen  Produkte  landwirt- 
schaftlicher Neben-  und  Teilbetriebe  dar.  Die  Frage  der  industriellen 
Rohstoffversorgung  würde  sogar  eine  noch  umfassendere  Bedeutung 
gewinnen,  wenn  man  sich  auf  den  wohl  kaum  anfechtbaren  Stand- 
punkt stellt,  daß  ja  Getreide  und  Milch  Rohstoffe  der  MüUerei- 
und  Molkereiindustrien  sind,  während  die  Abfälle  der  Müllerei  und 
Molkerei  (Magermilch),  wie  bereits  erwähnt,  wiederum  ein  Hilfs- 
material der  Landwirtschaft,  d.  h.  Viehzucht  darstellen.  Aber  gegen 
diesen  Versuch,  die  Frage  des  Nahrungsmittelbedarfes  in  eine  solche 
der  industriellen  Rohstoffversorgung  aufzulösen,  würde  der  Umstand 
sprechen,  daß  es  sich  speziell  bei  Getreide  und  Milch  zumeist  nicht 
um  Nebenbetriebe,  sondern  um  Hauptbetriebe  der 
landwirtschaftlichen  Produktion  handelt. 


IV.  Industrie  und  agrarische  Absatzkrisen,  ihr  ausnahmsweise!  Charakter; 
die  überwiegend  sozialen  nnd  nur  zum  Teile  währungspolitischen 
Ursachen  der  mittel-  und  westeuropäischen  Agrarkrise  in  den  letzten 
drei  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts;  Preissteigerung  landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse  seit  dem  Ende  des  19.  Jahrhunderts,  ihr  Zu- 
sammenhang mit  der  Bodenspekulation,  mit  der  Besserung,  welche  die 
soziale  Lage  der  europäischen  Landbevölkerung  erfuhr,  und  mit  der 
Entwertung  des  Goldes. 

Es  kann  wohl    in  einzelnen  lyändern  zu   schweren    Krisen 
des    industriellen    oder    agrarischen    Absatzes 
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kommen,  da  entweder  die  agrarische  Produktion  der  industriellen 
oder  die  industrielle  der  agrarischen  einigermaßen  vorausgeeilt  ist. 
Aber  diese  Krisen  können  im  allgemeinen  nur  von  mäßiger 
Dauer  sein,  und  ihre  Erstreckung  auf  das  große  Gebiet  der  Welt- 
wirtschaft ist  kaum  denkbar.  Ausnahmezustände  ganz 
besonderer  Art  kommen  wohl  Vor,  wie  etwa  diejenigen,  welche  in 
Serbien  vom  Beginne  des  Jahres  1906  an  durch  den  Zollkrieg  mit 
Österreich-Ungarn,  dem  nach  geographischer  und  historischer  Vor- 
aussetzung wichtigsten  Absatzgebiete  des  kleinen  Königreiches,  einige 
Zeit  hindurch  vorhanden  waren,  den  Absatz  der  serbischen  Viehzucht 
unterbanden  und  die  ganze  serbische  Volkswirtschaft  vorübergehend 
erschütterten.  Aber  solche  Zustände  können  gemäß  ihres  ganz  aus- 
nahmsweisen  und  dazu  noch  vorübergehenden  Charakters  als  Gegen- 
beweis gegen  die  großen  Linien  des  weltwirtschaftlichen  Aus- 
gleiches zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie  nicht  angeführt  werden. 
Bedeutsamere  Störungen  dieses  Ausgleiches  sind 
fast  nur  in  jenen  Ländern  zu  verzeichnen,  die  vermöge  über- 
triebener Schutzzollpolitik  bereits  einigermaßen  an 
Fichtes  „geschlossenen  Handelsstaat"  erinnern;  gleichzeitig  entbehrt 
deren  landwirtschaftliche  Bevölkerung  infolge 
Mißverwaltung  und  ungünstiger  agrarischer  Besitzverteüung  (über- 
mäßige Entwicklung  des  Großgrundbesitzes  und  Landhunger  der 
breiten  Massen  der  Landbevölkerung)  der  Kaufkraft  und  strömt  den 
Industriedistrikten  zu.  In  diesen  städtisch-industriellen  Gebieten  wird 
sodann  mit  Hufe  ausgiebiger  Schutzzölle  und  der  vorerwähnten,  um 
schlechtesten  Lohn  zur  freilich  minderwertigen  Arbeit  bereiten 
Arbeitskräfte  eine  Industrie  treibhausmäßig  gezüchtet.  Hinter  der 
Leistungsfähigkeit  dieser  Industrie  bleibt  sodann  die  schwache  Kauf- 
kraft der  verarmten  agrarischen  Bevölkerung  des  betreffenden  Staates 
bald  zurück.  Ein  bezeichnendes  Beispiel  hierfür  liefert  die  schwere 
Krise,  in  welche  Rußland  im  Jahre  1900  trat.  Diese  Krise  war 
zur  Zeit  des  Ausbruches  des  Krieges  mit  Japan  im  Februar  1904  noch 
nicht  ganz  überwunden  und  verschmolz  daher  mit  jener  anderen  Krise, 
die  durch  den  genannten  Krieg  und  die  nachfolgende  revolutionäre 
Bewegung  hervorgerufen  wurde.  Ähnliche  Verhältnisse  waren  auch 
in  Spanien  seit  dem  Übergang  zum  Hochschutzzoll  zu  Beginn 
der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  und  besonders  nach  dem 
Verlust  der  wichtigen  Absatzgebiete  auf  Kuba  und  Portoriko  seit 
1898  zu  verzeichnen.     Auch  in    Rumänien^)    besteht  die  eine 


Vgl.  die  Ausführungen  über  Rumänien  in  der  VII.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels. 
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Ursache  der  erwähnten  Störungen  des  Ausgleiches  zwischen  Land- 
wirtschaft und  Industrie,  nämlich  Mißverwaltung  und  ungünstige 
agrarische  Besitzverteilung,  in  ausgedehntem  Maße.  Dagegen  ist 
das  andere  Moment,  eine  übertriebene  Schutzzoll- 
politik, bisher  in  Rumänien  noch  nicht  zu  einer  derartigen  Ent- 
wicklung gelangt,  um  ähnlich  böse  Folgen  wie  in  Rußland  und 
Spanien  zeitigen  zu  können. 

Wenn  man  jene  Fälle  näher  untersucht,  in  welchen  die  Industrie 
eines  Landes  scheinbar  schrankenlos  über  ihre  Absatzgebiete  hinaus- 
gewachsen war,  so  findet  man  wohl  immer  derartige  ganz  be- 
sondere Ursachen,  wie  Schutzzollpolitik,  verbunden  mit 
schlechter  Agrarverfassung  und  ungünstiger  Lage  der  breiten  Massen 
der  Landbevölkerung,  gelegentlich  auch  grobe  währungspolitische 
Fehler  (Inflationspolitik).  Diese  besonderen  Ursachen  haben  aber 
mit  den  allgemeinen  weltwirtschaftlichen  Tendenzen  und  den  großen 
Linien  der  Weltmarktsentwicklung  wenig  zu  tun.  Hier  wäre  an  das 
hochentwickelte  moderne  industrielle  Ver- 
bandswesen zu  erinnern,  das  sogar  in  Ländern  mit  recht 
mangelhafter  Wirtschaftsverfassung  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
bei  der  klaglosen  Bewältigung  des  Ausgleiches  zwischen  Industrie 
und  Landwirtschaft  mithüft,  und  zwar  äußert  das  industrielle  Ver- 
bandswesen diese  seine  Wirksamkeit  nicht  nur  innerhalb  der  Grenzen 
einzelner  Nationalwirtschaften,  sondern  wenn  auch  erst  in  be- 
schränktem Ausmaße,  bereits  innerhalb  der  gesamten  Weltwirt- 
schaft. 

Als  Beispiele  für  die  Bemühungen  industrieller  Verbände,  den 
Ausgleich  zwischen  Landwirtschaft  und  Industrie  innerhalb  der  ge- 
samten Weltwirtschaft  durchzuführen,  wären  zu  erwähnen : 
der  seit  1904  bestehende  internationale  Verband  der  Baumwoll- 
spinne r- Vereine  in  den  wichtigsten  Industriestaaten,  der  nach 
diesem  Muster  im  Jahre  1910  begründete  Verband  der  europäischen 
Leinenspinner-  Vereine.  Innerhalb  der  einzelnen  europäischen 
Volks  wirtschaften  stellt  das  meist  durch  allerlei  Ab- 
machungen geregelte  und  nur  selten  der  freien  Konkurrenz  über- 
lassene  Verhältnis  zwischen  den  Verbänden  der  Rübenzucker- 
Fabrikanten  und  der  Rübenbauer  ein  besonders  interessantes  Bei- 
spiel dar.  Freüich  kommen  hier  nur  jene  Seiten  des  industriellen  Ver- 
bandswesens in  Betracht,  durch  welche  die  nationalen  Produktionen 
vor  phantastisch  ausgreifenden  Übertreibungen  ihrer  produktiven 
Betätigung  bewahrt  werden;  dagegen  ist  von  jener  Richtung 
der    Kartelltechnik     abzusehen,    die    mittels     rücksichtsloser    Bin- 
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engung  des  Verbrauchs  privatwirtschaftliche  Höchstgewinne  ^)  zu 
erlangen  glaubt. 

Als  eine  höchst  bedeutsame  Störung  des  weltwirtschaftlichen 
Ausgleichs  zwischen  Industrie  und  Landwirtschaft  wurden  häufig 
auch  die  niedrigen  Preise  bezeichnet,  die  für  Getreide 
und  andere  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  auf  den  west-  und  mittel- 
europäischen Märkten,  fast  während  der  ganzen  Zeit  von  der  Mitte 
der  siebziger  bis  in  die  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts, 
verzeichnet  wurden.  Man  führte  zwar  diesen  niedrigen  Preisstand 
namentlich  auf  die  überseeische  sowie  osteuropäische  Konkurrenz 
oder  auf  monetäre  Verhältnisse  (Wertsenkung  des  Silbers,  Wert- 
erhöhung des  Goldes)  zurück.  Aber  der  damalige  tiefe  Preisstand  der 
landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  ist  sicherlich  ganz  besonders  als  eine 
direkte  oder  indirekte  Folgeerscheinung  der  gedrückten  Lage 
zu  betrachten,  in  welcher  sich  die  große  Masse  der  agrari- 
schen Bevölkerung  in  Osteuropa,  Indien  usw.  und  zu  dieser 
Zeit  zum  Teile  sogar  noch  in  Mittel-  und  Westeuropa  selbst  befand. 

Unmittelbar  auf  den  staatlichen  und  sozialen  Druck,  der  noch 
heute  auf  der  Landbevölkerung  Osteuropas  und  Indiens  lastet,  im 
letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  aber  auch  vielfach  noch  jene 
Mittel-  und  Westeuropas  bedrängte,  war  ein  wichtiges  Moment  zurück- 
zuführen, das  die  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  beständig  unter 
Preisdruck  hielt :  die  Zwangslage,  in  welcher  sich  die  stark 
verschuldete  und  mit  Steuern  belastete  Landbevölkerung  so  vieler 
Agrardistrikte  befand,  sofort  nach  der  Ernte  ver- 
kaufen oder  gar  die  noch  nicht  eingebrachte  Ernte  unter  im- 
günstigen  Bedingungen  verpfänden  zu  müssen.  Doch  hat  in  Mittel- 
und  Westeuropa  dieser  Zwang  zur  raschen  Abstoßung  der  eingeernteten 
Erzeugnisse  seit  dem  Beginn  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  bei  weitem 
nicht  mehr  die  frühere  Bedeutung  und  wird  im  genannten  Gebiete 
als  Massenerscheinung  bald  nur  mehr  der  Geschichte  an- 
gehören. Dies  ist  namentlich  auf  die  Fortschritte  des  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaftswesens  und  besonders  auf  das 
landwirtschaftliche  Kreditsystem  zurückzuführen,  das  sich 
auf  diese  Fortschritte  stützt.  Durch  das  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftswesen  im   Vereine   mit   den   Verbesserungen   des   ländlichen 


^)  Inwiefern  sich  die  den  Inlandsverbrauch  beschränkende  Bntwicklungsrichtung 
der  Kartelle  auch  dahin  äußert,  daß  hierdurch  in  den  betreffenden  Industrien  die  Frei- 
handelstendenz der  Exportfabrikationen  und  der  exportfähig  gewordenen  Fabri- 
kationen mehr  oder  weniger  durchkreuzt  wird,  dies  wird  in  Abteilung  III  des  II.  Ka- 
pitels erörtert. 
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Volksschulunterrichtes  wurde  der  Gesetzesbuchstabe  der  Bauern- 
befreiung erst  zur  lebendigen  Tatsache. 

Weit  schlimmer  stand  es  in  dieser  Beziehung  noch  bis  vor  kurzem 
und  steht  es  wohl  auch  noch  heute  um  die  russische  lyandbevölkerung^) 
Jene  Massenzufuhren  russischen  Getreides,  die 
im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  und  sogar  noch  in  den  ersten 
Jahren  des  20.  Jahrhunderts  einen  ständigen  Druck  auf  die 
mittel-  und  westeuropäischen  Getreidepreise  ausübten,  hingen  nur 
zum  kleineren  Teile  mit  den  Schwankungen  des  Rubelkurses 
zusammen,  und  auch  dies  nur  etwa  bis  in  die  Mitte  der  neunziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts.  Seither  hielt  sich  der  Rubelkurs  mit  ge- 
ringen Abweichungen  auf  2,16  Mark  oder  2,67  Franken. 

Die  Hauptursache  dieser  Massenausfuhren  russischen  Getreides 
lag  vielmehr  in  sozialen  und  steuerpolitischen  Momenten:  Durch 
Steuerdruck  und  namentlich  durch  verschärfte  Steuerein- 
treibung unmittelbar  nach  der  Ernte  sollten  die 
Getreideernten  der  Landbevölkerung  den  Getreideexporteuren  schnell 
und  billig  in  die  Hände  gespielt  und  von  diesen  nach  dem  Auslande 
gebracht  werden.  Es  gehörte  geradezu  zum  System  der  staatlichen 
Wirtschaftspolitik,  auf  solche  Weise  die  Zahlungsbilanz  Rußlands  zu 
befestigen,  die  infolge  starker  auswärtiger  Verschuldung  stets  einiger- 
maßen unsicher  war.  Die  Massenausfuhren  von  Getreide  und  ver- 
schiedenen anderen  russischen  landwirtschaftlichen  Erzeugnissen 
bildeten  das  Gegenstück  zu  der  früher  besprochenen,  seit  1900  an- 
dauernden Krise  der  Industrie  des  russischen  Reiches;  diese  Industrie 
war  eben  über  die  geringe  Aufnahmefähigkeit  der  in  so  gedrückter 
Lage  befindlichen,  überwiegend  bäuerlichen  Bevölkerung  Rußlands 
rasch  hinausgewachsen. 

Die  den  russischen  Bauern  bald  nach  der  Ernte  mit  unerbittlicher 
Rücksichtslosigkeit  abgeforderten  Steuer entrichtungen  bestanden  zum 
bedeutenden  Teüe  in  den  außerordentlich  hohen  Rückkaufs- 
z  ahlungen,  die  der  Landbevölkerung  anläßlich  der  Bauernbe- 
freiung auferlegt  wurden.  Diese  Zahlungen  sollen  in  manchen  Gou- 
vernements bei  schlechter  Bodenbeschaffenheit  den  Reinertrag  des 
bäuerlichen  Betriebes  nicht  unerheblich  überstiegen  haben.  Eine  der 
segensreichsten  Folgen  der  großen  russischen  Revolution  bestand  wohl 
darin,  daß  der  Staat  auf  die  weitere  Eintreibung  dieser  Rückkaufs- 


^)  Vgl.  hierüber  Dr.  Leo  J  u  r  o  m  s  k  i  „Der  russische  Getreideexport"  (Stutt- 
gart 1910)  und  Dr.  G.  Kriwtschenko  ,,Die  ländlichen  Kreditgenossenschaften 
in  Rußland"  (Stuttgart  1910). 
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Zahlungen  verzichtete.  Hierdurch  sollte  der  durch  die  Contrerevolution 
gewaltsam  in  die  Schranken  gewiesenen  Bauernbevölkerung  wenigstens 
irgendeine  Entschädigung  geboten  werden,  um  sie  vor  Verzweiflungs- 
ausbrüchen  zurückzuhalten. 

Mag  aber  auch  hierdurch  in  steuerpolitischer  Beziehung  eine  be- 
deutende Erleichterung  für  die  russische  lyandbevölkerung  ein- 
getreten sein^),  so  bleiben  doch  vorläufig  noch  immer  andere  Momente 
sozialen  Druckes  wirksam,  durch  welche  die  I/andbevölkerung  zur 
raschen  Abstoßung  der  eingeernteten  Erzeug- 
nisse gezwungen  wird.  Die  infolge  ihres  niedrigen  Bildungsstandes 
und  ihres  Kapitalmangels  auf  unergiebige,  extensive  Anbaumethoden 
angewiesene  Bauernschaft  muß  ihren  bei  rascher  Bevölkerungszu- 
nahme unzulänglich  gewordenen  Grundbesitz  durch  Pachtung  guts- 
herrlicher oder  staatlicher  lyändereien  ergänzen,  wofür  drückend 
hohe     Pachtschillinge     verlangt   werden. 

Ebenfalls  auf  die  Unwissenheit,  geschäftliche  Schwerfälligkeit 
und  Hüflosigkeit  des  größten  Teües  der  russischen  Bauernschaft  sind 
zwei  weitere,  in  gleicher  preisdrückender  Richtung  wirkende  Momente 
zurückzuführen :  die  zumeist  wucherische  bäuerliche 
Verschuldung,  wobei  Wucherer  und  Getreideaufkäufer  sehr 
häufig  zusammenfallen ;  betrügerische  Praktiken  der 
Aufkäufer,  wie  gemeinsame  niedrige  Festsetzung  der  Getreide- 
preise für  die  auf  einen  lokalen  Markt  angewiesenen  Bauern,  Ver- 
schweigen höherer  Börsen-  oder  Weltmarktspreise,  ja  sogar  falsches 
Abwägen  bei  scheinbaren  Preiszugeständnissen.  Fortschritte 
der  Volksbildung,  welche  die  Stellung  der  Bauernschaft 
im  Preiskampfe  befestigen  könnten,  waren  unter  der  seit  1906  zu  immer 
größerer  Macht  gelangenden  Contrerevolution,  wenn  überhaupt,  nur 
in  geringem  Maße  zu  verzeichnen,  und  dieser  Büdungsmangel  er- 
schwert wiederum  die  von  der  Regierung  sogar  geförderte  Entwick- 
lung des  landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  ^) 
ungemein. 


^)  Wenn  man  die  von  Leo  Tolstoi  am  28.  Januar  1910  niedergeschriebene 
kleine  moralische  Erzählung ,, Steuern"  (nach  einer  Übersetzung  in  der  Wiener  „Arbeiter- 
zeitung" vom  21.  März  191 1)  als  Maßstab  nimmt,  wäre  auch  noch  jetzt  der  auf  der 
russischen  Landbevölkerung  lastende  Steuerdruck  sehr  hart. 

2)  Hierbei  mangelt  es  freilich  an  einer  einheitlichen  Richtung  innerhalb 
der  russischen  Verwaltung:  die  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  werden  vom 
Ackerbauministerium  begünstigt,  aber  vom  Ministeriimi  des  Innern  aus  „Furcht 
vor  etwaigen  geheimen  Umtrieben"  (St.  Petersburger  Zeitung  vom  8./21.  Sep- 
tember 191 1,  Notiz  ,, Landwirtschaftliche  Genossenschaften")  mit  Mißtrauen  an- 
gesehen  und   eher  behindert   als  gefördert. 
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Im  Gegensatz  zu  diesen  preisdrückenden  Momenten  macht  sich 
aber  seit  etwa  drei  Jahren  ein  Haussemoment  von  großer  Bedeutung 
geltend :  Die  Regierung  selbst  organisiert,  im 
Gegensatze  zu  ihrem  früheren  Verhalten  und  unter  Anwendung  aller 
ihr  zur  Verfügung  stehenden  Machtmittel,  Haussesyndikate 
der  leitenden  russischen  Banken  und  Getreidehändler,  Hierdurch 
wird  diesen  letzteren  und  indirekt  auch  den  kommerziell  auf  höherer 
Stufe  befindlichen  größeren  Gutsbesitzern  die  Durchhaltung  von  Vor- 
räten über  ungünstige  Marktperioden  und  überhaupt  eine  weniger 
überstürzte  Verkaufsweise  ermöglicht.  Sollen  doch 
die  zu  diesem  Zweck  von  den  Banken  bzw.  von  der  Staatsbank 
(staatlichen  Notenbank)  erteüten  Vorschüsse  die  Hauptschuld  an 
der  Beengung  des  russischen  Geldmarktes  getragen  haben,  die  im 
November  1910  eintrat.  Hierin  zeigt  sich  eben  die  Macht,  welche  die 
Beherrscher  der  Duma,  die  größeren  Grundbesitzer,  im  „konstitutio- 
nellen" Rußland  neben  und  sogar  gegenüber  der  früher  allein  ent- 
scheidenden Bureaukratie  gewonnen  haben.  Der  Bauernschaft  wird 
durch  diese  Unterstützung  des  Getreidehandels  und  der  größeren 
Grundbesitzer  zwar  wenig  geholfen.  Aber  für  den  Weltmarkt  sind  die 
höheren  Getreidepreise  an  sich  entscheidend. 

Von  größerem  Vorteil  mag  sowohl  für  die  Bauern  Rußlands 
als  auch  für  die  Befestigung  der  russischen  Getreidemärkte  die  so- 
genannte „lyiquidation  des  Großgrundbesitzes'' 
sein.  Diese  datiert  in  Rußland  von  den  Stürmen  der  Revolutionszeit 
her  und  macht  sich  namentlich  in  Südrußland  bemerkbar.  Die  seit  da- 
mals eingetretene,  andauernde  Erhöhung  der  lyandarbeiter-Iyöhne 
vmd  die  stark  verringerte  Willigkeit  dieser  Arbeiterschichte  machen 
den  größeren  russischen  Grundbesitz  zu  Parzellierungen  geneigt. 
Doch  ist  dies  ein  langsamer,  durch  die  Reaktion  seit  1907  gewaltsam 
eingeengter  Prozeß,  der  erst  in  einer  ferneren  Zukunft  durch  Erhöhung 
des  sozialen  Niveaus  der  Bauernschaft  von  größerem,  volks- 
wirtschaftlichem Nutzen  sein  dürfte. 

Ein  Seitenstück  zu  den  soeben  besprochenen  russischen  Verhält- 
nissen bÜden  jene  Rumäniens^).  Auf  die  bedeutenden  ru- 
mänischen Ausfuhren  von  Getreide,  Ölsaaten  usw.  und 
ihr  beträchtliches  Wachstum  seit  dem  Regierungsantritte  des  Königs 
Karl  I.  im  Jahre  1866  wird  von  rumänischen  Volkswirten  öfters  mit 
Stolz  hingewiesen.  Aber  diese  Ausfuhren  beruhen,  wenigstens  zum 
TeÜ,  auf  ähnlichen  Ursachen  wie  die  gleichartigen  russischen,  nämlich 


Vgl.  über  Rumänien  die  VII.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels. 
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einerseits  auf  dem  Steuerdruck  des  Staates,  andrerseits  auf 
schwerem  sozialen  Drucke;  letzterer  wurde  von  der  Groß- 
grundbesitzerklasse und  den  (bis  zum  Bauernaufstand  vom  Früh- 
jahr 1907)  mit  den  Großgrundbesitzern  Hand  in  Hand  gehenden 
Großpächtern  sowie  Dorf  Wucherern  auf  die  Bauernschaft  ausgeübt. 
Aber  in  Rumänien  bildete  der  soeben  erwähnte  Bauernaufstand  einen 
ähnlichenWendepunkte  zu  etwas  besseren  Zuständen  wie  die  russische 
Revolution  von  1905 — 1907  hinsichtlich  der  dortigen  Agrarverhält- 
nisse. 

Demnach  hat  das  eine  mit  der  ungünstigen  sozialen  I^age  der 
Bauernbevölkerung  zusammenhängende  Moment,  das  an  der  Preis- 
senkung des  Getreides  ursächlich  beteüigt  war,  nämlich  die  Zwangs- 
lage, sofort  nach  der  Ernte  verkaufen  zu  müssen,  sogar  in  Rußland 
und  Rumänien  an  Bedeutung  eingebüßt;  in  Mittel-  und  Westeuropa 
spielt  dieses  Moment  überhaupt  nur  mehr  eine  geringe  Rolle. 

Dagegen  bildete  in  früheren  Jahrzehnten  die  zweifellos  un- 
günstige soziale  Lage  der  europäischen  Landbevölkerung  sogar 
geradezu  den  Nährboden,  auf  dem  die  gefürchtete  Konkurrenz  der 
überseeischen  Agrarstaaten  erwuchs.  Denn  jene  Auswanderer 
landwirtschaftlichen  Berufes,  die  sich  im  letzten  Drittel  des  19.  Jahr- 
hunderts infolge  der  damaligen  unbefriedigenden  Zustände  ihr  er  Heimat- 
länder bewogen  fühlten,  über  das  Weltmeer  nach  Nord-  und  Süd- 
amerika sowie  Australien  zu  ziehen,  machten  dort  binnen  verhältnis- 
mäßig kurzer  Frist  hunderttausende  qkm  jungfräulichen  Bodens^) 
urbar;  sie  begründeten  hiermit  eine  mannigfach  bevorzugte 
Konkurrenz  gegenüber  den  mit  Getreide,  Vieh  usw. 
auf  den  Markt  kommenden  Landwirten  Mittel-  und 
Westeuropas-),  da  diese  auf  teurerem,  bereits  seit  langem 
starker  Düngerzufuhren  bedürfenden  Boden  arbeiteten. 

Das  Vorgehen  der  Bodenspekulation  in  den  überseei- 
schen Ländern  hat  den  billigen  Grund  und  Boden  immer  tiefer  land- 
einwärts verlegt  und  daher  die  auf  solchem  Boden  gewonnenen  Er- 
zeugnisse mit  immer  größeren  Frachtkosten  bis  zur  Meeresküste  be- 
lastet.     Begreiflicherweise    wurden    die    ohne    Dünger   längere  Zeit 


^)  Vgl.  die  Angaben  betreffend  die  Besiedlung  der  Vereinigten  Staaten  in  Ab- 
teilung I  dieses  Kapitels. 

2)  Auf  diese  Zusammenhänge  weist  mit  besonderem  Nachdrucke  Franz  O  p  p  e  n  - 
heim  er  in  seinem  1896  (in  Leipzig)  erschienenen  Werke  ,,Die  Siedlungsgenossen- 
schaft" (namentUch  Seite  224 — 227),  sodann  in  seinem  1898  (in  Berlin)  erschienenen 
,, Großgrundeigentum  und  soziale  Frage"  (Seite  474)  und  in  seinem  „Grundgesetz 
der  M  a  r  X  scheu   Gesellschaftslehre"    (Berlin    1903)    Seite    1 30/1 31    hin. 
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hindurch  reichlichen  Ertrag  liefernden  j  ungfräulichen 
Böden  in  Übersee  bevorzugt  und  besonders  eifrig  ausgebeutet. 
Nach  der  solcherart  unvermeidlichen,  baldigen  Erschöpfung  dieser 
besonders  ergiebigen  Grundflächen  ging  es  mit  der  billigen,  diinger- 
losen  und  dabei  doch  verhältnismäßig  ertragreichen  Acker  Wirtschaft 
nahezu  völlig  zu  Ende,  etwa  mit  Ausnahme  einzelner  im  Westen 
Kanadas  und  im  argentinischen  Binnenlande  befindlicher  Distrikte. 
Die  hiermit  zusammenhängende  Hebung  der  Preise  für 
Getreide,  Ölsaaten  usw.  in  der  Union,  Kanada,  Argen- 
tinien, Australien  usw.  bildet  eine  feste  Stütze  für  die  Preisbildung 
dieser  Artikel  auf  dem  gesamten  Weltmarkte.  Die  Bodenspekulation 
in  den  überseeischen  Ländern  hat  auch  noch  in  anderer  Weise  preis- 
erhöhend auf  die  genannten  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  gewirkt : 
sie  hielt  die  Einwanderer  überhaupt  von  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeit  ab  und  veranlaßte  die  Neuankömm- 
linge, sich  in  den  Städten  sowie  Industriedistrikten  der  Überseegebiete 
zusammenzudrängen,  worüber  später  (siehe  Seite  51)  noch  in  einem 
anderem  Zusammenhange  gesprochen  wird. 

Die  europäische  Getreidepreisbildung  für  die  genannten  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnisse  bedarf  daher,  um  für  die  europäische 
Landbevölkerimg  auskömmlich  zu  sein,  jener  hohen  Schutz- 
zölle wohl  überhaupt  nicht  mehr,  mit  deren  Einführung  seit  dem 
Ende  der  siebziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts,  unter  dem  unmittel- 
baren Drucke  der  überseeischen  Konkurrenz,  in  der  Mehrzahl  der 
Länder  Europas  begonnen  wurde.  Als  Schlagwort  und 
Popanz  wirkte  diese  überseeische  Agrarkonkurrenz  noch  im 
ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  auf  die  mittel-  und  west- 
europäische Agrarzollpolitik  ein,  obwohl  sich  im  Verlaufe  dieses  Jahr- 
zehnts die  überseeischen  tmd  wohl  auch  osteuropäischen  Verhältnisse 
in  der  angegebenen  Weise  im  Sinne  einer  haussierenden  Preistendenz 
geändert  haben.  Eine  ähnlich  scharf  haussierende  Tendenz  zeigte 
sich  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  auch  für  Schlacht- 
vieh und  Fleisch  in  den  überseeischen  Erzeugungsgebieten 
für  diese  tierischen  Produkte^).  Doch  waren  in  Mitteleuropa  im  ersten 
Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  durch  veterinärpolizeüiche  Sperr- 
maßregeln die  Vieh-  und  Fleischpreise  beträchtlich  höher  über  das  über- 
seeische Preisniveau  hinausgelangt  als  die  nur  zollgeschützten  euro- 
päischen Getreidepreise  über  jene  der  überseeischen  Getreideausfuhr- 


^)    Vgl.  die   Anlage  „Tierische   Produkte   und  Futtermittel"  im   II.  Bande  der 
„Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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länder.  Dabei  handelt  es  sich  hauptsächlich  um  die  Getreidepreise 
Deutschlands,  Österreich-Ungarns,  Italiens,  Spaniens,  Portugals, 
Griechenlands  und  Schwedens;  denn  die  Schweiz,  Holland,  Belgien, 
Dänemark  und  Norwegen,  selbstverständlich  auch  Großbritannien 
haben  gar  keine  oder  nur  niedrige  Getreidezölle.  Frankreich  hat  zwar 
hohe  Getreidezölle,  aber  infolge  des  Zollvereins  mit  Algerien  und 
Französisch-Hinterindien  (Reiszufuhren)  nur  selten  hohe  Getreide- 
preise. 

All  dies  soll  nicht  etwa  besagen,  daß  es  in  Mittel-  und  West- 
europa keine  Agrarfrage  mehr  gäbe.  Sind  doch  ihre  Schärfen, 
wie  starke  Kauf-  und  Erbverschuldung,  Abwanderung  der  Land- 
arbeiter usw.,  durch  die  überseeisch-osteuropäische  Konkurrenz  nicht 
zur  Entstehung  gelangt,  sondern  nur  empfindlicher  geworden;  diese 
Schärfen  können  daher  auch  durch  die  eingetretene  Milderung  der 
genannten  Konkurrenz  nicht  beseitigt  worden  sein.  Es  soll  eben  nur 
jene  noch  bis  in  die  jüngste  Gegenwart  nachwirkende  falsche  Er- 
klärung zurückgewiesen  werden,  die  von  den  agrarischen  Hoch- 
schutzzöllnern für  die  kritischen  Zustände  der  europäischen  Land- 
wirtschaft im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  gegeben  wurde. 
Darnach  sollten  diese  kritischen  Zustände  und  ihre  angebliche  Haupt- 
ursache, die  scharfe,  überseeisch-osteuropäische  Konkurrenz,  auf 
folgende  Momente  zurückzuführen  sein:  auf  ein  ausgesprochenes 
Mißverhältnis  zwischen  der  wachsenden  inter- 
nationalen Agrar-  und  namentlich  Getreide- 
produktion und  der  angeblich  langsamer  vor- 
wärtsschreitenden Kaufkraft  der  städtisch- 
industriellen Bevölkerungen.  Tatsächlich  handelte 
es  sich  hierbei  aber  um  eine  Reihe  im  Verschwinden  be- 
griffener, gegenwärtig  durchaus  nicht  mehr 
die    Regel    bildender   Momente. 

Unter  diesen  Momenten  sind  besonders  zu  nennen  istaatlich- 
sozialer  Druck  auf  die  von  der  Leibeigenschaft  erst  vor 
kurzem  befreiten  Bauernbevölkerungen  Rußlands  und  Rumäniens; 
Mängel  des  agrarischen  Kreditsystems  vor  dem  Aufblühen 
der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  in  Mitteleuropa;  Be- 
siedlung jungfräulicher,  für  den  Transport  bequem  gelegener 
Böden  in  den  Überseeländern  durch  europäische  Auswanderer  vor 
dem  schärferen  Eingreifen  der  dortigen  Bodenspekulation,  wohl  auch 
Mißgriffe  und  Wirren  in  monetärer  und  wäh- 
rungspolitischer Beziehung,  so  die  SÜberagitation 
in  den  Vereinigten  Staaten  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre, 

Schilder,    l. 
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die  namentlich  auf  Indien  bis  Mitte  der  neunziger  Jahre  stark  zurück- 
wirkenden Preisschwankungen  des  Silbers  überhaupt,  Agioschwan- 
kungen in  den  damaligen  Papierwährungs-  und  Getreideaus fuhr- 
ländem  Rußland,  Argentinien,  Österreich-Ungarn.  In  den  siebziger 
Jahren  bis  in  die  erste  Hälfte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
war  wohl  auch  die  Wertsteigerung  (Appreziation)  des  da- 
mals in  ungenügenden  Mengen  erzeugten  Goldes,  bei  gleich- 
zeitiger riesiger  Produktionszunahme  und  Preissenkung  des  Silbers, 
an  dem  tiefen  Preisstande  des  Getreides  und  anderer  landwirtschaft- 
licher Erzeugnisse  ursächlich  beteiligt.  Doch  ist  die  Goldproduktion 
seit  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  allmählich  derart  gestiegen^), 
daß  gegenwärtig  bereits  von  einer  Entwertung  (Depreziation) 
des  Goldes  gesprochen  wird,  die  in  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung zum  Ausdrucke  käme,  ähnlich  wie  es  in  den  fünfziger 
und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  nach  den  Entdeckungen 
der  kalifornischen  und  australischen  Goldlager  der  Fall  war. 

Demnach  verbreitet  sich  gegenwärtig  eine  Ansicht  immer  mehr, 
die  zu  jener  von  der  überschüssigen,  nur  unlohnend  abzusetzenden 
internationalen  Agrarproduktion  in  scharfem  Gegensatze  steht. 
Diese  neuere  Ansicht  geht  dahin,  daß  die  internationale  Agrarpro- 
duktion nicht  etwa  vermöge  unüberwindlicher 
natürlicher  Hindernisse,  sondern  infolge  allerlei 
kulturell-technischer  Rückständigkeit  en  in 
wichtigen  Produktionsländern  (in  Rußland,  dem  Osten  Österreich- 
Ungarns,  den  Balkanstaaten,  dem  türkischen  Reich  usw.),  ferner 
wegen  verschiedener  unzweckmäßiger  Einrichtungen 
hinter  dem  Bedarf e  zurückbleibe;  dies  habe  bereits  zu  bedenklich 
hohen  Preisen  für  landwirtschaftliche  Erzeugnisse  geführt.  Die  un- 
zweckmäßigen Einrichtungen  würden  insbesondere  dadurch  schäd- 
lich, daß  sie  ein  ungehindertes  Schalten  und  Walten  der  Boden- 
spekulation und  einmaßloses  Anwachsen  des 
Großgrundeigentumes  gestatten  und  sogar  begünstigen. 

So  ist  es  namentlich  in  Nord-  und  Südamerika  den 
Grundspekulanten  möglich  geworden,  die  Zulassung  zur  landwirt- 
schaftlichen Arbeit,  d.  h.  zum  Grundbesitz,  von  einem  übermäßig^ 
hohen  Tribut  abhängig  zu  machen  oder  diese  Arbeit,  nach  Wülkür, 
auch  gänzlich  zu  verhindern.  Auch  in  Europa  begnügen  sich  z.  B. 
die  reichen    andalusischen    Großgrundbesitzer  mit  einer  nur 


*)    Jahresdurchschnitt  der  Goldproduktion  von  1881 — 1885:  153640  kg,  Jahres- 
durchschnitt von   1901 — 1905:  484,191  kg;  Produktion  im  Jahre  1909:  683  748  kg. 
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wenig  Hände  beschäftigenden  extensiven  Weidewirtschaft,  wofern 
sie  ihre  Ländereien  überhaupt  ausnützen,  während  jährlich  Tausende 
von  Spaniern  in  überseeischen  lyändern  Arbeit  und  Brot  suchen 
müssen.  Ähnliche  Verhältnisse  trifft  man  auch  in  Süditalien 
und  auf  Sizüien  an.  In  den  jungen  überseeischen 
Ländern  drängen  sich  wiederum  die  Einwanderermassen  in  mehr 
oder  weniger  riesenhaften  Großstädten  zusammen,  wie 
New  York,  Chicago,  Pittsburg,  Buenos  Aires,  Montevideo,  Mel- 
bourne, Sydney  usw.,  anstatt  sich  über  die  weiten  Handflächen  zu 
zerstreuen;  diese  Flächen  harren  zwar,  rein  technisch  aufgefaßt, 
der  Bebauer,  sind  aber  wirtschaftlich  oder  vielmehr  juristisch, 
rechtspolitisch    durch   die    Bodenspekulation  gesperrt. 

Nur  auf  Neuseeland  sind  (seit  Beginn  der  neunziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts)  die  Lehren  Henry  Georges,  der  britischen  Land- 
nationalisation,  der  deutschen  Bodenreform  usw.  praktisch 
befolgt  worden.  Darnach  soll  die  ohne  nennenswerte  Arbeit  betriebene 
Bodenspekulation  durch  Spezialbesteuerungen  daran 
gehindert  werden,  sich  die  Arbeit  der  breiten  Massen  durch  juristische 
Umklammerung  weiter,  wenig  oder  gar  nicht  ausgenützter  Grund- 
flächen tributpflichtig  zu  machen  und  überdies  hierdurch  den  Boden- 
anbau in  engen  Grenzen  zu  halten.  Es  handelt  sich  hierbei  namentlich 
lieh  um  die  Besteuerung  des  Grund  und  Bodens  in  Prozentsätzen 
seines  Wertes,  abzüglich  der  Meliorationen,  und  um  stärkere  Be- 
lastung größerer,  in  einer  Hand  vereinigter  Ländereien.  Als  Ergänzung 
mag  die  (im  Februar  191 1  für  ganz  Deutschland  beschlossene)  Be- 
steuerung des  sogenannten  unverdienten  Wertzuwachses  hinzutreten. 
Tatsächlich  gibt  es  auch  auf  Neuseeland  keine  angeschwollenen  Groß- 
städte; die  überwiegende  Mehrheit  der  dortigen  Bevölkerung  lebt, 
vornehmlich  Kleingrundbesitzer-FamÜien  angehörig,  in  kleinen 
Städten  und  auf  dem  flachen  Lande.  In  Australien  hat  man  (von 
früheren,  minder  wirksamen  Maßregeln  abgesehen)  erst  seit  1910 
begonnen,  ähnliche  Wege  energischer  einzuschlagen. 

Soweit  im  letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  von  einem  un- 
lohnenden Überangebot  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse  und 
namentlich  des  Getreides  überhaupt  die  Rede  sein  konnte,  ist  seither 
dieser  Zustand  durch  bedeutsame  Veränderungen  beseitigt  worden, 
nämlich  durch  die  gebesserte  soziale  Lage  der  euro- 
päischen Landbevölkerung,  durch  die  von  der  Boden- 
spekulation herbeigeführte,  mehr  oder  minder  weitgehende  Sper- 
rung der  nur  mit  minder  hohen  Transport- 
kosten nach    Europa  belasteten  überseeischen 

4* 
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Ländereien  (ja  sogar  eines  Großteils  dieser  Ländereien  über- 
haupt), endlich  durch  die  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts 
allmählich  fühlbar  gewordene  Entwertung  (Depreziation)  des 
Goldes. 

Nunmehr  sieht  es  im  Gegenteil  eher  so  aus,  als  ob  die  Agrar- 
produktion im  genannten  Jahrzehnt  allmählich  hinter  dem  Be- 
darf zurückgeblieben  und  ihre  Erzeugnisse,  auch  abgesehen  von 
Schutzzöllen  und  Veterinärmaßregeln,  im  Preise  bedenklich  gestiegen 
seien.  Gegenüber  diesem  Ausschlag  des  Pendels  nach  der  Teuerungs- 
seite sind  aber  bereits  hilfreiche  Faktoren  zu  erblicken:  allmähliche 
Hebung  des  kulturellen  und  dadurch  auch  land- 
wirtschaftlich-technischen Niveaus  in  Rußland, 
im  östlichen  Österreich-Ungarn,  auf  dem  Balkan,  im  türkischen 
Reiche  usw.,  Bekämpfung  der  die  landwirtschaftliche  Arbeit  erschwe- 
renden und  einschränkenden  Bodenspekulation  durch  entsprechende 
bodenreformerische  Steuermaßregeln,  durch  ebensolche  Re- 
formen der  Hypothekargesetzgebung,  durch  Aktionen 
innerer  Kolonisation,  die  auf  öffentliche  Enteignungs- 
rechte gestützt  sind,  und  zwar  all  dies,  den  örtlichen  Besonderheiten 
angepaßt,  sowohl  in  den  Überseeländern  als  auch  in  Europa. 
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Zweites    Kapitel. 

Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen 
und  Kartellwesen;  Wirkungen  des  Hochschutzzolles. 

I.    Der  autonome  Freihandel:  nicht  wehrhafter  Freihandel  und  nicht  ganz 
wehrloser  Freihandel  minder  strenger  Observanz. 

Unter  jenen  Einrichtungen,  die  eine  planmäßige,  bewußte 
Förderung  des  internationalen  Handelsverkehrs  darstellen,  verdient 
der  sogenannte  autonome  Freihandel  an  erster  Stelle  ge- 
nannt zu  werden.  Die  dem  autonomen  Freihandel  ergebenen  lyänder 
kümmern  sich,  wenigstens  formell,  um  die 
Zollpolitik  anderer  S  t  a  a  t  e  n  ü  b  e  r  h  aup  t  nicht; 
sie  richten  vielmehr  ihre  Zolltarife,  mit  zahlreichen  Zollbefreiungen 
(oder  wenigstens  niedrigen  Zöllen)  und  einigen  höheren  Zollsätzen 
rein  fiskalischer  Art,  nach  rein  internen  Gesichts- 
punkten ein.  Solche  Gesichtspunkte  sind :  Verbilligung  des 
inneren  Verbrauches  und  des  Rohmaterialbezugs  der  eigenen  industri- 
ellen, land-  und  forstwirtschaftlichen  sowie  Montanproduktionen,. 
Erleichterung  des  Zwischenhandels,  Frachtenbeschaffung  für  die 
Schiffahrt  (Ausfracht  und  Rückfracht)  ^),  Vorführung  nachahmens- 
werter Beispiele  für  die  Zollpolitik  des  Auslandes,  Erleichterung  und 
VerbÜligung  der  Zollmanipulationen  sowie  Erschwerung  desSchmuggels- 
durch  Beschränkung  der  Einfuhrzölle  auf  einige  wenige  Einfuhrartikel 
von  hohem  Zollertrage  usw.  Der  autonome  Freihandel  läßt  daher  in. 
seiner  konsequentesten  Ausgestaltung,  die  er  insbesondere  in  Groß- 
britannien gefunden  hat,  als  sogenannter  nicht  wehrhafter 
Freihandel,  die  Hochschutzzölle  des  Auslandes,  ja  sogar  direkte 
Schlechterstellung  gegenüber  dritten  Staaten^)  ohne  Gegenwehr  über 


^)  Vergl.  hierüber  im  II.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft" das  Kapitel  „Die  Frachtenbilanz  im  internationalen  Handelsverkehr** 
und   die   Anlage   „Massenfrachtartikel.** 

2)  So  hatte  z.  B.  Großbritannien  in  den  Vereinigten  Staaten  für  seine  Spirituosen 
und  Kunstwerke  von  1898  bis  1910  höhere  Zollsätze  zu  bezahlen  als  jene  I^änder,  die 
auf  Grund  des  Artikels  III  des  Dingley-Tarifes  mit  der  Union  Gegenseitigkeits- 
abkommen abgeschlossen  hatten. 
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sich  ergehen.  Solche  Freihandelsstaaten  schließen  daher  mit  den  Aus- 
landsstaaten zumeist  nur  Meistbegünstigungs vertrage,  keine  Tarif- 
verträge ab. 

In  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
schien  der  autonome  Freihandel  große  Chancen  zu  haben.  Man  konnte 
dies  namentlich  von  seiner  minder  radikalen,  nicht 
ganz  wehrlosen  Spielart  annehmen,  wie  sie  gegenwärtig 
insbesondere  in  Belgien,  Holland,  Dänemark  zu 
finden  ist.  Letztere  Spielart  gewährt  teils  durch  autonome  Verfügung, 
teils  auf  vertragsmäßigem  Wege  viele  wichtige  Zollbefreiungen  und 
Zollerleichterungen,  vereinbart  gelegentlich  Tarifverträge  mit  ein- 
seitigen oder  wechselseitigen  Bindungen  und  wohl  auch  Ermäßigungen 
der  allgemeinen  Tarife,  freilich  weit  mehr  einfache  Meistbegünsti- 
gungs-Verträge. Mitunter  wurden  zwar  auch  in  den  Ländern  des 
minder  radikalen  Freihandels  die  vertragsmäßigen  Zoll- 
befreiungen und  Zollermäßigungen,  nach  dem  in 
den  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  von  Großbritannien  ge- 
gebenen Beispiele,  in  den  allgemeinen  Tarif  (General- 
tarif) aufgenommen^);  dieser  gilt  dann  auch  gegenüber  jenen 
Ländern,  die  etwa  (ausnahmsweise)  unfreundlich  genug  wären,  dem 
betreffenden  Freihandelsstaate  die  (unbedingte)  Meistbegünstigung 
nicht  zu  gewähren.  Immerhin  unterscheiden  sich  diejenigen  Staaten, 
deren  Handelspolitik  eine  minder  radikale  Spielart  des  autonomen 
Freihandels  darstellt,  vom  strengen  Freihandel,  wie  er  sich  sogar  in 
Großbritannien  erst  seit  den  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
in  aller  Schärfe  entwickelt  hat,  in  zweifacher  Weise: 

1.  Ihr  Zolltarif  besteht  nicht  bloß  aus  einer  einzigen, 
großen,  durch  einige  Fiskalzölle  unterbrochenen  Freiliste.  Sie 
haben  daher  Tauschobj  ekte  beim  Abschluß  von  Tarif- 
verträgen, d.  h.  Zollpositionen,  die  gebunden  oder  ermäßigt  werden 
können. 

2.  Sie  machen  sich  zwar  nur  sehr  ungern  mit  dem  Gedanken  ver- 
traut, Zollretorsionen  zu  üben  oder  gar  Zollkriege 
zu  führen.  Nichtsdestoweniger  weisen  sie  diesen  Gedanken  nicht  mit 
so  grundsätzlicher  Starrheit  zurück,  wie  es  die  Briten,  von  wenigen 
Ausnahmefällen  abgesehen,  seit  den  sechziger  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts   getan    haben.       Solche   Ausnahmefälle    sind:     Austausch 


1)  Vergl.  über  ein  ähnliches  Vorgehen  eines  agrarischen  Freihandelsgebietes, 
nämlich  Kanadas,  noch  im  Jahre  1910  die  Ausführungen  im  III.  Kapitel,  Ab- 
teüung  XIII. 
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griechischer  Zollzugeständnisse  gegen  die  Bindung  der  bri- 
tischen Korinthenzölle  in  den  Jahren  1886,  1890,  1904  und  1905;  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  von  ihrem  Inkrafttreten 
am  I.  September  1903  bis  zum  Herrschaftsantritt  der  liberalen  Partei 
gegen  das  Ende  des  Jahres  1905  (seither  wurde  diese  Konvention  als 
eine  lästig  empfundene  Hemmung  von  der  britischen  Regierung  nur 
lässig  und  ungern  durchgeführt  und  bei  ihrer  Erneuerung  vom  28.  Au- 
gust 1907  stark  eingeschränkt,  soweit  sie  England  verpflichtete, 
gegen  fremden  Prämienzucker  vorzugehen) ;  Verträge  mit  Bul- 
garien und  Rumänien  vom  Jahre  1905,  dem  letzten  des 
konservativ-unionistischen  Ministeriums  B  a  1  f  o  u  r  ,  dem  man  im 
Auslande  eine  gemäßigt  schutzzöllnerische  Politik  und  die  Ent- 
schlossenheit zu  Zollretorsionen  immerhin  zutraute.  Daher  wird  auch 
auf  die  Ausfuhrinteressen  jener  meist  sehr  aufnahmefähigen  Länder, 
die  der  gemäßigten  Spielart  des  autonomen  Freihandels  angehören, 
vom  Auslande  verhältnismäßig  mehr  Rücksicht  genommen  als  auf 
jene  Großbritanniens. 

Gegenwärtig  und  schon  seit  längerer  Zeit  ist  der  autonome  Frei- 
handel strenger  Observanz  im  großen  und  ganzen  auf  das  bri- 
tische Reich  und  seine  von  lyondon  aus  regierten  Kronkolonien 
beschränkt,  und  auch  dort  war  im  letzten  Jahrzehnt  der  weitere  Fort- 
bestand dieser  handelspolitischen  Richtung  keineswegs  unangefochten. 
Sogar  die  schwächere  Form  des  autonomen  Freihandels,  wonach  ein 
Staat  zwar  zahlreiche  Zollbefreiungen  und  niedrige  Zölle  autonom 
festsetzt,  aber  dennoch  den  Gedanken  einer  ZoUretorsion  und  eines 
Zollkrieges  nicht  grundsätzlich  zurückweist,  ist  selten  geworden. 
Man  findet  diese  Form  deutlich  ausgeprägt  in  Holland  und 
Belgien,  in  schwächerem  Maße  vielleicht  noch  in  mehreren  Staaten 
des  „agrarischen  Freihandels*'  ^),  so  in  Dänemark,  Neu- 
seeland, Britisch -Südafrika,  Neufundland.  Sonst  ist  aber  dieser 
minder  radikale  Freihandel  zumeist  durch  das  industrielle  und  agra- 
rische Schutzzöllnertum  oder  gar  durch  den  Hochschutzzoll  abgelöst 
worden. 

Sogar  in  jenen  Ländern,  in  welchen  die  minder  radikale  Spielart 
des  autonomen  Freihandels  am  deutlichsten  zum  Ausdrucke  gelangt 
ist,  in  Holland  und  Belgien,  machten  sich  in  den  letzten  Jahren  auch 
gegensätzliche  Strömungen  geltend.     So  wurden  in  Holland  in  den 

^)  Vgl.  über  den  agrarischen  Freihandel  oder  über  die  „Freihandelstendenz 
agrarischer  Ausfuhrerzeugungen"  Abteilung  II  dieses  Kapitels  sowie  die  gleich- 
namige  Anlage   III   im   II,  Bande. 
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Jahren  1905  und  1909  schutzzöUnerische  Regierungsaktionen  durch 
die  freihändlerisch  gesinnten  und  am  Freihandel  interessierten  Kie- 
mente nur  mit  Mühe  vereitelt;  im  Jahre  191 1  wurde  eine  gleichartige 
holländische  Aktion  in  Angriff  genommen.  In  Belgien  wurde  im  März 
1910  von  der  Regierung  dem  Parlamente  eine  Zolltarif-Novelle  unter- 
breitet, die,  neben  Zollretorsionen  gegen  den  am  i.  April  19 10  in  Kraft 
getretenen  neuen  französischen  Zolltarif,  auch  durchaus  protektio- 
nistische  Zollerhöhungen  enthielt.  Freilich  scheiterte  diese  Novelle 
bald  darauf  an  allerlei  in-  und  ausländischen  Widerständen.  D  i  e 
„Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts  ent- 
wicklung"^)  betrachten  den  Rückgang  und  die 
Schwächung  des  autonomen  u n d i n s b e s o n d e r e 
des  nicht  wehrhaften  Freihandels  als  einen 
wichtigen  Beweisgrund  für  jene  wenig  hoff- 
nungsvolle Auffassung,  die  sie  von  den  Ent- 
wickln n  g  s  m  ö  gl  i  c  h  k  e  i  t  e  n  des  internationalen 
Handelsverkehrshaben. 


II.  Die  Freihandelstendenz  der  industriellen  Ausfuhrländer  und  Ausfuhrer- 
zeugungen;  beispielgebende   Zollbefreiungen  und  Zollerleichterungen;    die 
Frage  der  Reallöhne  und  Produktionskosten;  agrarischer  Freihandel. 

Besonderes  Gewicht  legen  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Welt- 
marktsentwicklung" in  ihren  Ausführungen  über  ihr  letzterwähntes 
Argument  auf  die  angebliche  Verkümmerung  der  sogenannten  „Frei- 
handelstendenz  der  Ausfuhrerzeugunge  n".  Was 
hier  als  „Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen"  bezeichnet 
wird,  ist  nicht  etwa  mit  dem  allgemeinsten  Grundsatz  der  Freihandels- 
lehre zu  verwechseln,  wonach  man  dort  kaufen  soll,  wo  die  Waren  am 
billigsten,  und  dort  verkaufen,  wo  sie  am  teuersten  sind.  Es  handelt 
sich  um  etwas  Spezielleres,  was  in  aller  Kürze  folgendermaßen 
ausgedrückt  werden  könnte: 

I.  Der  Exportproduzent  will  nicht  durch  höhere 
Einfuhrzölle  kompromittiert  werden,  womit  die  von 
ihm  erzeugte  Warengattung  von  seinem  eigenen  I^ande  belastet  wird; 
liegt  doch  der  Schwerpunkt  der  Interessen  des  Exportproduzenten 
in  der  Zollgesetzgebung  anderer  lyänder,  nicht  in  jener  des  eigenen 
Landes ! 


Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel,  Seite  26. 
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2 .  Es  fehlt  demExportproduzenten  nicht  nur  an  j  eglichem  direk ten 
Interesse  für  Zölle,  welche  auf  die  von  ihm  nicht 
erzeugten  Verbrauchsartikel  in  seinem  eigenen  Lande 
eingehoben  werden,  sondern  sein  Interesse  liegt  eher  in  entgegenge- 
setzter Richtung  und  verlangt  möglichst  niedrige  Zollbelastung  dieser 
Waren. 

Gemäß  dem  bei  i  angedeuteten  Gesichtspunkte  sagen  die  Inter- 
essenten großer  Exportindustrien  der  Regierung 
ihres  I^andes,  von  welcher  sie  etwa  um  ihre  Zollwünsche  be- 
fragt werden,  oder  sprechen  sich  unbefragt  vor  der  Öffentlichkeit  derart 
aus:  „Für  uns  selbst  brauchen  wir  überhaupt  keine  Schutzzölle. 
Uns  liegt  nur  an  einem  möglichst  niedrigen  Stande  der  Zölle  in  unseren 
Absatzgebieten.  Um  diesen  letzteren  ein  gutes  Beispiel  zu  geben, 
verzichten  wir  überhaupt  auf  Zölle  oder  begnügen  uns  mit  mini- 
malen Zöllen." 

In  ebendieselbe  Richtung  werden  auch  diehandelspolitich 
tätigen  Beamten  durch  folgende  Erwägung  gedrängt: 
Wenn  sie  sich  nicht  gegen  hohe  Einfuhrzölle  wehren,  die  in  ihrem 
eigenen  I^ande  irgendeinem  wichtigen  Exportartikel  auferlegt  werden 
sollen,  dann  mag  es  wohl  bei  Verhandlungen  mit  dem  Auslande 
leicht  vorkommen,  daß  die  fremden  Unterhändler  sagen:  „Ihr  mit 
der  mächtigen,  leistungsfähigen  Ausfuhrerzeugung  dieses  Artikels 
glaubt,  euch  durch  so  hohe  Zölle  schützen  zu  müssen.  Und  von  uns, 
deren  Erzeugung  des  betreffenden  Artikels  viel  weniger  entwickelt 
ist,  verlangt  ihr,  daß  wir  uns  mit  mäßigen  Zöllen  auf  diesen  euren 
Exportartikel  begnügen,  der  von  euch  so  nachdrücklich  geschützt 
wird."  Um  nicht  so  schwer  zu  widerlegenden  Argumenten  zu  be- 
gegnen, dürften  die  mit  zollpolitischen  Unterhandlungen  betrauten 
Beamten  stets  geneigt  sein,  folgenden  Standpunkt  zu  vertreten : 
„Exportartikel,  um  deren  niedrige  Verzollung  in  fremden  Ländern 
wir  uns  bemühen  müssen,  sind  im  eigenen  Lande  auf  die  Freüiste  zu 
stellen  oder  doch  wenigstens  nur  niedrig  zu  verzollen." 

Diese  Tendenz,  der  Ausfuhr  der  eigenen  wichtigen  Exportartikel 
durch  beispielgebende  Zollfreiheit  oder  durch  ebensolche 
mäßige  Zölle  auf  diese  Erzeugnisse,  endlich  durch  eine  liberale  Zoll- 
politik überhaupt  zu  Hilfe  zu  kommen,  zeigt  sich  begreiflicherweise 
insbesondere  in  den  Industriestaaten  ersten  Ranges 
mit  mächtiger  Fabrikatenausfuhr.  Abgesehen  von 
Großbritannien  und  Belgien  wären  hier  zu  erwähnen : 
die  mäßigen  Zölle  der  Schweiz  auf  zahlreiche  Chemikalien  und 
Maschinen,  Uhren  imd  Uhrenbestandteile,  Seidenwaren  sowohl  nach 
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dem  alten  Tarife  vom  lo.  April  1891  als  auch  nach  dem  neuen  vom 
IG.  Oktober  1902  samt  den  entsprechenden  Vertragstarifen;  die  Zoll- 
freiheit des  sonst  so  hochschutzzöllnerischen  französischen 
Zolltarif  es  von  11.  Januar  1892  für  Modewaren,  die  in  dem  seit 
I.  April  1910  in  Kraft  stehenden  neuen  Zolltarife  durch  den  noch 
immer  mäßigen  Zoll  von  i  und  1,50  Franken  pro  Stück  ersetzt  i)  wurde; 
die  nicht  gerade  hohen  Zölle  des  neuen  deutschen  Zolltarifes 
vom  25.  Dezember  1902  für  Spielwaren  sowie  die  ebendort 
enthaltene  Zollfreiheit  für  nicht  besonders  benannte  chemische 
Erzeugnisse. 

In  diesem  Zusammenhang  wäre  auch  noch  2)  zu  erwähnen, 
daß  in  Deutschland  im  Jahre  1909  für  1276  Mülionen  Mark  „B  n  d - 
fabrikate"  eingeführt  wurden,  deren  Zollbelastung  128,44  Millio- 
nen, also  ungefähr  zehn  Prozent  des  Wertes  betrug.  Dies 
stellt  sicherlich  keinen  hohen  Durchschnitt  des 
Zollniveaus  dar,  wenn  auch  bei  der  weitgehenden  Entwicklung 
der  deutschen  Industrie  hierdurch  eine  namhafte  Schutzzollwirkung 
ausgelöst  wird.  Trotz  mancher  Bedenken  vom  Standpunkte  der 
deutschen  handelsstatistischen  Methoden  kann  man  als  sicher  an- 
nehmen, daß  die  deutschen  Schutzzölle  auf  „Endfabrikate''  jedenfalls 
bedeutend  niedriger  sind  als  jene  auf  Getreide  und  Hülsenfrüchte, 
deren  Zollertrag  im  Jahre  1909  vierundzwanzig  Prozent  des  Einfuhr- 
wertes betrug.  Trotz  einzelner  hochschutzzöllnerischer  Ausschrei- 
tungen, die  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Agrarschutzes, 
der  Veterinärpolitik  und  einiger  Zölle  für  weiter  zu  verarbeitende 
Fabrikate  (Roheisen,  Baumwollgarne  usw.)  liegen,  ist  daher  Deutsch- 
land im  großen  und  ganzen  als  ein  I^and  zu  bezeichnen,  das  einem 
gemäßigten  Schutzzoll  huldigt  und  nicht  wenige  Industrien  mit 
einigermaßen  freihändlerischen  Neigungen  besitzt. 

Vielleicht  noch  bezeichnender  als  diese  Durchschnitts- 
ziffern ist  folgendes  Detaü  aus  einer  einzelnen  wichtigen  deut- 
schen Ausfuhrindustrie  (nach  den  „Mitteüungen  des  Handelsvertrags- 
vereines", Berlin,  20.  Juli  1910):  In  der  am  10.  und  11.  Juli  1910 
abgehaltenen  Generalversammlung  des  Verbandes  deutscher  P  a  r  - 
fümeriefabrikanten  in  Leipzig  wurde  auch  über  die  damals 
von  manchen  Seiten  vorgebrachte  Idee  gesprochen,  die  Zölle  auf 
Parfümerien,  in  Retorsion  gegen  die  Erhöhungen  des  neuen  franzö- 


*)    Bis  1892   bestand  in   Frankreich   auch  für  Seidenwaren  Zollfreiheit. 
»)    Vgl.   hierüber  auch  im   II.   Bande  die   Abteilung  V  der  IV.  Anlage  „Ver- 
brauchseinenguug  und  Außeuhandelsbewegung  in  hochschutzzöllnerischen  Ländern". 
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sischen  Zolltarifes  vom  29.  März  1910,  hinaufzusetzen.  Aus  folgenden 
zwei  Gründen  sprach  sich  die  Versammlung  nach  längerer  Erörterung 
gegen  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Zollsatzes  von  350  Mark  pro 
100  kg  für  Parfümerien  aus:  Erstens  würde  der  erhöhte  Zollsatz 
die  französische  Konkurrenz  veranlassen,  in  Deutschland  selbst 
Niederlassungen  zu  begründen  und  hierdurch  das  Geschäft  zu  er- 
schweren. Sodann  könnten  sich  andere  lyänder  bewogen  fühlen,  das 
deutsche  Beispiel  der  Zollerhöhung  auf  Par- 
fümerien nachzuahmen,  was  von  großem  Nachteü  für 
die  deutsche  Parfümerieausfuhr  wäre,  die  an  einem  möglichst  niedrigen 
Zollniveau  ihrer  zalilr eichen  Absatzgebiete  interessiert  sei. 

Die  Tendenz,  der  Ausfuhr  der  eigenen  wichtigen  Exportartikel 
auch  durch  beispielgebende  Zollfreiheit  oder  durch  mäßige  Zölle  auf 
diese  Erzeugnisse  zu  Hilfe  zu  kommen,  zeigt  sich  aber  nicht  nur  in 
den  Industriestaaten  ersten  Ranges  mit  mächtigem  Fabrikatenexport, 
sondern  ist  auch  in  minder  entwickeltenlndustrie- 
ländern  zu  verzeichnen.  Sie  erstreckt  sich  in  den  letzteren  auf 
die  Erzeugnisse  jener  wenigen  Fabrikationen,  in  denen  die  betreffenden 
Staaten  gerade  besonders  leistungsfähig  sind,  so  z.  B.  in  Spanien  auf 
Korkwaren,  in  Österreich-Ungarn  sowie  Schweden,  Norwegen  und 
Finnland  auf  verschiedene  einfache  Holzwaren,  in  Norwegen  und 
Schweden  auch  auf  Holzmasse  und  Zellulose,  in  Argentinien  auf 
Weizenmehl  usw. 

Diese  Tendenz  beschränkt  sich  übrigens  nicht  auf  Industrie- 
staaten und  industrielle  Erzeugnisse;  sie  ist  vielmehr  auch  in  A  g  r  a  r  - 
1  ä  n  d  e  r  n  und  in  lyändern  mit  schwächer  entwickelter  Industrie 
in  Anwendung  auf  verschiedene  Agrarproduktionen  zu 
finden.  Beispiele  hierfür  sind:  die  Zollfreiheit  für  Rohholz  in  Öster- 
reich-Ungarn, jene  für  Getreide  in  Rumänien  und  Rußland,  die  für 
verschiedene  Südfrüchte  in  Italien  usw.  Die  praktische  Wichtigkeit 
dieser  Zollbefreiungen  oder  mäßiger  Zollbelastungen  für  Agrarpro- 
dukte,  in  welchen  das  betreffende  I^and  im  allgememen  exportfähig 
ist,  wird  namentlich  in  Zeiten  von  Mißernten  sichtbar;  dann  ist  eben 
das  Ausland  leichter  in  der  lyage,  den  im  allgemeinen  sehr  export- 
fähigen Staat  mit  größeren  Mengen  der  sonst  von  ihm  zur  Ausfuhr 
gebrachten  Artikel  ^)  zu  versorgen. 

Vom  mangelnden  Interesse  der  Exportindustrien  und   Export- 

^)  Vgl.  hierüber  im  II.  Band  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft" 
das  Kapitel  „Die  Improvisa  in  der  Weltwirtschaft"  und  die  Bemerkungen  über 
dieses  Kapitel  in  Abteiliing  II   der  Einleitung  des  I.  Bandes. 
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Produktionen  an  Schutzzöllen  für  die  eigenen  Erzeugnisse  im  eigenen 
Lande  ist  nur  ein  Schritt  weiter  zur  grundsätzlichen  Geg- 
nerschaft gegen  höhere  Zölle  für  alle  anderen 
Artikel.  Denn  solche  Zölle  für  andere  Artikel  können  dem  Bxport- 
industriellen  in  zweifacher  Beziehung  unbequem  werden:  Erstens  er- 
schweren derartige  Zölle  nicht  selten  die  Verhandlungen  mit 
dem  Auslande,  wofern  sie  nicht  als  „Verhandlungszölle"  zum 
Kanonenfutter  in  jenem  Kampfe  dienen,  den  die  Exportindustriellen 
um  niedrige  Auslandszölle  für  ihre  eigenen  Erzeugnisse  führen.  Sodann 
erhöhen  die  Zölle  auf  die  vom  Exportproduzenten  nicht  erzeugten 
Waren  unter  Umständen  die  von  ihm  zu  tragenden  Produkti  ons  - 
kosten  und  schwächen  dadurch  seine  Konkurrenzfähigkeit  in  den 
Auslandsstaaten;  dies  geschieht  teils  direkt  durch  höhere  Preise  der 
zollbelasteten  Roh-  und  Hilfsmaterialien,  teils  indirekt,  indem  die 
Arbeiterschaft  des  Exportproduzenten  durch  Zollverteuerung  un- 
entbehrlicher Verbrauchsartikel  genötigt  wird,  höhere  Löhne  zu 
fordern.  Nach  deren  Erlangung  beziehen  aber  die  Arbeiter  des  Export- 
produzenten nicht  etwa  einen  höheren  Reallohn,  was  sie  leistungs- 
fähiger machen  würde,  sondern  sind  nur  imstande,  jene  Verringerung 
ihres  Reallohnes  auszugleichen,  die  durch  die  Preissteigerung  zoll- 
geschützter wichtiger  Bedarfsartikel  eingetreten  ist. 

Ausgesprochene  Einzelfälle  dieser  Gegnerschaft  der  Export- 
produzenten gegen  Zölle  des  eigenen  Landes  auf  die  von  ihnen  selbst 
nicht  erzeugten  Artikel  sind  noch  heute  innerhalb  des  im  letzten  Jahr- 
zehnt stark  angefochtenen  britischen  Freihandels  zu 
bemerken.  So  hielten  gelegentlich  der  britischen  Parlamentswahlen 
vom  Januar  1910  die  dortigen  großen  Ausfuhrindustrien,  wie  Er- 
zeugung von  Baumwollgarnen  und  BaumwoU  waren,  Zucker  war  en- 
Fabrikation,  Weißblech-Erzeugung,  Schiffbau  usw.,  die  zugleich  die 
Peitsche  der  kontinentalen  und  nordamerikanischen  Kartelle  aus 
irgendwelchen  Gründen  weniger  verspüren,  noch  immer  verhältnis- 
mäßig treu  zum  Freihandel,  während  dieser  von  vielen  anderen 
Interessenten,  Unternehmern  und  sogar  Arbeitern,  bei  den  erwähnten 
Wahlen  im  Stiche  gelassen  wurde.  Auch  die  für  Büdung  von  Kartellen 
weniger  geeigneten  „leichten"  Industrien  Deutsch- 
lands (Erzeugung  von  „Fertigfabrikaten")  lassen  sich  mit  verhält- 
nismäßig geringer  Mühe  für  handelspolitische  Aktionen  gewinnen, 
die  grundsätzlich  für  ein  minder  hohes  Zollniveau  eintreten.  Ähn- 
liches läßt  sich  von  gewissen  Exportindustrien  Öster- 
reichs, so  von  der  Leinenwaren-Fabrikation  und  der  Glasindustrie, 
sagen. 
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Beispiele  für  die  Gegnerschaft  df:r  Exporterzeugungen  gegen 
höhere  Zölle,  die  das  eigene  I^and  den  eigenen  Exportartikeln  und 
anderen  Waren  auferlegt,  sind  gegenwärtig  unter  den  für  die  Ausfuhr 
arbeitenden  AgrarproduktionenoderAgrarländern 
wohl  noch  leichter  zu  finden  als  unter  den  Exportindustrien  der 
meisten  Industriestaaten.  In  einer  Reihe  wichtiger  Ausfuhrländer 
für  Agrarerzeugnisse  wird  grundsätzlich  ein  niedriger  Stand  der  Zölle 
für  alle  jene  Artikel  angestrebt,  die  von  den  Agrarproduzenten  nicht 
nur  in  ihren  B  etrieben,  sondern  auch  in  ihren  häuslichen 
Verb  rauchswirtschaften  benötigt  werden.  Die  mehr 
oder  minder  bedeutenden  Erfolge,  welche  die  grundsätzliche  Frei- 
handelsrichtung der  agrarischen  Ausfuhrerzeugungen 
in  Dänemark,  Neuseeland,  Kanada,  Australien  usw.  ja  sogar  einiger- 
maßen auch  in  Rußland  und  den  Vereinigten  Staaten,  zu  verzeichnen 
hat,  wurden  in  der  Anlage  III  „Freihandelstendenzen  agrarischer 
Ausfuhrerzeugungen''  eingehender  erörtert. 

Hier  sei  nur  so  viel  bemerkt,  daß  auch  die  Agrarprodu- 
zenten der  Einfuhrländer  für  Agrarerzeug- 
nisse öfters  jener  Zollpolitik  nacheifern,  die  von  ihren  Kollegen 
in  den  Ausfuhrländern  für  Agrarprodukte  betrieben  wird,  und  zwar 
namentlich  insofern  es  sich  um  Bedarfsartikel  des  land- 
wirtschaftlichen Betriebes  handelt.  In  dieser  Be- 
ziehung wären  beispielsweise  zu  neuen :  Zollbefreiungen 
oder  niedrige  Zölle  für  landwirtschaftliche  Maschinen,  Zuchtvieh, 
Dungmittel,  Abwehrmittel  gegen  schädliche  Insekten  und  pflanzliche 
Krankheiten,  Heilmittel  und  Vorbeugungsmittel  gegen  Erkrankungen 
der  Tiere,  Säcke  (insbesondere  Jutesäcke)  für  den  Transport  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse,  Bindfaden  zum  Binden  der  Garben  aus 
den  verschiedensten  Textilrohstoffen;  Hilfsapparate  und  Hilfs- 
materialien für  den  Weinbau  (Faßdauben,  Kupfervitriol,  Schwefel- 
kohlenstoff, Spritzen),  die  Bienenzucht,  den  Seidenbau,  das  Molkerei- 
wesen. 

Freilich  steht  in  den  Einfuhrländern  für  Agrarerzeugnisse  dem 
agrarischen  Freihandel  öfters  ein  Schutz-  und  Trutzbünd- 
nis der  „Agrarier''  mit  den  Industriellen  ent- 
gegen, das  die  Aufstellung  und  Erhaltung  eines  „allseitigen" 
hohen  Zolltarif  es  bezweckt.  Andererseits  sind  manche  I^änder,  die 
im  allgemeinen  vom  agrarischen  Standpunkte  als  Einfuhrländer  zu 
bezeichnen  wären,  für  einzelne  agrarische  Erzeug- 
nisse wiederum  Ausfuhrgebiete,  so  Frankreich, 
Spanien,  Italien,  Portugal  für  Wein,  die  drei  letztgenannten  lyänder 
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auch  für  Südfrüchte,  Griechenland  für  Korinthen,  Österreich-Ungarn, 
Schweden,  Norwegen  für  Holz,  Österreich-Ungarn  auch  für  Eier,  Brau- 
gerste, Hopfen  usw.  Zum  Teile  spielen  hier  jene  Verhältnisse  hinein, 
die  im  II.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft", 
im  Kapitel  „die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft''  (vgl.  die 
Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  der  II.  Abteilung  der  Einleitung 
des  I.  Bandes)  erörtert  werden. 

m.   Eartellwesen  gegen  die  Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen; 
das   „Dumping"   als  Gegenstand   übertriebener  Hof&iungen   und  Befürch- 
tungen;   industrielle  Gegenströmungen  gegen  den  Hochschutzzoll. 

Die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  be- 
schäftigen sich,  wie  bereits  erwähnt  wurde  (siehe  AbteÜung  II  dieses 
Kapitels),  nicht  selten  auch  mit  der  soeben  besprochenen  Freihandels- 
tendenz der  Ausfuhrerzeugungen,  an  deren  Ausbreitung  über  die 
ganze  Erde  die  britischen  Freihändler  (Cobdeniten)  und 
ihre  kontinentalen  Gesinnungsgenossen  um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts so  große  Erwartungen  knüpften.  Die  genannten  Skeptiker 
sagen  nämlich,  daß  von  den  vierziger  bis  zu  den  siebziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts  die  erwähnte  Freihandelstendenz  zwar  eine  gewisse 
Neigung  gezeigt  habe,  sich  über  die  Kulturwelt  zu  verbreiten;  diese 
Neigung  sei  aber,  soweit  exportfähige  Industrien  in  Betracht 
kämen,  durch  die  Entwicklung  des  Kartellwesens 
während  der  letzten  drei  bis  vier  Jahrzehnte  stark  abgeschwächt, 
ja  sogar  in  ihr  Gegenteil  verkehrt  worden.  Gleichzeitig  seien  zahlreiche 
ehemalige  landwirtschaftliche  Exportproduktionen  in 
einer  Reihe  wichtiger  Handelsstaaten  hinter  dem  wachsenden  Eigen- 
bedarfe  ihrer  Länder  zurückgeblieben  und  hätten  dadurch  ein  „Schutz- 
interesse*' gegenüber  der  gleichartigen  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ge- 
wonnen. Auf  Grundlage  dieses  angeblichen  Schutzbedürfnisses  -) 
seien  zahlreiche  handelspolitische  Bündnisse  zwischen  Kartell- 
industrien, mögen  sie  nun  exportfähig  sein  oder  nicht,  mit  den  gegen 
die  ausländische  Konkurrenz  empfindlich  gewordenen  Agrarinteressen 
zustande  gekommen,  und  die  Wirkung  dieser  Bündnisse  sei  in  dem  fast 


^)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel,  Seite  26. 

*)  Vgl.  über  den  hier  tatsächlich  vorliegenden  Interessengegensatz  zwischen  den 
agrarischen  Großproduzenten  und  den  bäuerHchen  Kleinbetrieben  die  Anlage  „Tierische 
Produkte  und  Futtermittel"  im  II.  Band  der  „Eiitwicklungstendenzen  der  Welt- 
wirtschaft". 
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ununterbrochen  steigenden  Durch  schnittsniveau 
der  meisten  europäischen  Zolltarife  zu  erblicken. 
Dieser  Gang  der  Dinge  sei  wohl  geeignet,  die  Bedeutung  der  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen  im  Verhältnis  zu  der  für  den  Eigen- 
bedarf arbeitenden  Inlandsproduktion  herabzusetzen. 

Diese  Behauptungen  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung" wären  nach  zweifacher  Richtung  des 
näheren  zu  prüfen:  i.  Inwieweit  stützen  sich  diese  Behaup- 
tungen auf  tatsächliche  Vorkommnisse?  2.  Würde, 
wenn  sich  solche  Vorkommnisse  tatsächlich  feststellen  ließen,  aus  ihnen 
auf  alle  Fälle  ein  relatives  Zurückbleiben  der  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen,  im  Vergleiche  zu  der 
für  den  Eigenbedarf  arbeitenden  Inlandsproduktion,  zu  folgern  sein  ? 
Das  Kartellwesen  (mit  Einschluß  der  Trusts)  ist  wohl  der 
wichtigste  unter  jenen  Faktoren,  die  auch  in  hochentwickelten, 
exportfähigen  Industriestaaten  der  soeben  besprochenen  Tendenz 
nach  Zollentlastung  der  spezifischen  Ausfuhrwaren  entgegenwirken. 
Diese  Faktoren  erwiesen  sich  in  ihrer  Gesamtheit  seit  ungefähr  drei 
Jahrzehnten  tatsächlich  bedeutend  mächtiger  als  das  durch  mehr  als 
sieben  Jahrzehnte  von  Großbritannien  gegebene  Beispiel  eines  (zuerst 
wehrhaften  und  später  nicht  mehr  wehrhaften)  freihändlerischen 
Exportindustrialismus.  Vermöge  der  Kartellbüdung  unter  ausgiebigem 
Zollschutz  gelangen  nämlich  die  Nutznießer  einer  zur  Ausfuhr  im 
großen  Stile  befähigten  Industrie  in  die  Ivage,  durch  monopolistische 
Beherrschung  des  zollgeschützten  inneren  Marktes  und  mittels 
hoher  Inlandspreise  gut  zu  verdienen;  gleichzeitig 
werden  solche  zollgeschützten  Kartellindustrien  auch  in  den  Stand  ge- 
setzt, gelegentlich,  wenn  sie  es  gerade  für  dringend  erforderlich  halten, 
die  Preise  des  Auslandes  und  besonders  die  Preise  der 
freihändlerischen  Staaten  mehr  oder  minder  stark  zu  unter- 
bieten. Unternehmer  und  Kapitalisten  von  Industrieländern, 
die  durch  solche  zollgeschützten  Kartellindustrien  auch  nur  einiger- 
maßen durchsetzt  werden,  dürften  immer  mehr  zur  Geringschätzung 
jener  zollpolitischen  Ideen  hinneigen,  die  früher  als  „Freihandels- 
tendenz der  Exportproduktionen'^  bezeichnet  wurden  und  einer 
freieren  Außenhandelsbewegung  günstig  sind. 

Die  Vorteile  des  durch  niedrige  Zölle  oder 
Zollfreiheit  gegebenen  guten  Beispieles  werden, 
um  so  eher  unterschätzt,  als  sie  sich  nicht  auf  Heller  und 
Pfennig  berechnen  lassen ;  dagegen  werden  die  Vorteile  rück- 
sichtsloser   Ausnützung      des    z o 1 1 g e s c h ü t z t e n 
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Inlandsmarktes  ebendeshalb  überschätzt,  weil  sie 
wenigstens  annähernd  zu  berechnen  sind.  Es  ist  eben  bei  der  immer 
mehr  um  sich  greifenden  Beherrschung  der  Industrie  durch  Groß- 
banken und  Finanzgrößen,  bei  der  vielfach  vorhandenen  weitgehenden 
Rücksichtnahme  auf  das  Auf  und  Nieder  der  Aktienkurse  von  Wichtig- 
keit, daß  der  Zusammenhang  zwischen  Zöllen  und  Kartellgewinnen 
auf  die  Phantasie  der  Börsenspekulation  mächtig 
einwirkt.  In  den  letzten  Jahrzehnten  kamen  in  den  Vereinigten  Staaten, 
in  Deutschland,  Österreich-Ungarn  die  geringsten  politischen  Momente, 
die  geeignet  waren,  die  Bisenzölle  zu  gefährden  oder  sicherzustellen, 
in  den  Kursen  der  dortigen  Eisen-  und  Stahlunternehmungen  deutlich 
zum  Ausdrucke.  So  hieß  es  z.  B.  in  einem  telegraphischen  Börsen- 
berichte der  „Neuen  Freien  Presse*'  vom  i.  April  191 1  aus  New 
York:  „Einen  besonders  scharfen  Rückgang  erfuhren  am  31.  März 
Steels,  da  Befürchtungen  laut  wurden,  daß  in  der  bevorstehenden 
Extrasession  des  Kongresses  auch  ein  Versuch  gemacht  werden 
würde,  die  Stahlwarenzölle  herabzusetzen."  Erwähnenswert  ist 
auch  die  Stelle  im  Börsenberichte  desselben  Blattes  vom  12.  April  191 1 
aus  New  York:  „Die  Aktien  der  American  Woolen  Company  waren 
am  II.  April  befestigt  auf  die  Annahme,  daß  die  Revision  der  Woll- 
warenzölle verschoben  werden  würde."  Dagegen  wirkt  die  Möglich- 
keit,-durch  niedrige  Zölle  oder  Zollfreiheit  den  eigenen  Absatzgebieten 
ein  gutes  Beispiel  zu  geben,  auf  die  Phantasie  der  Börse  wohl  nur  in 
sehr  geringem  Maße  ein. 

Demnach  können  mittels  Kartellbildung  hochentwickelte  und 
vielleicht  sogar  exportfähige  Industrien  aus  hohen  Zöllen  des  eigenen 
Landes  großen  Vorteil  ziehen  und  setzen  deshalb  ihren  mächtigen  Ein- 
fluß für  die  Einführung  und  Erhaltung  solcher  Zölle  in  vollem  Maße 
ein.  Auf  diese  Weise  wird  aber  häufig  geradezu  eine  Zwangs- 
lage geschaffen,  auch  für  andere  Erzeugnisse  hohe  Zölle  in  den  Tarif 
zu  stellen;  eine  solche  Zwangslage  besteht  nämlich,  falls  Kartelle 
für  weiter  zu  bearbeitende  Fabrikate  gebÜdet  werden,  die  tatsächlich 
der  Kartellierung  am  leichtesten  zugänglich  sind.  Denn  die  durch 
Schutzzoll  und  Kartell  bewirkten  hohen  Preise  der  weiter  zu  ver- 
arbeitenden Fabrikate  erzwingen  wiederum  namhafte  Schutzzölle 
für  die  Endfabrikate  des  betreffenden  Industriezweiges,  wodurch 
den  letzteren  freüich  nur  der  innere  Markt  gesichert  wird.  Um  den 
Endfabrikationen  auch  die  Ausfuhr  zu  ermöglichen,  gibt  es  zwar  allerlei 
Behelfe  ^),  die  aber  stets  zu  wünschen  übrig  lassen,  so  den  Veredlungs- 


*)    Vgl.  über  diese  Behelfe  Abteilung  III  der  Einleitung. 
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verkehr  und  die  meist  sehr  unvollständigen  Rückvergütungen  der 
Halbzeug-Kartelle  selbst. 

So  verkehren  die  Kartelle  nicht  nur  häufig  die  Tendenz  zur 
niedrigen  Zollbelastung  der  eigenen  Erzeugnisse,  die  den  hochent- 
wickelten Ausfuhrindustrien  innewohnt,  ins  Gegenteil,  sondern  lassen 
diese  Umkehrung  auch  bei  jenen  Veredlungsindustrien 
eintreten,  die  von  den  kartellierten  Erzeugungen  weiter  zu  verarbeiten- 
der Fabrikate  abhängig  sind.  Überdies  bilden  die  kartellierten  Export- 
industrien ein  zum  mindesten  psychologisches  Hemmnis  für  die  gleich- 
artigen Fabrikationen  des  Auslandes,  sich  den  Freihandelsgrundsätzen 
zu  nähern  oder  bei  diesen  zu  verbleiben.  Die  Kartellindustrien 
forcieren  nämlich,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  gelegentlich 
ihre  Ausfuhr  mittels  Kartellprämien,  die  dem 
sicheren  Gewinn  aus  dem  zollgeschützten  Inlandsmarkte  entnommen 
werden.  In  den  freihändlerischen  Gebieten  wirken  solche  Ausfuhr- 
forcienmgen  um  so  unangenehmer,  als  sie  gerade  in  Zeiten  inter- 
nationaler Krisen  häufiger  eintreten,  also  zu  einer  Zeit  er- 
höhter Empfindlichkeit  für  jede  Schmälenmg  des  Fabrikaten- 
absatzes. 

Eine  der  stärksten  Hilfen  für  die  britische  Schutzzollbewegung,  die 
sich  insbesondere  bei  den  britischen  Parlamentswahlen  vom  Januarigio 
so  mächtig  zeigte,  liegt  eben  im  Hinweise  auf  das  „Dump- 
ing" genannte,  von  stark  übertriebenen  Befürchtungen  begleitete 
Verfahren  kontinentaler  und  nordamerikanischer  Industrien.  Diese 
setzen  nämlich  ihre  Waren  gelegentlich,  und  zwar  namentlich  in  Zeiten 
minder  günstigen  Geschäftsganges,  einfach  zur  Bestreitung  ihrer 
Generalunkosten,  mehr  oder  weniger  tief  unter  dem  eigenen  Inland- 
preise auf  den  freien  Märkten  Großbritanniens  und  seiner 
Kronkolonien  ab.  Diese  Kartellindustrien  halten  sich  dafür  an  den 
höheren  zollgeschützten  Inlandspreisen  schadlos.  In  ähnlicher  Weise 
hatte  die  Schweiz  seit  dem  i.  März  igo6  reichlich  Gelegenheit, 
das  Entgegenkommen  gegenüber  Deutschland  zu  bedauern,  das  sie 
diesem  durch  Gewähnmg  eines  verhältnismäßig  niedrigen  Vertrags- 
zolles für  Mehl  (von  2,50  Franken  pro  100  kg,  bei  einem  Getreide- 
zoll von  0,30  Franken)  im  deutsch-schweizerischen  Vertrage  vom 
12.  November  1904  gewährt  hatte.  Dieser  niedrige  Zoll  bot 
nämlich  so  gut  wie  gar  keinen  Schutz  gegenüber  den  in  Form 
von  Rückvergütungen  des  Getreidezolles  gewährten  Ausfuhr- 
prämien für  feine  Weizenmehle,  welche  die  deutsche  Regierung 
aus    dem    bedeutenden   Ertrage    der    deutschen    Getreidezölle    be- 

Schilder.    ö. 


66  II.    Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen  und  Kartellwesen. 

zahlt ^).  Diese  Regierung  vollbringt  hierdurch  eine  Aufgabe,  die 
sonst  Sache  eines  gerade  in  der  Müllerei  aus  verschiedenen 
Gründen  schwer  möglichen  Kartells  wäre.  Der  bis  in  die  ersten 
Jahre  des  20.  Jahrhunderts  in  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und 
Frankreich  üblich  gewesenen  Verbindung  direkter  offizieller  Zucker- 
ausfuhrprämien mit  den  indirekten  Ausfuhrprämien  der  Zuckerkartelle 
hat  erst  die  am  i.  September  1903  in  Kraft  getretene  Brüsseler 
Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  (erneuert  mittels 
Vertrages  vom  28.  August  1907)  ein  Ende  bereitet. 

Zusammenfassend  kann  wohl  gesagt  werden:  Die  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  behaupten,  daß  während 
der  letzten  drei  bis  vier  Jahrzehnte  die  Freihandelstendenz  der  Aus- 
fuhrerzeugungen namentlich  durch  die  Entwicklung  des  Kartell- 
wesens des  öfteren  stark  abgeschwächt,  ja  sogar  in  ihr  Gegenteil 
verkehrt  worden  sei.  Dieser  Behauptung  liegen  tatsächliche 
Verhältnisse    zugrunde. 

Die  Abschwächung  oder  Umkehr  der  exportindustriellen  Frei- 
handelstendenz ist  wohl  nicht  so  ausnahmslos  und  ununterbrochen, 
als  die  genannten  Skeptiker  gerne  glauben  machen  wollen;  es  haben 
nicht  nur  Handelsverträge  tmd  Zollkriege  (Caprivi-Verträge  bzw. 
mitteleuropäisches  Vertragssystem  von  1892 — 1894,  in  weniger  weit- 
gehendem Maße  wohl  auch  die  ähnlichen  Verträge  vom  1904 — 1906), 
sondern  auch  die  Freihandelstendenz  agrarischer  Ausfuhrerzeugungen, 
agrarisches  und  sonstiges  Konsumenteninteresse  und  eine  Reihe  anderer 
Momente  in  mehr  als  einem  Lande  in  die  Schutzzollmauern  klaffende 
Breschen  gelegt. 

Es  machen  sich  sogar  starke  industrielle  Gegen 
Strömungen  gegen  den  industriellen  Hochschutzzoll  bemerkbar 
so  der  Kampf  der  „leichten"  Industrien  Deutschlands  (zum  Teile 
auch  der  Vereinigten  Staaten,  Frankreichs,  Österreichs)  gegen  die 
an  der  Ausfuhr  weniger  interessierten  „schweren"  Industrien. 
Es  tritt  nämlich  (bei  Zollschutz  und  Kartellentwicklung)  weit  häufiger 
bei  den  „schweren"  Industrien,  die  weiter  zu  verarbeitende  Produkte 
erzeugen,  als  bei  den  „leichten"  Industrien,  den  Erzeugern  der  „End- 
fabrikate", die  Neigung  her\^or,  die  Ausfuhr  nur  als  Lücken- 
büßer und  Notbehelf  aufzufassen,  sie  als  einen  Abbruch 
an  dem  weit  vorteilhafteren,  zollgeschützten  Absätze  im  Inlande  zu 


^)  Oktober  1 909  suchte  übrigens  Deutschland  durch  Ermäßigung  der  Zollrück- 
vergütung von  1,63  auf  1,17  Mark  pro  100  kg  Mehl  Nr.  o  den  bereits  einigermaßen 
bedrohten  zollpolitischen  Frieden  mit  der  Schweiz  wiederherzustellen. 

')    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  auf  Seite  26. 
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betrachten  und  daher  auch  die  Ausfuhr  der  weiter  verarbeiteten 
eigenen  Produkte  nur  kärglich  zu  unterstützen.  Trotz  aller  ent- 
gegengesetzten Behauptungen  der  Kartell-Lobredner  von  den  Kar- 
tellen als  vorzüglichen  Ausfuhrorganisationen  ist  diese  Tatsache  nicht 
wegzudeuten  ^).  Selbstverständlich  erregt  eine  derartige  Export- 
gleichgültigkeit den  heftigsten  Widerspruch  der  städ- 
tisch-industriellen Bevölkerungsmassen,  die 
in  den  Industriestaaten  mit  einigermaßen  rascher  Bevölkerungszu- 
nahme auf  eine  aufsteigende  exportindustrielle  Entwicklung  an- 
gewiesen sind.  Diese  Exporträgheit  verstimmt  auch  die  weiter- 
V  erarbeitenden  Industrien  in  hohem  Maße.  Die  Export- 
gleichgültigkeit der  schweren  Industrien  schutzzöUnerischer  Länder 
bildet  daher  einen  Faktor  der  Selbstzersetzung  ^)  des  seit  dem  Ende 
des    19.  Jahrhunderts    in    Blüte    stehenden    HochschutzzöUnertums. 

Immerhin  vermochten  die  Rückwirkungen  der  Schutzzollbewegung 
und  des  Kartell wesens,  insbesondere  das  „Dumping"  oder,  richtiger 
gesagt,  die  mit  dem  „Dumping''  verbundenen  übertriebenen  Befürch- 
tungen, sogar  die  Aussgangsstelle  der  großen  Freihandelsbewegung  um 
die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  das  britische  Freihandels- 
system, einigermaßen  insWankenzu  bringen; 
auch  in  Belgien  und  Holland  wurden  hierdurch  starke,  dem  bisherigen 
gemäßigten  Freihandel  gegnerische  Strömungen  hervorgerufen. 

Doch  wurden  die  schutzzöllnerischen  Strömungen  in  Groß- 
britannien dadurch  erheblich  verstärkt,  daß  die  schwer  reichen  Grund- 
rentenbezieher, die  sich  durch  neue  bodenreformerische 
Steuervorschläge  für  das  Budget  des  Jahres  1910  bedroht 
fühlten,  als  „Gegengift''  gegen  Bodenreform  eine  wüste  Agitation  für 
„Tarifreform"  oder  „fair  trade"  in  die  Wege  leiteten.     Von  diesen 

^)  Vgl.  in  dieser  Beziehung  Dr.  Willi  Morgenroth,  „Die  Exportpolitik 
•der  Kartelle"  (I,eipzig  1907),  eine  trotz  verschiedener  Detailirrtümer,  die  von  den 
Kartellfreunden  angenagelt  wurden,  im  großen  und  ganzen  die  Exportträgheit  der  fest- 
begründeten  Kartelle  in  den  schweren  Industrien  richtig  darstellende  und  erklärende 
Arbeit.  Diese  Arbeit  läßt  auch  sehr  gut  die  Übertriebenheit  jener  Befürchtungen  er- 
kennen, die  in  England  und  anderwärts  vor  dem  „Diunping"  gehegt  werden. 

^)  Einen  ähnlichen  Faktor  der  Selbstzersetzung  für  das  Hochschutzzöllnertum 
bildet  das  allmähliche  Auftauchen  des  naturgemäßen  Gegensatzes,  der  zwischen  dem 
Interesse  der  agrarischen  Großproduzenten  Mitteleuropas  an. 
Zöllen  für  Getreide,  einschließlich  des  Futtergetreides,  und  dem  entgegengesetzten 
Interesse  der  agrarischen  Kleinproduzenten  besteht  (vgl.  die  Anlage  „Tierische  Pro- 
•dukte  und  Futtermittel"  im  II.  Bande  der  ,, Entwicklungstendenzen  der  Weltwirt- 
schaft"). Die  Kleinproduzenten  werden  namentlich  in  den  mitteleuropäischen 
(alpenländischen)  Gebirgsgegenden  durch  Schutzzölle  auf  Mais,  Futtergerste  und  Hafer 
^geradezu  geschädigt. 

5* 
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Feinden  einer  steuerpolitischen  Bodenreform  wird  die  Tarifreform 
nicht  etwa  nach  ihrem  Wert  oder  Unwert  für  die  Hebung  und  Siche- 
rung der  britischen  Produktion  und  gesamten  Volkswirtschaft  be- 
urteilt; „fair  trade"  war  ihnen  vielmehr  in  erster  Linie  ein  wirksames 
Hilfsmittel,  um  die  steujcrpolitische  Bodenreform  in  den  Hintergrund 
zu  drängen  und  vergessen  zu  machen,  ein  Seitenstück  zu  den  Be- 
mühimgen  um  Herbeiführung  einer  Flotten-  oder  Invasionspanik. 
Der  in  den  Jahren  1909  und  1910  in  Großbritannien  so  scharf  betonte 
Gegensatz  zwischen  Bodenreform  tmd  Tarifreform  ist  aber  als  sehr 
gekünstelt  zu  bezeichnen;  denn  gerade  im  schutzzöllnerischen 
Deutschland  hat  die  steuerpolitische  Bodenreform  seit  der  Neu- 
ordnung der  preußischen  direkten  Steuern  im  Jahre  1894  sehr  be- 
deutende materielle  und  moralische  Fortschritte  gemacht,  so  im  Fe- 
bruar 191 1  die  Besteuerung  des  sogenannten  unverdienten  Wertzu- 
wachses im  ganzen  Reichsgebiete  durchgesetzt,  und  sieht  noch 
weiteren  namhaften  Ergebnissen  in  absehbarer  Zeit  entgegen.  Daher 
mochte  der  britische  Freihandel  im  Jahre  1910  bedrohter  erschienen 
sein,   als  er  tatsächlich  war. 

Auch  die  weitere  Behauptung  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der 
Weltmarktsentwicklung*' ^)  entbehrt  nicht  ganz  der  tatsächlichen 
Grundlage,  daß  nämlich  zahlreiche  ehemalige  land- 
wirtschaftliche A u s f u h r e r z e u g u n g en  hinter 
dem  wachsenden  Bedarfe  ihrer  Länder  zurück- 
geblieben seien;  gemäß  dem  derart  entstandenen  agrarischen 
„Schutzinteresse''  sei  es  zu  handelspolitischen  Bündnissen 
hochschutzzöllnerischer  Tendenz  gekommen,, 
die  von  agrarischen  Interessenten  mit  den 
Kartellindustrien  abgeschlossen  wurden.  Aber  auch  hier 
gibt  es  bedeutsame  Vorbehalte.  Erstens  ist  die  Zahl  der  aufnahme- 
fähigen agrarischen  Ausfiihrländer  noch  immer  keineswegs  gering,. 
und  ihre  Bedeutung  für  den  internationalen  Handelsverkehr  ist  in 
Ztmahme  begriffen  (vgl.  II.  Band,  Anlage  III  „Freihandelstendenz 
agrarischer  Ausfuhrerzeugungen").  Außerdem  beginnt  sich  gerade 
in  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  wie  bereits  erwähnt  wurde,, 
der  Gegensatz  zwischen  den  für  allseitigen  Agrarzollschutz  einge- 
nommenen Großproduzenten  und  den  zumindest  für  billige  Futter- 
mittel eintretenden  Kleinproduzenten  zu  entwickeln,  von  der  nur 
einen  gemäßigten  Agrarzollschutz  zur  Anwendung  bringenden  Schweiz 
ganz  abgesehen. 


*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  im  I.  Kapitel  die  Bemerkung  Seite  26. 
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IV.  Freihandel  und  Hochschutzzoll  als  zwei  handelspolitische  Systeme^), 
die  dem  verhältnismäßigen  Fortschritte  der  internationalen  Handels- 
beziehungen, im  Vergleiche  zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden 
Nationalproduktion,  günstig  sind;  inwiefern  Ausschreitungen  des  Hoch- 
schutzzolles leicht  dazu  führen,  die  Außenhandelsbewegung  bei  gleichzeitiger 
Einschränkung  des  Inlandsverbrauches  zu  fördern;  der  gemäßigte  Schutz- 
zoll oder  wehrhafte  Freihandel  ist  infolge  weitgehenden  Wegfalls 
jenes  „Frachtschutzes",  der  noch  bis  vor  vier  Jahrzehnten  bestand, 
in  praktischer  Wirkung  dem  völligen  Freihandel  nahegekommen. 

Wenn  auch  den  gerade  erwähnten  Behauptungen  der  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung^^,  soweit  diese  Behauptungen 
die  Freihandelstendenz  der  Ausfuhrerzeugungen  betreffen,  ein  weit 
größeres  und  weit  gesicherteres  Tatsachenmaterial  zugrunde  liegen 
würde,  als  es  eben  der  Fall  ist,  kommt  es  gerade  um  so  mehr  auf  die 
Beantwortung  der  zweiten  Frage  an:  „Ist  aus  diesen  Tatsachen  ein 
relatives  Zurückbleiben  der  internationalen  Handelsbeziehungen, 
im  Vergleiche  zu  der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  National- 
produktion, zu  folgern?"  Die  Bejahung  dieser  Frage 
ist  nämlich  keineswegs  so  selbstverständlich, 
als  sie  vielleicht  manchem  erscheinen  mag,  der  den  bisherigen  Aus- 
führungen vorliegender  Schrift  über  den  autonomen  wehrhaften 
Freihandel  und  dessen  ungefähr  drei  bis  vier  Jahrzehnte  alte  Gegen- 
strömung gefolgt  ist. 

In  diesen  Ausführungen  wurde  dargetan,  daß  der  Siegeszug  der 
britischen  Freihandelsschule,  der  Manchestermänner  und  Cobdeniten, 
der  allmählich  den  relativen  Gegensatz  zwischen 
Inlandsmarkt  und  Weltmarkt  zu  verwischen 
schien,  schon  im  Laufe  der  siebziger  Jahre  ins  Stocken  geriet;  er 
hat  seither  einer  entschieden  rückläufigen  Bewegung 
Platz  gemacht,  die  sich  sogar  im  Mutterlande  des  exportindustriellen 
Freihändlertums,  in  Großbritannien  selbst,  kräftig  geltend  zu  machen 
begann.  Diese  rückläufige  Bewegung  bereitete  gleich  in  ihren  An- 
fängen der  bereits  angebahnten,  nur  durch  Verkehrshindernisse 
eingeschränkten  teilweisen  Verschmelzung  von  Inlandsmarkt  und 
Weltmarkt  ein  Ende.  Diese  Reaktion  mochte  daher  auch  geeignet 
scheinen,  das  relative  Wachstum  der  Außenhandelsbeziehungen 
(gegenüber  der  für  den  eigenen  Markt  arbeitenden  Inlandsproduktion) 

^)  Vgl.  die  III,  Abteilung  der  Einleitung  über  die  Ausdrücke  „Freihandel" 
und  „Hochschutzzoir*  sowie  „gemäßigter  Schutzzoll"  oder  „wehrhafter  Frei- 
handel". 
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einigermaßen  zurückzuhalten.  Aber  das  grundsätzlich  schrankenlose 
Hochschutzzöllnertum  ist  während  der  seither  verflossenen  drei  Jahr- 
zelmte  in  nicht  wenigen  Staaten  zu  Übertreibungen  gelangt, 
die  ganz  merkwürdige,  aber  in  der  Öffentlichkeit,  soweit  die  Kenntnis 
des  Verfassers  reicht,  viel  zu  wenig  beachtete  Wirkungen  hervor- 
gerufen haben. 

Diese  Wirkungen  bestehen  nämlich  nicht  so  sehr  in 
der  Erschwerung  der  Einfuhr  aus  dem  Aus- 
land e  als  vielmehr  in  einer  starken  Verteuerung  jener  Erzeugnisse, 
welche  die  zollgeschützten  Inlandsproduktionen,  mögen  sie  nun  ex- 
portfähig sein  oder  nicht,  der  eigenen  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
stellen.  Diese  Verteuerung,  die  oft  auch  spezifische  Ausfuhrwaren  der 
betreffenden  Länder  erfaßt,  führt  zu  weitgehenden  Einschränkungen 
des  Inlandsverbrauches.  Daneben  nimmt  aber  die  Einfuhr  aus- 
ländischer (überseeischer)  Rohstoffe  sowie 
Nahrungs-  und  Genußmittel  beständig  zu,  teils  gerade 
infolge  des  durch  den  Hochschutzzoll  bewirkten  treibhausmäßigen 
industriellen  Aufschwunges,  teils  durch  die  Vermehrung  der  Be- 
völkerung und  ihre  erhöhten  kulturellen  Ansprüche.  Zu  dem  gesteiger- 
ten Bedarfe  an  Rohstoffen  (Nahrungs-  und  Genußmitteln  sowie 
anderen)  kommt  noch  häufig,  eben  infolge  des  durch  Hochschutzzölle 
bewirkten  industriellen  Aufschwunges,  ein  stärkerer  Bedarf  an 
allerlei  Maschinen,  Chemikalien,  weiter  zu  verar- 
beitenden Fabrikaten.  So  wurde  in  vielen  Ländern  durch 
die  im  Gefolge  des  Hochschutzzolles  einhergehende  Verteuerung  zahl- 
reicher Bedarfsartikel  (landwirtschaftlicher  und  industrieller  Erzeug- 
nisse) die  Absatzmöglichkeit  der  für  den  eigenen  Bedarf  arbeitenden 
Inlandsproduktion  und  damit  diese  selbst  eingeengt;  andererseits 
stieg  die  Einfuhr  aus  den  angegebenen  Gründen  beständig,  und  zu 
ihrer  Deckung  mußte  die  Fabrikatenausfuhr  forciert  werden,  insoweit 
nicht  etwa  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen  und  gewisse  Aktivposten  der 
Zahlimgsbüanz  (Fremdenverkehr,  Frachtleistungen  für  das  Ausland, 
Geldsendungen  der  Auswanderer  usw.)  aushalfen. 

Ein  freüich  zumeist  nur  gelegentlich  und  ausnahmsweise  ergriffenes 
Hilfsmittel  einer  derartigen  Forcierung  bestand  darin,  daß  die  Kar- 
telle einen  Teü  des  Gewinns  an  den  zollgeschützten,  höheren  In- 
landspreisen für  eine  Ausfuhr  opferten,  deren  Preise  sodann  nahe  den 
Selbstkosten  und  in  besonderen  Ausnahmefällen  sogar  darunter  lagen^). 


^)    Vgl.    die     Bemerkungen    über    dieses    „Dumping"    in    der   III.   Abteilung 
dieses  Kapitels. 
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Bei  verbrauchssteuerpflichtigen  und  zugleich 
durch  hohe  Zölle  geschützten  Artikeln,  wie 
Zucker  und  Spiritus,  stellten  sogar  die  Regierungen  selbst,  aus  den 
vom  inländischen  Verbrauche  erhobenen  und  diesen  Verbrauch  ein- 
schränkenden Abgaben,  dauernde,  den  Weltmarkt  stark  beeinflussende 
Exportprämien  zur  Verfügung.  Hinsichtlich  des  Zuckers 
machte  diesem  Vorgehen,  abgesehen  etwa  von  Rußland,  zwar  die 
Brüsseler  Zuckerkonvention  vom  5.  März  1902  und  ihre  Fortsetzung 
vom  28.  August  1907  ein  Ende,  während  die  Ausfuhrprämien  für 
Spiritus  in  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien,  Rußland  usw 
noch  immer  bestehen. 

Eine  von  schutzzöllnerischen  Ideen  besonders  durchdrungene 
Regierung  wie  die  deutsche  begnügte  sich  nicht  damit,  verbrauchs- 
steuerpflichtigen Artikeln  aus  dem  Ertrage  der  den  inneren  Verbrauch 
hemmenden  Steuern  Ausfuhrprämien  zu  gewähren  und  so  den  Außen- 
handel durch  das  gleiche  Mittel  zu  fördern,  durch  welches  der  innere 
Verbrauch  eingeschränkt  wurde;  die  deutsche  Regierung  dehnte 
dieses  System  mittels  der  sogenannten  Einfuhrscheine  sogar 
auf  nur  zollpflichtige  Artikel  mit  großer  Einfuhr  und  entsprechend 
starkem  Zollertrage  aus,  wie  Getreide  und  die  hieraus  erzeugten  Mahl- 
fabrikate sowie  auch  Malz.  Der  hierbei  verfolgte  Zweck  lag  weit  weniger 
darin,  die  Ausfuhr  von  Getreide  oder  Mehl  an  und  für  sich  zu  fördern, 
als  vielmehr,  eine  solche  Ausfuhr  zu  bewirken,  die  den  Inlandsmarkt 
sofort  von  jedem  etwaigen  Überschüsse  entlastet  und  die  Z  o  1 1  - 
Spannung  im  Inlandspreise  stets  zum  Aus- 
drucke bringt.  Tatsächlich  ist  dadurch  Deutschland,  eines 
der  wichtigsten  Einfuhrländer  für  Getreide,  gleichzeitig  auch,  vermöge 
einer  für  den  deutschen  Fiskus  sehr  kostspieligen^)  und  für  die 
deutschen  Getreideverbraucher  sehr  drückenden  Entwickelung,  ein 
wichtiges  Ausfuhrland  für  Getreide,  namentlich  für  Weizen,  Roggen 
und  Hafer  sowie  Mahlfabrikate^),  geworden.  Es  ist  dies  ein  weiteres 
Beispiel  dafür,  daß  Avsschreitungen  des  Schutzzöllnertums  leicht  dazu 
juhren,  die  Außenhandelsbewegung,  bei  gleichzeitiger  Einschränkung 
des  Inlandsverbrauches,  zu  fördern,  nicht   etwa   sie   zu   hemmen. 


^)  Die  Opfer,  die  der  deutsche  Reichsfiskus  im  J  ahre  1 9 1  o  für  die  Einfuhrscheine 
(für  ausgeführtes  Getreide  und  Mehl)  aufzuwenden  hatte,  betrugen  122,4  Millionen 
Mark. 

^)  Vgl.  hierüber  die  übersichtHche  Zusammenstellung  im  Artikel  ,,Die  Wir- 
kungen des  deutschen  Einfuhrscheinsystemes"  im  „Handelsmuseum"  vom  27.  Juli  191 1. 
Siehe  hinsichtlich  der  Streitigkeiten,  in  die  Deutschland  mit  der  Schweiz  über 
die  durch  das  Einfuhrschein-System  geförderte  deutsche  Mehlausfuhr  geriet,  die 
Bemerkungen  in   der   III.  Abteilung   dieseses   Kapitels. 
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Aus  alldem  läßt  sich  folgender  Schluß  ziehen:  Die  ,, Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung** ^)  sprechen  von  der  auch 
tatsächlich  vorhandenen  Schwächung  der  Freihandelstendenz  der 
Ausfuhrerzeugungen,  die  auf  industriellem  Gebiete  durch  die  Ent- 
wicklung des  Kartellwesens,  auf  agrarischem  durch  die  allmählich 
entstandene  Einfuhrbedürftigkeit  früherer  agrarischer  Ausfuhrländer 
bewirkt  wurde;  diese  Skeptiker  folgern  hieraus  ein  relatives  Zurück- 
bleiben der  Zunahme  des  Außenhandels  gegenüber  der  für  den 
Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion.  Tatsächlich  können  in 
der  Weltwirtschaft  unserer  Tage  zweierlei  zollpolitische 
Systeme  festgestellt  werden,  die  einer  nicht  nur 
absolut,  sondern  auch  relativ  bedeutenden 
Zunahme  des  Außenhandels,  im  Vergleiche  zu 
der  für  den  Eigenbedarf  arbeitenden  Inlands- 
produktion, günstig  sind.  Das  eine  dieser  zollpolitischen 
Systeme  ist  dasjenige  des  grundsätzlichen,  ausschließlich  oder  vor- 
wiegend nur  durch  Fiskalzölle  eingeschränkten  Freihandels, 
mag  er  einigermaßen  oder  auch  gar  nicht  wehrhaft  sein ;  das  andere 
System  ist  aber,  so  paradox  dies  auch  auf  den  ersten  Blick  erscheinen 
mag,  in  einem  maßlosen  Hochschutzzöllnertum 
in  Verbindung  mit  einem  wohlorganisierten  Kartellwesen,  agrarischen 
und  industriellen  Ausfuhrprämien  usw.  zu  erblicken.  Denn  ein  der- 
artiges Hochschutzzöllnertum  schmälert  durch  zollgeschützte  hohe 
Preise  den  Inlandsverbrauch  und  damit  auch  die  Absatzmöglichkeiten 
der  für  diesen  Verbrauch  arbeitenden  Nationalproduktion  in  weit- 
gehendem Maße^);  dagegen  kann  dieses  handelspolitische  System 
die  Einfuhren  von  allerlei  mehr  oder  weniger  wertvollen  industriellen 
Rohstoffen  (einschließlich  jener  für  Erzeugung  von  Nahrungs-  und 
Genußmitteln),  von  Maschinen,  Chemikalien,  weiter  zu  verarbeitenden 
Fabrikaten,  von  Futtermitteln  und  Dungmitteln  zumeist  gar  nicht 
verringern,  wofern  dieses  System  die  genannten  Einfuhren  überhaupt 
verringern  will. 

Eben  durch  diese  Verbrauchseinengung  auf  dem  Inlandsmarkte 
hochschutzzöUnerischer  Länder  werden  viele  Produktionszweige 
dieser  Länder  genötigt,  sei  es  auch  mit  sehr  geringem  Ver- 
dienst  und     zu     wenig     lohnenden    Preisen,    den 


^)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 

*)  Der  fast  völlige  Mangel  einer  zielbewußten  städtischen  Wohnungspolitik, 
wie  er  z.  B.  in  Österreich-Ungarn  bisher  zu  verzeichnen  war,  ist  durchaus 
geeignet,  mittels  hoher  Wohnungsmieten  die  ungünstigen  Wirkungen 
der  Hochschutzzollpolitik  arg  zu  verschärfen. 
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Weltmarkt  aufzusuchen,  da  ihnen  der  Inlandsmarkt 
zu  wenig  Absatz  bietet.  So  werden  z.B.  in  Österreich-Ungarn 
durch  die  hohen  AgrarschutzzöUe  und  Fiskalzölle  sowie  veterinär- 
politischen Sperrmaßregeln  die  unentbehrlichen  Nah- 
rungsmittel derart  verteuert,  daß  die  immerhin  entbehrlicheren 
anderen  Bedarfsartikel  (Fabrikate)  einer  stark  geschwächten  Kauf- 
kraft gegenüberstehen.  Innerhalb  der  Gesamtindustrie  Österreich- 
Ungarns  ziehen  wiederum  die  Erzeuger  von  Roheisen  (Rohstahl) 
und  einfacheren  Eisen-  und  Stahlfabrikaten  sowie  die  Fabrikanten 
von  Baumwollgarnen  und  einfachen  BaumwoU waren  aus 
den  Schutzzöllen  den  meisten  Nutzen.  Hierdurch  begegnen  die  anderen 
leistungsfähigen  österreichischen  Industrien,  die  auf  Schutzzölle  nicht 
so  sehr  anstehen  und  zum  Teile  auch  nur  mäßigen  Zollschutz  genießen, 
«iner  empfindlich  geschwächten  Kaufkraft  des  Inlandsmarktes;  diese 
Industrien  sind  in  erhöhtem  Maße  auf  den  Weltmarkt  angewiesen, 
so  die  Erzeugungen  von  Wollwaren,  Leinenwaren,  Glas-,  Ton-  und 
Porzellanwaren,  von  allerlei  Holzwaren  usw.,  und  der  Auslandsabsatz 
dieser  letztgenannten  Industrien  nimmt  bisweilen  den  Charakter 
von  „Notverkäufen"    an. 

Demnach  ist  also  der  entschiedene  Freihandel  und  das  rücksichtslose 
Hochschutzzöllnertum  dem  nicht  nur  absoluten,  sondern  auch  rela- 
tiven Wachstum  der  internationalen  Handelsbeziehungen  (gegenüber 
der  für  den  Eigenbedarf  arbeitenden  Inlandsproduktion)  günstig. 
Doch  erfolgt  beim  Freihandelssystem  dieses  absolute 
und  relative  Wachstum  gleichzeitig  mit  einer  starken,  wohl- 
tätigen Steigerung  des  inländischen  Ver- 
brauches und  der  für  diesen  Verbrauch 
arbeitenden  Nationalproduktion.  In  ganz  anderer 
Weise  geht  jenes  Wachstum  in  solchen  Ländern  vor  sich,  die  unter  den 
Ausschreitungen  des  Hochschutzzöllnertums  leiden. 
Dort  werden  der  Inlandsverbrauch  und  damit  auch 
die  für  diesen  arbeitende  Nationalproduktion 
in  weitgehendem  Ausmaße  eingeschränkt.  Daher 
erscheint  die  mit  der  Bevölkerungszunahme  und  dem  allgemeinen 
Kulturfortschritt  unvermeidliche,  mäßige  Steigerung  der  iVußen- 
handelsbeziehungen  in  den  HochschutzzoUändern  nicht  nur  als  abso- 
lutes, sondern  auch  bereits  als  relatives  Wachstum  gegenüber  der 
für  den  eigenen  Bedarf  arbeitenden  Inlandsproduktion;  denn  diese 
ist  durch  zollgeschützte,  hohe,  den  Verbrauch  zurückhaltende 
Preise  gewissermaßen  gewaltsam  eingeengt. 

Wer  nur  einigermaßen  aufmerksam  das  Wirtschaftsleben  mehr 
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oder  minder  hochschutzzöllnerischer  lyänder,  so  das  Österreich-Ungarns, 
Italiens,  Spaniens,  Portugals,  Brasiliens,  der  Vereinigten  Staaten  usw. 
durchforscht,  wird  Beispiele  für  diesen  Einfluß  des  Hochschutzzöllner- 
tums  auf  das  Verhältnis  zwischen  dem  Außenhandel  und  der  (für 
den  Inlandsmarkt  arbeitenden)  Nationalproduktion  in  Hülle  und 
Fülle  finden.  Um  nicht  den  Zusammenhang  der  Darstellung  allzusehr 
zu  unterbrechen,  wurden  einige  bezeichnende  Beispiele  für  die  er- 
wähnte Einwirkung  des  Hochschutzzöllner tums  in  der  Anlage  IV 
„V  erbrauchseinengung  und  Außenhandelsbe- 
wegung in  hochschutzzöllnerischenlyändern'* 
(im  II.  Bande)  zusammengestellt. 

Endlich  wäre  noch  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Ausbreitung 
der  modernen  V e r k e h r s v e r b e s s e r u n g e n  und 
der  moderne  Kapitalismus  (vgl.  das  VI.  und  IX.  Ka- 
pitel) in  unseren  Tagen  aus  der  internationalen  Handels- 
bewegung etwas  anderes  gemacht  haben,  als  sie  etwa  noch  in  den 
fünfziger  und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
war.  Damals  konnte  die  internationale  Handelsbewegung,  falls  sie 
einen  mächtigen  Aufschwung  nehmen  sollte,  einer  ausgeprägt 
freihändlerischen  Zollpolitik  doch  nicht  gut  entraten. 
Zur  damaligen  Zeit  waren  zwar  Eisenbahnen  und  Dampfschiffe  über  die 
ersten  tastenden  Versuche  längst  hinausgelangt.  Aber  ihre  tatsäch- 
liche Verwendung  war  noch  immer  so  beschränkt  und  auch  ihre  tech- 
nische Leistungsfähigkeit  noch  so  mäßig,  daß  die  Fracht  selbst 
eine  Art  von  Zollschutz  büdete.  Erst  von  den  siebziger 
Jahren  an  datiert  jener  große,  sowohl  quantitative,  als  auch  qualitativ- 
technische Aufschwung  des  Eisenbahnwesens  und  der  Dampfschiffahrt 
wie  des  Verkehrswesens  überhaupt,  der,  namentlich  für  die  Waren 
mittlerer    Preislage,    diesen    Frachtschutz    ständig    herabminderte. 

Unter  den  seit  dem  Beginne  der  siebziger  Jahre  eingetretenen 
Verkehrsverbesserungen  wären  z.B.  zu  nennen :  die 
Verwendung  gewaltigerer,  stärkerer  Lokomotiven  mit  größerer 
Schnelligkeit  und  Zugkraft,  die  Vergrößerung  der  Lastwaggons 
nebst  der  hierfür  erforderlichen  Verstärkung  des  Unterbaues,  der 
Übergang  von  hölzernen  und  eisernen  Schiffen  zu  Stahlschiffen  mit 
weit  größerem  Laderaum  und  gesteigerter  Schnelligkeit,  die  Ver- 
wendung von  Automobüen  auf  Zufuhrlinien  für  Haupt-  und  Neben 
eisenbahnen,  die  Sicherung  und  Erleichterung  der  Dampfschiffahrt 
durch  die  drahtlose  Telegraphie  usw.  All  dies  hat,  zusammen  mit 
der  rein  quantitativen  Zunahme  des  internationalen  Eisenbahnnetzes 
sowie  der  regelmäßigen  Dampferlinien  und  Trampdampfer,  den  Fracht- 
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schütz  durch  beständige  Verbilligung  der  Frachten  herabgedrückt. 
Dadurch  wurde  indirekt  der  mäßige  Zollschutz  von 
heute  der  völligen  oder  annähernden  Zoll- 
freiheit zur  Blütezeit  des  Freihandels  prak- 
tisch fast  gleichgestellt;  diese  Blütezeit  bestand 
während  der  fünfziger,  sechziger  und  zum  Teil  auch  siebziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts.  Gegenwärtig  dürften  für  viele  der  großen 
Welthandelsartikel  Zollsätze  von  fünf  bis  zehn,  unter  Umständen 
sogar  von  fünfzehn  Prozent  des  Wertes  das  gleiche  bedeuten 
wie  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  die  völlige  Zollfreiheit. 

Sicherlich  vermögen  derart  niedrige  Zölle,  die  das  besondere 
Kennzeichen  des  gemäßigten  Schutzzolles  oder  (was 
auf  ungefähr  dasselbe  hinausläuft)  des  wehrhaften  Frei- 
handels bilden,  in  ähnlicher  Weise  den  internationalen  Handels- 
verkehr günstig  zu  beeinflussen,  wie  seit  dem  Jahre  1860  der 
britische  Freihandelstarif,  eine  große  FreÜiste  nebst  einigen  fiskalischen 
Zöllen,  die  internationalen  Handelsbeziehungen  belebt.  Wenn  aber 
über  jenes  mäßige  Zollniveau  hinausgegangen  wird,  das  durch  Ver- 
ringerung des  „Frachtschutzes"  während  der  letzten  vier  Jahrzehnte 
gewissermaßen  dem  Bereiche  des  Freihandels  einverleibt  wurde, 
dann  ist  es  nicht  mehr  weit  von  jener  Entwicklung,  die  früher  als  für 
das  Hochschutzzoll-System  bezeichnend  erklärt  wurde : 
Starke  Einengung  des  inneren  Verbrauches  bei  fortdauernder  Not- 
wendigkeit großer  Bezüge  gewisser  Waren  aus  dem  Auslande,  unter 
Umständen  auch  beträchtliche  „Notverkäufe*'  ins  Ausland. 

Demnach  stellt  der  gemäßigte  Schutzzoll  oder 
wehrhafte  Freihandel  eben  noch  ein  drittes  zoll- 
politisches System  dar,  das  nicht  nur  der  absoluten,  sondern 
auch  der  relativen  Zimahme  des  internationalen  Handelsverkehres 
günstig  ist.  Als  Beispiel  für  dieses  dritte  zollpolitische  System  wären 
insbesondere  die  sogenannten  Capriviverträge  oder  das  erste 
mitteleuropäische  Vertragssystem  von  1892  bis 
1894  zu  nennen,  das  am  i.  März  bzw.  i.  Januar  1906  zu  Ende  ging. 
In  beträchtlich  schwächerem  Grade  und  wohl  nur  bezüglich  einzelner 
Verträge  (österreichisch-italienischer  Handelsvertrag  von  1906)  ge- 
hört das  zweite  mitteleuropäische  Vertrags- 
system von  1904 — 1906  hierher,  in  dessen  Mittelpunkt  wie  in 
jenem    des    erstgenannten    Vertragssystemes    Deutschland  ^)    steht. 

^)  Vgl.  über  das  deutsche  Zollsystem  die  Bemerkungen  in  Abteilung  II 
dieses  Kapitels  sowie  im  II.  Bande  in  Abteilung  V  der  Anlage  IV  „Verbrauchs- 
einengung  und  Außenhandelsbewegung  in  hochschutzzöllnerischen  Ländern". 
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DrittesKapitel. 

Wehrhafter  Freihandel  oder  gemäßigter  Schutzzoll. 

I.  Der  angebliche  Bankerott  der  Handelsvertrags-Politik  und  speziell  der 
durch  Spezialisierung  oder  sonstige  Mittel  entwerteten  Meistbegünstigung; 
Bevorzugung  zollpolitischer  Systeme,  in  deren  Wesen  Mißtrauen  und 
vorsichtige  Zurückhaltung  gegenüber  der  Handelsvertragpolitik  liegt; 
angebliche  Wirkungslosigkeit  der  Zollkriege. 

Kann  ein  handelspolitisches  System  außerhalb  jener  drei  Möglich- 
keiten liegen,  die  am  Schlüsse  des  vorhergehenden  Kapitels  erörtert 
wurden :  i.  autonomer  Freihandel  (solcher  ohne  jede 
Kampflust  oder  mit  einiger  Wehrhaftigkeit) ;  2.  Hochschutz- 
zoll (mit  mehr  oder  weniger  weitgehender  Einengung  des  inneren 
Verbrauches) ;  3.  gemäßigter  Schutzzoll  (oder  ent- 
schieden wehrhafter  Freihandel) ?  Dies  ist  wohl  nicht  gut 
denkbar,  und  in  allen  drei  Zuständen  hat  der  internationale 
Handelsverkehr  die  Aussicht  relativen  Wachstums 
gegenüber  der  für  den  Eigenbedarf  arbeiten- 
den   Inlandsproduktion. 

Nun  ist  aber  der  autonome  Freihandel  fast  nur  mehr 
als  ein  historisches  Überbleibsel  zu  betrachten. 
Daß  er  in  Großbritannien  bis  auf  unsere  Tage  erhalten 
bleiben  konnte,  beruht  auf  ganz  besonderen  historisch-politischen 
Hilfen  und  Verhältnissen,  denen  Allgemeingültigkeit  durchaus  nicht 
zukommt.  (Näheres  hierüber  ist  im  V.  Kapitel  zu  finden,  das  dem 
britischen  handelspolitischen  Systeme  eines  nicht  wehrhaften  Frei- 
handels und  seinen  politisch-militärischen  Stützen  gewidmet  ist.) 
Aber  auch  der  minder  strenge  Freihandel  Hollands 
und  Belgiens,  vielleicht  sogar  der  gemäßigte  Schutzzoll 
Dänemarks,  Norwegens  und  der  Schweiz  wären  einigermaßen  in 
Frage  gestellt  ohne  den  Rückhalt  des  freien  Marktes  Großbritanniens 
und  seiner  Kronkolonien,  der  irn  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahr- 
hunderts von  der  britischen  Schutzzollbewegung  stark  angefochten 
wurde. 
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Der  gegenwärtig  vielfach  praktizierte  und  von  zahlreichen  lyob- 
rednern  verteidigte  Hochschutzzoll^)  ist  wiederum  als  ein 
schweres  Unglück  von  sozialem  und  auch  humanitärem 
Standpunkte  aus  zu  betrachten.  Es  wäre  daher  als  ein  bösartiges 
weltwirtschaftliches  Verhängnis  anzusehen,  wenn  das  relative  Wachs- 
tum des  internationalen  Handelsverkehrs,  im  Vergleiche  zu 
der  für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion,  auf 
ein  historisches  Überbleibsel  oder  auf  ein  soziales  Unglück  ange- 
wiesen wäre. 

Die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^) 
scheinen  aber  gerade  an  der  Vorstellung  eines  solchen  Verhängnisses 
ein  besonderes  Gefallen  zu  finden.  Sie  bezeichnen  nämlich  den 
wehrhaftenFreihandel  oder  gemäßigtenSchutz- 
zoll,  der  weder  so  wehrlos  ist  wie  der  Freihandel  ohne  Kampflust, 
noch  auch  sich  mit  seinen  eigenen  allzu  scharfen  Waffen  verwundet 
wie  der  Hochschutzzoll,  als  ein  im  Absterben  begriffenes 
zollpolitisches  System.  Für  dieses  Absterben  gebrauchen 
die  erwähnten  Skeptiker  wohl  auch  den  Ausdruck  vom  „B  ankerott 
der  Handelsvertrags-Politik".  Denn  der  Freihandel 
ohne  Kampflust,  ja  sogar  der  minder  strenge  Hollands,  Belgiens 
und  Dänemarks  sowie  der  Hochschutzzoll  sind  naturgemäß  über- 
wiegend Ausflüsse  einer  autonomen  Handelspolitik;  dagegen 
ist  jene  weder  wehrlose,  noch  bis  zur  Selbstverletzung  überscharfe 
Handelspolitik,  die  man  als  wehrhaften  Freihandel  oder  als  gemäßigten 
Schutzzoll  bezeichnen  kann,  häufig,  wenn  auch  nicht  immer,  das 
Ergebnis  der  Handelsvertragspolitik  mit  ihren  Ver- 
tragstarifen. 

Nun  seien,  nach  Ansicht  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Welt- 
marktsentwicklung", die  neueren  Handelsverträge  vor  allem  durch 
das  Streben  nach  möglichster  Gleichwertigkeit  der 
gewährten  und  empfangenenZugeständnisse  ge- 
kennzeichnet. Höchst  selten  käme  es  aber  zu  Handelsverträgen, 
in  denen  die  Gleichwertigkeit  dadurch  zum  Ausdruck  gelangt,  daß 
beide  vertragschließenden  Staaten  einander  wahrhaft  bedeutsame, 
ihrem  Handelsverkehr  weite  Möglichkeiten  eröffnende  Vertragszölle 
zugestehen.  Zumeist  bestehe  die  Gleichwertigkeit  nur  in  der  gleich 
geringen  Bedeutung  der  erlangten  und  gewährten  Ver- 
tragszölle, indem  diese   etwa  nur   völlige   Prohibition   ausschließen, 


^)    Freilich  erfolgt  diese  Verteidigung  unter  allerlei  schönfärberischen 
Bezeichnungen,    wie  nationale   Handelspolitik,   Sicherung  des  eigenen  Marktes  usw. 
*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
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aber  kaum  geeignet  seien,  als  Grundlage  für  ausgedehntere  Handels- 
beziehungen  zu  dienen. 

Zahlreiche  Vertragstarife  und  Vertragssätze  seien  nur  eine 
Wiederholung  der  bereits  dritten  Staaten  ge- 
währten vertragsmäßigen  Zugeständnisse,  deren 
man  eben  auch  mittels  eigenen  Vertragsrechtes,  nicht  bloß  auf 
Grund  der  Meistbegünstigung  teilhaftig  sein  wolle.  Sehr  häufig  werde 
die  Gleichwertigkeit  in  einem  völkerrechtlichen 
Formalismus  erblickt :  Länder  mit  Doppeltarif,  d.  h.  Maximal- 
und  Minimaltarif,  wie  Frankreich,  die  Vereinigten  Staaten,  Spanien 
gewähren  einander  wechselseitig  den  Minimaltarif ^),  Länder  mit 
einem  durch  Handelsverträge  ermäßigten  Ein- 
heitstarif, wie  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Italien,  die 
Meistbegünstigung.  Aber  der  Minimaltarif  der  Staaten  mit  Doppel- 
tarif sei  bereits  stark  schutzzöllnerisch,  wenn  nicht  geradezu  prohibi- 
tiv,  mag  auch  erst  der  Maximaltarif  zweifellos  prohibitiv  sein. 

Ähnliche  Verhältnisse  bestünden  in  den  Ländern  mit  einem  Ein- 
heitstarife hinsichtlich  der  Beziehungen  zwischen  Generaltarif 
und  Vertragstarif.  Der  als  Generaltarif  bezeichnete  Einheits- 
tarif sei  ähnlich  einfuhrfeindlich  wie  der  Maximaltarif  der  Staaten 
mit  Doppeltarif 2);  der  Vertragstarif  der  Staaten  mit  Einheitstarif  sei 
zwar  nur  stark  schutzzöllnerisch  und  nicht  geradezu  prohibitiv.  Aber 
die  Bemühungen  der  Handelspolitiker  unserer  Tage  gingen  dahin, 
bereits  den  Generaltarif,  noch  mehr  aber  den  Vertragstarif  möglichst 
zu  spezialisieren.  Darnach  würden  im  Generaltarif 
die  Spezialartikel  der  einzelnen  Länder  besonders  belastet  und  dadurch 
jene  Staaten,  welche  keine  Handelsverträge  abschließen,  auch  be- 
sonders benachteiligt;  die  im  Vertragstarife  enthaltenen 
Zollbegünstigungen  würden  soweit  als  tunlich  den  Produktionsver- 


^)  Der  Maximaltarif  stellt  den  ohne  besondere  Vertragsabmachungen  und  wohl 
auch  als  ZollkriegswafFe  angewendeten  Generaltarif  dar;  der  Minimaltarif  begrenzt 
das  Höchstausmaß  vertragsmäßiger  Zugeständnisse.  In  der  Praxis  überwiegt  wohl 
in  den  meisten  Ländern  mit  Doppeltarif  die  Behandlung  der  ausländischen  Waren 
nach  dem  Minimaltarif.  So  wurden  in  den  Vereinigten  Staaten  vom  i.  April  1910 
an  die  Waren  aller  Länder  nach  den  Minimalsätzen  des  Payne-Tarifs  behandelt,  ab- 
gesehen von  dem  gewissermaßen  ein  Außengebiet  der  Union  darstellenden,  be- 
sonders bevorzugten  Kuba.  Ein  weit  mehr  zur  Differenzierung  geneigtes  Doppel- 
tarifland ist  dagegen  Frankreich. 

2)  Auch  der  Payne-Tarif  der  Vereinigten  Staaten  vom  5.  August  1909  ist  als  ein 
solcher  Doppeltarif  zu  betrachten,  während  der  Dingley-Tarif  der  Union,  der  vom 
Jahre  1897  bis  1909  andauerte,  einen  durch  Vertragszölle  nahezu  gar  nicht  ermäßigten 
Einheitstarif  darstellte. 
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hältnissen  jenes  Landes  angepaßt,  mit  dem  sie  vereinbart  wurden,  um 
auf  solche  Weise  die  nackte  Meistbegünstigung  für  dritte  Staaten 
möglichst  zu  entwerten.  Demgemäß  würden  die  dem  einen  Staate  zu- 
gestandenen Vertragszölle  mit  eifrigem  Bemühen  derart  ausgesucht, 
daß  sie  für  die  Ausfuhrinteressen  anderer  Länder  möglichst  wertlos 
seien. 

Daher  sei  das  häufige  wechselseitige  Zuge- 
ständnis d  e  r  u  n  b  e  d  in  g  t  e  n  Meistbegünstigung, 
d.  h.  der  beiderseitigen  Vertragstarife  oder  Vertragszölle,  von  ge- 
ringem Werte  ^),  und  das  gleiche  gelte  i.  für  den  Aus- 
tausch der  Minimaltarife  zweier  Länder  mit  Doppel- 
tarifen 2)^  2.  für  die  Hingabe  des  Minimaltarif  es  eines  Landes  mit 
Doppeltarif  gegen  die  Meistbegünstigung  eines  anderen  Landes  mit 
einem  durch  Vertragszölle  ermäßigten  Einheitstarif  ^). 

Überhaupt  sei  in  den  letzten  Jahrzehnten  eine  Bevorzugung 
zollpolitischer  Systeme  zu  verzeichnen,  in  deren  Wesen 
bereits  ein  Mißtrauen  und  eine  vorsichtige  Zurückhal- 
tung gegenüber  der  H a n d e 1 s v e r t r a g s p o 1  i  t  ik 
liege.  Die  bemerkenswertesten  Beispiele  seien :  der  Doppeltarif 
(Minimal-  und  Maximaltarif)  Frankreichs  von  1892  sowie  seine 
,, Revision'*  von  1910,  der  spanische  Doppeltarif  von  1900  und  der 
Payne-Tarif  vom  Jahre  1909.  Aber  es  stehe  auch  nicht  viel  anders 
um  die  Einheitstarife,  in  welchen  vertragsmäßige  Zugeständ- 
nisse grundsätzlich  auf  einen  kleinen  Kreis  von  zumeist  minder 
wichtigen  Warengattungen  beschränkt  sind  oder  wohl  auch  einen  ge- 
nau bestimmten  mäßigen  Abschlag  vom  Generaltarife  nicht  über- 
schreiten dürfen,  wofür  als  Beispiele  anzuführen  wären:  der  Dingley- 
Tarif  der  Union  von  1897 — 1909  (Artikel  III  und  IV)  sowie  der  bra- 
silianische Zolltarif  von  1900  mit  20-prozentigen  Abschlägen  vom 
^linimaltarife*)    im  Austausche    gegen    besondere   Begünstigungen 


^)  Beispiele  hierfür:  das  handelspoUtische  Verhältnis  zwischen  Deutschland 
einerseits,  Norwegen  und  Dänemark  andererseits  oder  Österreich-Ungarn  einerseits, 
Schweden,  Norwegen  und  Dänemark  andererseits  i.  J.  191 1. 

2)  Beispiele  hierfür:  das  handelspoH tische  Verhältnis  zwischen  den  Vereinigten 
Staaten  einerseits,  Spanien  und  Griechenland  andererseits  i.  J.  191 1. 

^)  Beispiel  hierfür:  das  handelspolitische  Verhältnis  zwischen  Frankreich  und 
Deutschland  sowie  (abgesehen  vom  gebundenen  österreichischen  Schaumweinzoll) 
auch  zwischen  Frankreich  und  Österreich-Ungarn  i.  J.  191 1. 

*)  Brasihen  verfügt  seit  1900  auch  über  einen  Maximaltarif,  der  durch  Ver- 
dopplung der  Sätze  des  Minimaltarif  es  gebildet  wurde.  Ein  praktischer  Gebrauch 
wurde  aber  von  diesem  Maximaltarif  nicht  gemacht,  abgesehen  davon,  daß  er  kurz 
nach  seiner  Aufstellung  zu  Drohungen  gegen  Frankreich,  Italien  e.  c.  Verwendung  fand. 
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spezieller  brasilianischer  Ausfuhrwaren.  Auch  bei  derartigen  Ein- 
heitstarifen mache  sich  die  erwähnte  neuere  Bevorzugung  handels- 
vertragsfeindlicher  zollpolitischer   Systeme   geltend. 

Es  hänge  dies  mit  dem  Mißtrauen  zusammen,  das  demo- 
kratische Parlamente  und  die  darin  sitzenden 
Vertreter  mächtiger  P  r  o  d  u  z  e  n  t  e  n  in  t  e  r  e  s  s  e  n 
gegen  die  eigenen  zollpolitischen  Unterhänd- 
ler empfinden.  Diese  Parlamente  und  Interessentenvertreter 
befürchten,  solche  Unterhändler  des  eigenen  I^andes  könnten  sich 
von  den  Unterhändlern  der  Auslandsstaaten  verleiten  lassen,  gegen 
irgendwelche  Zugeständnisse  oder  aus  Nachgiebigkeit  gegen  irgend- 
welche Drohungen  unliebsam  große  Zollnachlässe  zu  gewähren.  Es 
sei  dann  für  die  Parlamente  schon  aus  Rücksichten  der  internationalen 
Höflichkeit  und  der  äußeren  Politik  öfters  sehr  peinlich,  den  anderen 
Vertragschließenden  durch  Ablehnung  des  betreffenden  Vertrages 
zu  verletzen,  der  meist  nur  im  ganzen  angenommen  oder 
abgelehnt  werden  könne.  Andrerseits  wolle  man  es  aber  ver- 
hüten, daß  von  den  Unterhändlern  des  eigenen  lyandes  ein  Zolltarif 
durchlöchert  werde,  der  in  dornigen  parlamentarischen  Verhandlungen 
und  mittels  mühsamer  Ausgleichung  entgegengesetzter  Interessen  zu- 
stande gebracht  worden  sei.  Eine  derartige  Durchlöcherung  mühsam 
zusammengestellter  Zolltarife  durch  die  zollpolitischen  Unterhändler 
des  eigenen  Landes  komme  in  vertragsfreundlichen  Ländern  ohne 
Minimaltarif  nicht  selten  vor.  Man  wolle  aber  in  Doppeltarifländern 
den  eigenen  Unterhändlern  eine  feste,  unüber- 
schreitbare  Grenze  ziehen;  zu  diesem  Zwecke  gebe 
man  ihnen  die  Möglichkeit  und  gleichzeitig  auch  den  strengen  Auftrag, 
sich  auf  ein  bindendes  Gesetz  des  eigenen  Landes  zu  berufen,  falls  sie 
angesonnene  Ermäßigungen  des  Minimaltarifes  ablehnen.  Derartige 
Erwägungen  hätten  auch  zu  den  Minimalsätzen  für  Getreide  im  deut- 
schen Zolltarif  von  igo2  und  im  österreichisch-ungarischen  Zolltarif 
von  1906  geführt. 

Auch  gelegentliche  Zollkriege,  welche  stülschweigende 
Voraussetzung  oder  das  unentbehrliche  Hüfsinstrument  einer  auf 
wechselseitige,  gleichwertige  Zugeständnisse  bedachten,  wehrhaften 
Handelsvertragspolitik  sind,  könnten  am  geschüderten  Sachverhalt 
nichts  Nennenswertes  ändern;  denn  das  Resultat  der  Zollkriege  be- 
stünde zumeist  eben  auch  nur  darin,  daß  gleichwertige,  nicht 
aber  darin,  daß  an  und  für  sich  große  und  bedeut- 
same zollpolitische  Zugeständnisse  ausgetauscht 
würden.    Nur  in  seltenen  Fällen  hätten  sich  die  schweren  Zollkriegs- 
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Opfer  durch  nachfolgende  weitgehende  Befreiung  des  beiderseitigen 
Verkehres  von  Zollschranken  entsprechend  gelohnt;  meist  habe  man 
das  Hauptziel  der  den  Zollkrieg  beendenden  Verhandlungen  eben  nur 
darin  erblickt,  den  schweren  Schäden  des  auch  auf  das  politi- 
sche Gebiet  leicht  übergreifenden  wirtschaft- 
lichen Kriegszustandes  ein  Ende  zu  bereiten.  Demge- 
mäß seien  die  modernen  Handelsverträge,  namentlich  für  den  inter- 
nationalen Austauschverkehr  in  Fabrikaten,  weit  mehr  ein  Sicherungs- 
mittel gegen  die  wirtschaftlichen  Schäden  und  die  auch  politisch  be- 
denklichen Verstimmungen  der  Zollkriege,  als  ein  ausgiebiges  Förde- 
rungsmittel  des  internationalen  Handelsverkehrs. 

IL  Neue  Formen  der  Handelsverträge :  Beeinflussung  der  im  Werden  begriffenen 
Zolltarife;  administrative  Vereinbarungen  über  Zollentscheidungen. 

Die  soeben  mitgeteÜten  Darlegungen  der  „Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung" ^)  enthalten,  um  einen  kleinen 
Wahrheitskern  herum,  eine  ganze  Fülle  von 
Irrtümern  und  Mißverständnissen.  So  wird  hierbei 
nicht  in  Rechnung  gezogen,  daß  sich  neben  den  herkömm- 
lichen Handelsverträgen  neue  Formen  gebildet 
haben,  um  auf  die  Handelspolitik  eines  anderen  I^andes  mit  Nach- 
druck einzuwirken.  Diese  neuen  Formen  sind  gerade  gegenüber 
Ivändern  mit  den  früher  erwähnten  handelsvertrags- 
feind  liehen  zollpolitischen  Systemen  (Doppel- 
tarif mit  gesetzlich  nicht  unterschreitbarem  Minimaltarif;  Einheits- 
tarif mit  gesetzlich  stark  eingeschränktem  Rechte  der  Exekutiv- 
gewalt zu  Vertragsabschlüssen)  besonders  wichtig,  kommen  aber  ge- 
legentlich auch  gegenüber  den  vertragsfreundlichen  oder  gar  frei- 
händlerischen Ländern  zur  Anwendung. 

Die  eine  dieser  Formen  besteht  darin,  daß  man  den  an  und  für 
sich  schwer  beeinflußbaren  Zolltarif  (etwa  den 
Minimaltarif  eines  Staates  mit  Doppeltarif)  während  seiner 
Entstehung  auf  diplomatischem  Wege  zum  Ge- 
genstande von  Erörterungen  macht.  Es  wird  unter  Hinweis  auf  allerlei 
bedenkliche  Folgen  eine  allzu  hochschutzzöUnerische  Gestaltung  jener 
Zollsätze  oder  zolladministrativen  Bestimmungen  zu  verhüten  gesucht, 
die  den  beschwerdeführenden  Staat  besonders  interessieren.  Unter 
Umständen  werden  hierbei  auch  Eröffnungen  über  Zugeständnisse 
gemacht,  womit  man  eine  entgegenkommende  Haltung  des  seinen 


^)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 

Schilder.    6. 
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Zolltarif  erneuernden  oder  auch  bloß  revidierenden  Staates  zu  ver- 
gelten geneigt  wäre^).  Bei  diesen  ohne  Einhaltung  strenger 
Formen  vor  sich  gehenden  diplomatischen  Erörterungen  können 
auch  politische  Momente  neben  rein  wirtschaftlichen  von  Ein- 
fluß sein. 

Das  Jahr  1909  sah  bei  zwei  wichtigen  Gelegenheiten  derartige 
Verhandlungen  nahezu  im  vollen  laichte  der  Öffentlichkeit,  die  durch 
zahlreiche  offiziöse  Preßäußerungen,  Interviews  usw.  auf  dem 
laufenden  gehalten  wurde:  i.  bei  der  Beratung  des  Payne- 
Tarifes  der  Vereinigten  Staaten,  die  Anfangs  August 
1909  völlig  zu  Ende  gelangte,  2.  bei  Beratung  des  neuen  fran- 
zösischen Zolltarifs  vom  29.  März  1910,  die  bereits  Ende 
Dezember  1909  in  der  Deputiertenkammer  beendet  war,  während  der 
Senat  im  ersten  Vierteljahr  1910  an  dem  von  der  Deputiertenkammer 
beschlossenen  Entwürfe  noch  einige,  meist  nicht  sehr  belangreiche 
Änderungen  vornahm. 

Die  unter  Hinweis  auf  allerlei  mögliche  Folgen  unternommenen 
diplomatischen  Schritte  der  in  Washington  beglaubigten 
Botschafter  (Gesandten)  bildeten  eine  Stütze  für  die  Bemühungen  des 
Präsidenten  Taft  und  der  demokratisch-republikanischen  Hoch- 
schutzzollgegner, verschiedene  Ausschreitimgen  der  Hochschutz- 
zöllner zu  verhüten,  wie  z.  B.  beträchtliche  Erhöhungen  der  bereits 
sehr  drückenden  Zölle  auf  lycder-Handschuhe,  Stickereien  usw. 

Noch  viel  sichtbarer  waren  die  Einwirkungen  des  Auslandes 
auf  die  Gestaltung  des  neuen  französischen  ZoUtarifes.  In  dieser  Be- 
ziehung war  Großbritannien  in  besonders  günstiger  L^age. 
Dieses  konnte  nicht  nur  seine  guten  politischen  Beziehungen  zu 
Frankreich  verwerten,  sondern  auch  darauf  hinweisen,  daß  ein  rück- 
sichtsloses Außerachtlassen  der  Handelsinteressen  Großbritanniens 
und  seiner  Kolonien  zu  einer  bedeutenden  Stärkung  der  Chamber- 
lainschen  Schutzzoll- Agitation  führen  müßte.  So  gelang  es  der 
britischen  Diplomatie  noch  während  der  Beratungen  über  den  neuen 
französischen  Zolltarif,  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  Berück- 
sichtigung der  englischen  Zollwünsche  bezüglich  einzelner  Artikel  ^)  zu 


^)  Bin  hierher  gehörendes  Beispiel  wird  in  einem  anderen  Zusammenhange  im 
II.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft",  im  Kapitel  „Die  Mono- 
kultur in  der  Weltwirtschaft"  (vgl.  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  der 
II.  Abteilung  der  Einleitimg  des  I.  Bandes),  bei  Besprechung  der  brasilianischen 
Kaffeeproduktion  genannt.  Dieses  Beispiel  betrifft  die  Zollbelastung  der  öster- 
reichischen gebogenen  Möbel  in  BrasiHen. 

*)  ^S^'  ,, Französisch-britische  Handelsbeziehungen"  im  „Handelsmuseum*' 
vom  14.  April  1910. 
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erzielen,  so  hinsichtlich  der  Spezialstahle  (bezüglich  dieser  inter- 
venierten auch  Deutschland  und  Österreich-Ungarn  mit  großem  Nach- 
drucke), einzelner  landwirtschaftlicher  Maschinen,  der  Werkzeug- 
maschinen, der  Double  spun-BaumwoUgarne  sowie  der  Schuhwaren 
und  Wollhüte.  Nicht  minder  große  Erfolge  erzielte  Großbritannien 
im  Interesse  der  indischen  Ölsaaten,  die  anfänglich  zugunsten  des 
französischen  Raps  nicht  unbeträchtlichen  Zöllen  hätten  unterworfen 
werden  sollen,  aber  schließlich  zum  großen  Teüe  ganz  zollfrei^) 
blieben. 

Die  Schweiz  stützte  sich  auf  die  für  Frankreich  sehr  unan- 
genehme Erinnerung  an  den  schweizerisch-französi- 
schen Zollkrieg  von  1893 — 1895  2)  und  drohte  erfolgreich  mit 
sofortiger  Wiederaufnahme  der  zollpolitischen  Feindseligkeiten,  falls 
die  von  französischen  Interessenten  gewünschten  und  von  der  fran- 
zösischen Regierung  anfangs  nur  lau  bekämpften  Zollerhöhungen  für 
verschiedene    Seidenwaren    zur  Tatsache  würden. 

Die  Vereinigten  Staaten  vermochten  durchzusetzen, 
daß  die  anfänglich  geplanten  prohibitiven  Cottonölzölle 
in  der  endgültigen  Fassung  des  neuen  französischen  Zolltarifs  keinen 
Platz  fanden.  Als  derselbe  wichtige  nordamerikanische  Ausfuhr- 
artikel durch  die  in  das  I.  Quartal  19 10  fallenden  Zolltarif revisionen 
Serbiens  und  Griechenlands  bedroht  war,  wußten  die 
Vereinigten  Staaten  auch  dort  die  geplanten  hohen  Cottonölzölle 
auf  ein  erträgliches  Niveau  her  abzubringen. 

Die  belgische  Regierung  wollte  gleichfalls  im  I.  Quartal  1910 
teils  zur  Beantwortung  verschiedener  drückender  französischer  Zoll- 
neuerungen, teÜs  in  schutzzöUnerischer  Absicht  eine  Zolltarifnovelle 
mit  einer  Reihe  mehr  oder  minder  bedeutender  Zollerhöhungen  vom 
Parlament  genehmigen  lassen^).  Aber  diese  Absicht  wurde,  abge- 
sehen vom  lebhaften  Widerstände  in  Belgien  selbst,  insbesondere 
durch  die  diplomatischen  Vorstellungen  des  mit  Belgien  zollpolitisch 
befreundeten  Deutschen  Reiches  vereitelt,  das,  neben  Frankreich 
selbst,  der  Hauptleidtragende  bei  dieser  geplanten  belgischen  Zoll- 
tarifnovelle gewesen  wäre. 

^)  Vgl.  den  Artikel  „Der  neue  französischen  Zolltarif"  I.  Die  allgemeinen  Be- 
stimmungen" von  Sigmund  Schilder  im  „Handelsmuseum"  vom  3.  Februar  19 10; 
vergl.  über  die  französischen  Zölle  auf  Raps  und  Spezialstahle  auch  die  Be- 
merkungen in    Abteilung   XIII   dieses  Kapitels. 

2)    Vorgl.    liieriiber    Abteilung    XII    dieses  Kapitels    und   Kapitel    IV,    Ab- 
teilung I. 

3)  Vgl.  den  Artikel  „Belgische  Zollpolitik"  von  Sigmund  Schilder  im  „Handels- 
museum" vom  31.  März  1910. 

6* 
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Ein  interessantes  Beispiel  für  die  Wirksamkeit  derartiger  diplo- 
matischer Beeinflussungen  bildet  der  gegenwärtig  in  Kraft  stehende 
spanische  Zolltarif  vom  29.  März  1906.  Dieser  war  bereits  zur 
Zeit  seiner  Veröffentlichung  eigentlich  kein  autonomer,  sondern 
ein  Vertragstarif ^).  Deutschland  hatte  sich  nämlich  mit 
Spanien  bereits  dahin  verständigt,  die  deutsche  Regierung  werde 
gegen  den  neuen  spanischen  Zolltarif  keinen  Widerspruch  erheben 
und  sich  etwaigen  Zollkriegsmaßregeln  dritter  Staaten  gegen  diesen 
Zolltarif  nicht  anschließen,  falls  Spanien  die  wichtigsten  deutschen 
Ausfuhrinteressen  im  neuen  Tarife  nicht  verletzen  würde.  Dieses 
Versprechen  hat  Spanien  auch  tatsächlich  eingehalten,  indem  es  Lack- 
leder, Messerwaren  und  andere  wichtige  deutsche  Ausfuhrartikel  mit 
erträglichen  Zollsätzen  belegte. 

Die  Beispiele  für  diese  diplomatischen  Beein- 
flussungen der  Zollpolitik  eines  anderen  Landes,  die,  ohne 
die  Form  von  Handelsverträgen  zu  besitzen,  sehr 
oft  ganz  ähnlich  wirken,  ließen  sich  noch  vermehren. 
Aber  schon  das  bisher  Gesagte  dürfte  genügen,  um  erkennen  zu  lassen, 
daß  die  Aufgabe  der  Handelsvertragspolitik  auch  durch  unmittelbare 
diplomatische  Beeinflussung  jener  Beratungen  erfüllt  werden  kann, 
die  von  den  zuständigen  gesetzgebenden  Faktoren  über  neue  Zoll- 
tarife und  Zollt arifnovellen  gepflogen  werden. 

Die  rein  diplomatische  Beeinflussung  der  Handelspolitik  des 
Auslandes  beschränkt  sich  aber  nicht  auf  die  im  Werden  begriffenen 
Zolltarife  oder  Zolltarif abänderungen.  Sie  kann  auch  in  allen  jenen 
Ländern  bei  feststehendem  Generaltarif  und  Vertragstarif  Platz  greifen, 
wo  nicht  etwa,  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  und  Australien,  die 
Zollentscheidungen  einer  richterlichen  Überprüfung 
unterliegen.  Überall,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist  und  der  Exe- 
kutive, d.  h.  Zollverwaltung,  ein  entsprechend 
weiter  Spielraum  zu  Gebote  steht,  kommt  es  nicht  selten 
zu  internationalen  Vereinbarungen  über  Zoll- 
entscheidungen; diese  Vereinbarungen  unterliegen  aber  nicht 
der  öfters  großen  Schwierigkeiten  begegnenden  parlamentari- 
schen Gutheißung,  sondern  werden  gewissermaßen  von  Regierung 
zu  Regierung  abgeschlossen.  Man  gesteht  einander  in  einer  Reihe 
von  Fällen  „milde  Auffassung"  strittiger  zolltarifarischer 
Fragen  zu,  und  diese  Zugeständnisse  werden  nach  ihrer  Zahl  und  Be- 


*)    Vgl.    ,,Die   kommerzielle    Lage  in    Spanien"    im    „Handelsmuseum"    vom 
19.  Juli  1906. 
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deutung  in  ähnlicher  Weise  gegeneinander  abgewogen,  wie  dies  bei 
Handelsverträgen  herkömmlich  ist.  Häufig  mag  es  sich  in  solchen 
Fällen  tatsächlich  nur  um  wechselseitigen  Verzicht 
auf  rechtlich  kaum  begründete  Zollschikanen 
handeln^).  Nicht  selten  werden  aber  hierbei  die  zollgesetz- 
lichen Bestimmungen  einigermaßen  zurecht- 
gebogen und  in  einer,  streng  genommen,  nur  den  gesetzgebenden 
Faktoren  selbst  zustehenden  Art  und  Weise  „authentisch 
interpretiert".  Dies  kommt  ja  auch  auf  manchen  anderen, 
für  den  I^aien  schwer  übersehbaren  Verwaltungsgebieten  vor,  denen 
eine  Verwaltungsgerichtsbarkeit  nicht  zur  Seite  steht,  welche  die 
Gesetze  mit  richterlicher  Strenge  und  Unabhängigkeit  auslegt. 

Nun  ist  die  handelspolitisch  tätige  Bureaukratie 
zwar  notwendigerweise  ein  gehorsamer  Diener  der  mächtigen  Inter- 
essentengruppen, zumeist  aber  doch  nicht  so  einseitig  und  kurzsichtig, 
wie  es  diese  Gruppen  in  Verfolgung  ihrer  Interessen  sehr  oft  sind. 
Es  mögen  die  Vereinbarungen  der  handelspolitischen  Bureaukraten 
verschiedener  Länder  über  wechselseitigen  Verzicht  auf  Zollschikanen 
und  über  milde  Zollentscheidungen  bisweilen  den  Zollgesetzen  nicht 
völlig  entsprechen,  sondern  gewissermaßen  nur  neben  den  Zoll- 
gesetzen einhergehen  oder  sogar  gegen  diese  gerichtet  sein ; 
aber  gerade  deshalb  bilden  solche  Vereinbarungen  einen  gewissen  Er- 
satz für  die  mangelnde  Neigung  mächtiger  Hochschutzzoll-Inter- 
essentengruppen, sich  überhaupt  in  parlamentarisch  zu  genehmigende 
handelspolitische  Vereinbarungen  einzulassen. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  ein  Reich  wie  Österreich- 
Ungarn  diese  Art  von  administrativen  Zollver- 
einbarungen besonders  oft  praktiziert,  dessen  parlamentari- 
sche Zustände  bald  in  Österreich,  bald  in  Ungarn,  bald  in  Wien  und 
Budapest  zugleich  dem  Abschlüsse  von  Handelsverträgen  besondere 
Schwierigkeiten  bereiten.  Österreich-Ungarn  hat  solche  Vereinbar- 
rungen mit  Deutschland,  Italien  und  der  Schweiz  abgeschlossen. 
Über  dasjenige  mit  der  Schweiz  brachte  das  „Schweizer  Handelsamts- 
blatt'* eine  Mitteilung,  die  hier  als  Beispiel  folgen  soll.  Diese  genau 
bekanntgemachte  österreichisch-schweizerische  Ver- 
einbarung ist  um  so  interessanter,  als  die  handelspolitischen 
Bureaukraten  diese  ihre  sowohl  staatsrechtlich  als  auch  völkerrechtlich 


*)  Einen  Anreiz  zum  wechselseitigen  Verzicht  auf  rechtlich  kaum  begründete 
Zollschikanen  bildet  begreiflicherweise  auch  die  Schiedsgerichts-Klausel 
in  den  Handelsverträgen.  Man  will  eben  die  beiderseitige  schmutzige  Wäsche  nicht 
vor  den  Augen  der  internationalen  Öffentlichkeit  waschen. 
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einigermaßen  unklare  Verliandlungstätigkeit  am  liebsten  in  einem 
gewissen  Halbdunkel  belassen.  Die  erwähnte  Mitteilung  des 
schweizerischen  Amtsblattes  lautet: 

„Wie  seinerzeit  mit  Deutschland,  so  hatten  sich  auch  mit  Öster- 
reich-Ungarn hinsichtlich  der  Tragweite  verschiedener 
handelsvertraglich  eingeräumter  Konzessionen  Meinungsverschieden- 
heiten ergeben.  Nach  längeren  diplomatischen  Verhandlungen  konnte 
in  bezug  auf  die  gegenseitig  anhängigen  Zollreklamationen  eine  Ver- 
ständigung, mit  Wirkung  vom  i.  Mai  1909  an,  erzielt  werden,  welche 
schweizerischerseits  in  der  bisherigen  Tarif anwendung  für  F  a  ß  h  o  1  z 
aus  hartem  Holz,  Pferdedecken  und  Kotzen  aus  den 
unter  Nr.  500  genannten  Stoffen,  auch  mit  Kunst-  oder  Abfallwolle 
vermischt,  sowie  für  Krawatten  aus  Glasperlen  eine  Änderung  be- 
dingte. Die  Kategorie  Papier  bildet  eine  unversiegbare  Quelle 
von  Anständen,  und  zwar  waren  es  im  Jahre  1909  insbesondere  die 
Papiere  mit  Wasserzeichen,  deren  Klassifikation  große  Schwierig- 
keiten verursachte.  Nach  sehr  einläßlicher  Untersuchung  sowie  nach 
Anhörung  der  verschiedenen  Interessentengruppen  wurde  dann  die 
vielumstrittene  Frage  dahin  erledigt,  daß  nur  Papiere  mit  Wasser- 
zeichen mit  Reklamecharakter  den  bedruckten  Papieren,  und  zwar 
den  nach  anderen  Verfahren  bedruckten  Papieren  der  Position 
316/317  des  Gebrauchstarifs,  assimiliert  wurden.'* 

Bin  interessantes,  hierhergehöriges  Detail  ist  auch  dem  Jahres- 
berichte der  B  r  ü  n  n  e  r  Handelskammer  für  1910  zu  entnehmen, 
wo  es  heißt:  „Bndlich  ist  es  gelungen,  die  Hindernisse  zu  entfernen, 
welche  sich  beim  Bxporte  von  Znaimer  Töpfergeschirr, 
hauptsächlich  von  Znaimer  Tonspielwaren,  nach  Deutsch- 
land ergeben  hatten.  Im  Handelsvertrage  Österreich-Ungarns  mit 
dem  Deutschen  Reiche  ist  für  gewöhnliches  Znaimer  Töpfergeschirr 
in  einer  Anmerkung  zu  Tarif position  721  des  Zolltarif  es  der  Satz  von 
I  Mark  für  100  kg  festgelegt,  der  auch  auf  Artikel  des  gewöhnlichen 
Hausbedarfes,  wie  z.  B.  Sparbüchsen  in  Gestalt  von  Tierköpfen  und 
dergleichen,  Bezug  hat.  Die  Znaimer  Tonwarenfabrikanten  wurden 
daher  schwer  geschädigt,  als  die  deutschen  Zollbehörden  den  Stand- 
punkt vertraten,  daß  Tonspielwaren  diesen  ermäßigten  Zollsatz  nicht 
genießen,  sondern  als  Kinderspielzeug  mit  dem  Zollsatze  von  10  Mark 
für  100  kg  abgefertigt  werden  sollten.  Bei  den  in  der  Zeit  vom 
20.  Oktober  bis  18.  November  1909  in  Wien  abgehaltenen  kommissa- 
rischen Beratungen  über  unterschiedliche,  zwischen  Österreich-Ungarn 
und  Deutschland  schwebende  zolltarifarische  Fragen  wurde  von  den 
Delegierten  der  deutschen  Regierung  die  Zusage  gemacht,  es  werde 
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im  Warenverzeichnisse  zum  deutschen  Zolltarif  die  Anmerkung  zum 
Schlagworte  „Töpfergeschirr"  am  Schlüsse  nachstehenden  Zusatz 
erhalten:  ,Die  Verzollung  als  Kinderspielzeug  oder  als  Ziergefäße 
(Nippsachen)  kommt  für  Töpfergeschirr  dieser  Art  nicht  in  Betracht/ 
Nach  dieser  ergänzenden  Bestimmung  wird  Znaimer  Töpfergeschirr 
in  Deutschland  ausnahmslos  nach  Tarifpost  721  des  deutschen  Zoll- 
tarifs zum  vertragsmäßigen  Satze  von  i  Mark  für  loo  kg  zur  Ver- 
zollung gelangen.  Vereinbarungsgemäß  wurde  die  vor- 
stehende Abänderung  des  deutschen  Warenverzeichnisses  nach  er- 
folgter Genehmigung  durch  den  deutschen  Bundesrat  am  i.  Januar 
1910  in  Kraft  gesetzt." 

m.   Unberechtigte  Bagatellisierung  der  Vertragstarife. 

Aber  auch  abgesehen  von  den  beiden  soeben  erwähnten  diplo- 
matisch-administrativen Surrogaten  der  Handelsverträge  bildet  die 
Handelsvertragspolitik  nicht  jenes  „im  Absterben  be- 
griffene zollpolitische  Syste  m",  als  welches  sie  von 
den  „Skeptikern  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" ^)  nicht 
selten  bezeichnet  wird.  Schon  ein  rein  äußerlicher  Um- 
stand scheint  mit  der  Behauptung  der  erwähnten  Skeptiker  vom 
„Bankerott  der  Handelsvertragspolitik"  nicht 
im  Einklang  zu  stehen :  Bei  einer,  wenn  auch  flüchtigen  Durch- 
sicht der  letzten  zehn  Jahresbände  irgendeines  Sammelwerkes  über 
handelspolitische  Gesetzgebung,  wie  z.  B.  des  „Deutschen  Handels- 
archivs", stößt  man  auf  eine  kaum  übersehbare,  reiche 
Fülle  von  Handelsverträgen.  Man  findet  dort  nicht 
nur  nackte  Meistbegünstigungsverträge  mit  allerlei  allgemeinen, 
kaum  einer  Meinungsverschiedenheit  unterliegenden  Bestimmungen 
über  Niederlassungsrecht,  freie  Handels-  und  Gewerbeausübung, 
Schiffahrt,  Konsularwesen,  wechselseitige  Hilfe  gegen  Schmuggler  usw., 
sondern  auch  Tarifverträge  mit  mehr  oder  weniger 
ausführlichen  Vertragstarifen.  Diese  Vertrags- 
tarife verdienen  aber  durchaus  nicht  immer  jene  bagatellisierende  Be- 
handlung, womit  ihnen  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung" nicht  selten  begegnen. 

Die  Unterschätzung  der  Handelsverträge  und  Vertragstarife 
durch  die  genannten  Skeptiker  ist  auf  eine  Reihe  von  Gründen  zurück- 
zuführen. So  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  daß  die  hoch- 
schu  t  z  z  ö  lln  e  r  isc  h  en    Strömungen    der    letzten 


Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Anmerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
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anderthalb  Jahrzehnte  auch  in  bisher  handels- 
vertragsfreundlichen Ländern  den  Spielraum 
für  solche  Zugeständnisse  einigermaßen  ein- 
geengt haben,  welche  für  die  Ausfuhrerzeu- 
gungen des  hiermit  bedachten  Staates  tat- 
sächlich von  Wert  sind.  So  wurden  z.  B.  von  agrarischer 
Seite  in  Österreich-Ungarn  Wein,  Getreide  (Brotgetreide 
sowie  Hafer  und  Mais),  Vieh,  Fleisch,  von  industrieller  Seite  Roh- 
eisen und  Baum  Wollgarne  den  Eingriffen  der  Handelsvertragspolitik 
fast  völlig  entrückt.  Dies  geschah  teÜs  durch  gesetzlicheMaß- 
regeln  (Minimaltarif  für  Getreide),  teils  durch  tatsächliche 
Beeinflussung  von  Regierung  und  Parlament. 
Ebenso  wurden  in  Deutschland  Getreide  (Minimaltarif),  Vieh, 
Fleisch  und  Roheisen  außerhalb  des  Kreises  jener  Waren  gestellt, 
bezüglich  derer  die  Handelsvertragspolitik  zu  Konzessionen  be- 
deutenderen Umfangs  ermächtigt  ist. 

Hierdurch  wird  es  sicherlich  für  beide  genannten  mitteleuro- 
päischen Kaiserreiche  schwieriger,  zu  einer  den  Erfordernissen  eines 
lebhaften  internationalen  Warenaustausches  entsprechenden  Rege- 
lung ihrer  Handelsbeziehungen  untereinander  und  zu  dritten  Staaten 
zu  gelangen.  Aber  diese  Schwierigkeiten  sind  durchaus  nicht  unüber- 
windlich. Mögen  auch  bei  einzelnen  für  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  wichtigen  Waren 
Zugeständnisse  von  vornherein  ausgeschlossen 
sein,  so  können  dafür  besonders  vorteilhafte 
Ver  t  r  a  gs  z  öll  e  für  andere  Waren  eingeräumt 
werden.  Sehr  lehrreiche  Beispiele  hierfür  liefert  der  Handels- 
vertrag vom  II.  Februar  igo6  zwischen  Österreich- 
Ungarn  und  Italien.  Eine  Ermäßigung  der  nahezu  pro- 
hibitiven  österreichischen  Weinzölle  war  damals  ausgeschlossen. 
Hierfür  wurde  aber  Italien  entschädigt  durch  besonders  große  Zu- 
geständnisse hinsichtlich  der  Zölle  für  Südfrüchte,  Wollhüte  usw. ;  die 
Weigerung  Italiens,  bei  Aufrechterhaltung  der  hohen  österreichischen 
Weinzölle  die  bis  i.  März  1906  zugestandene  Zollfreiheit  für  Pferde 
weiterzugewähren,  bedeutete  nur  eine  vorübergehende,  keine  dauernde 
Schmälerung  der  österreichisch-ungarischen  Pferdeausfuhr  nach  Italien 
durch  die  neuen,  noch  immer  mäßigen  Vertragszölle  auf  Pferde.  Auch 
der  deutsch-russische  Handelsvertrag  vom  15./28.  Juli  1904 
wäre  hier  zu  erwähnen,  in  welchem  Rußland  für  die  bedeutenden  deut- 
schen Zollerhöhungen  auf  Brotgetreide  vollwichtigen  Ersatz  in  besonders 
namhaften  Zollermäßigungen  für  Rohholz  und  Futtergerste  erhielt. 
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IV.    Vom  Weltmarkt  verhältnismäßig  leicht  mid  verhältnismäßig  schwer 

verdrängbare  Industrien. 

Ein  weiterer,  ebensowenig  zutreffender  Grund  für  die  Unter- 
schätzung der  Handelsverträge  und  Vertragstarife  mag  darin  liegen, 
daß  die  neueren  Vertragstarife,  etwa  die  seit 
1904  abgeschlossenen,  überhaupt  meist  nicht 
so  ausgedehnt  und  reichhaltig  sind,  wie  die 
älteren^).  Hieraus  wird  der  recht  anfechtbare  Schluß  gezogen, 
die  neueren  Vertragstarife  seien  auch  dem  internationalen  Waren- 
austausch weit  weniger  förderlich  als  die  früheren.  Hiermit  ver- 
bindet sich  die  Wahrnehmung,  daß  eine  Anzahl  von 
Fabrikationen  für  den  internationalen  Han- 
delsverkehr immer  weniger  in  Frage  kommt; 
es  handelt  sich  hierbei  um  Produktionen,  die 
für  den  Inlandsmarkt  der  einzelnen  Industrie- 
staaten sicherlich  von  nicht  geringer  Bedeu- 
tung sind,  aber  in  industriell  aufstrebenden 
Agrarstaaten  verhältnismäßig  leicht  einge- 
richtet werden  können,  und  zwar  unter  Nach- 
hilfe nicht  einmal  besonders  hoher,  aber  durch 
Handelsverträge  grundsätzlich  nicht  ermäßigter 
Schutzzölle. 

Beispiele  solcher  Fabrikationen  sind:  Erzeugung  von  Schuh- 
waren (abgesehen  von  den  feinsten  und  elegantesten  Sorten), 
von  einfacheren  Kleidungsstücken  (insbesondere  Herren- 
kleidung), von  Parketten  sowie  von  allerlei  einfacheren  Tischler- 


^)  Dies  ist  nicht  etwa  so  zu  verstehen,  daß  die  neueren  Vertragstarife,  nach  der 
Wortzahl  oder  Seitenlänge  gemessen,  kürzer  seien  als  die  älteren ;  die» 
bezieht  sich  vielmehr  auf  die  Zahl  der  vom  Vertragstarife  ihrer  Zollbelastung  nach 
geregelten  Warengattungen.  Man  nehme  z.  B.  den  Fall,  daß  der  frühere 
Vertragstarif  die  „nicht  besonders  benannten  Maschinen"  oder  die  „nicht  besonders 
benannten  chemischen  Produkte"  einheithchen,  niedrigen  Zollsätzen  unterworfen 
habe ;  dagegen  habe  ein  späterer  Vertragstarif  zwischen  ebendenselben  Staaten  zwar 
diese  Sätze  von  seinem  Vorgänger  übernommen,  aber  hiervon  allerlei  einzelne  Ma- 
schinen oder  einzelne  chemische  Produkte  ausgenommen  und  diese  mit  höheren, 
vielleicht  sogar  prohibitiven  Sätzen  belegt.  Dann  wird  der  neue  Vertragstarif  zwar  viel 
weitläufiger  sein,  aber  der  ältere  war  trotzdem  umfassender  und  reichhaltiger.  Gerade 
die  neuere  zollpolitische  Tendenz  zur  Schikanierung  der  Wareneinfuhr  durch 
kühne,  um  nicht  zu  sagen  rabuUstische  Auslegung  der  Vertrags-  oder  allgemeinen 
Tarife  oder,  richtiger  gesagt,  die  Furcht  vor  solcher  Schikanierung  macht  die  Vertrags- 
tarife oft  sehr  weitläufig,  ohne  daß  sie  hierdurch  reichhaltiger  würden. 
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und  Zimmerarbeiten  aus  eingeführten  Sägewaren,  Müllerei, 
Fabrikation  mancher  gewöhnlicher  Glas-  und  Tonwaren,  gewöhn- 
licher (nicht  feiner)  Seifen,  von  Biskuits  und  anderen  Zuckerbäcker- 
waren, von  manchen  Nahrungsmittelkonserven  usw.  Die  Erzeug- 
nisse dieser  und  mancher  anderer,  in  ähnlichen  Verhältnissen  be- 
findlicher Fabrikationen  konnten  noch  in  den  siebziger  und 
achtziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  zwischen  den  einzelnen  In- 
dustriestaaten Buropas  und  im  Verkehr  mit  den  über- 
wiegend agrarischen  Überseestaaten  in  großen 
Mengen  abgesetzt  werden.  Seither  ist  aber  in  den  erwähnten  inter- 
nationalen Handelsbeziehungen  ein  immer  stärkerer  Rückgang  zu 
verzeichnen.  Hierbei  kommt  sogar  der  schwache  Zollschutz  in  Frage, 
der  in  den  Gebieten  der  offenen  Tür  (vgl.  Abteüung  IX  des 
Kapitels  VIII),  wie  etwa  Türkei,  Ägypten  usw.,  den  heimischen  Pro- 
duktionen gewährt  werden  kann.  Dieser  mäßige  Zollschutz  in  Ver- 
bindung mit  bÜligen  und  geschickten  Arbeitskräften  genügt  nicht 
selten,  um  derartige  Fabrikationen  auch  in  den  Gebieten  der  offenen 
Tür  verhältnismäßig  schnell  in  die  Höhe  zu  bringen  und  der  Einfuhr 
der  betreffenden  Artikel  aus  dem  Auslande  bedeutenden  Abbruch  zutun. 
Durch  all  dies  werden  die  genannten  Fabrikationen  immer  mehr 
auf  den  Inlandsmarkt  beschränkt,  und  ihre  Ausfuhr, 
mag  sogar  eine  solche  in  etwas  größerem  Ausmaße  noch  vorhanden 
sein,  gewinnt  einen  unsicheren  Charakter.  Sie  geht  zum  großen 
Teil  nach  den  noch  bestehenden,  hinsichtlich  ihrer  Fortdauer  zweifel- 
haft gewordenen  Freihandelsgebieten  (Großbritannien 
und  seine  Kronkolonien,  Holland  samt  Kolonien,  Belgien,  nicht- 
britische Freigebiete  wie  Französisch-Somalüand,  südchilenisches 
Freigebiet  mit  Punta  Arenas,  Kanarische  Inseln,  Island  usw.)  und 
Gebieten  der  offenen  Tür^)  oder  nach  vorübergehend 
durch  Vertragszölle  gesicherten  ly ändern  (schweizerischer  Mehlzoll 
zugunsten  Deutschlands  und  italienische  Zollbefreiungen  für  ge- 
wisse Holzwaren  höherer  Verarbeitungsstufe  zugunsten  Österreich- 
Ungarns  1906 — 19 17).  Klagen  der  an  diesen  Fabrikationen  be- 
teiligten wichtigen  Interessentengruppen,  daß  ihr  Ausfuhrgeschäft 
durch  die  Schutzzölle  des  Auslandes  eingeengt  und  bedroht  werde 
ohne  in  den  Handelsverträgen  eine  genügende 
Sicherung  und  Erleichterung  zu  finden,  sind 
häufig  vernehmbar.    Diese  Klagen  büden  einen  der  beliebtesten  und 

*)  Daher  rührt  zum  Teile  die  übliche  Überschätzung  der  weltwirtschaftlichen 
Bedeutung,  die  dem  Fortbestehen  der  Gebiete  der  offenen  Tür  (vgl.  hierüber  das 
VIII.  Kapitel)   als  solcher  angeblich  innewohnt. 
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wirksamsten  unter  jenen  Beweisgründen,  die  von  den  „Skeptikern  hin- 
sichtlich der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  vorgebracht  werden. 

Hierbei  machen  sich  aber  diese  Skeptiker  einerseits  einer  Über- 
schätzung, andrerseits  einer  Unterschätzung  schuldig.  Sie  über- 
schätzen jene  Industrien,  die  iminlandsmarkte 
eine  bedeutende  Stellung  einnehmen,  aber 
nach  dem  Weltmarkte  nur  verhältnismäßig 
w^enig  versenden;  gleichzeitig  unterschätzen 
sie  jene  anderen  Fabrikationen,  die  ihre  Er- 
zeugnisse, wenn  nicht  zum  überwiegenden,  so 
doch  zum  großen  Teile  ins  Ausland  verschicken 
und  auch  nicht  so  leicht,  wie  die  früher  erwähnten  überschätzten 
Industrien,  durch  mäßige  Schutzzölle  von  den  Auslandsmärkten  zu 
verdrängen  sind. 

Die  gegenwärtig  vorwiegend  auf  den  Inlandsmarkt  angewiesenen, 
weil  von  den  Auslandsmärkten  verhältnismäßig  leicht  verdrängbaren 
Industrien  mögen  nämlich  in  vielen  Ländern  die  bekannteren,  der 
Öffentlichkeit  geläufigeren  und  vielleicht  auch  zahlreicheren  sein; 
daher  finden  die  Klagen  der  ihnen  angehörenden  Unternehmer  und 
Arbeiter  stets  den  größten  Widerhall,  falls  diese  Gruppen  von 
irgendeiner  Zollerhöhung,  Vertragskündigung  oder  Zollkriegsmaß- 
regel schwer  getroffen  werden.  Hierbei  kann  es  aber  leicht  vorkommen, 
daß  im  Bewußtsein  der  Öffentlichkeit  jene  gew^altigen  Umsätze  in  den 
Hintergrund  treten,  die  von  der  verbleibenden  kleineren  Zahl  der  in 
großem  StÜ  dauernd  exportfähigen  Industrien  erzielt  werden.  Doch 
sind  diese  Umsätze  durchaus  geeignet,  jenen  Ausfuhrrückgang  reich- 
lich wettzumachen,  der  bei  den  anderen,  durch  ausländische  Schutz- 
zölle leichter  zu  verdrängenden  Industrien  während  der  letzten  zwei 
Jahrzehnte  entstanden  sein  mag. 


V.  Biegsamkeit  und  Geschmeidigkeit  des  internationalen  Warenaustausches. 

]\Ian  unterschätzt  eben  die  Biegsamkeit 
und  Geschmeidigkeit  des  internationalen 
Wa  r  e  n  a  u  s  t  a  u  s  c  h  e  s,  d  e  r  gewöhnlich  bald  in  der 
Lage  ist,  für  eine  ihm  irgendwo  zugeschlagene 
Türe  sich  zwei  neue  zu  eröffnen  und  auch  aus  kärg- 
lichen Vertragstarifen  den  Beschäftigungshunger  der  Kxportindustrien 
zu  stillen.     Der  internationale  Warenaustausch  steht  hier  übrigens. 


*)    über  diesen  Ausdruck  vgl.  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
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insbesondere  in  Mittel-  und  Westeuropa,  unter  einem  aus  inneren 
Verhältnissen  hervorgehenden  Zwange,  denn 
diese  Gebiete  „können  ihren  ungeheuren  Bedarf  an  überseeischen  und 
osteuropäischen  Rohstoffen,  ohne  welche  sie  ihre  Bevölkerung  nicht 
mehr  mit  den  wichtigsten  Gebrauchsartikeln  zu  versehen  vermögen, 
geschweige  denn  einen  Export  nach  Übersee  zu  unterhalten  im- 
stande sind,  nur  mittels  eines  Massenexportes  von  Halb-  und  Ganz- 
fabrikaten ^)   bezahlen". 

Zur  erwähnten  Biegsamkeit  und  Geschmeidigkeit  des  inter- 
nationalen Warenaustausches  trägt  aber  noch  ein  anderes  Moment  bei, 
das,  wenigstens  in  diesem  Zusammenhange,  bisher  noch  nicht  genügend 
gewürdigt  wurde :  Die  Industriearbeiter  sind  gegenwärtig 
weit  eher  als  noch  vor  wenigen  Jahrzehnten  in  der  Lage,  aus  einer 
Produktion,  die  etwa  durch  die  Zölle  des  Auslandes  benach- 
teüigt  wurde,  in  eine  andere  überzugehen,  in  welcher 
dies  in  geringerem  Maße  der  Fall  ist.  Die  Ausbreitung  des  maschi- 
nellen Betriebes  in  einer  stets  zunehmenden  Anzahl  von  Produktions- 
zweigen hat  nämlich  für  einen  sehr  bedeutenden  TeÜ  der  Arbeiter- 
schaft die  früheren  langen  Lehrzeiten  überflüssig 
gemacht;  an  deren  Stelle  tritt  eine  kurze  „A  b  r  i  c  h  t  u  n  g  s"  - 
Periode,  während  welcher  der  Arbeiter  wohl  kleineren  Lohn  er- 
hält, die  er  aber  bald  überstanden  hat. 

Ein  Hauptgrund  für  die  Sehnsucht  nach  den  auf  Mechani- 
sierung der  industriellen  Arbeit  abzielenden  Er- 
findungen und  für  deren  rasche  Verbreitung  mochte  auch  darin  liegen,, 
die  für  die  Unternehmer  schwierigeren  gelernten  Arbeiter  wo- 
möglich durch  die  minder  leicht  organisierbaren,  weit  leichter  ersetz- 
baren und  daher  in  Arbeitskämpfen  schwächeren  ungelernten 
Arbeiter  zu  ersetzen.  (Dies  gilt  z.  B.  ganz  besonders  für  die  Glas- 
blasmaschine.) Aber  ein  wohl  kaum  von  vornherein  beabsichtigtes 
Resultat  dieser  technischen  Verbesserungen  besteht  auch  darin,  daß 
der  Arbeiterschaft  der  Übergang  von  einem  Produktionszweige  zum 
anderen  bedeutend  erleichtert  wird. 

Sicherlich  ergeben  sich  aus  der  so  häufigen  teÜweisen  oder  gänz- 
lichen Sperrung  bald  dieses,  bald  jenes  Absatzgebietes  einer  Industrie, 
die  durch  Schutzzölle  verhältnismäßig  leicht  zur  Blüte  zu  bringen  ist, 
mancherlei   Schwierigkeiten    und   Leiden    für  die 

*)  Die  hier  zitierten  Sätze  sind  dem  Aufsatze  „Die  Rohstoffe  in  der  Weltwirt- 
schaft" des  Verfassers  entnommen.  Dieser  Aufsatz  ist  im  Februarheft  1908  der  „Zeit- 
schrift für  Sozial  Wissenschaft"  erschienen  und  bildet  den  Grundstock  für  das  gleich- 
namige I.  Kapitel  des  zweiten  Bandes  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaf  t" 
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bisherigen  I^ieferanten.  Aber  wenn  diese  lyeiden  sogar  größer  wären, 
als  sie  tatsächlich  sind  (und  es  besteht  eine  begreifliche  Neigung,  sie 
zu  überschätzen  und  zu  übertreiben),  so  ist  dieser  gelegentliche 
Leidenszustand  einzelner  Industrien  oder  In- 
dustriebezirke nicht  damit  gleichbedeutend,  daß  sich  die 
Gesamtproduktion  der  Industriestaaten  auf  dem  Weltmarkte  in 
einer  wenig  aussichtsvollen  Lage  befinde.  Wenn  eine  Abschwächung 
des  gegenwärtigen  internationalen  Schutzzollfiebers  jene  peinlichen 
Überraschungen  minder  häufig  machen  würde,  die  den  Export- 
industriellen und  ihrer  Arbeiterschaft  (namentlich  in  den  früher  er- 
wähnten, verhältnismäßig  leicht  aufzuzüchtenden  Industrien)  durch 
Zolländerungen  des  Auslandes  bereitet  werden,  so  wäre  dies  zweifellos 
ein  wertvoller  sozialer  Vorteil;  sicherlich  würden  hier- 
durch gewisse,  für  den  Arbeitsmarkt  der  europäischen  Industriestaaten 
bezeichnende  Schwierigkeiten  namhaft  gemildert.  Aber  auch  beim 
bisherigen  Stand  der  Dinge  begegnen  die  Unternehmer  und  die  Arbeiter- 
schaft der  Industriestaaten  zumeist  keinen  allzugroßen  Schwierig- 
keiten, falls  sie  ernstlich,  ohne  hinderliche  Sentimentalitäten  und  starre 
Gewöhnungen  bemüht  sind,  aus  den  durch  die  Zoll- 
politik desAuslandes  bedrohten  Produktions- 
zweigen    in     minder     gefährdete    überzugehen. 

So  hat  die  britische  Industrie  für  die  Einbuße  in  der  Zucker- 
raffinerie zur  Zeit  der  kontinentalen  Zucker-Ausfuhrprämien  Ersatz 
und  wahrscheinlich  sogar  reichlichen  Ersatz  in  einem  gewaltigen 
Aufschwünge  der  z  u  c  k  e  r  verarbeitenden  Industrien  (Biskuits, 
Kakes,  Konfitüren,  Obstkonserven  usw.)  gefunden.  Durch  vermehrte 
Erzeugung  feiner  Baumwollgarne  hielt  sich  Großbritannien 
für  die  Einengung  der  Ausfuhr  grober  Garne  schadlos.  Die  Entwick- 
lung der  britischen  Maschinen-  und  Fahrradindustrie,  der  Weißblech- 
fabrikation, des  Schiffsbaues,  der  AutomobÜfabrikation  usw.  schuf 
Ersatz  für  den  Rückgang  mancher  textÜindustrieller  (Seiden waren) 
und  wohl  auch  metallurgischer  Produktionszweige.  Die  hierbei  un- 
vermeidlichen, mehr  oder  weniger  peinlichen  Über- 
gangsperioden erzeugten  wohl  einen  Gemütszustand  der 
britischen  Industriekreise,  der  Unternehmer  und  zum  TeÜe  wohl 
auch  der  Arbeiterschaft,  welcher  der  Chamberlainschen  Schutzzoll- 
agitation nicht  ungünstig  war;  aber  die  britische  Fabrikatenausfuhr 
im  ganzen  genommen  wußte  sich  stetsf  üreine  zugeschlagene 
Tür  zwei  neue  zu  eröffnen  und  vermochte  ihre  aufwärts- 
strebende Richtung  fast  immer  beizubehalten. 

Ahnliches  läßt  sich  auch  von  den    kontinentalen    In- 
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dustriestaaten  sagen,  obwohl  sie  in  dieser  Hinsicht  gegenüber 
Großbritannien  in  zweifacher  Beziehung  im  Nachteile  sind:  Erstens 
stehen  ihnen  jene  politisch-militärischen  Hilfen, 
über  die  Großbritannien  zur  Stütze  seines  Ausfuhrhandels  und  damit 
auch  seines  nichtwehrhaften  Freihandelsystems  verfügt^),  wenn 
überhaupt,  nur  in  weit  kleinerem  Ausmaße  zu  Gebote.  Außerdem  ist 
in  den  Staaten  des  Kontinents  (abgesehen  vielleicht  von  Belgien,  der 
Schweiz  imd  einzelnen  norddeutschen  Gebieten)  jene  u  n  s  e  n  t  i  - 
mentale,  rasche  Entschlossenheit  und  Ge- 
schicklichkeit seltener  oder  nur  in  schwächerem  Grade  zu 
finden,  womit  in  Großbritannien  Unternehmer  und  Arbeiter  von 
einem  minder  lohnend  gewordenen  Produktionszw^eige  zu  einem  anderen 
übergehen. 

Aber  auch  in  den  Ländern  Mitteleuropas  findet  man  ähnliche 
Konzentrationen  v  o  n  K  ap  i  t  a  1  i  e  n  und  Arbeits- 
kräften innerhalb  der  von  der  Zollpolitik  des 
Auslandes  minder  schwer  betroffenen  In- 
dustrieen,  wie  sie  in  Großbritannien  stattgefunden  haben. 
Beispiele  hierfür  sind:  die  vielfach  auf  Patente  und  Geschäftsgeheim- 
nisse gestützten  Maschinenfabrikationen  sowie  elektrotechnischen 
und  chemischen  Industrien  Deutschlands  und  der  Schweiz  (insbe- 
sondere Farbwarenbedarf  der  Textüindustrie) ;  die  AutomobÜ-  und 
Luftschiff -Fabrikationen  sowie  die  Putz  waren-  und  Konfektions- 
industrien Frankreichs;  die  Sägewaren-  und  Holzstoff erzeugung  Öster- 
reich-Ungarns, Schwedens,  Norwegens  und  Finnlands;  die  zum  nicht 
geringen  Teüe  auf  zahlungsfähigen  Luxusverbrauch  gestützten 
Seidenindustrien  Frankreichs,  Deutschlands,  der  Schweiz,  Italiens; 
die  auf  guten  Geschmack  und  nicht  leicht  zu  gewinnende  Arbeits- 
schulimg  bei  mäßig  hohen  Löhnen  gestützten  Porzellanindustrien 
Deutschlands,  Österreichs,  Frankreichs;  die  auf  billiger  und  seit  alters 
her  geschulter  Arbeit  beruhenden  Leinenindustrien  Österreichs, 
Deutschlands,  Irlands;  die  Kautschukwarenindustrie,  Erzeugung  von 
Papier  und  Papierwaren  (auch  photographischen  Papieren,  Ansichts- 
karten usw.),  die  Erzeugung  von  Emailgeschirr  und  Spielwaren  sowie 
die  Musikinstrumenten-Fabrikationen  in  Deutschland  und  Österreich; 
Erzeugung  feinerer  Woll-  und  Baumwoll waren  sowie  von  Spitzen  und 
Stickereien  in  Deutschland,  Österreich,  der  Schweiz,  Belgien  und 
Frankreich;  Fabril^ation  von  Nahrungsmittelkonserven  einschließlich 
konservierter  MÜch  sowie  von  Zucker  in  ganz  Mitteleuropa;  Militär- 


*)  Vgl.  das  V.  Kapitel  „Der  britische  Freihandel  iiiid  seine  poHtisch-militärischen 
Stützen". 
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bedarfs-Fabrikationen  in  Deutschland,  Frankreich,  Belgien;  Uhren- 
industrie der  Schweiz.  All  dies  bot  den  Ländern  Mitteleuropas 
reichlichen  Ersatz  für  die  teilweise  oder  völlige  Sperrung 
mancher  Absatzgebiete  jener  Industrien,  zu  deren  Aufzüchtung  nicht 
einmal  besonders  hohe  Schutzzölle  der  industriell  aufstrebenden 
Agrarstaaten  und  sogar  die  mäßigen  Zölle  der  „Gebiete  der  offenen 
Tür'*  genügen. 

Speziell  über  die  Anpassungsfähigkeit  der  verschiedenen 
Seidenindustrien  gegenüber  den  seit  1892  bestehenden 
Seidenzöllen  Frankreichs  bemerkt  eine  Notiz  „Die  französischen 
Seidenzölle"  im  „Handelsmuseum''  vom7.  Aprüi904:  „Die  französische 
Einfuhr  reinseidener  Gewebe  fiel  unter  dem  unmittelbaren  Eindrucke 
des  seit  dem  i.  Februar  1892  gültigen  Zolltarifes  von  455  000  kg  im 
Jahre  1893  auf  253  000  kg  im  Jahre  1894.  Als  aber  die  Konkurrenten 
Frankreichs,  insbesondere  Japan  und  die  Schweiz,  ihre  Produktions- 
und Vertriebsmethoden  entsprechend  verbesserten,  trat  gar  bald  ein 
bedeutender  Umschwung  ein.  Bereits  im  Jahre  1895  betrug  die  Ein- 
fuhr reinseidener  Stoffe  577000  kg,  im  Jahre  1897  843  000  kg  und  im 
Jahre  1902  870  000  kg.  Während  der  Periode  1894 — 1903  hob  sich 
der  französische  Import  in  Schweizer  Artikeln  von  88  000  kg  auf 
279  000  kg  und  jener  in  japanischen  Artikeln  von  226  000  kg  auf 
525  000  kg. 

VI.    GleichmäBigkeiten  und  Parallelismen  in  der  wirtschaftlichen,  gesell- 
schaftlichen und  kulturellen  sowie  politisch-niilitärischen  Betätigung. 

Demnach  kann  sich  der  internationale  Warenaustausch  gegen- 
wärtig in  einer  etwas  beschränkteren  Anzahl  von 
Industriezweigen  mindestens  ebenso  gewaltig  ausdehnen 
als  etwa  noch  in  den  achtziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts,  da  dem 
Welthandel  hierzu  eine  namhaft  größere  Anzahl  von  Branchen  zur 
Verfügung  stand;  jene  beschränktere  Zahl  von  Ausfuhrindustrien 
bleibt  eben  teüs  durch  Handelsverträge,  teüs  durch  auto- 
nome Entschließung  der  hierbei  öfters  aus  der  Not  eine 
Tugend  machenden  Einfuhrländer  vor  Prohibitivzöllen  oder  auch 
nur  vor  lästigen  höheren  Schutzzöllen  oft  bewahrt.  Der  Ausfuhr- 
handel der  Industriestaaten  mag  wohl  insofern  auf  eine  schmalere 
Grundlage  gestellt  worden  sein,  als  die  Zahl  der  in  großem  StÜ 
exportfähigen  Industrien  infolge  der  modernen,  weitverbreiteten 
Schutzzöllnerei  abgenommen  hat;  dafür  hat  aber  diese  Grundlage 
durch  andere  Umstände  eine    Verbreiterung    erfahren :   die 
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modernen  verbesserten  Kommunikationsmittel 
sind  gegenwärtig  weit  stärker  verbreitet  als  etwa  noch  im  Jahr- 
zehnt 1880 — 1890;  gleichzeitig  hat  in  den  meisten  Ländern  der 
Erde  die  Neigung  beträchtlich  zugenommen,  das  öffentliche 
und  private  Leben  auf  gleichen  oder  wenigstens 
annähernd  ähnlichen  Grundlagen  zu  führen,  d.  h. 
in  der  wirtschaftlichen,  gesellschaftlichen  und  kulturellen  sowie 
politisch-militärischen  Betätigung  auf  ziemlich  parallelen  Bahnen 
vorwärtszuschreiten. 

Als  einzelne  Beispiele  solcher  Gleichmäßig- 
keiten und  Parallelismen  wären  anzuführen :  die 
Schnelligkeit,  mit  welcher  maschinelle  und  elektro- 
technische Verbesserungen  auf  der  ganzen  Erde  Ver- 
breitung finden,  hebt  den  Absatz  der  Maschinenfabriken  und  elektri- 
schen Werke  für  Starkstrom-  und  Schwachstromapparate;  die  raschen 
Fortschritte  der  chemischen  Industrien  sichern  jenen  wenigen 
Ländern,  die  sich  an  der  Spitze  dieser  lebhaften  Vorwärtsbewegung 
befinden,  und  zwar  insbesondere  Deutschland  und  der  Schweiz,  nahezu 
"die  ganze  übrige  Erde  als  Absatzgebiet,  so  namentlich  für  den  Farb- 
warenbedarf der  Textilindustrien;  die  rasche  Ausdehnung  des  Zei- 
tungswesens und  Buchdruckes  in  den  europäisch-, 
amerikanischen  Kulturländern  zugleich  mit  der  aufsteigenden  Be- 
wegung vieler  früher  gegenüber  Europa  und  Nordamerika  fast  ohn- 
mächtiger Länder  (Erwachen  Asiens,  Jungtürken,  Jungägypter,  die 
äthiopische  Bewegung)  schafft  gewaltige,  in  schnellem  Wachtum 
begriffene  Absatzmöglichkeiten  für  Buchdruckmaschinen,  Lettern, 
Druckerschwärze,  Druckpapier,  Buchhandel  usw.;  die  wachsende 
Verbreitung  einer  an  be^scheidenen  Genüssen  sich 
ergötzenden  Kunstfreudigkeit  verhilft  Öldrucken, 
Stahlstichen,  Ansichtskarten,  Musikwerken  und  Musikautomaten, 
Phonolas,  kinematographischen  Films  und  Apparaten,  photogra- 
phischen Bedarfsartikeln  usw.  zu  beständig  zunehmenden  Ausfuhr- 
ziffern ;  durch  allerlei  geringfügige  Kulturfort- 
schritte außereuropäischer  Völkerschaften 
werden  für  Seife,  Petroleum,  Petroleumlampen,  Zündhölzchen,  kleine 
Spiegel  und  andere  Fabrikate  der  Industriestaaten  gegenwärtig  kaum 
erst  zu  übersehende  Absatzmöglichkeiten  eröffnet;  die  Annahme 
riesig  großer  Schlachtschiff-Tonnagen  („Dread- 
noughts*')  auch  durch  Seemächte  zweiten  und  dritten  Ranges  wirkt 
zugunsten  britischer,  nordamerikanischer,  französischer  und  deutscher, 
für  fremde  Länder  arbeitender  Werften ;  diesen  Werften  kommt  auch 
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das  Streben  fast  aller  über  eine  Küste  verfügender  I^änder  nach 
mindestens  kommerzieller  Seegeltung  durch  zahlreiche 
Aufträge   für   Handelsschiffe  zugute. 

Unter  solchen  Umständen  kann  wohl  die  Behauptung  gewagt 
werden :  Die  intensivere  Verbreitung  der  euro- 
päisch-nordamerikanischen Kulturelemente 
bietet  reichlichen  Ersatz  für  die  Verringe- 
rung derAnzahl  jener  Industrien,  die  in  groß  em 
Stil  exportfähig  sind;  so  anregend  wirken  diese  Kultur- 
elemente auf  diejenigen  Industriezweige  ein,  welche  noch  in  stärkerem 
Ausmaße  und  auf  relativ  sicherer  Grundlage  exportfähig  geblieben 
sind. 

VII.   Exportfähigkeit  der  durch  verhältnismäßig  niedrige  Schutzzölle  ver- 

drängbaren  Industrien. 

Überdies  darf  ein  Umstand  nicht  außer  acht  gelassen  werden: 
die  Exportfähigkeit  der  durch  verhältnismäßig 
niedrige  Schutzzölle  verdrängbaren  Industrien 
ist  bedroht,  unsicher,  öfters  auch  ganz  unterbunden,  ist  aber 
trotzdem  immer  noch  vorhanden.  Dies  zeigt  sich  nicht 
nur  in  den  noch  immer  zu  verzeichnenden,  öfters  gar  nicht  ge- 
ringen Ausfuhren  von  Schuhwaren,  hölzernen  Hausbauartikeln 
(abgesehen  vom  gesägten  oder  unbearbeiteten  Bauholz),  Mehl, 
Zuckerwaren  usw.,  die  nach  den  völkerrechtlich  sichergestellten  Ge- 
bieten der  offenen  Tür,  den  souveränen  oder  kolonialen  Freihandels- 
ländern und  den  einigermaßen  stärker  bevölkerten  Freihafendistrikten 
gehen;  dies  ergibt  sich  auch  aus  dem  schnellen  Anwachsen  der  Aus- 
fuhr der  genannten  Artikel  nach  jenen  I^ändern,  wo  ausnahmsweise 
für  die  erwähnten  Industrien  durch  Vertragszölle  oder  autonome  Zoll- 
ermäßigungen ein  Zugang  eröffnet  wird. 

Als  Beispiele  hierfür  können  genannt  werden :  die  ver- 
tragsmäßigen italienischen  Zollbefreiungen  und  mäßigen 
Zölle  für  verschiedene  Holzwaren  höherer  Verarbeitungsstufe 
gemäß  dem  Vertrage  mit  Österreich-Ungarn  vom  ii.  Februar  1906; 
der  schweizerische  Mehlzoll  aus  dem  deutsch-schweize- 
rischen Vertrage  vom  12.  November  1904;  die  Ermäßigung  des 
Schuh  Warenzolles  der  Vereinigten  Staaten 
von  25  Prozent  des  Wertes  im  Dingley-Tarif  (1897 — 1909)  auf  15  Pro- 
zent im  Payne-Tarif  vom  5.  August  1909.  Die  letztgenannte  Zoll- 
ermäßigung gab  bereits  im  Herbst  1909  zu  bedeutenden  britischen 

Schilder.    7. 
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Schuhwaren- Ausfuhren  nach  der  Union  Anlaß,  obwohl  die  Vereinigten 
Staaten  schon  seit  Jahren  unter  allen  Ländern  der  Erde  die  be- 
deutendsten Wertziffem  der  Schuhwarenausfuhr  aufweisen. 


Vm.   Bedarf  industriell  aufstrebender  Länder  an  industriellen  Hilfsgegen- 
ständen. 

Andeutungen  darüber,  warum  die  seit  1906  ins  Leben  getretenen, 
meist  minder  umfangreichen,  engherzigeren  Vertragstarife  vielfach 
ebenso  nutzbringend  für  den  internationalen  Warenaustausch  ge- 
worden sind  wie  die  reichlicheren,  minder  scharf  abgrenzenden  der 
letztvergangenen  Jahrzehnte^),  sollen  in  den  Abteüungen  VIII— XIV 
dieses  Kapitels  mitgeteilt  werden: 

Nicht  selten  kommt  ein  industriell  aufstrebender 
Agrarstaat  oder  ein  über  die  agrarstaatlichen 
Zustände  kaum  erst  h  in  au  s  g  el  an  g  t  e  r  In- 
dustriestaat in  die  Lage,  billiger  Maschinen  und  Apparate 
sowie  weiterzuverarbeitender  Fabrikate  (metallurgischer  Erzeugnisse, 
Chemikalien,  Garne  usw.)  zu  bedürfen;  er  wird  unschwer  dazu  zu 
bringen  sein,  seinen  Lieferanten,  die  ihm  dafür  Agrarprodukte 
abnehmen,  verhältnismäßig  niedrige  Vertragszölle  für  die  erwähnten 
industriellen  Hilfsgegenstände  zu  gewähren.  In 
dieser  Beziehung  wären  beispielsweise  zu  nennen:  die  Zugeständnisse 
Österreich-Ungarns  in  den  Verträgen  mit  Deutschland 
vom  Jahre  1905  und  der  Schweiz  vom  Jahre  1906  hinsichtlich  der  nicht 
besonders  benannten  Chemikalien,  Kohlenteerfarben  und  des  künst- 
lichen Indigos;  Serbiens  Zollfreiheit  oder  niedrige  Zölle  für 
die  meisten  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Maschinen  und 
Apparate.  In  der  bulgarischen  Zolltarif  novelle  vom  6. /i  9.  März 
1911  werden  nicht  nur  Rohstoffe  (wie  Kohle  und  Koks,  Gerb- 
rinden, Galläpfel,  Wolle,  Flachs,  Hanf  etc.),  sondern  auch  weiter 
zu  verarbeitende  Fabrikate  (so  Chemikalien  der  Tarif posten  189 
und  190,  ferner  verschiedene  öle  imd  Fette)  teils  auf  die  Freiliste 
gesetzt,  teüs  im  Zolle  ermäßigt.  Abgesehen  von  vertragsmäßigen 
Zugeständnissen  handelt  es  sich  nämlich  gerade  in  diesen  Fällen 
auch  nicht  selten  um  autonome  Zollbefreiungen  und  Zoll- 
erleichterungen, die  eventuell  nachträglich  vertragsmäßig  gebunden 
werden. 


*)    Hier  wären  insbesondere  die  Vertragstarife  des  ersten  mitteleuropäischen 
Vertragssy'stems  von  1892 — 1894  zu  nennen,  das  im  Jahre  1906  zu  Ende  ging. 
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IX.   Vertragstarife,  die  mittels  Zurückweisung  der  Übertreibungen  eines 
schutzzöllnerischen  Agrarismus  zustande  kommen. 

Nicht  selten  bietet  ein  Industriestaat,  unter  Zurück- 
weisung der  Übertreibungen  eines  schutz- 
zöllnerischen Agrarismus,  den  Ausfuhrländern 
agrarischer  Erzeugnisse  wertvolle  Zugeständnisse,  erhält  hierfür 
von  den  genannten  Ausfuhrländern  Ermäßigungen  und  Bindungen 
ihrer  Fabrikatenzölle,  und  diese  Zölle  werden  sodann  auf  dem  Wege 
der  Meistbegünstigung  allen  anderen  Industriestaaten  zuteil. 

Als  Beispiele  hierfür  wären  unter  anderem  zu  nennen : 
Deutschlands  Entgegenkommen  gegenüber  Österreich-Ungarn, 
Rumänien  und  Rußland  in  den  sogenannten  Caprivi-Ver- 
trägen  von  1892 — 1906  (erste  mitteleuropäische  Vertragsära), 
das  von  den  drei  letztgenannten  Staaten  mit  namhaften  Ermäßigungen 
ihrer  Fabrikatenzölle  vergolten  wurde,  ist  nur  mehr  eine  historische 
Erinnerung.  Noch  für  19 12  fortwirkend  ist  aber  die  schwächere  Wieder- 
holung dieser  Verträge  in  der  sogenannten  zweiten  mittel- 
europäischen Vertragsära  seit  i.  März  1906  sowie  die 
Nachgiebigkeit  der  Schweiz  gegenüber  Spanien  und  Frankreich 
bezüglich  der  schweizerischen  Weinzölle;  diese  Nachgiebigkeit  wurde 
speziell  von  Spanien  mit  entsprechenden  Bindungen  einiger  wichtiger 
Fabrikatenzölle,  so  für  Seidenwaren,  Uhren,  Dynamomaschinen  usw., 
gelohnt.  Seit  1892  beruht  sogar  der  spanische  Vertragstarif  zum 
überwiegenden  Teüe  auf  den  von  der  Schweiz  erzielten  Zugeständ- 
nissen. 

Die  seit  1906  gewährten  Zugeständnisse  der  Schweiz, 
Italiens  und  Frankreichs  bezüglich  der  Entgegennahme 
serbischer,  bulgarischer,  rumänischer  und  montenegrinischer  Vieh- 
sendungen, Fleischwaren  und  verschiedener  anderer  agrarischer 
Artikel  der  genannten  Balkanstaaten  wurden  von  diesen  mit 
entsprechenden  Ermäßigungen  und  Bindungen  ihrer  Fabrikaten- 
zölle vergolten. 

Der  neue  deutsch-portugiesische  Handels- 
vertrag vom  30.  November  1908  mit  seinen  zahlreichen  Er- 
mäßigungen und  Bindungen  der  portugiesischen  Fabrikatenzölle 
beruht  im  wesentlichen  auf  Deutschlands  Entgegenkommen  bezüg- 
lich der  Verzollung  portugiesischer  Weine  sowie  auf  Gewährung  der 
wertvollen  deutschen  Vertragszölle  für  Südfrüchte,   Sardinen  usw. 

Österreich-Ungarn  hat  von  1881  bis  Ende  Februar 
igo6    gegen    Gewährung    von    wertvollen    Zugeständnissen    an    die 
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serbische  Vieh-  und  Fleisch-  sowie  Getreideausfuhr  im  benach- 
barten südslawischen  Königreiche  ungemein  umfangreiche  Vertra  gs- 
tarife  erlangt.  Diese  für  beide  Teile  wohltätige  Tradition  wurde  so- 
dann durch  beiderseitige  Zollkriegsmaßregeln ^)  bis  zum  24.  Januar 
191 1  unterbrochen;  an  diesem  Tage  trat  der  mangels  hinlänglicher  Zu- 
geständnisse Österreich-Ungarns  einigermaßen  dürftige  österreichisch- 
serbische  Handelsvertrag  vom  14./27.  Juli  1910  in  Kraft. 


X.  „Nicht  besonders  benannte  Artikel"  als  „Lücken''  der  Zoll-  und 

Vertragstarife. 

Bedeutsame  technische  Fortschritte  verhelfen 
bisweüen  irgendeiner  als  „nicht  besonders  benannt" 
summarisch  behandelten  Tarifpost  im  Vertrags-  oder  Minimaltarif  e  oder 
auch  in  einem  nicht  leicht  abzuändernden  Generaltarife  zu  unge- 
ahnter Wichtigkeit. 

So  konnten  während  der  Zeit  der  Caprivi- Verträge  (1892 — 1906) 
die  Fabrikation  der  elektrischen  Maschinen  und  Apparate 
sowie  die  chemische  Industrie  Deutschlands,  der  Schweiz  usw. 
unter  dem  Schutze  der  Tarifsätze  für  „nicht  besonders  benannte 
Maschinen"  und  für  „nicht  besonders  benannte  chemische  Produkte" 
ziemlich  sicher  vor  Zollschikanen  ihre  Ausfuhr  nach  einer  Anzahl 
von  wichtigen  Absatzgebieten  beträchtlich  erweitern.  In  gleich 
günstiger  Lage  befand  sich  damals  die  aufstrebende  Industrie  der 
Werkzeugstahle,  indem  auch  für  ihre  wertvolleren  Erzeugnisse 
die  verhältnismäßig  niedrigen  Sätze  galten,  die  für  das  weit  billigere 
Roheisen  (und  Rohstahl)  gesetzlich  oder  auch  vertragsmäßig  festge- 
setzt worden  waren.  Seit  der  im  Jahre  1906  beginnenden  neuen  euro- 
päischen Vertragsära  sind  diese  „1/  ü  c  k  e  n"  zwar  in  den  meisten 
neueren  europäischen  und  außereuropäischen  „w  issenschaft- 
liehen"  Zolltarifen  mehr  oder  weniger  verstopft  worden.  Dafür 
sind  aber  neue  „Lücken"  entstanden.  So  glaubte  z.  B.  die  öster- 
reichische Ölindustrie  durch  die  seit  i.  März  1906  ein- 
getretenehohe  Zollbelastung  des  gefährlichsten  Konkurrenzerzeugnisses, 
des  billigen  nordamerikanischen  Cottonöles,  einer  verhältnis- 
mäßig lohnenden  Geschäftsführung  sicher  zu  sein.  Da  tauchte  plötzlich 
unter  den  nicht  besonders  benannten  ölen  das  gleichfalls  ziemlich 
billige  Sojaöl    auf,    das  zu  einem  vertragsmäßig  gesicherten    nie- 


^)    Vgl.  hierüber  Abteilung  II  des  IV.  Kapitels. 
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drigen  Satze  i)  eingeführt  werden  kann.  Dieses  aus  den  ostasiatischen 
Sojabohnen,  einer  lyeguminosenart,  gewonnene  öl  ist  fast  ebenso  viel- 
seitig verwendbar  wie  das  Cottonöl  und  stört  seit  1909  die  Berech- 
nungen der  österreichischen  ölindustriellen  bei  gleichzeitiger  För- 
derung der  britischen,  dieses  Produkt  in  befriedigender  Beschaffen- 
heit erzeugenden  Ölindustrie. 


XI.  Wertvolle  Vertragstarife,  die  ausnahmsweise  von  hochschutzzöllnerischen 
Crebieten  mit  Doppeltarif  oder  kaum  miterschreitbarem  Einheitstarif  erzielt 

werden. 

Auch  hochschutzzöllnerische  Doppeltarif- 
gebiete mit  bereits  ziemlich  hohen  Minimaltarifen  oder  lyänder 
mit  Einheitstarifen,  bei  welchen  vertragsmäßige 
Herabsetzungen,  wenn  überhaupt,  so  nur  in  geringem 
Ausmaße  gewährt  werden^),  können  anderwärts  Anlaß  zur  Ent- 
stehung wertvoller  Vertragstarife  bieten.  Es  kann 
nämlich  leicht  vorkommen,  daß  die  bloße  Meistbegünstigung 
hochschutzzöllnerischer  Doppeltarif-Länder, 
ja  sogar  ein  Teil  ihres  Minimaltarif  es  für  andere  Staaten  bereits  von 
hohem  Interesse  ist;  das  gleiche  gilt  auch  für  den  hohen  Generaltarif 
schutzzöllnerischer  Länder  mit  wenig  ermäßigtem  Einheitstarif. 
Dieses  Interesse  besteht  insbesondere,  wenn  auch  nicht  ausschließlich, 
bei  kleinen  und  mittleren  Staaten  mit  wenigen 
Ausfuhrartikeln,  falls  etwa  diese  Artikel  im  Minimaltarif 
des  hochschutzzöllnerischen  Doppeltarifstaates  oder  im  kaum  unter- 
schreitbaren hochschutzzöllnerischen  Einheitstarife  glimpflich  be- 
handelt wurden.  Um  sich  eine  solche  erträgliche  Behandlung  dauernd  zu 
sichern,  sind  die  betreffenden  Klein-  und  Mittelstaaten  (oder  auch 


^)  Cottonöl  ist  in  Österreich-Ungarn,  falls  es  als  Genußmittel  dienen  kann, 
mit  40  und  für  technische  Verwendung  mit  12  Kronen  Zoll  für  100  kg  belastet,  während 
andere  pflanzliche  Öle,  denaturiert  oder  nicht,  18,  10,  7,50,  4  oder  2  Kronen  zu  ent- 
richtet haben.  Der  Vertragszoll  auf  Sojaöl  beträgt  7,50  Kronen.  Doch  hat  bisher 
das  Sojaöl  nur  profitmindernd,  aber  keineswegs,  wie  das  übertriebene  Jammern 
der  Interessenten  vermuten  Heß,  zerrüttend  auf  die  österreichische  Ölindustrie  gewirkt. 

2)  Beispiele  solcher  Einheitstarife  sind:  der  Dingley-Tarif  der  Ver- 
einigten Staaten  von  1897 — 1909;  noch  jetzt  der  brasiHanische  Zolltarif,  abgesehen 
von  den  wenigen,  praktisch  (mit  Ausnahme  der  Mehlzölle)  nicht  sehr  belangreichen 
Vorzugszöllen  für  einige  Waren  der  Vereinigten  Staaten  und  einem  nie  zur  An- 
wendung gekommenen,  Ende  1899  beschlossenen,  inzwischen  fast  in  Vergessenheit 
geratenen  Retorsionstarif,  der  durch  Verdopplung  der  Sätze  des  bisherigen  bra- 
silianischen Generaltarifs  gebildet  werden  sollte. 
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größere  Länder)  unter  Umständen  wohl  geneigt,  wertvolle  Vertrags- 
tarife zu  gewähren,  die  sodann  auf  dem  Wege  der  Meistbegünstigung 
auch  dritten  Ländern  zugute  kommen  können. 

Speziell  von  Frankreich  und  den  Vereinigten 
Staaten  wurden  diese  Verhältnisse  systematisch  ausgenützt.  Ein 
französisches  Gesetz  vom  24.  Februar  1900  sieht  für  K  a  f  f  e  e  , 
Tee,  Kakao  und  verschiedene  Gewürze,  die  bis 
daliin  einheitlichen  Sätzen  unterlagen,  Maximal-  und  Minimalzölle  vor. 
Falls  die  Erzeugungsländer  der  genannten  „Kolonialwaren"  den  fran- 
zösischen Waren  eine  unbÜlige  Behandlung  zuteü  werden  ließen, 
sollten  diese  Länder  der  erwähnten  französischen  Minimalsätze  ver- 
lustig gehen.  Um  die  neuen  Maximalsätze  nicht  bloß  als  Drohung  er- 
scheinen zu  lassen,  wurde  der  Minimalsatz  für  Kaffee  mittels  Gesetzes 
vom  17.  Juli  1901  (gemäß  einem  Vertrage  mit  Brasilien  vom  Jahre 
1900)  von  156 auf  136  Franken  pro  100 kg  ermäßigt.  Auf  dieser  Grund- 
lage schloß  Frankreich  seither  zahlreiche  Verträge  mit  den  Erzeugungs- 
ländern der  genannten  Kolonialwaren  (auch  mit  den  Mutterländern 
tropischer  Kolonien)  ab,  wodurch  es  sich  in  diesen  Ländern  nicht  nur 
die  Meistbegünstigung,  sondern  auch  mehr  oder  minder  wertvolle 
Tarifzugeständnisse    sicherte. 

In  ähnlicher  Weise  gewannen  die  Vereinigten  Staaten 
in  der  Periode  1890 — 1894  trotz  des  hochschutzzöUnerischen  M  a  c- 
K  i  n  1  e  y  -  Tarifes  durch  die  nur  bedingungsweise  zugestandene  Zoll- 
freiheit für  Zucker  nicht  nur  die  Meistbegünstigung  der  euro- 
päischen Rübenzucker-Produktionsgebiete,  sondern  auch  wertvolle 
Tarifverträge  mit  dem  damals  noch  spanischen  Kuba  und  Portorico 
sowie  anderen  Rohrzucker  liefernden  amerikanischen  Ländern.  Ähn- 
lich wirkten  während  des  D  i  n  g  1  e  y  -  Tarifes  1897 — 1909  die  be- 
dingungsweisen Zollermäßigungen  des  Artikels  III  für  Weine  und 
Spirituosen  gegenüber  den  süd-  und  westeuropäischen  Wein- 
produktionsgebieten. Die  bereits  im  Dingley-Tarif  enthaltenen  und 
im  Payne-Tarif  von  1909  wiederholten  Zollbefreiungen  für  Kaffee, 
Tee  und  Kakao  boten  weniger  Anlaß  zu  förmlichen  Verträgen 
als  zu  jenen  stillen  Einwirkungen  der  Washingtoner  Diplomatie  auf 
die  Zolltarife  der  Erzeugungsgebiete,  wovon  früher  (vgl.  Abteilung  II 
dieses  Kapitels  „Neue  Formen  der  Handelsverträge  usw.")  die  Rede 
war.  Der  wichtigste  Fall,  in  welchem  diese  Einwirkungen  offensichtlich 
zutage  traten,  betrifft  die  seit  1904  gewährten  20-prozentigen  Zoll- 
ermäßigungen BrasÜiens  für  einige  Waren  der  Vereinigten  Staaten. 
Diese  Zollermäßigungen  wiesen  zwar  bisher  keine  besonders  weit- 
gehenden Wirkungen  zugunsten  der  nordamerikanischen  Ausfuhr  auf. 
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wurden  aber  von  Brasilien  anderen  Industriestaaten,  mangels  zweifel- 
loser Bestimmungen  über  die  unbedingte  Meistbegünstigung,  nicht 
eingeräumt^).  Wichtiger  sind  die  Vertragstarife,  die  Frankreich, 
bloß  gegen  Einräumung  des  Minimaltarifes,  in  seinen  letzten  Ver- 
trägen mit  den  Balkanstaäten  zugestanden  wurden  und  auch 
dritten  lyändern  vermöge  der  Meistbegünstigung  zugute  kommen. 

XII.  Erzwungene  Unterschreitung  der  Minimaltarife. 

Die  Minimaltarife  der  Staaten  mit  Doppeltarifen  sollen 
zwar  der  Idee  nach  die  äußerste  Grenze  jener  Zolltarif a- 
rischen  Zugeständnisse  gegenüber  dem  Auslande  büden,  zu  deren  Ge- 
währung die  Regierung  des  Doppeltariflandes  von  den  gesetzgebenden 
Faktoren  ermächtigt  worden  ist.  Tatsächlich  sind  aber  die  Fälle 
nicht  gar  so  selten,  wie  man  annehmen  sollte,  in  welchen  ein  Doppel- 
tarifland bei  Unterhandlungen  mit  zollpolitisch  wehrhaften  Auslands- 
staaten sich  genötigt  sah,  seinen  Minimaltarif  zu  unterschreiten. 

So  ist  Kanada  im  letzten  Handelsvertrag  mit 
Frankreich  vom  19.  September  1907  (in  Kraft  getreten  am 
I.  Februar  1910)  mit  den  Vertragszöllen,  die  den  französischen  Weinen, 
Stickereien,  Spitzen,  Filetarbeiten,  reinseidenen  Samten  und  Geweben 
und  nicht  besonders  benannten  halbseidenen  Waren  gewährt  wurden, 
unter  die  Sätze  seines  Minimaltarifes  (und  bei  Wein  sogar  unter  die 
bisherigen  Vorzugszölle  für  britische  Waren)  her  abgegangen.  Kanada 
gehört  freüich  zu  jenen  agrarischen  Ausfuhrländern,  die  gleich  Neu- 
seeland, Australien,  Britisch-Südafrika,  Dänemark,  unter  den  Bei- 
spielen eines  gemäßigten  Schutzzolles  oder  wehrhaften  Freihandels^) 
zu  nennen  sind.  Die  noch  viel  weiter  gehenden  Unterschreitungen  des 
kanadischen  Minimaltarifes  im  Vertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten 
vom  21.  Januar  191 1  sind  von  einem  anderen  Standpunkte  aus  zu 
betrachten.  Es  handelte  sich  nämlich  in  diesem  Falle,  trotz  der  Groß- 
britannien und  einigen  anderen  I^ändern  von  Kanada  gewährten 
Meistbegünstigung,  tatsächlich  doch  um  einen  unvollkommenen 


^)  Vgl.  über  Wein  und  Kaffee  die  handelspolitischen  Ausführungen  im  Kapitel 
„Die  Monokultur  in  der  Weltwirtschaft"  im  II.  Bande  der  „Kntwicklungstendenzen 
der  Weltwirtschaft"  und  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  Abteilung  II  der  Ein- 
leitung des  I.  Bandes.  Zu  bemerken  wäre  noch,  daß  seit  dem  14.  Januar  191 1  der 
brasiUanische  Vorzugszoll  für  Weizenmehl  der  Vereinigten  Staaten  von  80  auf  70  % 
des  allgemeinen  Zollsatzes  ermäßigt  wurde;  dies  bedeutet  namentUch  für  die  argen- 
tinische Müllerei  eine  empfindhche  Erschwerung  des  Wettbewerbes  auf  dem  brasili- 
anischen Markte. 

^)  Vgl.  II.  Band,  III.  Anlage  „Freihandelsteudenz  agrarischer]  Ausfuhr- 
erzeugungen". 
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Zollverein^)  beider  Staaten,  worüber  näheres  im  II.  Band,  Ab- 
teilung VI  der  X.  Anlage,  zu  finden  ist. 

Aber  sogar  das  hochschutzzöUnerische  Frankreich  mußte 
sich  in  einer  Vereinbarung  vom  25.  Juni  1895,  nach  anderthalbjährigem 
Zollkriege  mit  der  Schweiz,  dazu  verstehen,  für  eine  Reihe 
wichtiger  schweizerischer  Ausfuhrartikel  die  Minimalsätze  des  Zoll- 
gesetzes vom  II.  Januar  1892  zu  ermäßigen^).  Diese  schweizerischen 
Errungenschaften  wurden  trotz  der  Bewegung,  die  infolge  des  neuen 
schweizerischen  Zolltarif  es  vom  10.  Oktober  1902  auf  französischer 
Seite  entstanden  war,  mittels  Vertrages  vom  20.  Oktober  1906^)  im 
Wesen  beibehalten.  Die  jüngste  französische  Zoll- 
tarifrevision, deren  Ergebnisse  seit  Ende  März  1910  in  Kraft 
stehen,  hat  zwar  manche  dieser  Errungenschaften  zugunsten  des 
schweizerischen  und  damit  auch  des  anderen  meistbegünstigten  Aus- 
fuhrhandels wieder  in  Wegfall  gebracht,  so  z.  B.  die  Zollermäßigungen 
auf  Käse;  aber  die  wichtigsten  Ermäßigungen  des  ursprünglichen 
französischen  Zolltarif  es  von  1892  (nämlich  jene  auf  Seiden  waren, 
Uhren  und  Uhrgehäuse,  Musikdosen,  Stickereien,  Wasserkraft- 
maschinen, Maschinen  zur  Papierfabrikation,  Dynamomaschinen, 
Kühlapparate,  Induktionsapparate)  vermochte  die  Schweiz,  wie  be- 
reits erwähnt  wurde  (vgl.  in  diesem  Kapitel  Abteilung  II),  während 
der  parlamentarischen  Verhandlungen  über  die  Zolltarifrevision  in 
den  Jahren  1909  und  1910  durch  Androhung  von  Zollkriegsmaßregeln 
zu  retten. 

Auch  ein  zweites  Beispiel  für  die  auf  Grund  eines  Handelsvertrages 
erfolgte  Herabsetzung  eines  französischen  Minimalsatzes  wurde 
bereits  erwähnt,  nämlich  die  im  Jahre  1901  erfolgte  Ermäßigung  des 
Kaffeezolles  von  156  auf  136  Franken  pro  100  kg  (siehe  Ab- 
teüung  XI  dieses  Kapitels).  Die  neueren  serbischen  und 
griechischen     Doppeltarife     (ersterer   vom   März    1909 


^)  Dieser  Vertrag  wurde  zwar  im  Sommer  191 1  vom  Washingtoner  Kongreß 
genehmigt,  ist  aber  vermöge  des  Ausgangs  der  kanadischen  Parlamentswahlen  vom 
21.  September  191 1  vorläufig  als  gescheitert  zu  betrachten. 

2)  Die  Ermäßigungen  der  französischen  Minimalzölle  im  französisch-schweize- 
rischen Handelsvertrage  vom  25.  Juni  1895  betrafen:  konservierte  Milch,  Käse, 
Farbholzextrakte,  gewisse  Seidengarne  (zum  Nähen,  Sticken,  für  Posamenterien,  für 
den  Detailverkauf),  verschiedene  Baumwollgewebe,  BaumwoU wirkwaren,  WoU wirk- 
waren, seidene  Webwaren,  Stickereien,  Uhren  und  Uhrgehäuse,  Musikdosen,  Wasser- 
kraftmaschinen, Maschinen  zur  Papierfabrikation,  Dynamomaschinen,  Kühlapparate, 
Induktionsapparate  und  Bogenlampen. 

^)  Vgl.  Abteilung  II  dieses  Kapitels  und  im  IV.  Kapitel  I.  Abteilung  die  Aus- 
führungen über  die  schweizerisch-französischen  zoUpoUtischen  Beziehungen. 
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mit  späteren  beträchtlichen  Erhöhungen  und  Veränderungen  im 
Februar  1910,  letzterer  vom  Januar  1910)  wurden  überhaupt  nie 
tragisch  genommen,  sondern  als  eine  Einladung  zu  Verhandlimgen 
aufgefaßt,  wobei  einigermaßen  namhaftere  Zugeständnisse  für  die 
serbischen  oder  griechischen  Ausfuhrartikel  ganz  gut  zu  Zollermäßi- 
gungen auch  unter  das  Niveau  dieser  „Minimaltarife"  führen  könnten. 
Tatsächlich  gelang  es  den  Unterhändlern  Österreich-Ungarns,  im 
Vertrage  mit  Serbien  vom  14./27.  Juli  1910  eine  größere  Anzahl 
von   Unterschreitungen    des  serbischen   Minimaltarifes    zu   erzielen. 

Auch  die  Minunalsätze  des  Payne-Tarifes  vom  5.  August 
1909  wurden  durch  den  bedeutsamen  Handelsvertrag  der 
Vereinigten  Staaten  mit  Kanada  vom  21.  Januar  1911 
vielfach  unterschritten.  Freilich  handelte  es  sich  bei  diesem  Vertrage, 
wie  soeben  erwähnt  wurde,  ähnlich  wie  beim  Handelsvertrage  der 
Vereinigten  Staaten  mit  Kuba  vom  11.  Dezember  1902,  mehr  um  die 
Schaffung  eines  unvollkommenen  Zollvereins  zweier  Nachbarstaaten 
und  um  weitreichende  politische  Ziele  als  um  einen  gewöhnlichen 
Handelsvertrag.  Die  gleichfalls  erwähnte  vorläufige  Zurückweisung 
des  kanadischen  Vertrags  von  Jänner  19 11  in  den  kanadischen 
Parlamentswahlen  vom  21.  September  19 11,  die  gegen  die  bis- 
herige liberale  Regierungspartei  ausfielen,  war  weit  mehr  auf  po- 
litische Gründe  zurückzuführen  (wie  Befürchtungen  hinsichtlich 
einer  Lockerung  des  Verhältnisses  Kanadas  zum  Mutterlande  und 
Unwillen  über  das  Annexionsgeschwätz  einiger  unbedachter,  chau- 
vinistischer Politiker  in  den  Vereinigten  Staaten),  als  auf  Be- 
sorgnis vor  den  Ergebnissen  des  Vertrags  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung. 

Hinsichtlich  Spaniens  sind  die  nachfolgenden  Bemerkungen 
sehr  bezeichnend,  diej.  Grunzel^)  der  Einwirkung  der  spanischen 
Handelsverträge  (mit  der  Schweiz  vom  13.  Juli  1892  sowie  mit  Holland, 
Schweden  und  Norwegen  von  1892  und  mit  Dänemark  von  1893) 
auf  den  spanischen  Minimaltarif  widmet:  „Tarifkonzessionen  an 
fremde  Staaten  sind  nur  wenige  gegeben  worden,  immerhin  genug, 
um  auch  diesmal  zu  zeigen,  daß  sich  das  System  des  Maximal-  und 
Minimaltarifs  nicht  aufrecht  erhalten  ließ.  Wo  Spanien  nicht 
unter  den  Minimaltarif  gehen  wollte,  bekam 
es  keinen  Vertrag,  und  da  es  doch  Verträge  brauchte,  mußte 
es,  wenn  auch  nur  in  einzelnen  Fällen,  doch  den  Minimaltarif 


^)  Siehe  Grunzeis  Aufsatz  ,,Die  Zolltarifreform  in  Spanien"  im  „Handelsmuseum' 
vom  14.  Juni  1906. 
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fallen  lassen.'*  Diese  Durchlöcherung  des  Minimaltarif  es  hat 
der  neue  spanisch-schweizerische  Tarifvertrag  vom  i.  September  1906 
fortgesetzt,  der  die  Hauptgrundlage  des  seitherigen  spanischen 
Vertragstarifes  bildet. 


Xm.  Tarifspezialisierung  als  angebliches  Hemmnis  des  internationalen 

Handelsverkehres. 

Die  Ansicht,  daß  durch  weitgehende  Speziali- 
sierung der  General-  und  Vertragstarife  oder 
Maximal-  und  Minimaltarife  die  Meistbe- 
günstigung entwertet  werden  könne  (vgl.  Abteilung  I 
dieses  Kapitels),  stellt  eine  maßlose  Übertreibung  eines 
innerhalb  gewisser  Grenzen  richtigen  Sachverhaltes  dar.  So  wird  die 
Tarifspezialisierung  gegenüber  solchen  Staaten  mit  Vorliebe  ange- 
wendet, die  nur  ungern,  wenn  überhaupt,  ihre  auto- 
nom e  n  Z  o  11 1  a  r  i  f  s  sä  t  z  e  du  r  c  h  T  ar  i  f  V  e  r  t  r  ä  ge  er- 
mäßigen lassen,  aber  andererseits  gegen  Differenzierungen 
zu  imgunsten  ihrer  Ausfuhr  sehr  empfindlich  sind.  Man 
will  mit  solchen  Staaten,  die  bisweilen  sehr  bedeutende  wirt- 
schaftliche und  politische  Kraftansammlungen  darstellen,  wie  Frank- 
reich und  die  Vereinigten  Staaten,  in  zollpolitischem  Frieden  leben 
und  sich  auch  mit  schwächeren  Ländern,  die  solche  zollpolitische 
Grundsätze  haben,  wie  Spanien,  Brasilien  usw.,  nicht  ohne  Not  ver- 
feinden. Hier  hilft  nun  öfters  die  Spezialisierung  der  Tarife:  Man 
gewährt  diesen  widerborstigen  Gesellen  die 
Meistbegünstigung,  was  wohl  das  höchste  ist,  worauf  sie 
bei  ihrer  Rücksichtslosigkeit  gegenüber  den  Ausfuhrinteressen  des 
Auslandes  im  allgemeinen^)  Anspruch  erheben  können,  belastet 
aber  ihre  speziellen  Ausfuhrwaren  mit  verhältnismäßig  hohen  Zöllen. 
Eben  die  Spezialisierung  der  Tarife  übt  einen  recht  lebhaften  Anreiz 
auf  die  ihre  Zollautonomie  streng  wahrenden  Staaten  aus,  sich  in  Ver- 
handlungen einzulassen;  aber  der  seinen  Tarif  spezialisierende  Staat 
behält   Trümpfe   in  der  Hand,  wenn  es  tatsächlich  zu  Verhand- 


*)  Ausnahmefälle,  wonach  ein  sonst  zollpolitisch  rücksichtsloser  Staat 
aus  irgendwelchen  Gründen  gegenüber  den  speziellen  Ausfuhrartikeln  eines  anderen 
Landes  milde  verfährt,  hierfür  Zollbegünstigungen  verlangt  und  auch  verdientermaßen 
erhält,  unterliegen  natürUch  einer  anderen  Auffassung,  Ein  Beispiel  hierfür  ist  die 
Zollfreiheit  der  Vereinigten  Staaten  für  Kaffee,  die  für  das  handelspolitische  Verhältnis 
Brasiliens  zur  Union  seit  1904  maßgebend  ist.  Vergl.  hierüber  Abteilung  XI  und 
XII   dieses  Kapitels. 
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lungen  mit  einem  dieser  zollpolitisch  wenig  zugänglichen  Länder 
kommt,  ohne  durch  diese  Reserve  dritten  Staaten  besonders  wehe 
zu  tun. 

So  hat  eine  Reihe  europäischer  Länder  ihre  Zolltarife  gegen 
dieVereinigten  Staaten  spezialisiert,  indem  sie 
Cottonöl  mit  beträchtlich  höheren  Zollsätzen  belasteten  als 
die  meisten  anderen  pflanzlichen  öle.  Diese  Cottonölzölle  sind  sogar 
bisweilen  geradezu  prohibitiv,  so  im  Falle  Österreich-Ungarns.  Deutsch- 
land hat  noch  ein  übriges  getan,  indem  es  den  wenigstens  bis  vor 
kurzem  vorwiegend  aus  den  Vereinigten  Staaten  bezogenen  Mais 
in  seinem  neuen,  seit  i.  März  1906  in  Kraft  stehenden  Zolltarif  einem 
namhaft  höheren  Zolle  unterwarf  als  andere  Futtermittel.  So  hat 
insbesondere  Futtergerste  nur  einen  niedrigen  Vertragszoll  zu  ent- 
richten. Auch  gewisse  Sorten  von  landwirtschaftlichen 
Maschinen,  die  vornehmlich  aus  den  Vereinigten  Staaten  be- 
zogen werden,  bieten  bisweilen  zu  Spezialisierungen  Anlaß,  die 
freilich  der  Landwirtschaft  des  spezialisierenden  Landes  selbst  durch- 
aus nicht  von  Nutzen  sind^).  Ebenso  weiß  die  zollpolitische  Speziali- 
sierung die  französischen  Ausfuhrinteressen  trotz  Meist- 
begünstigung durch  Zölle  auf  Schaumwein,  Wein  und  die 
Erzeugnisse  der  verschiedenen  französischen  Luxusproduk- 
tionen, wie  seidene  Webwaren,  Modewaren,  Parfümerien  usw.-) 
zu  treffen. 

Auch  pflegen  in  neuerer  Zeit  zwei  vertragschließende  Staaten 
immer  schärfer  darauf  zu  sehen,  daß  sie  in  ihren  wechsel- 
seitigen Tarifzugeständnissen  und  Tarif- 
forderungen so  weit  als  möglich  nur  für  die 
eigenen  wirtschaftlichen  und  speziell  Aus- 
fuhrinteressen   sorgen.    Man  hütet  sich,    soweit    dies    eben 


^)  In  dieser  Beziehung  wären  zu  erwähnen  die  Zollerhöhungen  für  gewisse 
landwirtschaftliche  Maschinen  der  Tarifpost  522,  die  in  der  französischen  Zolltarif- 
novelle vom  29.  März  1910  gegenüber  dem  Zolltarife  vom  11.  Januar  1892  zu  finden 
sind. 

2)  Beispiele  hierfür  sind:  Die  deutschen  Zollerhöhungen  auf  Schaumwein, 
Kognak,  Branntwein,  die  (auf  Grund  von  Ermächtigungen  in  der  Steuergesetzgebung 
vom  Sommer  1909)  mittels  einer  vom  Bundesrat  genehmigten  Verordnung  vom 
18.  Juni  19 10,  mit  Wirkung  vom  i.  Juli  19 10  an,  in  Kraft  traten.  Diese  Zollerhöhungen 
stellten  eine  Antwort  auf  die  den  deutschen  Ausfuhrinteressen  ungünstige  französische 
Zolltarif novelle  vom  29.  März  1910  dar.  Das  gleiche  gilt  von  der  am  16.  März  19 10 
in  der  belgischen  Kammer  eingebrachten  Zolltarifnovelle  mit  ihren  Zollerhöhungen 
auf  geistige  Getränke,  Olivenöl,  Parfümerien,  Seidenwaren  e.  c,  die  aber  an  allerlei 
inneren  und  äußeren  Widerständen  scheiterte. 
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möglich  ist,  davor,  mittels  eigener  Tarif  Zugeständnisse  im  Zoll- 
tarife des  anderen  Vertragsteils  Änderungen  zu  bewirken,  die  in  der 
Hauptsache  viel  weniger  dem  eigenen  Lande  zugute  kommen  als  viel- 
mehr einem  dritten  Staate  nützen,  der  in  der  Lage  ist,  sich  mittels 
Meistbegünstigung  in  den  Genuß  des  betreffenden  Vertragstarifes  zu 
setzen. 

Überdies  können  gelegentlich  durch  Spezialisierung  Um- 
gehungen der  Meistbegünstigung  versucht  werden, 
die  vor  einem  unbefangenen  Schiedsgerichte  vielleicht  nicht  bestehen 
würden.  So  wurden  in  den  seit  1904  abgeschlossenen  Verträgen 
Rußlands  mit  Deutschland,  Österreich-Ungarn  und  Frankreich  nicht 
etwa  wie  in  den  Verträgen  von  1892 — 1906  Mineralwässer 
überhaupt  mit  einem  ermäßigten  Vertragszolle  bedacht,  sondern 
Mineralwässer  bestimmter  Örtlichkeiten  genannt  (z.  B.  Vichy,  Karls- 
bad). Rußland  erreichte  hiermit,  daß  es  den  von  Deutschland 
im  Jahre  1904  erzielten  und  entsprechend  bezahlten  Vertragszoll  für 
die  wichtigsten  deutschen  Mineralwässer  noch  ein  zweites  und  drittes 
Mal  an  Österreich-Ungarn  und  Frankreich  gegen  entsprechendes  Ent- 
gelt abgeben  konnte.  Ein  weiteres  Beispiel  sind  die  Vertragssätze 
für  Rindvieh,  die  Deutschland  im  deutsch-schweizerischen  Ver- 
trage vom  12.  November  1904  dem  anderen  Vertragsteüe  zugestand. 
Diese  wurden  nämlich  auf  Vieh  beschränkt,  das  sich  während  des 
Sommers  auf  Alpenweiden  von  gewisser  Höhenlage  befindet.  So  hohe 
Alpenweiden  gibt  es  zwar  in  der  Schweiz,  aber  keineswegs  in  Frank- 
reich; daher  nützt  dem  letzteren  in  diesem  Falle  die  Meistbegünsti- 
gungsklausel des  Frankfurter  Friedensvertrages  so  gut  wie  nichts. 

Ein  noch  kühneres  Spiel  mit  der  Meistbegünstigung  hat  sich 
Frankreich  erlaubt,  indem  es  „europäischen  Raps" 
nach  Tarifpost  88  des  neuen,  am  i.  April  1910  in  Kraft  getretenen 
ZoUtarifes  einemSatzevon  4,50 Franken  pro  100 kg  unterwarf,  während 
außereuropäischer  Raps  als  „nicht  besonders  benannte  Ölsaat''  zoll- 
frei eingehen  darf.  Wenn  sich  die  zwei  meistbeteiligten  europäischen 
Staaten,  Rumänien  und  Rußland,  dies  gefallen  lassen,  dann  heißt 
es  eben  hier  wie  in  so  manchen  anderen  Fällen  des  öffentlichen  Rechts : 
,,Wo  kein  Kläger  ist,  ist  kein  Richter.'' 

Daß  aber  kleineren  Staaten  dasjenige  übel  ausgehen  kann,  was 
sich  größere  und  gefürchtetere  unter  Umständen  erlauben  dürfen,  hat 
Serbien  erfahren,  als  es  in  seinen  neueren  Handelsverträgen  mit 
Frankreich  und  der  Schweiz  geographisch  bestimmte 
Zugeständnisse  machte.  Serbien  war  hierbei  wahrscheinlich 
von  der  Absicht  geleitet,  von  den  anderen  Vertragsteüen  größere  Vor- 


III.   Wehrhafter  Freihandel  oder  gemäßigter  Schutzzoll.  109 

teile  zu  erhalten  und  das  gleiche  Zugeständnis  noch  einmal  an  dritte 
lyänder  gegen  Entgelt  abgeben  zu  können.  So  gewährte  Serbien  für 
Schaumweine  aus  bestimmten  französischen  Weinbaugebieten 
und  für  bedruckte  Wolltücher  spezieller  schweizerischer  Mache,  so- 
genannte Glarner  Artikel,  besonders  niedrige  Zölle,  auf  die, 
nach  dem  Wortsinn  der  fraglichen  geographischen  Bezeichnungen, 
dritte  lyänder  trotz  der  Meistbegünstigung  keinen  Anspruch  hätten 
haben  sollen^).  Aber  Serbien  sah  sich  infolge  diplomatischer  Vor- 
stellungen der  anderen  interessierten  Staaten  bald  gezwungen,  hin- 
sichtlich der  Vertragszölle  auf  die  genannten  Artikel  von  jeder  geo- 
graphischen Beschränkung  abzusehen.  So  wurde  der  unbedingten 
Meistbegünstigung  ihr  Recht  gegenüber  einem  plumpen  Versuch, 
mittels  „geographischer  Spezialisierung''  Vorzugs- 
zölle einzuschmuggeln. 

Mögen  aber  zulässige  und  unzulässige  Versuche,  die  Meistbe- 
günstigung durch  Spezialisierung  zu  entwerten,  mit  noch  so- 
viel Scharfsinn  und  Rücksichtslosigkeit  unternommen  werden, 
so  darf  doch  die  dauernde  und  Gesamtwirkung  dieses 
Vorgehens,  was  Einschränkung  des  internatio- 
nalenHandelsverkehres  anbetrifft,  nicht  über- 
schätzt werden.  Ganz  im  Gegenteile  wäre  sogar  eine  Reihe 
von  Beispielen  anzuführen,  wonach  gerade  unbefriedigende 
Erfahrungen  mit  der  bloßen  Meistbegünsti- 
gung die  Anregung  dazu  geboten  haben,  die  betreffenden  Meist- 
begünstigungsverträge durch  Tarifverträge  zu  ersetzen;  diese 
sollten  eben  den  beiderseitigen  Handelsinteressen  besseren  Schutz 
gewähren.  Es  wird  nämlich  durch  jene  Spezialisierung  der  Tarife,  die 
gegen  die  Ausfuhrinteressen  der  zollpolitisch  schroffen 
Staaten  gerichtet  ist,  diesen  Ivändern  nahegelegt,  sich  ihre  Feind- 
seligkeit gegen  Tarifverträge  gründlich  zu  überlegen.  So  hängt 
z.  B.  die  dem  Abschlüsse  von  Gegenseitigkeitsabkommen  sehr  günstige 
Stimmung,  die  in  den  Vereinigten  Staaten  seit  Frühjahr 
1910  zu  bemerken  war  und  schließlich  zu  dem  so  bedeutsamen  Gegen- 
seitigkeitsabkommen mit  Kanada  vom  21.  Januar  191 1  führte,  wohl 
auch  mit  dem  Mißerfolge  zusammen,  welchen  die  Retorsionsbestim- 
mungen  im  Abschnitt  II  des  Payne-Tarifes  vom  5.  August  1909  zu 
verzeichnen  hatten;  diese  Bestimmungen  waren  gegen  ungünstige  Be- 
handlung nordamerikanischer  Waren  im  Auslande  gerichtet.      Ab- 


^)  Diese  Eigentümlichkeiten  sind  im  französisch-serbischen  Vertrage  vom 
23.  Dezember  1906/5.  Januar  1907  und  im  schweizerisch-serbischen  Vertrag  vom 
26.  Februar/ II.  März  1907  zu  finden. 
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gesehen  davon,  daß  die  Vereinigten  Staaten  zur  Zeit  des  Inkraft- 
tretens des  Payne-Tarifes  (Ende  März  1911)  in  zwei  für  ihren  Absatz 
so  wichtigen  Ländern,  wie  Frankreich  und  Kanada,  die  Meistbe- 
günstigung überhaupt  nur  mit  Einschränkung  auf  eine  Anzahl  von 
Artikeln  erreichen  konnten,  erwies  sich  die  unbedingte,  uneinge- 
schränkte Meistbegünstigung  auch  dort,  wo  sie  erzielt  wurde,  wie  in 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  eben  infolge  der  Tarifspeziali- 
sierung nur  als  ein  ungenügendes  Förderungsmittel  der  nordamerika- 
nischen Ausfuhrinteressen. 

Ähnlich  wie  die  Spezialisierung  der  autonomen  Tarife  (General- 
tarife) wirkt  das  Bestreben  der  Vertragsteile,  bei  neueren  Tarif- 
verträgen für  die  eigenen  Tarifzugeständnisse  möglichst  nur 
solche  Begünstigungen  einzutauschen,  die  vorwiegend  der  eigenen 
Ausfuhr  oder  sonstigen  eigenen  wirtschaftlichen  Interessen^),  nicht 
aber  in  überwiegendem  Maße  dritten  meistbegünstigten  Ländern 
zugute  kommen.  Hierdurch  wird  nämlich  den  dritten 
Staaten  klargemacht,  daß  sie  sich  nicht  mehr 
wie  in  früheren  Jahrzehnten  auf  die  Meist- 
begünstigung allein  verlassen  können;  sie  werden 
vielmehr  indirekt  gezwungen,  sich  zum  Abschlüsse 
von  Tarifverträgen  zu  bequemen.  Die  von  ihnen 
hierbei  gewährten  und  erzielten,  mehr  oder  minder  umfangreichen 
Vertragstarife  gereichen  dann  mittels  der  Meistbegünstigung  auch 
allen  übrigen  Staaten  zum  Vorteil.  So  wird  auch  durch  diese  Art  von 
Spezialisierung  in  letzter  Linie  keineswegs  eine  „Entwertung*' 
der  Meistbegünstigung  bewirkt,  sondern  eine  Erweiterung 
der  Vertragstarife  nach  Zahl  und  Umfang  her- 
beigeführt; dies  bedeutet  schließlich  sogar  ebenso  eine  Erhöhung  des 
Wertes  der  Meistbegünstigung  wie  eine  Förderung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs. 

Als  Beispiel  hierfür  wären  jene  Sätze  des  kanadischen 
Vertragstarifes  zu  nennen,  die  sich  die  Vereinigten  Staaten 
mittels  des  provisorischen  Gegenseitigkeitsabkommens  von 
Ende  März  1910  sicherten;  diese  Vertragssätze  wurden  sodann  von 
Kanada  in  den  allgemeinen  Tarif  übernommen  und  hierdurch  allen 
anderen  Ländern  zugänglich  gemacht.  In  noch  viel  weitergehendem 
Maße  gilt  dies  vom    definitiven    Abkommen    beider  Länder 


^)  Beispielsweise  kann  es  sich  um  Sicherung  gegen  Ausfuhrzölle  für  wichtige 
Rohmaterialien  handeln,  so  in  den  deutsch-schwedischen  Verträgen  vom  8.  Mai  1906 
und  2.  Mail  911  bezüglich  der  schwedischen  Eisenerze,  im  deutsch-russischen  vom 
I5./28.  Juli    1904  bezüglich  des  russischen  Rohholzes. 
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vom  21.  Januar  1911;  dessen  umfangreicher  Vertragstarif  wäre 
nicht  nur  selbstverständlich  Großbritannien  und  den  mit  Vorzugszöllen 
bedachten  britischen  Kolonien,  sondern  auch  einer  Anzahl  europäi- 
scher und  amerikanischer  Staaten  (sowie  Japan)  zugutegekommen, 
die  in  Kanada  derzeit  noch  das  Recht  auf  Meistbegünstigung  besitzen. 
Doch  ist  dieser  Vertrag,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  durch  die 
Wahlniederlage  der  liberalen  kanadischen  Regierung  vom  21.  Sep- 
tember 1911  vorläufig  als  gescheitert  zu  betrachten.  Überdies  be- 
absichtigte bereits  die  seither  zurückgetretene  Regierung  (Laurier), 
die  Meistbegünstigungs -Verträge  mit  den  nichtbritischen  lyändern 
sofort  nach  dem  Inkrafttreten  des  Abkommens  mit  der  Union  zu 
kündigen. 

Ein  weiteres  Beispiel  liefert  Österreich-Ungarn. 
Während  der  Zeit  des  ersten  mitteleuropäischen  Vertragssystems  von 
1892 — 1906  (Caprivi-Verträge)  waren  die  österreichischen  Handels- 
beziehungen zu  Rußland  und  Rumänien  bloß  durch 
Meistbegünstigungsverträge  geregelt.  An  deren  Stelle  traten  zur  Zeit 
des  zweiten  mitteleuropäischen  Vertragssystems  ein  Vertragstarif  mit 
Rußland  vom  15.  Februar  1906,  der  am  i.  März  1906  in  Kraft  trat,  und 
ein  am  28.  April  1909  zur  Unterzeichnung  gelangter  Tarifvertrag  mit 
Rumänien,  der  infolge  innerpolitischer  österreichisch-ungarischer 
Hindernisse  erst  am  i.  September  1910  vollständig  in  Kraft  treten 
konnte.  Auch  bezüglich  der  anderen  Balkanstaaten  (mit 
Einschluß  der  Türkei)  bestand  in  Österreich-Ungarn  seit  1906  eine 
starke  Strömung,  die  dahin  ging,  dort,  wo  früher  Tarifverträge  vor- 
handen waren,  solche  wiederum  von  neuem  abzuschließen^)  und  mit 
jenen  Balkanstaaten,  mit  denen  man  nur  im  Meistbegünstigungs- 
verhältnisse stand,   zum  Abschlüsse  von  Tarifverträgen  zu  gelangen. 

Auch  Deutschland  hat  das  frühere  alte  Meistbegünsti- 
gungsverhältnis zu  Schweden,  gerade  um  allfälliger  schwedischer 
Willkür  in  Festsetzung  von  Einfuhr-  und  Ausfuhrzöllen  zu  begegnen, 
durch  den  Tarifvertrag  vom  8.  Mai  1906  ersetzt,  dessen  veränderte 
Wieder erneuerung  am  2.  Mai  1911  zustande  kam. 

Aus  diesen  und  ähnlichen  anderen  Beispielen  läßt  sich  folgender 


^)  Österreich-Ungarns  Handelsvertrag  mit  Serbien  vom  i./i4«  März  1908 
war  ein  detaillierter  Tarifvertrag,  und  nur  die  der  Annexion  von  Bosnien  im  Oktober 
1908  nachfolgenden  heftigen  poU tischen  Stürme  verhinderten  es,  daß  die  sieben- 
monatige  provisorische  Dauer  dieses  Vertrages  (von  Anfang  September  1908  bis 
Ende  März  1909)  in  einen  endgültigen  Zustand  überging.  Auch  die  schwächere  Neu- 
auflage dieses  Vertrages  vom  14./27.  Juli  1910,  der  am  24.  Januar  191 1  in  Kraft  trat, 
enthält  einen,  wenn  auch  weniger  reichhaltigen  Vertragstarif. 
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Schluß  ziehen:  Jene  Spezialisierung  der  Tarife,  welche  den 
Wert  der  bloß  die  Meistbegünstigung  enthaltenden  Verträge  zu  ver- 
ringern sucht,  wird  auf  die  Dauer  den  Wert  der  Meistbe- 
günstigung eher  erhöhen  als  vermindern  und 
den  internationalen  Handelsverkehr  eher 
fördern  als  hemmen.  Durch  solche  Spezialisierung  wird 
nämlich  ein  starker  Anreiz  geschaffen,  unzureichende  ältere  Meist- 
begünstigungsverträge durch  Tarifverträge  zu  ersetzen,  die  größere 
Sicherheit  und  Erleichterung  bieten. 

Aber  es  mag  davon  abgesehen  werden,  daß  eine  auf  Ent- 
wertung der  Meistbegünstigung  abzielende 
Spezialisierung  der  General-  und  Vertragstarife  öfters  ge- 
radezu einen  Anreiz  darstellt,  mehr  oder  minder  weitläufige 
Tarifverträge  zu  vereinbaren^);  auch  wenn  man  von 
dieser  naheliegenden  Möglichkeit  absieht,  muß  man  sich  vor  über- 
triebenen Vorstellungen  hinsichtlich  der  Wirkung  der  Tarifspeziali- 
sierung hüten.  Vorerst  ergibt  sich  bei  näherer  Betrachtung,  daß  diese 
Spezialisierung  gegenüber  Rohstoffen  (soz.  B.  Vieh,  Gerste, 
Ölsaaten  usw.)  und  Fabrikaten  niedriger  Verarbei- 
tungsstufe (wie  z.  B.  öle,  Mehl,  Wein,  Käse)  weit  leichter  zu 
handhaben  und  auch  wirksamer  ist  als  gegenüber  Fabrikaten  höherer 
Verarbeitungsstufe.  Bei  den  Rohstoffen  und  jenen  Fabrikaten,  die 
ihrer  Beschaffenheit  nach  den  Rohstoffen  nahestehen  (etwa  nur  durch 
mechanische  Abtrennung  eines  Bestandteiles  von  den  Rohstoffen 
zustande  gekommen  sind  und  daher  deutliche  Spuren  des  ursprüng- 
lichen Rohstoff  Charakters  noch  an  sich  tragen),  machen  sich 
klimatische  und  andere  g  e  o  g  r  ap  h  i  s  c  h  e  U  n  t  e  r - 
schiede  deutlich  geltend.  Es  fällt  daher  nicht  allzuschwer,  durch 
Spezialisierungen  eine  Art  sanfteren  Zollkrieges  zu 
führen,  ohne  dadurch  die  Meistbegünstigung  formell  zu  verletzen. 
Dagegen  sind  bei  den  Fabrikaten  höherer  Verarbeitungsstufe  die  für 
den  Rohstoff  und  seine  Herkunft  bezeichnenden  Momente  sehr  häufig 
völlig  verwischt,  und  die  Beschaffenheit  dieser  Fabrikate  wird  durch 


^)  Man  beginnt  sogar  bereits,  sich  in  Handelsverträgen  gegen  die  früher  erwähnte^ 
hinterhältige  Art  der  Tarifspezialisierung  zu  sichern.  So  wurde  im  Schlußprotokoll  des 
österreichisch-italienischen  Handelsvertrages  vom  1 1 .  Fe- 
bruar 1906  zur  vertragsmäßig  gebundenen  Tarif post  119  des  österreichisch- ungarischen 
Zolltarif  es  vereinbart:  „Im  Falle  als  Österreich-Ungarn  einer  dritten  Macht  für  ge- 
wisse Käsegattungen  ermäßigte  Zollsätze  zugestehen  würde,  werden  letztere 
auch  auf  ähnliche,  in  Itahen  erzeugte  Käse  Anwendung  finden." 
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internationale  technische  Verhältnisse  be- 
stimmt. 

Auch  bei  diesen  Fabrikaten  höherer  Verarbeitungsstufe  bleibt 
zwar  für  die  gegen  die  Meistbegünstigung  gerichtete  Spezialisierung 
noch  einiger  Raum  übrig,  insofern  einzelne  Länder  in 
gewissen  Fabrikaten  höherer  Verarbeitungs- 
stufe durch  irgendwelche  historische  Ent- 
wicklungen besonders  leistungsfähig  wurden; 
diese  Länder  können  daher  durch  hohe  Zölle  für  die  fraglichen  x\rtikel 
besonders  schwer  getroffen  werden.  Aber  im  allgemeinen  fällt  es  bei 
solchen  Fabrikaten  schon  recht  schwer,  einen  Staat  be- 
sonders zu  treffen,  ohne  andere  Industrie- 
staaten verdrießlich  zu  machen  und  vielleicht  noch 
überdies  den  eigenen  Verbrauch,  mangels  geeigneter  Surro- 
gate, empfindlich  zu  belasten.  So  könnte  z.  B.  die  Ausfuhr  der  Ver- 
einigten Staaten,  auch  bei  meistbegünstigter  Behandlung 
ihrer  Waren,  durch  hohe  autonome  Zölle  für  Schreib-  und 
Rechenmaschinen  behindert  werden.  In  den  meisten  Ländern 
Buropas  würde  aber  durch  solche  Zölle,  neben  einer  Verringerung  der 
Bezüge  aus  den  Vereinigten  Staaten,  auch  noch  eine  unangenehm 
empfundene  Verteuerung  dieser  für  zahlreiche  Ämter  und  private 
Schreibstuben  kaum  mehr  entbehrlichen  Apparate  bewirkt  werden. 
Sogar  jene  europäischen  Staaten,  die  bereits  eine  eigene  Erzeugung 
solcher  Bureaubehelfe  besitzen,  wie  etwa  Deutschland  und  Groß- 
britannien, könnten  die  Schreib-  und  Rechenmaschinen  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  ohne  abträgliche  Belastung  ihres  Verbrauches  wohl 
kaum  entbehren. 

Der  letztgenannte,  die  Verbraucher  des  eigenen  Landes  treffende 
Übelstand  wäre  sogar  bei  einer  Spezialisierung,  die  gegen  die  Ein- 
fuhr von  Rohstoffen  und  Fabrikaten  niedriger 
Bearbeitungsstufe  gerichtet  ist,  kaum  zu  vermeiden.  So 
wurden  z.  B.  in  dem  neuen,  am  i.  März  1906  in  Kraft  getretenen 
österreichisch-ungarischen  Zolltarif  hohe  Cottonölzölle  ein- 
gefügt, die  ursprünglich  als  Verhandlungszölle  gegen  die  Vereinigten 
Staaten  gedacht  waren.  Da  es  aber  zu  Verhandlungen  über  einen 
Tarifvertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Union  überhaupt 
nicht  kam^),  blieb  der  hohe  CottonölzoU  von  40  Kronen  pro  loo  kg 

^)   Versuche  österreichischer  HandelspoHtiker,  den  CottonölzoU  in  einem  anderen 
Vertrage  zu  ermäßigen,  scheiterten  zu  Beginn  der  neuen,  im  Jahre  1906  anhebenden 
Tarif-  und  Vertragsaera  am  Widerspruche  Ungarns,  das  für  seine  Zustimmung  hierzu 
liesondere,  große  Zugeständnisse  haben  wollte. 
Schilder.    8. 
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(gegen  den  bis  Ende  Februar  1906  gültigen  von  9,52  Kronen),  zum 
großen  Verdrusse  namentlich  der  österreichischen  Seifenindustriellen, 
bestehen,  die  erst  seit  Ende  1909  im  SojaöU)  hierfür  einen  gewissen  Er- 
satz gefunden  haben.  Auch  die  innerhalb  der  Meistbegünstigung  er- 
folgte Differenzierung  der  Vereinigten  Staaten  durch  verhältnismäßig 
hohe  deutsche  Maiszölle  büdete  für  die  deutsche  Land- 
wirtschaft, d.  h.  Viehzucht,  zum  mindesten  eine  Unbequemlichkeit. 

Die  großen  Schwierigkeiten,  welchen  eine 
„dieMeistbegünstigung  entwertende'*  Speziali- 
sierung der  Zölle  für  Fabrikate  höherer  Ver- 
arbeitungsstufe begegnet,  mögen  durch  einige  Bei- 
spiele verdeutlicht  werden :  Belgien  wollte  in  den  ersten  Monaten 
des  Jahres  1910  gegen  die  für  den  belgischen  Ausfuhrhandel  recht 
lästigen  Zollerhöhungen,  die  der  neue,  am  i.  Aprü  1910  in  Kraft  ge- 
tretene französische  Zolltarif  brachte,  Vergeltung  üben;  hierzu  sollten 
Zollerhöhungen  auf  verschiedene  französische  Spezialartikel 
wie  Seidenwaren,  Wein  und  Schaumweine,  feine 
Papiertapeten,  Toiletteseifen  usw.  dienen.  Hierbei 
wurde  aber  die  belgische  Regierung  nicht  nur  durch  den  Widerspruch 
der  freihändlerisch  gesinnten  und  interessierten  Kreise  des  eigenen 
Landes,  sondern  auch  durch  sehr  entschiedene  diplomatische  Be- 
schwerden Deutschlands  gestört.  Das  Deutsche  Reich  mochte 
zwar  an  der  belgischen  Einfuhr  der  meisten  dieser  Artikel  nur  in 
schwächerem  Ausmaße  beteiligt  sein  als  Frankreich;  doch  war  das 
deutsche  Interesse  am  Absätze  dieser  Waren  nach  Belgien  groß  genug, 
um  Deutschland  die  Maßregel,  die  Belgien  geplant  hatte,  sehr  be- 
drohlich^)  erscheinen  zu  lassen. 

Überhaupt  gehört  die  Seidenindustrie  zu  jenen  Industrie- 
zweigen, in  welchen  der  gegen  die  Meistbegünstigung  gerichteten 
Spezialisierung  besonders  große  Hindernisse  entgegenstehen.  In 
Europa  gibt  esvier  große,  exportfähige  Seidenindustriestaaten,  nämlich 
Frankreich,  Deutschland,  Italien,  die  Schweiz;  sogar  Österreich  und 
England  haben  in  Seiden  waren  einige  Ausfuhrinteressen.  Es  ist  nun 
nahezu  unmöglich,  durch  Spezialisierung  der  Seidenzölle  eines  dieser 
europäischen  Länder  zu  treffen,  ohne  zugleich  einem  oder  mehreren 
der  anderen  europäischen  Industriegebiete,  vielleicht  sogar  noch  Japan, 
unangenehm  zu  werden.    Ähnliche  Verhältnisse  bestehen  auch  in  den 


*)    Vgl.  hierüber  Abteilung  X  dieses  Kapitels. 

^)    Vgl.  über  diese  handelspolitische  Aktion  Belgiens  die  Abteilung  II  dieses^ 
Kapitels. 
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meisten  anderen  Textilindustrien  und,  wenn  auch  in 
schwächerem  Grade,  in  den  metallurgischen  Fabrikationen 
und  in  der  Maschinenindustrie  sowie  in  den  großen  chemischen 
Industriezweigen . 

So  hoffte  Frankreich  durch  stärkere  Belastung  der 
SpezialStahle  in  seinem  neuen,  am  i.  April  1910  in  Kraft  ge- 
tretenen Zolltarife  Deutschland  empfindlich  treffen  zu  können,  ohne, 
bei  der  unkündbaren  Meistbegünstigungsklausel  des  Frankfurter 
Friedensvertrages,  eine  empfindliche  Wiedervergeltung  befürchten  zu 
müssen.  Tatsächlich  hat  aber  nicht  nur  Deutschland  gegen 
diese  Zollerhöhungen  auf  diplomatischem  Wege  Einspruch  erhoben, 
sondern  auch  Großbritannien  und  Österreich- 
Ungarn  wandten  sich  dagegen.  Daher  fand  es  das  französische 
Parlament  schließlich  geraten,  sich  mit  einem  weit  bescheideneren 
Ausmaße  von  Erhöhungen  der  Werkzeugstahlzölle  zu  begnügen,  als 
ursprünglich  beabsichtigt  worden  war. 

Diese  beispielsweisen  Ausführungen  sind  zwar  weit  davon  ent- 
fernt, die  Frage  der  gegen  die  Meistbegünstigung  gerichteten  Speziali- 
sierung der  General-  und  Vertragstarife  zu  erschöpfen.  Doch  eines  geht 
daraus  jedenfalls  hervor:  Es  bestehen  nur  sehr  dürftige  Grundlagen 
für  die  weitverbreitete  Vorstellung,  wonach  bloß  durch  derartige 
Spezialisierungen  ohne  Verletzung  der  Meistbegünstigung  wuchtige 
Zollkriege  geführt  und  dabei  die  Interessen  dritter  Staaten  geschont 
werden  könnten.  Nur  ausnahmsweise  kommt  es  vor, 
daß  ein  Land  in  entscheidend  wichtigen  Pro- 
dukt i  o  n  e  n  n  a  h  e  z  u  au  s  s  c  h  1  i  e  ß  1  i  c  h  auf  ein  ein- 
ziges Absatzgebiet  angewiesen  ist.  So  sind  z.  B. 
Serbien  und  Rumänien  hinsichtlich  ihres  Vieh- 
absatzes infolge  ihrer  geographischen  Lage  auf  Österreich-Ungarn 
stark  angewiesen.  Aber  in  diesem  Falle  handelt  es  sich  nicht  um 
Meistbegünstigung,  sondern  um  veterinärpolizeiliche 
Regelungen,  die  seit  jeher  als  außerhalb  des  Bereiches  der  Meist- 
begünstigung stehend  angesehen  wurden.  In  ähnlicher  Weise  war  und 
ist  angewiesen :  Rußland  mit  seiner  Roggenausfuhr  auf 
Deutschland,  vielleicht  auch  Griechenland  auf 
Großbritannien  hinsichtlich  seiner  Korinthenaus- 
fuhr und  die  Rübenzucker- Länder  des  Kontinents  auf 
Großbritannien   und  seine  nichtautonomen  Kolonien. 

Aber  im  allgemeinen  können  durch  Spezialisierung  der  Tarife 
nur  Interessen  zweiten  Ranges  bei  jenen  Staaten  ge- 
troffen werden,  die  man,  mit  Ausschluß  anderer  Länder,  treffen  will, 

8* 
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und  zwar  gilt  dies  insbesondere  dann,  wenn  es  sich  um  Fabrikate  höherer 
Verarbeitungsstufe  handelt.  Sonst  kommt  das  spezialisierende  I^and 
leicht  in  die  Gefahr,  nicht  nur  den  eigenen  Verbrauch 
mangels  völlig  entsprechender  Surrogate  schwer  zu  belasten,  sondern 
auch  in  Zollstreitigkeiten  mit  dritten  Staaten 
zu  geraten.  Dies  letztere  wird  dann  der  Fall  sein,  wenn  die  dritten 
Staaten,  wie  so  häufig,  ungefähr  die  gleichen  Waren  erzeugen  wie 
jenes  Land,  zu  dessen  Nachteil  die  fraglichen  Tarif  Spezialisierungen 
vorgenommen  wurden.  Wie  es  trotzdem  zur  Entstehung 
der  Ansicht  von  der  „Entwertung  der  Meist- 
begünstigung durch  Tarifspezialisierung" 
kommen  konnte,  ist  in  der  gleichbenannten  Anlage  V  (II.  Band) 
nachzulesen. 

XIV.  Handelsverträge  oft  nur  die  Form,  in  welcher  allerlei,  den  inter- 
nationalen Handelsverkehr  fördernde  Momente  zur  Erscheinung  gelangen. 

Es  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  Handelsverträge 
und  die  diplomatischen  Beeinflussungen  der  in  Entstehung  begriffenen 
Zolltarife  sehr  oft  eben  nur  die  Form  darstellen,  in  welcher  die 
mannigfachen  Momente  zur  Erscheinung  gelangen,  die  in  den  beiden 
Bänden^)  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  als  B  e  - 
1  eb  u  ngs  m  i  1 1  el  des  internationalen  Handels- 
verkehrs erörtert  werden.  An  dieser  Stelle  sei  erinnert  an  die  Aus- 
führungen über  die  Neigung  der  M  o  n  o  k  u  1 1  u  r  -  Länder,  Zoll- 
begünstigungen des  Auslandes  für  ihre  Spezialartikel  durch  Zoller- 
mäßigungen für  Ausfuhrwaren  der  betreffenden  Auslandsstaaten 
zu  erwidern.  Auch  Luxuswaren,  die  von  wohlhabenden 
Leuten  gewissermaßen  „um  jeden  Preis"  gekauft  werden  oder  leicht 
geschmuggelt  werden  können,  sind  öfters  Gegenstand  von 
Handelsabkommen,  so  z.  B.  Seiden  waren,  echter  und  unechter 
Schmuck,  Porzellanwaren,  feine  Zuckerbäckerartikel  und  Zucker- 
waren, feinere  Konfektionsartikel  usw.;  denn  das  Importland  will  für 
die  doch  kaum  vermeidliche  Einfuhr  wenigstens  Zugeständnisse  des 
Ausfuhrlandes  haben.  Die  Improvisa  können  zwar  im  all- 
gemeinen, eben  wegen  ihres  nicht  genau  bestimmbaren  Eintrittes, 
kaum  zu  vertragsmäßigen  Zugeständnissen  führen,  so  häufig  sie  auch 
zu  autonomen  Zollermäßigungen  Anlaß  geben  mögen.  Doch  dürften 
Ausnahmen  immerhin  vorkommen,    in  welchen  das  verhältnismäßig 

*)  Vgl.  über  die  im  Nachfolgenden  berührten  Kapitel  des  II.  Bandes  die  II.  Ab- 
teilung der  „Einleitung"  des  I.  Bandes. 
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häufige  Eintreten  der  als  Improvisa  bezeichneten  Vorkommnisse 
den  Gedanken  nahelegt,  anstatt  gelegentlicher  autonomer  Zollherab- 
setzungen lieber  vertragsmäßige  Zugeständnisse  dauernd  gegen  Ent- 
gelt zu  gewähren.  So  haben  sicherlich  die  gerade  bei  Südfrucht  en 
mit  Einschluß  der  Oliven  nicht  seltenen  Mißernten  jenen  Mittelmeer- 
ländern, die  in  den  miteinander  abgeschlossenen  Handelsverträgen 
auch  die  Südfruchtzölle  ermäßigten  oder  banden,  den  Entschluß  zur 
Gewährung  der  genannten  Zollzugeständnisse  erleichtert  i).  Überhaupt 
wäre  hier  bezüglich  der  Rohstoffe  (und  Abfälle)  auf  folgende 
zwei  Umstände  hinzuweisen:  Erstens  befinden  sich  unter  den  Roh- 
stoffen (und  Abfällen)  öfters  recht  wertvolle,  viel  Arbeit 
zu  ihrer  Herstellung  erfordernde  Güter.  Sodann  liefern  die  eigentüm- 
lichen technisch-wirtschaftlichen  Verhältnisse,  die  bei  den  Roh- 
stoffen (und  Abfällen)  in  Frage  kommen,  nicht  nur  bedeutsame 
Richtungslinien  für  die  autonome  Zollgesetzgebung,  sondern  es  üben 
diese  Verhältnisse  auch  sehr  häufig  bei  der  Vereinbarung  von  Ver- 
tragstarifen   großen  Einfluß  aus. 


^)  Auch  dürfte  Bulgarien  in  der  Zolltarif  novelle  vom  6-1  ig.  März  1911  Rosen- 
ö  1  deshalb  zollfrei  gemacht  haben,  um  bei  Mißernten  im  bulgarischen  Rosenanbau 
seinen  Lieferungsverpflichtungen  durch  Bezug  und  Weitergabe  türkischen  Rosenöls 
nachkommen  zu  können. 
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Viertes  K  a  p  i  t  e  1. 

Zollkriege. 

I.  Beispiele  für   bedeutsame  Nutz  Wirkungen  einzelner   Zollkriege  im 
Sinne    der  Förderung   des  internationalen  Handelsverkehrs:  russisch- 
deutscher  Zollkrieg  von  1893/1894,  französisch-schweizerischer   Zoll- 
krieg 1893—1895,  spanische  Verhältnisse  i.  J.  1906. 

Sehr  anfechtbar  sind  auch  verschiedene  Behauptungen,  die  über 
Zollkriege  von  den  „Skeptikern  hinsichtlich  der  Weltmarks- 
entwicklung" ^),  im  Zusammenhang  mit  ihren  im  vorhergehenden 
Kapitel  erörterten  Behauptungen  über  den  angeblichen  „Bankerott 
der  Handelsvertragspolitik",  aufgestellt  werden.  Darnach  hätten 
die  Zollkriege  nicht  die  Gewährung  bedeutsamer  und  für  den 
internationalen  Warenaustausch  fruchtbringender  Zugeständ- 
nisse zum  Gegenstande ;  ihre  Ergebnisse  seien  vielmehr  nur  gleich- 
wertige Zugeständnisse,  die  zumeist  von  beschränktem  Nutzen 
für  den  internationalen  Handelsverkehr  wären.  Diese  Behauptungen 
stellen  eine  unzulässige  Verallgemeinerung  von 
Schlüssen  dar,  die  aus  einem  unzulänglichen 
Tatsachenmaterial   gezogen   wurden. 

So  wurde  Rußland  durch  den  russisch-deutschen 
Zollkrieg  (vom  29.  Juli  1893  bis  20.  März  1894)  genötigt,  zu  einer 
Handelsvertragspolitik  mit  zahlreichen  und  weitgehenden  vertrags- 
mäßigen Herabsetzungen  des  autonomen  Tarifes  überzugehen.  Bis 
dahin  hatte  Rußland  seine  Zollautonomie  starr  festgehalten,  unter 
der  es,  ähnlich  wie  die  Vereinigten  Staaten  unter  dem  Dingley-Tarif 
von  1897 — 1909,  von  ausgedehnteren  vertragsmäßigen  Zollherab- 
setzungen kaum  etwas  wissen  wollte.  Es  hatte  sich  bis  zu  diesem 
Zeitpunkte  höchstens  zu  Bindungen  seiner  autonomen  Zölle  ver- 
standen.    Nichtsdestoweniger  machte  Rußland  bis  zu  diesem  Zoll- 


*  \    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel,  Seite  26. 
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kriege  auf  die  Meistbegünstigung  anderer  Länder,  mit  Einschluß 
der  Vertragstarife,  als  Gegenwert  für  den  russischen  hochschutz- 
zöllnerischen  Einheitstarif  Anspruch.  Der  Eindruck  des  deutsch- 
russischen  Zollkrieges  von  1893/1894  war  aber  so  nachhaltig,  daß 
Rußland  auch  nach  dem  Ablaufe  des  ersten  mitteleuropäischen 
Vertragssystemes  nicht  zur  früheren  Zollautonomie  zurückkehrte, 
sondern  die  Handelsvertragspolitik  von  neuem  wieder  aufnahm. 
Zur  Zeit,  da  das  zweite  mitteleuropäische  Vertragsystem  geschaffen 
wurde  (1904 — 1906),  war  in  Rußland  überhaupt  nicht  von  der 
früheren  Zollautonomie  die  Rede,  sondern  man  sprach  nur  von 
größerem  oder  geringerem  Ausmaße  der  erlangbaren  zolltarifarischen 
und  handelspolitischen  Zugeständnisse  des  Auslandes,  insbesondere 
Deutschlands.  Freilich  war  das  Russische  Reich  gerade  damals  durch 
äußere  Niederlagen  und  innere  Umsturzbewegungen  arg  her- 
genommen. 

Von  gleich  wohltätigem  Einflüsse  war  auch  der  schweize- 
r  isch-französische  Zollkrieg,  der  vom  i.  Januar  1893 
bis  zum  19.  August  1895  dauerte.  Er  war  nämlich  für  beide  Teüe, 
insbesondere  aber  für  Frankreich,  sehr  unangenehm  und  kam  erst 
zu  einem  friedlichen  Ende,  nachdem  man  sich  in  Frankreich  zu  einer 
Reihe  von  Ermäßigungen  des  französischen  Mini- 
maltarifes  für  wichtige  schweizerische  Ausfuhrartikel  ent- 
schlossen hatte.  (Französisch-schweizerischer  Notenwechsel  vom 
25.  Juni  1895.)  Im  Jahre  1905,  kurz  vor  dem  Inkrafttreten  des  eine 
Reihe  von  Zollerhöhungen  enthaltenden,  neuen  schweizerischen  Zoll- 
tarif es  vom  IG.  Oktober  1902,  zog  zwar  Frankreich  die  Ermäßigungen 
des  Minimaltarif  es  zurück,  die  von  ihm  im  Jahre  1895  der  Schweiz 
für  eine  Reihe  wichtiger  schweizerischer  Ausfuhrartikel  gewährt 
worden  waren.  Diese  Zurückziehung  erfolgte  mittels  einseitiger, 
vom  I.  Januar  1906  an  gültiger  Verfügung  (französisches  Gesetz 
vom  21.  Dezember  1905),  und  im  Laufe  des  Jahres  1906  schien  ein 
neuerlicher  schweizerisch-französischer  Zollkrieg  in  nächste  Nähe 
gerückt  zu  sein.  Aber  die  Erinnerung  an  den  vor  etwas  mehr  als 
einem  Jahrzehnt  beendigten  verlustreichen  Zollkrieg  wirkte  in 
beiden  Ländern,  namentlich  aber  in  Frankreich,  stark  nach,  tmd 
nach  langen,  öfters  dem  Scheitern  nahen  Verhandlungen  kam  am 
20.  Oktober  1906  eine  neue  schweizerisch-französische  Vereinbarung 
auf  ungefähr  der  gleichen  Grundlage  zustande  wie  das  Abkommen 
von  1895.  Von  diesen  Errungenschaften  ließ  die  Schweiz  auch 
durch  das  neue  französische  Zolltarif gesetz  vom  29.  März  19 10  nicht 
viel  abbröckeln,  indem  sie  französischen  Verschlechterungsversuchen 
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im  Jahre  1909  und  im  ersten  Quartal  1910,  auf  diplomatischen  Wege 
energisch  drohend^),  entgegentrat. 

Die  Entschlossenheit  der  Schweiz  bewährte  sich  ungefähr 
gleichzeitig  auch  gegenüber  Spanien,  wie  überhaupt  die  von 
mehrfachen  Zollkriegsdrohungen  und  von  einem  kurzen  Zollkriege 
begleitete  Zurückweisung  von  besonderem  Interesse  ist,  welche  die 
allzu  rücksichtslose  Hochschutzzöllnerei  der  spanischen  Großin- 
dustriellen im  Jahre  1906  erfuhr.  Der  Einfluß  dieser  mächtigen 
Gruppe  bewirkte  die  Einbringung  und  Genehmigung  des  Zolltarifes 
bzw.  Zolltarifentwurfes  vom  26.  März  1906,  der  den  bereits  recht 
hohe  Schutzzölle  enthaltenden  spanischen  Tarif  vom  Jahre  1900 
noch  namhaft  übertrumpfte.  Nur  die  Zustimmung  Deutsch- 
lands war  in  Vorverhandlungen  während  der  legislativen  Behand- 
lung des  Zolltarifes  von  1906  gewonnen  worden  2).  Hierbei  erhielt 
Deutschland  Sonderzugeständnisse,  die  teüs  bereits  in  dem  am 
29.  März  1906  veröffentlichten  Tarif  entwürfe,  teils  erst  in  dem  am 
I.  Juli  1906  in  Kraft  getretenen  definitiven  Tarife  enthalten  waren. 

Aber  die  meisten  der  wichtigeren  Abnehmer  spanischer  Waren 
erhoben  lebhaften  Einspruch  gegen  die  Erhöhungen  des  neuen  Zoll- 
tarifes, so  namentlich  Frankreich  und  die  Schweiz,  während  das 
zollpolitisch  nicht  wehrhafte  Großbritannien  trotz  seiner  großen 
Bezüge  spanischer  Waren  bei  Seite  stehen  mußte.  Gegen  Ende 
1906,  als  sich  die  behufs  Vereinbarung  eines  definitiven  Vertrags 
mit  Spanien  geführten  deutsch-spanischen  Verhandlungen  allzusehr 
in  die  Länge  zogen,  schloß  sich  vorübergehend  sogar  Deutschland 
jenen  Staaten  an,  die  Spanien  mit  Zollkriegsmaßregeln  bedrohten. 
Zu  direkten  Zollkriegsmaßregeln  schritt  nur  Ende 
Juni  1906  die  Schweiz,  während  sich  Frankreich  und  Deutsch- 
land,damit  begnügten,  durch  Kündigung  ihrer  Handelsverträge  mit 
Spanien  zu  demonstrieren.  Trotz  des  heftigen  Widerstandes  der 
parlamentarisch  sehr  mächtigen  spanischen  Großindustriellen  kam 
es  schließlich  zu  einem  Tarifverträge  Spaniens  mit  der  Schweiz 
vom  I.  September  1906  und  zu  Meistbegünstigungsabkommen  mit 
Frankreich  und  Deutschland  sowie  den  Vereinigten  Staaten.  Durch 
die  nicht  formellen  Abmachungen  Deutschlands  mit  Spanien 
sowie  durch  den  Handelsvertrag  mit  der  Schweiz  erfuhren  die  allzu 
hohen  Schutzzölle  des  spanischen  Zolltarifes  von  1906  immerhin 
nicht  unbeträchtliche  Ermäßigungen.     Dieser  Fall  ist  um  so  bedeut- 


*)    Vgl.  hierüber  im  III.  Kapitel  die  Abteilungen  II  und  XII. 
')    Vgl.  hierüber  im  III.  Kapitel  Abteilung  II. 
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sanier,  als  es  hierbei  nicht  etwa  zu  langwierigen  Zollkriegen  kam; 
es  genügten  einige  Zollerhöhungen  auf  spanische  Ausfuhrwaren,  die 
im  französischen  General-  oder  Maximaltarife  während  des  Sommers 
1906  vorgenommen  wurden,  und  zwei  Monate  zollkriegsmäßiger 
wechselseitiger  Behandlung  der  schweizerischen  und  spanischen 
Waren  nach  dem  Generaltarife,  um  das  dargestellte  Resultat  zu 
erzielen. 

n.  Zollkriegsmaßregeln  als  Einschüchterungsmittel,  damit  sich  das  Aus^ 

land    ein    hochschutzzöUnerisches  Vorgehen    ruhig  gefallen  lasse;  der 

Payne- Tarif   der  Vereinigten  Staaten;    Österreichs-Ungarns  Zollkriege 

mit  Rumänien,  Serbien,  Montenegro. 

Häufig  wird  auch  behauptet,  daß  in  nicht  wenigen  Fällen  Zoll- 
kriegsmaßregeln nicht  etwa  die  Förderung  des  internationalen  Handels- 
verkehres bezwecken,  sondern  durch  Einschüchterung  das 
Ausland  bewegen  wollen,  sich  einen  hochschutzzöllnerischen  Tarif 
ruhig  gefallen  zu  lassen.  Derartige  Absichten  mögen  nicht  selten 
bestehen.  Aber  daß  solche  Absichten  auch  nur  in  der  Mehrzahl 
der  betreffenden  Fälle  verwirklicht  wurden,  dürfte  wohl  nicht  nach- 
zuweisen sein.  Gerade  für  ein  Übermaß  von  Zollkriegsdrohungen, 
deren  tatsächliche  Ausführung  auch  für  den  androhenden  Staat  sehr 
lästig  wäre,  gilt  das  Wort :  „A  llzu  scharf  macht  scharti  g." 

In  dieser  Beziehung  sind  die  Erfahrungen  sehr  lehrreich,  welche 
die  Vereinigten  Staaten  mit  den  ungefügen  Drohungen 
ihres  Payne-Tarifes  vom  5.  August  1909  gemacht  haben. 
Darin  wurde  jedes  Land,  das  den  Hochschutzzoll  der  „Minimalsätze'* 
des  Payne-Tarifes  nicht  mit  unbedingter  Meistbegünstigung  und  mit 
zolltarifarischem  Entgegenkommen  gegen  die  Ausfuhr  der  Union 
belohnen  wollte,  vom  i.  März  1910  an  mit  den  noch  um  25  Prozent 
des  Wertes  höheren  Maximalsätzen  dieses  Tarif  es  bedroht.  Bei 
Deutschland  und  Österreich-Ungarn  (sowie  einigen  anderen  größeren 
Handelsstaaten)  ist  zwar  der  Union  dieser  Bluff  gelungen,  abgesehen 
von  der  Veterinärpolitik  beider  Kaiserreiche  und  den  in  ihren  Zoll- 
tarifen befindlichen,  gegen  die  Vereinigten  Staaten  gerichteten, 
stacheligen  Spezialisierungen  ^).  Aber  so  wichtige  Absatzgebiete 
der  Vereinigten  Staaten  wie  Kanada  und  Frankreich 
gewährten  nur  einige  Vertragszölle,  aber  nicht  die  Meistbegünstigung, 
und  die  Union  gab  sich  sowohl  gegenüber  Kanada  als  auch  Frank- 


^)    Vgl.    über    diese  Spezialisierungen  die  XIII.  Abteilung  des  III.  Kapitels. 
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reich  noch  vor  dem  am  i.  April  1910  erfolgten  Inkrafttreten  der 
Retorsionsklausel  des  Payne-Tarifes  mit  dürftigen  Zollabkommen 
ohne  Meistbegünstigung^)  zufrieden.  Frankreich  hatte  eben  bereits 
Anfangs  November  1909  mit  einzelnen  Zollkriegsmaßregeln  gegen 
die  Union  begonnen  (durchgängige  Behandlung  der  Waren  aus  den 
Vereinigten  Staaten  nach  dem  General-  oder  Maximaltarife),  und 
Kanada  ließ  keinen  Zweifel  über  seine  Entschlossenheit  bestehen, 
die  etwaige  Belegung  seiner  Ausfuhr  mit  den  Maximalsätzen  des 
Payne-Tarifes  mittels  ähnlicher  Prohibitivsätze  zu  vergelten. 

Durch  diese  wechselseitigen  Zollkriegsdrohungen  wurde  nicht 
etwa  unmittelbar  eine  besondere  Förderung  des  internationalen 
Warenaustausches  erzielt.  Aber  es  wurde  den  Vereinigten  Staaten 
klar  gemacht,  daß  Bluff  und  leere  Drohungen,  ohne 
tatsächliches  zollpolitisches  Entgegenkom- 
men gegenüber  dem  Auslande,  ein  durchaus 
unzulängliches  Hilfsmittel  seien,  um  wahrhaft  be- 
deutsame Erfolge  für  die  Ausfuhrinteressen  der  Union  zu  erzielen. 
Vermöge  dieser  Erkenntnis  ist  es  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  einer 
viel  kräftigeren  handelsvertragsfreundlichen  Stimmung  gekommen 
als  je.  Die  Unionsregierung  hat  sehr  schnell  begonnen,  die  Kon- 
sequenzen aus  dieser  Stimmung  zu  ziehen,  indem  sie  Mitte  Mai  1910 
ein  Angebot  an  Kanada  ergehen  ließ,  in  Verhandlungen  über  den 
Abschluß  eines  definitiven,  umfassenderen  Handelsvertrages  einzu- 
treten. Dieser  Vertrag  kam  nach  mancherlei  Zwischenfällen  am 
21.  Januar  191 1  zustande  und  ging  sogar  so  weit,  daß  man  von  der 
Anbahnung  eines  unvollkommenen  Zollvereines  zwischen  der  Union 
und  Kanada  sprechen  konnte.  Doch  die  kanadischen  Parlaments- 
wahlen vom  21.  September  191 1  mit  ihrem  für  die  liberale  Regie- 
gierung  Laurier  so  ungünstigen  Ausgange  haben  den  Vertrag  vor- 
läufig zum  Scheitern  gebracht. 

Österreich-Ungarn  befand  sich  im  Jahre  1910  in  einer 
einigermaßen  ähnlichen  Lage  wie  die  Vereinigten  Staaten.  Es  hat 
um  der  Fernhaltung  des  osteuropäischen  Viehs 
und  Fleisches  wÜlen  im  letzten  Vierteljahrhundert  zwei  große 
Zollkriege  geführt,  den  mit  Rumänien  vom  i.  Juli  1886  bis 
zum  14.  Juni  1894  und  jenen  mit  Serbien,  der  am  7.  Juli  1906 
begann  und  mit  einer  siebenmonatigen  Unterbrechung  (von  Anfang 
September  1908  bis  Ende  März  1909)  bis  zum  24.  Januar  1911  an- 

*)  Dagegen  wurden  die  damaligen  kanadischen  Tarif  Zugeständnisse  an  die  Union 
in  den  allgemeinen  Tarif  Kanadas  übernommen  und  hierdurch  allgemein  zugänglich 
gemacht.     Vgl.  hierüber  Abteilung  XIII  des  III.  Kapitels. 
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dauerte  ^).  Auch  in  Österreich-Ungarn  hat  sich  hieraus  eine  gegen 
die  Übertreibungen  des  handelspolitischen 
A  gr  ar  s  chu  t  z  e  s  gerichtete  stärkere  Strömung 
entwickelt,  als  deren  erstes  dauerndes  Resultat  der  eine  kontingen- 
tierte Fleischeinfuhr  zulassende  Handelsvertrag  mit  Rumänien  vom 
23.  April  1909  zu  bezeichnen  ist  (in  Kraft  getreten  am  i.  September 
1910),  dem  sodann  ähnliche  Verträge  mit  Serbien  (vom  14./27.  Juli 
19 10)  und  Montenegro  (vom  24.  Januar/6.  Februar  191 1)  nachfolgten. 
Übrigens  war  es  weit  mehr  auf  politische  als  auf  wirt- 
schaftliche Beweggründe  zurückzuführen,  daß  in  Österreich  die 
städtisch-industriellen  Interessenten  im  März  1909,  während  der 
schärfsten  Zuspitzung  der  bosnischen  Annexionskrise,  verhältnis- 
mäßig schwachen  Widerstand  gegen  den  neuerlichen  Ausbruch  des 
Zollkrieges  mit  Serbien  leisteten.  Dieser  schien  nämlich  am  i.  Septem- 
ber 1908  durch  die  provisorische  Inkraftsetzung  des  österreichisch- 
serbischen Handelsvertrages  vom  1./14.  März  1908  bereits  beendet 
zu  sein,  und  ohne  die  weltpolitische  Sturmzeit,  die  mit 
der  Annexionserklärung  vom  5.  Oktober  1908  begann,  wäre  der 
provisorischen  Inkraftsetzung  des  genannten  österreichisch-serbischen 
Vertrages  sicherlich  die  definitive  bald  nachgefolgt.  Zu  einem  Zoll- 
krieg mit  Montenegro  wäre  es  überhaupt  nicht  gekommen. 


III.    Zollkriege,    die   politischen  Beweggründen  entstammen    und  ins- 
besondere   als  Begleiterscheinung    von  Kriegen    oder  als  Ersatz  für 

Kriege  auftreten. 

Die  bisher  entwickelten  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  treffen 
eben  für  jene  Zollkriege  nur  in  sehr  beschränktem  Maße  zu,  die 
politischen  Beweggründen  entstammen  und,  wenigstens 
direkt,  nicht  um  bestimmter  handelspolitischer  Ziele  willen  ge- 
führt werden 2).      Es  ist   selbstverständlich,  daß  der  Krieg  (im 


*)  Von  geringerer  Bedeutung  ist  der  mehr  aus  politischen  als  aus  wirtschaftlichen 
Beweggründen  am  22.  Dezember  1908  zum  Ausbruch  gelangte  Zollkrieg  Österreich- 
Ungarns  mit  Montenegro,  zu  dessen  Beendigung  ein  Handelsvertrag  vom 
24.  Januar/6.  Februar  191 1  mit  diesem  südslawischen  Königreiche  (enthaltend 
wechselseitige  Meistbegünstigung  und  ein  montenegrinisches  Viehkontingent  für  die 
Ausfuhr  nach  Süddalmatien)  abgeschlossen  wurde.  Mitte  Juli  191 1  hörte  der  Zoll- 
kriegszustand tatsächlich  auf,  bevor  noch  der  Vertrag  in  den  Parlamenten  Öster- 
reich-Ungarns genehmigt  worden  war. 

»)  Allerdings  hat  zur  gehässigen  Stimmung  zwischen  Serbien 
undösterreich-Ungarn,  die  am  Wiederausbruche  des  Zollkrieges  zu  Ende 
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herkömmlichen  Sinne  dieses  Wortes)  dem  auf  vertragsmäßige  Be- 
günstigungen gestützten  Handelsverkehre  ein  Ende  bereitet.  So 
wurden  z.  B.  sofort  nach  dem  Ausbruche  des  letzten  großen  Krieges, 
nämlich  desjenigen  zwischen  Rußland  und  Japan  von 
1904/1905,  beiderseits  die  Waren  des  anderen  Teiles  dem  General- 
tarif unterworfen.  Auch  der  langwierige  italienisch-franzö- 
sische Zollkrieg  (vom  i.  März  1888  bis  12.  Februar  1899) 
stellte,  gleich  der  damaligen  Feindseligkeit  des  Pariser  Kapital- 
marktes gegen  die  italienischen  Werte,  nur  einen  Ersatz  für  jenen 
Waifengang  dar,  den  Frankreich  in  der  damaligen  Blütezeit  des 
deutsch-österreichisch-italienischen  Dreibundes  nicht  wagen  durfte. 
Endlich  war  die  sofortige  Folge  des  gegen  Ende  September  191 1 
begonnenen  italienisch-türkischen  Krieges  um  Tripolitanien  ein 
türkischer  Boykott  gegen  italienische  Waren.  Anfangs  November 
kam  die  Aufhebung  der  Kapitulationen  gegenüber  Italien,  und  vom 
12.  Oktober  191 1  an  wurde  die  Einfuhr  italienischer  Waren  auch 
formell  mit  Prohibitivzöllen  von  hundert  Prozent  des  Wertes  belegt. 
Hier  sei  vor  der  Annahme  gewarnt,  als  ob  die  aus  politi- 
schen Beweggründen  geführten  Zollkriege  für 
die  Weltwirtschaft  von  besonderer  Bedeutung  w^ären.  Tatsächlich 
stellen  diese  Zollkriege  seit  Napoleons  I.  Sturz  (Kontinentalsperre 
und  die  hierauf  antwortende  britische  Blockade  der  kontinentalen 
Häfen)  nur  Ausnahmefälle  dar.  Sie  drängen  sich  nur,  wegen  der 
Bedeutsamkeit  der  mit  ihnen  zusammenhängenden  politisch-mili- 
tärischen Ereignisse,  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit  in  höherem 
Grade  auf.  Bei  einer  Aufzählung  der  großen,  bekannteren  Zollkriege 
verfällt  man  daher  leicht  auf  jene  Zollkriege,  die  vorwiegend  oder 
fast  ausschließlich  um  politischer  Beweggründe  wülen  geführt  wurden. 
Noch  weniger  kann  man  aber  zu  einer  Überschätzung  der  Zollkriege 
letztgenannter  Art  gelangen,  wenn  man  in  sachgemäßer  Weise  in 
den  Bereich  der  Zollkriegseinrichtung  nicht  nur  die  tatsächlich 
ausgebrochenen  Zollkriege,  sondern  auch  ihre  vorbereitenden 
Stadien  einbezieht. 


März  1909  die  Schuld  trug,  in  hohem  Maße  auch  das  geringe  Entgegenkommen  bei- 
getragen, das  die  habsburgische  Monarchie  den  Ausfuhrinteressen  des  benachbarten 
kleinen  Agrarstaates  seit  1906  erwies.  Mochte  also  die  Verlängerung  des  Zollkrieges 
auf  politische  Momente  zurückzuführen  sein,  so  war  doch  diese  politische  Verbit- 
terung zum  nicht  geringen  Teile  der  handelspolitischen  Verärgerung  Serbiens  ent- 
sprungen. 
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IV.      Die  vorbereitenden  Stadien    der  Zollkriege;  Vergleich   mit   den 
Kriegen  im  herkömmlichen  Sinne  des  Wortes;  die  Gefahren  der  zoll- 
politischen Wehrlosigkeit. 

Man  erhält  bekanntlich  auch  vom  Wesen  und  Einfluß  der 
militärischen  Einrichtungen  einen  durchaus  unvoll- 
kommenen, unzutreffenden  Begriff,  wenn  man  nur  die  mit  Blut 
und  Eisen  grimmig  ausgefochtenen  Waffengänge  zwischen  Völkern 
und  die  gleichartigen  Bürgerkriege  in  Erwägung  zieht.  Man  muß 
auch  die  weit  zahlreicheren,  ja  gewissermaßen  alltäglichen  Fälle 
würdigen,  in  welchen  die  im  Hintergrunde  stehenden  militärischen 
Machtmittel  dazu  dienen,  um  ohne  Blutvergießen  diplomatische 
Erfolge  zu  erzielen.  Es  mag  das  Vorhandensein  dieser  Macht- 
mittel bei  den  diplomatischen  Aktionen  als  allgemein  bekannte 
Tatsache  vorausgesetzt  werden,  worauf  z.  B.  die  beständig  geübte 
Unterscheidung  von  Kleinstaaten,  Mittelstaaten,  Großstaaten  und 
Weltreichen  beruht;  es  mag  auf  die  müitärischen  Machtmittel  aus- 
drücklich hingewiesen  oder  ihre  kriegsbereite  Entfaltung  (der  ver- 
hältnismäßig seltenere  Fall  der  Mobilisierung)  dem  Gegner  drohend 
vor  Augen  geführt  werden.  Alle  diese  Fälle  sind  weit  zahlreicher 
und  üben,  eben  wegen  ihrer  Häufigkeit,  einen  weit  tiefer  gehenden 
Einfluß  aus  als  die  zu  seltenen  Ausnahmefällen 
gewordenen  Kriege  selbst.  So  hat  z.  B.  Großbritannien, 
die  stärkste  Seemacht  der  Erde,  seit  1827,  d.  h.  seit  der  mäßig  be- 
deutenden Seeschlacht  bei  Navarin,  höchstens  einzelne  Hafenstädte 
bombardiert  sowie  einzelne  Seeräuber-,  Sklaven-  und '  Schmuggler- 
schiffe weggenommen,  aber  keine  Seeschlacht  in  herkömmlichen 
Sinne  dieses  Wortes  bestanden.  Dagegen  hat  die  britische  Regierung 
seit  1827  (oder  seit  dem  Ende  der  Kriege  mit  Frankreich  und  den 
Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1815)  sehr  häufig  mittels  nachdrück- 
licher diplomatischer  Interventionen,  mittels  Drohnoten  und  Ulti- 
matum, ja  sogar  Flottendemonstrationen  das  Übergewicht  ihrer  See- 
macht gegen  schwächere  Gegner  oder  zweifelhafte  Freunde  zur 
Geltung  gebracht. 

Ähnlich  steht  es  um  die  Zollkriege.  Ihr  Wesen  erschöpft 
sich  nicht  im  offenen,  rücksichtslosen  Kampfe  mittels  zoll- 
tarifarischer und  sonstiger  handelspolitischer  Maßregeln, 
etwa  auf  dem  Gebiete  der  Sanitäts-  und  Veterinär- 
polizei, Schiffahrtsgebühren,  Tarife  der 
Staat  seisenbahnen.  Versagung  von  Eisenbahnanschlüssen 
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USW.  Ähnlich  wie  eine  kräftige,  schlagfertige  Heeresorganisation 
als  Rückhalt  diplomatischer  Auseinandersetzungen  nachhaltige  Wir« 
kungen  ausübt,  macht  sich  schon  der  bloße  Bestand  eines  hohen 
allgemeinen  oder  Maximaltarifes  geltend,  falls 
diesem  beträchtlich  niedrigere,  den  internationalen  Handelsverkehr 
tatsächlich  begünstigende  oder  wenigstens  ermöglichende  Vertrags- 
zölle oder  Minimalzölle  gegenüberstehen.  Das  gleiche  gÜt  natür- 
lich von  Vollmachten,  die  das  Zolltarifgesetz  der  Regierung 
für  den  Fall  an  die  Hand  gibt,  daß  sich  Retorsionen  gegen  einen 
zollpolitisch  rücksichtslosen,  unnachgiebigen  Staat  als  notwendig  er- 
weisen sollten.  Beispiele  hierfür  sind:  im  österreichisch-ungarischen 
Zolltarif  von  1906  Artikel  IV  ^),  die  weitgehenden  Retorsions- 
befugnisse  im  neuen  französischen  Zolltarife  vom  29.  März  1910 
(Artikel  III  und  IV),  der  Zollzuschlag  von  10  Prozent  des  Wertes, 
womit  in  den  Vereinigten  Staaten  die  Einfuhr  auf  fremden  Schiffen 
nach  Abschnitt  XV  des  Payne-Tarifes  von  1909  belastet  werden  kann. 
An  Stelle  der  Drohnote,  des  Ultimatums  oder  der 
Mobilisierung,  die  der  Kriegserklärung  vorhergehen,  treten 
auf  handelspolitischem  Gebiete  die  Kündigung  der  be-- 
stehendenVerträge,  einzelne  zolltarifarische  oder  veterinär- 
und  sanitätspolizeiliche  Schikanen  innerhalb  der  bestehenden 
Vertragsrechte  oder  auch  unliebsame  Brhöhungenvertrags- 
mäßig  nicht  gebundener  Zölle  usw.  Speziell  hinsicht- 
lich der  Kündigung  bestehender  Verträge  wäre  zu  bemerken,  daß 
die  Kündigung  eine  um  so  schärfere  Drohung  bÜdet,  je  kürzer  die 
Kündigungsfrist  des  betreffenden  Vertrages  ist.  So  be- 
deutet z.  B.die  Kündigung  eines  Vertrages  mit  einer  3 — 6 -monat- 
lichen Kündigtmgsfrist  weit  mehr,  als  wenn  die  Frist  ein  Jahr  be- 
trägt. Die  bloße  Androhung  eines  vertragslosen  Zustandes  wirkt 
bereits  sehr  scharf  bei  Verträgen,  die  überhaupt  keine  Kündigungs- 
frist besitzen,  sondern  nur  auf  Gegenseitigkeit  beruhen,  daher  jeden 
Moment  durch  einseitige  Verfügung  eines  der  beiden  Vertragsteüe 
beendet   werden   können,  wie  z.  B.  das  wichtige  französisch-italie- 


^)  So  lautet  Artikel  IV  des  österreichisch-ungarischen  Zolltarif gesetzes  vom 
13.  Februar  1906:  „Waren,  welche  aus  Staaten  kommen,  die  österreichische  oder 
ungarische  Schiffe  oder  "Waren  österreichischer  oder  ungarischer  Provenienz  in  irgend- 
einer Weise  ungünstiger  behandeln  als  jene  anderer  Staaten,  können  bei  der  Einfuhr, 
außer  dem  im  Tarif  enthaltenen  Zolle,  einem  Zuschlage  bis  zu  200  Prozent  desselben 
oder  bis  zur  Höhe  des  vollen  Handelswertes  der  Ware,  und  wenn  sie  in  dem  Tarife  als 
zollfrei  bezeichnet  sind,  einem  spezifischen  2^11e  bis  zu  100  Prozent  des  Handelswertes, 
unterworfen  werden." 
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nische  Handelsabkommen  vom  21.  November  1898,   das  nach  mehr 
als  dreizehnjähriger  Dauer  noch  immer  gilt. 

Die  Zollkriege  im  vollen  Sinne  des  Wortes  sind  zu  beklagens- 
werten, unliebsamen,  meist  auch  nur  kurze 
Zeit  andauernden  Ausnahmefällen  geworden.  Da- 
gegen bilden  sozusagen  das  tägliche  Brot  des  Handels- 
politikers folgende  Dinge :  das  Entwerfen  von  allgemeinen 
und  Vertragstarifen,  die  Vorbereitung  von  Retorsionszöllen  und 
sonstigen  Retorsionsmaßregeln,  die  Kündigung  von  Verträgen,  die  durch 
irgendwelche  Maßregeln  des  anderen  Vertragsteiles  an  Wert  einge- 
büßt haben,  die  Erhöhung  nicht  vertragsmäßig  gebundener  Zölle 
als  Beantwortung  zollpolitischer  Rücksichtslosigkeiten  des  Auslandes, 
die  Bezeichnung  irgendwelcher  von  einem  Auslandsstaate  geplanter 
zolltarifarischer  Maßregeln  als  handelspolitischen  Kriegsfall,  die 
Belebung  stockender  Handelsvertrags-Verhandlungen  durch  den 
Hinweis  auf  die  Möglichkeit  eines  Zollkrieges  usw. 

In  all  dem  liegt  eine  segensreiche,  unentbehrliche 
Abhilfe  gegen  Willkür  und  Rücksichtslosig- 
keiten einflußreicher  I  n  t  e  r  e  s  s  e  n  t  e  n  g  r  up  p  e  n 
in  wirtschaftlich  und  politisch  mächtigen  und  auch  minder  mächtigen 
Auslandsstaaten.  Es  war  daher  geradezu  irreführend,  als  die  b  r  i  -^ 
tische  Regierung  vor  einigen  Jahren,  in  Willfahrung  eines  parla- 
mentarischen Ersuchens  um  Material  zur  Frage  der  Zollkriege,  in 
einem  Blaubuche  eine  kurze  Erörterung  über  Schäden  und  Ge- 
winste der  bekannten  großen  Zollkriege  des  letzten  Vierteljahrhunderts 
bot.  Dieses  Blaubuch  besprach  namentlich  den  französisch-italieni- 
schen Zollkrieg  von  1888 — 1899,  den  österreichisch-rumänischen  von 
1886 — 1894,  den  deutsch-russischen  von  1893/ 1894  und  den  schwei- 
zerisch-französischen von  1893 — 1895.  Der  britischen  Öffentlichkeit 
wurde  hiermit  der  seltene  Ausnahmefall,  die  „ultima 
ratio",    als    die   Sache    selbst    vorgeführt. 

FreÜich  war  die  britische  Regierung  kaum  imstande,  mehr 
zu  bieten;  denn  die  soeben  als  „tägliches  Brot  des  Handelspolitikers* *" 
bezeichnete  „unblutige"  Handhabung  und  Ausnutzung  der  Zoll- 
kriegseinrichtung ist  gerade  im  freihändlerischen  Großbritannien 
den  Regierungskreisen  wenig  vertraut  geworden,  und  aus  eigener 
Erfahrung  sind  sie  wohl  kaum  imstande,  darüber  zu  berichten.  Auch 
ist  dieses  „tägliche  Brot"  kaum  geeignet,  zum  Gegenstande  eines 
offiziellen  Berichtes  gemacht  zu  werden.  In  den  Schutzzolländern 
sind  die  darunter  verstandenen  Hilfs-undVorbereitungs- 
mittel     der     Zollkriege     den    Handelspolitiken!   gewisser- 
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maßen  in  Fleisch  und  Blut  übergegangen  und  auch  einem  weiteren 
Kreise  wirtschaftspolitisch  Interessierter  aus  den  Zeitungen  und 
Fachblättern  ungefähr  bekannt.  Die  Kenntnis  davon,  wie  es 
bei  der  unblutigen  Handhabung  der  für  den  äußersten  Fall  des 
Zollkrieges  geschaffenen  Einrichtungen  zugeht,  muß  unzähligen 
Einzelfällen  und  Einzeleindrücken  entnommen 
werden.  Aber  die  aus  dieser  bunten  Fülle  gewonnenen  Resultate  lassen 
sich  nur  schwer  in  jenen  Formen  strenger  Bestimmtheit  wiedergeben, 
wie  sie  für  offizielle  Berichte  und  Denkschriften  kaum  entbehrlich 
sind. 

Doch  sind  für  das  Urteü  über  die  Tragweite  der  Zollkriegs- 
Einrichtungen  gerade  die  vorbereitenden  Stadien  des 
Zollkrieges,  angefangen  mit  der  Aufstellung  eines  die  Mittel 
zur  Retorsion  an  die  Hand  gebenden  Zolltarifgesetzes,  von  ent- 
scheidender Wichtigkeit.  Die  Hauptbedeutung  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  Führung  von  Zollkriegen  liegt  nämlich  nicht  darin, 
das  Verfahren  zu  regeln,  wie  zu  bestimmten  wirtschaftlichen  oder  auch 
politischen  Zwecken  zeitweilige  Störungen  der  normalen 
Handelsbeziehungen  zwischen  zwei  Staaten  hervorgerufen  werden; 
auch  für  die  Diplomatie  ist  ja  der  Krieg  als  Waffengang  nur  das 
äußerste  Mittel,  das  namentlich  seit  dem  Ende  der  Napoleonischen 
Kriege  und  in  Kulturländern  nur  mehr  selten  angewandt  wird.  Die 
Hauptbedeutung  der  Zollkriegs-Einrichtung  ist  vielmehr  darin  zu 
erblicken,  daß  sie  ununterbrochen  die  feste  Grundlage  und 
Schutzwehr  des  wehrhaften  Freihandels  oder  gemäßigten  Schutz- 
zolles bÜdet.  So  beruht  auch  der  ganze  diplomatische  Verkehr  der 
Staaten  in  letzter  I^inie  auf  den  ihnen  verfügbaren  Machtmitteln, 
wenn  auch  nicht  bei  jedem  geringfügigen  Anlasse  damit  geprotzt 
und  gedroht  wird.  Wenn  man  sich  also  darüber  klar  werden  wül, 
inwiefern  die  Zollkriege  und  alle  Hufs-  und  Vorbereitungseinrichtungen 
hierzu  der  Förderung  des  wehrhaften,  auf  Tarifverträge  gestützten 
Freihandels  und  der  Milderung  des  autonomen  Hochschutzzolles 
dienen,  gedenke  man  nur  der  alten  Wahrheit:  Das  größte  Übel,  das 
alle  anderen  in  sich  schließt^  ist  die  Wehrlosigkeit, 
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V.  Angebliche  Abschwächung  der  Zollkriege  durch  politische  Rück- 
sichten; Verschärfung,  Verlängerung  oder  Herbeiführung  von  Zoll- 
kriegen durch  politische  Momente;  zahlreiche  zwischenstaatliche  Ver- 
hältnisse, wonach  zwei  Staatswesen  für  einander  nur  als  Wirtschafts- 
körper und  nicht  als  politische  Machtgebilde  in  Frage  kommen;  deutsch- 
russischer Zollkrieg  1893/1894  sowie  erstes  und  zweites  mitteleuro- 
päisches Vertragssystem  von  1892 — 1894  und  1904 — 1906  als  Beispiele 
reinlicher  Trennung  politischer  und  wirtschaftlicher  Gesichtspunkte 
in  handelspolitischen  Aktionen;  angebliche  politisch-gefärbte  Nach- 
giebigkeit Deutschlands  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten  1894—1910. 

Freilich  haben  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsent- 
wicklung" ^)  manches  dagegen  einzuwenden,  daß  man  die  bis  zum 
bitteren  Ende  geführten  Waffengänge  des  Kriegs  im  herkömmlichen 
Sinne  des  Wortes  mit  den  Zollkriegen  in  Vergleich  stelle.  Diese 
Skeptiker  leugnen  nämlich,  daß  die  Zollkriegswaffen  eine  solche 
Schärfe  besäßen  und  mit  solch  entschiedenem  Nachdrucke  ange- 
wandt würden,  um  einen  Vergleich  mit  den  Kriegen  im  herkömm- 
lichen Sinne  des  Wortes  zu  gestatten.  Die  Schärfe  der  Zollkriege 
werde  nämlich  stets  durch  politische  Rücksichten  ge- 
müdert.  Man  hüte  sich  aus  politischen  Gründen  vor  dem  Äußersten, 
um  aus  den  Gehässigkeiten  der  Zollkriege  nicht  eine  schwere  politische 
Verstimmung  entstehen  zu  lassen,  und  schließe  lieber  lahme 
Kompromisse  ab.  Solche  Kompromisse  hätten  ein  geringes 
Ausmaß  von  Zugeständnissen  zum  Inhalte,  wobei  in  erster  I^inie  auf 
ungefähre  Gleichwertigkeit  des  Gegebenen  und  Empfangenen 
gesehen  werde;  weit  weniger  werde  aber  darauf  geachtet,  daß  die 
beiderseits  ausgetauschten,  ungefähr  gleichwertigen  Zugeständnisse 
derart  seien,  um  zu  einer  namhaften  Belebung  des  wechselseitigen 
Handelsverkehres  Anregung  zu  bieten. 

Hierauf  wäre  zu  erwidern,  daß  die  Sehnsucht  nachKom- 
promissen und  das  Streben  nach  Vermeidung  der  Kämpfe  „bis 
zum  bitteren  Ende"  keineswegs  bloß  auf  die  Zoll- 
kriege beschränkt  bleiben.  Man  findet  dieselbe  Erscheinung 
auch  innerhalb  der  anderen  großen  Gruppenkämpfe  um  besseres 
wirtschaftliches  Fortkommen,  um  Raum  und  wirtschaftliche  Hilfs- 
mittel zur  Vermehrung,  um  Land-  und  Machtgewinn.  Bei  Kriegen 
verschiedener  Staaten  gegeneinander  oder  bei  Bürgerkriegen  hemmen 
nicht   nur   politisch-müitärische    Rücksichten,    sondern    auch   wirt- 

*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
Schilder.    9. 
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schaftliche  Bedenken  die  schärfste  Anwendung  der  den  Kämpfenden 
zur  Verfügung  stehenden  politisch-militärischen  Machtmittel.  In 
Kämpfen  zwischen  Unternehmerschaft  undArbeiter- 
Schaft  über  den  Inhalt  der  Arbeitsverträge  bilden  fast  immer 
wirtschaftliche  Rücksichten  und  Machtmomente  politischer  Art 
einen  kaum  entwirrbaren  Knäuel.  Es  wäre  also  keine  besondere 
Eigentümlichkeit  der  Zollkriege,  daß  sie  häufig  um  politischer  Rück- 
sichten willen  nicht  bis  zum  Äußersten  fortgeführt  werden. 

Dagegen  kommt  es,  wie  bereits  erwähnt  (vgl.  Abteilung  III 
dieses  Kapitels),  bisweilen  sogar  vor,  daß  Zollkriege  nicht 
etwa  um  politischer  Rücksichten  wÜlen  abgeschwächt,  sondern  in- 
folge mitwirkender  politischer  Momente  arg  verschärft  oder 
zum  mindesten  verlängert,  wenn  nicht  gar  direkt  herbei- 
geführt werden.  Als  Beispiele  hierfür  wurden  früher  der  fran- 
zösisch-italienische Zollkrieg  von  1888 — 189g  und  der  österreichisch- 
serbische vom  Juli  1906  bis  Januar  191 1  genannt.  Zu  nennen  wären 
noch  der  rumänisch-griechische  Zollkrieg,  der  vom  Juli 
bzw.  August-  1906  in  aller  Schärfe  (rumänische  Einfuhrverbote!) 
bis  Ende  Juni  (a.  St.)  1907  dauerte  und  in  Form  wechselseitiger 
Anwendung  der  Generaltarife  noch  1911  bestand.  Dieser  Zollkrieg 
war  infolge  der  Erbitterung  Rumäniens  über  die  Mißhandlung  der 
rumänischen  Kutzowalachen  in  Mazedonien  durch  griechische  Banden 
zum  Ausbruch  gekommen.  Ferner  wäre  der  deutsch-kana- 
dische Zollkrieg  zu  erwähnen,  der  vom  31.  Juli  1898  (in  schärferer 
Form  mit  kanadischen  besonderen  Zuschlagszöllen  seit  17.  April 
1903)  bis  I.  März  igio  bestand  und  durch  den  deutsch-englischen 
Gegensatz  verschärft  und  verlängert  wurde  usw. 

Aber  auch  abgesehen  von  diesen  nicht  gerade  zahlreichen,  wenn 
auch  bedeutsamen  Fällen  der  Verschärfung  oder  gar  Herbeiführung 
von  Zollkriegen  durch  politische  Spannungen  werden  die  wirtschafts- 
politischen Waffen,  die  den  im  Zollkrieg  befindlichen  Staaten  zur 
Verfiigung  stehen,  durchaus  nicht  selten  mit  so  zielbewußter,  plan- 
mäßiger Rücksichtslosigkeit  angewendet,  als  nur  je  die  Waffen  ange- 
wandt wurden,  die  in  den  Kriegen  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes 
geführt  werden.  Es  ist  dies  namentlich  dann  der  Fall,  wenn  beide 
in  einen  Zollkrieg  verwickelte  Staaten  für 
einander  infolge  irgen^d  welcher  besonderer  Umstände  nur  als 
Wir  tschaft  skörper  und  nicht  als  politische 
Machtgebildein  Betracht  kommen.  So  ist  z.  B.  die  unge- 
heure politisch-müitärische  Übermacht  der  europäischen  Großstaaten 
gegenüber   der  Schweiz   dadurch  so   gut  wie   aufgehoben,   daß 
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die  Schweizer  Neutralität  von  den  europäischen  Großmächten  garan 
tiert  wurde.    Hierdurch  kann  die  Schweiz  ihre  kommerziellen  Inter- 
essen gegenüber  jedem  einzelnen  Großstaate  mit  aller  Energie  be- 
haupten, ohne  es  nötig  zu  haben,  sich  hierbei  um  irgendwelche  Unter 
schiede  der  politischen  Macht  und  um  die  Opportunismen  der  momen- 
tanen weltpolitischen  Lage  zu  kümmern. 

Ähnliche  handelspolitische  Verhältnisse,  wie  die  soeben  ge- 
schilderten zwischen  der  Schweiz  und  den  europäischen  Großstaaten, 
bestehen  zwischen  allen  europäischen  Staaten  einerseits  und,  mit 
Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten,  den  amerikanischen 
Republiken  andererseits.  Das  ganze  romanische  Amerika  vom 
Kap  Hörn  bis  zum  Rio  Grande  del  Norte  (Grenzfluß  zwischen  Mexiko 
und  den  Vereinigten  Staaten)  ist  durch  die  Monroe-Doktrin 
geschützt,  die  von  der  gewaltigen  Macht  der  Vereinigten  Staaten 
behauptet  und  von  den  europäischen  Großstaaten  anerkannt  wird  ^). 
Daher  stehen  die  genannten  Republiken  einerseits,  die  europäischen 
Großstaaten  (wohl  auch  die  asiatischen)  andererseits,  einander  kaum 
mehr  als  politische  Machtorganisationen,  sondern  fast  nur  als  Wirt- 
schaftskörper gegenüber. 

Rein  wirtschaftliche  Beziehungen  werden  auch  von  den  kleinen 
und  mittleren  Staaten  Europas  oderAmerikas 
untereinander  unterhalten,  falls  diese  Staaten  nicht  aneinander- 
grenzen  und  auch  keine  Einwirkungen  mittels  Seemacht  in  Frage 
kommen,  so  daß  weder  unmittelbare  politische  Beeinflussungen 
noch  Zollvereinspläne  großstaatenbildenden  Charakters  leicht  mög- 
lich sind.  Dies  gilt  insbesondere  von  der  Schweiz,  die  von  den 
übrigen  Kleinstaaten  Europas  durch  mächtige  großstaatliche  Gebilde 
getrennt  ist.  Im  Gegensatz  hierzu  sind  freüich  die  handelspolitischen 
Beziehungen  der  Balkanstaaten  untereinander  mit  macht- 
politischen Elementen  völlig  durchsetzt.  Hier  wären  beispielsweise 
zu  erwähnen :  die  alten  Zollvereinspläne  einer  Balkanunion 
als  Schrittmacher  des  von  panslavistischer  Seite  begünstigten  Balkan- 
bundes; die  neueren  serbisch-bulgarischen  Zollver- 
einspläne, die  namentlich  in  den  Jahren  1905  und  1906  einiger- 
maßen praktische  Gestalt  zu  gewinnen  schienen;  die  bereits  er- 
wähnten, seit  Juli/August  1906  vom  politischen  auf  das  wirtschaft- 
liche Gebiet  übertragenen  Feindseligkeiten  zwischen  Rumänien 
und  Griechenland  wegen  der  mazedonischen  Kutzowalachen, 

*)  Zur  Abstellung  von  Verletzungen  der  Monroedoktrin  durch  irgendeine  europä- 
ische (oder  asiatische)  Großmacht  würden  die  Vereinigten  Staaten  leicht  eine  andere 
europäische  Großmacht  und  zwar  insbesondere  England  als  Bundesgenossen  finden. 

9* 
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die  in  der  abgeschwächten  Form  der  beiderseitigen  Anwendung  der 
Generaltarife  noch  immer  andauern,  obwohl  sie  seit  der  von  Sommer 
1908  datierenden  besseren  Sicherung  von  Ruhe  und  Ordnung  in 
Mazedonien  gegenstandslos  geworden  sind. 

Dagegen  sind  die  Beziehungen  der  skandinavischen 
Staaten  zu  den  Balkanländern  sowie  zu  Portugal,  Belgien  und  Holland, 
die  Beziehungen  Belgiens  und  Hollands  zu  den  Balkan- 
ländern und  Portugal,  sowie  die  (wohl  nicht  sehi  umfangreichen) 
Portugals  zu  den  Balkanstaaten  rein  wirtschaftlicher  Art.  Auch 
bei  der  Regelung  der  handelspolitischen  Beziehungen  Kanadas 
zu  Deutschland,  Frankreich,  den  Vereinigten  Staaten  usw.  mittels 
Meistbegünstigungs-  und  Tarifverträge,  mittels  Zollkriege  und  Zoll- 
kriegsdrohungen waren  wohl  wirtschaftliche  Erwägungen  von  weit 
entscheidenderem  Gewichte  als  politische  Absichten  irgend  welcher 
Art^);  denn  Kanada  genießt  eine  doppelte  Sicherstellung  gegenüber 
jedem  Versuche  einer  Vergewaltigung  durch  militärisch-politische 
Machtmittel:  die  britische  Seemacht  und  die  Monroe-Doktrin  der 
Vereinigten  Staaten. 

Die  soeben  mitgeteilten  Beispiele  für  handelspolitische  Bezie- 
hungen zwischen  Staaten,  die  für  einander  nur  als  Wirtschaftskörper 
und  nicht  als  politische  Machtgebilde  in  Betracht  kommen,  sollen 
aber  durchaus  nicht  zu  dem  falschen  Schlüsse  führen,  daß  zwischen 
Staaten,  die  für  einander  auch  als  politische 
Kraftansammlungen  in  Frage  kommen,  keine 
scharfen  Zollkriege  überwiegend  wirtschaftlichen  Charakters  möglich 
wären.  Ein  ungemein  lehrreiches  Beispiel  hierfür  stellt  der  d  e  u  t  s  c  h- 
russische  Zollkrieg  von  1893/1894  (vgl.  Abteilung  I  dieses 
Kapitels)  dar.  Bekanntlich  bemühte  sich  Kaiser  Wilhelm  II.  sofort 
nach  seinem  Regierungsantritte  nach  Kräften,  die  alte  „turmhohe*' 
Freundschaft  zu  Rußland  wieder  herzustellen.  Bereits  im  April/Mai 
1895  half  das  deutsche  Reich  zugleich  mit  Frankreich  der  russischen 
Regierung,  die  Japaner  um  die  Früchte  ihres  Sieges  im  Kriege  mit 
China    zu    bringen.       Nichtsdestoweniger    wurde   von    Deutschland 


^)  Eine  Ausnahme  bildet  wohl  der  Abschluß  des  Handelsabkommens  zwischen 
Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten  vom  21.  Januar  191 1  sowie  seine  Zurückweisung 
durch  die  Wahlniederlage  der  kanadischen  Liberalen  vom  21.  September  191 1 ;  beide 
Vorkommnisse  waren  stark  pohtisch  begründet,  nämlich  das  Abkommen  selbst  durch 
den  Washingtoner  Wunsch  nach  einem  ganz  Nordamerika  umfassenden  Einflußgebiete, 
die  Verwerfung  des  Abkommens  durch  die  britisch-imperialistische  Gegenströmung. 
Dagegen  war  der  provisorische  Vertrag  zwischen  Kanada  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Ende  März  19 10  auf  Grund  rein  wirtschaftlicher  Erwägungen  zustandegekommen. 
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Ende  Juli  1893  der  Zollkrieg  mit  Rußland  aus  rein  wirtschaftlich- 
kommerziellen  Gründen  begonnen  und  erst  nach  Durchsetzung  einer 
grundsätzlichen  Änderung  der  russischen  Handelspolitik  im  März 
1894  erfolgreich  beendet. 

Auch  die  ungemein  empfindliche  Natur  der  politischen  Be- 
ziehungen Österreich-Ungarns  zu  Italien  hat 
keinen  der  beiden  Staaten,  und  namentlich  Österreich-Ungarn  nicht, 
gehindert,  bei  den  österreichisch-italienischen  Vertragsverhandlungen, 
die  im  Jahre  1903  (über  die  sofortige  Aufhebung  der  Weinzollklausel) 
begannen  und  erst  anfangs  1906  endeten,  ihre  wirtschaftlichen  und 
besonders  Ausfuhr-  und  Produktionsinteressen  mit  allem  Nachdrucke 
zu  wahren;  mehr  als  einmal  war  während  der  mit  großer  Zähigkeit 
geführten,  langwierigen  Verhandlungen  von  den  Schrecknissen  eines 
schonungslosen  Zollkrieges  die  Rede. 

Als  Beispiel  für  die  Abstumpfung  der  Zollkriegs- 
waffen durch  politische  Erwägungen  wurden 
häufig  das  erste  mitteleuropäische  Vertrags- 
system und  namentlich  seine  drei  grundlegenden  Verträge  vom 
6.  Dezember  1891  zwischen  Deutschland  und  Österreich-Ungarn, 
Deutschland  und  Italien,  sowie  Österreich-Ungarn  und  Italien  ge- 
nannt. Aber  bei  einer  genaueren  Prüfung  der  genannten  Verträge 
und  ihrer  Ergebnisse  dürfte  sich  diese  Ansicht  wohl  nicht  aufrecht- 
erhalten lassen,  mögen  auch  gelegentlich  Irrtümer  hin- 
sichtlich der  Tragweite  gewährter  oder  er- 
zielter wichtiger  Zugeständnisse  vorgekommen 
sein.  Vermöge  dieser  Irrtümer  mochte  bald  der  eine,  bald  der  andere 
Staat  in  der  einen  oder  anderen  Richtung  mehr  oder  weniger  be- 
günstigt oder  benachteÜigt  erscheinen. 

So  war  man  in  Österreich-Ungarn  noch  im  Dezember 
1891  der  Meinung,  für  irgendwie  absehbare  Zeit  Agrarausfuhr- 
1  an  d  zu  sein  und  zu  bleiben.  Daher  legte  man  das  Hauptgewicht 
auf  Zugeständnisse  Deutschlands  bezüglich  der  Getreide-,  Vieh-  und 
Fleischzölle  sowie  Veterinärvorschriften.  Tatsächlich  hörte  aber 
die  Ausfuhrfähigkeit  Österreich-Ungarns  für  Brotgetreide  bereits 
Mitte  der  neunziger  Jahre  so  gut  wie  auf,  und  eine  verhältnismäßig 
scharfe  Fleischteuerung  in  den  Jahren  1894  und  1895  gab  darüber 
Aufschluß,  daß  Erleichterungen  der  Vieh-  und  Fleischausfuhr  für 
Österreich-Ungarn  eine  zweifelhafte  Segnung  darstellen,  solange  es 
dem  Nachschub  aus  den  Balkanstaaten  und  Rußland  Hindernisse 
bereitet. 

Ein  weiterer  großer  Irrtum  bestand  darin,  daß  man  in  öster- 
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reich-Urigam  und  Italien  gegen  Ende  1891  die  Dauer  der  glänzenden 
Konjunktur  überschätzte,  die  damals  dem  internationalen  Weinbau 
durch  die  Verheerungen  der  Phylloxera  in  den 
französischen  und  ungarischen  Weinbergen 
geboten  wairde.  Sonst  hätte  man  sich  in  Österreich-Ungarn  gehütet, 
dem  so  leistungsfähigen  italienischen  Weinbau  mittels  der  soge- 
nannten Weinzollklausel  niedrige  Vorzugszölle  zu  gewähren.  FreÜich 
erhielt  Österreich-Ungarn  hierfür  von  italienischer  Seite  wertvolle 
Vertragszölle  für  den  Absatz  seiner  industriellen  und  teilweise  auch 
agrarischen  (forstwirtschaftlichen)  Erzeugnisse.  Italien  mußte 
wiederum  die  unangenehme  tiberraschung  erleben,  daß  seine  Wein- 
ausfuhr nach  Österreich-Ungarn  bereits  in  den  letzten  Jahren  des 
Bestandes  der  Weinzollklausel,  1900 — 1903,  stark  zurückging;  dies 
hing  mit  dem  Wettbewerb  des  dalmatinischen  und  namentlich  des 
ungarischen  Weinbaues  zusammen,  der  sich  nach  den  Verlusten 
der  neunziger  Jahre  mittels  Ansetzung  amerikanischer  Reben  von 
den  Verheerungen  der  Phylloxera  wieder  erholte. 

Diese  Irrtümer  in  den  drei  Verträgen  vom  Dezember  1891, 
welche  die  Tragweite  gewährter  oder  erzielter  wichtiger  Zugeständ- 
nisse betrafen,  waren  aber  auf  falsche  Beurteilung  wirt- 
schaftlicher Entwicklungen  zurückzuführen  und  sind 
keineswegs  als  Ausfluß  politischer  Gefällig- 
keit zu  betrachten.  Erwägungen  politischer  Art  verstärkten 
höchstens  den  Entschluß  maßgebender  deutscher  Faktoren,  dem 
Bedürfnis  Deutschlands  als  eines  aufstreben- 
den Industriestaates  nach  langfristigen  Tarif- 
verträgen Genüge  zu  tun,  sollte  hierbei  auch  ein  Teil  des  über- 
mäßigen, unter  Bismarck  aufgetürmten  Agrarschutzes  wieder  ab- 
getragen werden  müssen.  Daneben  wollte  man  Italien,  das 
damals  von  Frankreich  wirtschaftlich  auf  das  heftigste  befehdet 
wurde,  durch  Eröffnung  von  Absatzmöglichkeiten  für  seine  Weine, 
Südfrüchte,  öle  usw.  zu  Hilfe  kommen,  aber  nur  gegen  Gewährung 
vollwichtiger  Zugeständnisse  für  die  deutschen  und  österreichischen 
Industrien  und  landwirtschaftlichen  Erzeugungen,  so  jene  von 
Schlachtvieh,  Pferden,  Hopfen,  Holz  usw. 

Österreich-Ungarn  und  Italien,  die  sich  damals,  wenn  auch 
einigermaßen  irrig,  in  überwiegendem  Ausmaße  als  agrarische  Aus- 
fuhrländer empfanden,  konnten  gar  nicht  anders,  als  auf  das  An- 
gebot Deutschlands  hin  mit  beiden  Händen  zuzugreifen.  Tatsächlich 
stecken  aber  in  den  genannten  drei  Grund  vertragen  des  ersten 
mitteleuropäischen  Vertragssystemes  vom   Dezember   1891    ebenso- 
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wenig  mit  bewußter  Absicht  gegebene  Geschenke  zu  politischen 
Zwecken,  als  in  den  Verträgen  des  zweiten  mitteleuropäischen  Ver- 
tragssystems aus  den  Jahren  1904 — 1906;  diese  letzteren  kamen 
erwiesenermaßen  nach  langwierigen,  mühevollen  Verhandlungen  zu- 
stande, bei  welchen  jedes  Ausfuhr-  und  Produktionsinteresse  mit 
größter  Zähigkeit  verteidigt  wurde. 

Die  heftigsten  Klagen  darüber,  daß  angeblich  bei  den 
Verhandlungen  über  das  erste  mitteleuropäische  Vertragssystem  das 
wirtschaftlich  Notwendige  und  Erreichbare  aus  politischer  Gefällig- 
keit preisgegeben  worden  sei,  kamen  merkwürdigerweise  nicht  etwa 
aus  Österreich-Ungarn,  das  durch  die  früher  erwähnte  irrige  Be- 
urteilung wirtschaftlicher  Entwicklungen  den  größten  Schaden  er- 
litten hatte,  sondern  aus  Deutschland.  Gerade  das  Deutsche 
Reich  hatte  aber  innerhalb  dieses  Vertragssystems  für  alle  seine 
Zugeständnisse  hinsichtlich  der  deutschen  Agrarzölle  und  auch  be- 
züglich einiger  Industriezölle  vollwichtige,  wertvolle  Vertragszölle 
erlangt.  Während  man  in  Österreich-Ungarn  aus  unzweideutigen 
Ziffern  schließlich  zur  Erkenntnis  gelangte,  sich  bei  der  Beurteilung 
handelspolitisch  wichtiger  wirtschaftlicher  Zukunftsentwicklungen 
stark  geirrt  zu  haben,  fabelten  in  Deutschland  besonders  die  Agrarier 
von  politischen  Gefälligkeiten  gegenüber  den  anderen  Dreibund- 
mächten und  Rußland. 

Als  Beispiel  weitgehender  Nachgiebigkeit  in  handels- 
politischen Fragen,  die  um  politischer  Rücksichten  willen  statt- 
gefunden haben  soll,  wurde  häufig  auch  das  handelspolitische  V  e  r  -: 
hältnis  Deutschlands  zu  den  Vereinigten 
Staaten  genannt.  Das  Deutsche  Reich  habe  mit  der  wirtschaft- 
lich ungerechtfertigten  Nachgiebigkeit  gegen  die  in  der  Weltpolitik 
so  hervorragende  Republik  begonnen,  als  die  Z  o  1 1  f  r  e  i  h  e  i  t  für 
Zucker  im  Mac  Kinley-Tarife  von  1890  durch  den  Wilson-Tarif 
von  1894  wieder  aufgehoben  wurde.  Diese  Zollfreiheit  stellte  näm- 
lich einen  annehmbaren  Entgelt  für  die  Benachteiligungen  dar, 
welche  die  deutsche  Industrie  durch  die  sonstigen  Bestimmungen 
des  hochschutzzöllnerischen  Mac  Kinley-Tarifes  erlitten  hatte.  Nach 
Aufhebung  dieser  Zollfreiheit  im  Jahre  1894  sei  aber  die  weitere  Ge- 
währung des  wertvollen  deutschen  Vertragstarif  es  an  die  Ausfuhr 
der  Vereinigten  Staaten  ein  wirtschaftlich  unbegründetes  Zugeständ- 
nis gewesen. 

Während  aber  der  Wilson-Tarif  von  1894  immerhin 
einige  Müderungen  der  hochschutzzöllnerischen  Ausschreitungen  des 
Mac  Kinley-Tarifes  bot,  sei  auch  diese  Entschuldigung  weggefallen, 
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als  der  Dingley-Tarif  von  1897  die  Hochschutzzöllnerei 
des  Mac  Kinley- Tarif  es,  trotz  seitheriger  großer  Fortschritte  der 
nordamerikanischen  Industrie,  noch  übertrumpfte.  Die  Gewährung 
der  geringfügigen  Zugeständnisse  nach  Abschnitt  III  des  Dingley- 
Tarif  es  (für  geistige  Getränke,  Kunstwerke  und  Weinstein)  im  Gegen- 
seitigkeit sabkommen  mit  Deutschland  vom  10.  Juli  1900  sei  kein 
entsprechender  Gegenwert  für  den  deutschen  Vertragstarif  gewesen. 
Diese  Sachlage  habe  sich  für  Deutschland  wohl  kaum  nennens- 
wert verbessert,  als  die  deutsche  Regierung  in  den  Abkommen 
mit  den  Vereinigten  Staaten  von  1906  und  1907  einige  Vertragszölle 
minderer  Bedeutung  in  die  von  ihr  der  Union  gewährte  Meistbe- 
günstigung nicht  einschloß.  Am  allernachgiebigsten  schien  aber 
die  deutsche  Regierung  im  Februar  1910  zu  sein;  damals  gewährte 
sie  gegen  die  Minimalsätze  des  Payne-Tarifes  vom  5.  August 
1909,  dessen  Zollniveau  in  vielen  Tarifposten  noch  dasjenige  des  Ding- 
ley-Tarifes  überragt,  den  damaligen  ganzen  Vertragstarif. 

Doch  hat  es  sich  wohl  auch  bei  dem  hier  in  knappen  Zügen 
dargestellten  handelspolitischen  Verhältnisse  zwischen  Deutschland 
und  den  Vereinigten  Staaten  nicht  um  politische  Ge- 
fälligkeiten gehandelt,  sondern  i.  um  die  Tatsache,  daß  der 
für  Deutschlands  Zahlungsbilanz  hochwichtige  deutsche  Schiffs- 
verkehr mit  der  Union  jeden  Augenblick  durch  eine  Washingtoner 
Verordnung  zugunsten  der  britischen,  schwedischen,  norwegischen  usw. 
Schiffahrt  lahmgelegt  werden  kann;  2.  um  die  weitere  Tatsache, 
daß  die  Ausfuhr  der  Vereinigten  Staaten  nach  Deutschland  zum 
großen  Teile  aus  unentbehrlichen  oder  anderweitig  leicht  absetz- 
baren Rohstoffen  oder  weiter  zu  verarbeitenden 
einfachen  Fabrikaten  besteht;  dagegen  sind  die  Bezüge 
der  Union  aus  Deutschland  überwiegend  Fabrikate,  welche 
die  Vereinigten  Staaten  auch  aus  anderen  Industrieländern  leicht 
erhalten  können,  während  Deutschland  hierfür  anderswo  nur  schwer 
einen  Markt  zu  finden  vermag;  3.  befand  sich  die  deutsche  Regierung 
im  Februar  1910  in  einem  schweren  Irrtum  über  die  prekäre 
Lage  der  Washingtoner  Hochschutzzollpolitik  nach  innen  und  außen, 
als  die  Minimalsätze  des  Payne-Tarifes  mit  dem 
damaligen  ganzen  deutschen  Vertragstarif  erkauft  wurden,  aber  an 
politische  Gefälligkeiten  wurde  hierbei  in  Berlin  nicht  gedacht. 
Sicherlich  wurde  aber  die  deutsche  Regierung  in  diesem  Irrtum 
4urch  die  Haltung  eines  großen  Teiles  der  deutschen  Presse  bestärkt; 
4iese  letztere  stellte  nämlich  die  Washingtoner  Bluff-Politiker  als 
:zu  allem  fähige  Gewaltmenschen  dar. 
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Also  auch  das  scheinbar  so  beweiskräftige  Beispiel  für  eine 
Abstumpfung  der  Zollkriegswaffen  durch  politische  Rücksichten, 
das,  nach  vielfach  geäußerter  Ansicht,  im  handelspolitischen  Ver- 
hältnisse zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  (während 
der  Jahre  1894 — 1910)  zu  finden  sein  sollte,  besagt  bei  genauerer 
Untersuchung  des  Falles  gerade  das  Gegenteil.  Es  ergeben  sich 
nämlich  zwingende  wirtschaftliche  Rücksichten  (Deutschlands  SchifF- 
fahrt,  Rohmaterialbedarf  und  Bedürfnis  nach  Fabrikatenexport)  und 
Irrtümer  über  bevorstehende  wirtschaftliche  oder  wirtschaftspolitische 
Entwicklungen  (Deutschlands  unzutreffende  Furcht  vor  den  Maximal- 
sätzen des  Payne-Tarifes  im  Januar  und  Februar  1910),  welche  für 
die  Gestaltung  des  handelspolitischen  Verhältnisses  zwischen  Deutsch- 
land und  der  Union  bestimmend  waren. 

Eine  sorgfältigere  Prüfung  der  sonstigen  Beispiele,  welche  die 
,,Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung" ^)  für  eine  Ab- 
stumpfung der  Zollkriegswaffen  durch  politische  Rücksichten  an- 
führen, wird  wohl  in  den  meisten  Fällen  das  gleiche  Resultat  er- 
geben, das  bei  Betrachtung  des  deutsch-nordamerikanischen  Falles 
herauskam.  So  dürfte  sich  also  auch  das  Argument  der  genannten 
Skeptiker  von  der  angeblichen  Abstumpfung  der 
Zollkriegswaffen  durch  politische  Rücksich ten 
ohnmächtig  erweisen,  die  früheren  Feststellungen  hinsichtlich  der 
Zollkriege  und  ihrer  vorbereitenden  Stadien  zu  erschüttern:  Sie  sind 
(vgl.  Abteüung  IV  dieses  Kapitels)  „eine  segensreiche, 
unentbehrliche  Abhilfe  gegen  Willkür  und 
Rücksichtslosigkeiten  einflußreicher  Inter- 
esse n  t  e  n  g  r  u  p  p  e  n  in  wirtschaftlich  und  poli- 
tisch mächtigen  und  auch  m  i  n  d  e  r  m  ä  c  h  t  i  g  e  n 
Staatswesen"  und  „dienen  der  Förderung  des 
vertragsmäßigen  wehrhaftenFreihandels  und 
der  Milderung  des  autonomen  Hochschutz- 
zolles" gemäß  der  alten  Wahrheit:  das  größte  Übel,  das  alle  anderen 
in  sich  schließt,  ist  die  Wehrlosigkeit. 

Hiermit  haben  aber  auch  jene  Argumente  eine  bedeutende 
Verstärkung  und  sozusagen  ihren  völligen  Ausbau  erfahren,  die 
im  III.  Kapitel  zur  Widerlegung  des  Schlagwortes  der  „Skeptiker 
hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  vom  ,, Bankerott  der 
Handelspolitik"  vorgebracht  wurden.  Denn,  abgesehen  von 
den  zumeist  nur  minder  bedeutsamen,   bestenfalls  die  unbedingte 


*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
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Meistbegünstigung  gewährleistenden  Verträgen  der  Staaten  des  nicht 
wehrhaften  Freihandels,  gehört  die  weitaus  überwiegende  Mehrheit 
der  Handelsverträge  einer  der  beiden  nachfolgenden  Gruppen /an : 
entweder  stellen  diese  Verträge  das  unmittelbare  Ergebnis,  den 
Abschluß  von  Zollkriegen^)  dar  oder  sie  hängen  auf  irgend- 
eine Weise  mit  den  „vorbereitenden  Stadien  der  Zollkriege" 
(Vgl.  Abt.  IV  dieses  Kapitels)  zusammen.  Wenn  es  nun  richtig 
ist,  daß  die  Zollkriege  und  ihre  vorbereitenden  Stadien  der  „För- 
derung des  vertragsmäßigen  wehrhaften  Freihandels  und  der 
Milderung  des  autonomen  Hochschutzzolles"  dienen,  dann  kann 
schwerlich  von  einem  „Bankerott  der  Handelsvertragspolitik**  ge- 
sprochen werden.  Denn  diese  Politik  findet  in  den  Zollkriegs- 
einrichtungen ihre  wichtigste,  wenn  auch  nicht  ihre  einzige  2)  Stütze. 


^)  Beispiele  hierfür  sind:  Der  deutsch-russische  Handelsvertrag  vom  29.  Ja- 
nuar./lo.  Februar  1894,  der  französisch-schweizerische  Notenwechsel  vom  25.  Juni 
1895,  die  italienisch-französischen  Vereinbarungen  vom  21.  November  1898,  der 
spanisch-schweizerische  Handelsvertrag  vom  i.  September  1906,  die  Handeigverträge 
Österreich-Ungarns  mit  Rumänien  vom  9-/2 1.  Dezember  1893  ^^^  ^t  Serbien  vom 
1./14.  März  1908  und  14./27.  Juli  1910,  das  türkisch-bulgarische  Provisorium  vom 
6./ 19.  Februar  191 1  e.  c. 

*)  Inwiefern  wertvolle  Tarifverträge  vermöge  teilweisen  oder  völligen  Verzichts 
auf  die  zeitlich  unbefristeten,  wirtschaf thchen  und  pohtischen  Rechte  Zustandekommen, 
die  den  Kulturstaaten  in  den  Gebietender  offenen  Tu  r  zustehen,  siehe 
Kapitel  VIII  Abteilung  II.  Inwiefern  solche  Tarifverträge  durch  Ausnutzung  der 
Kapitalsübermacht  eines  Gläubigerlandes  gegenüber  einem  Schuldnerlande  xur  Ent^ 
stehung  gelangen,  siehe  Kapitel  IX  Abteilung  I  e.  Als  Beispiele  von  bedeutsamen 
Handelsverträgen,  deren  Entstehungsursachen  vorwiegendpo- 
litischer Art  sind,  wären  zu  nennen :  die  Meistbegünstigungsklausel  des  deutsch- 
französischen  Frankfurter  Friedens  von  187 1 ;  das  Zugeständnis  wechsel- 
seitiger Meistbegünstigung,  das  Rußland  den  Vereinigten  Staaten 
als  höfUchen  Dank  für  ihre  Vermittlertätigkeit  beim  Abschlüsse  des  Friedens  zu 
Portsmouth  im  September  1905  machte.  Freilich  handelt  es  sich  in  beiden  Fällen  um 
Meistbegünstigung^-  Verträge,  nicht  um  Tarifverträge,  und  im  letztge- 
nannten Falle  ist  sogar  die  Meistbegünstigung  nur  auf  Seiten  Rußlands  unbedingt, 
auf  Seiten  der  Vereinigten  Staaten  nur  bedingt.  Dabei  stellt  dieser  russisch-amerika- 
nische Vertrag  gleichzeitig  auch  den  Abschluß  eines  seit  1901  andauernden  Zollkrieges 
dar,  dessen  Anlaß  die  Ausgleichszölle  der  Union  gegen  die  indirekten  russischen  Zucker - 
ausfuhrprämien  gewesen  waren. 
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Fünftes    Kapitel. 

Der  britische  Freihandel  und  seine  politisch- 
militärischen Stützen. 

I.  HochschutzzöUner  und  unbedingte  Freihändler  gegen  Zollkriege  und 
deren  vorbereitende  Stadien:  sozialpsychologisches  Argument  der  Frei- 
händler;  Frage    der    Verhandlungszölle;    die   richtige   Mitte   zwischen 
Hochschutzzoll  und  nicht  wehrhaftem  Freihandel. 

Die  im  vorhergehenden  Kapitel  als  irrig  nachgewiesene  Ansicht, 
daß  die  Zollkriegseinrichtung  für  die  Erweiterung  der  internationalen 
Handelsbeziehungen  ohne  Belang  sei,  ja  hierin  weit  eher  Schaden 
bringe  als  Nutzen  stifte,  ist  sehr  verbreitet;  man  vernimmt  sie  weit 
öfter  als  die  Mehrzahl  der  anderen  unrichtigen  Meinungen,  die  von 
den  meist  hochschutzzöllnerischen  „Skeptikern  hinsichtlich  der 
Weltmarktsentwicklung"  ^)  vertreten  werden.  Dies  ist  wohl  dem 
Umstände  zuzuschreiben,  daß  seltsamerweise  in  dieser  Frage  eine 
gewisse  Übereinstimmung  zwischen  den  hoch- 
schutzzöllnerischen Skeptikern  undihrenwirt- 
schaftspolitischen  Gegenfüßlern,  den  grund- 
sätzlichen Freihändlern,  besteht,  mögen  auch  beide 
Richtungen  völlig  verschiedene  Gründe  für  diese  ihre  Ansicht  bei- 
bringen. Denn  auch  die  grundsätzlichen  Freihändler,  die  Vertreter 
des  nicht  wehrhaften  Freihandels  nach  briti- 
scher Art,  erklären  den  Zollkrieg  als  ein  Übel  an  sich,  das  auf 
jeden  Fall  zu  vermeiden  sei. 

Allerdings  geraten  die  Freihändler  hierbei  in 
Widerspruch  zu  manchen  ihrer  sonstigen  Be- 
hauptungen. Nach  ihrer  Ansicht  soll  z.  B.  die  agrarische  Schutz- 
zollpolitik solcher  Industriestaaten,  die  Lebensmittel  in  größeren 
Mengen  einführen  müssen,  diesen  Industrieländern  bedeutende 
Schwierigkeiten  bereiten,  wenn  sie  ihre  Ausfuhr  nach  Agrar- 
staaten mit   starker  Lebensmittelausfuhr   erhalten  und  vergrößern 

*}    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
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wollen.  Ähnliche  Schwierigkeiten  bestehen,  nach  der  streng  frei- 
händlerischen Auffassung,  für  die  Lebensmittelausfuhr  der  Agrar- 
staaten, falls  diese  die  Fabrikateneinfuhr  aus  den  Industrieländern 
durch  Hochschutzzölle  abzuhalten  suchen.  Abgesehen  von  der 
Schwächung  der  beiderseitigen  Kaufkraft 
können  die  „Schwierigkeiten",  von  denen  hier  die  Rede  ist,  doch  nur 
handeis-  und  zollpolitischer  Art  sein,  und  die  Grundlage  solcher  zoll- 
politischer Schwierigkeiten  bilden  stachlige  Zolltarife,  deren  letztes 
Aushilfsmittel  eben  der  Zollkrieg  ist.  Somit  berufen  sich  die  Frei- 
händler auf  eben  jene  Einrichtung,  von  der  sie  andererseits  nichts 
Gutes  erwarten.  Gerade  die  britischen  Freihändler  sind  übrigens  mit 
den  so  wichtigen  Zwischenstadien  wenig  vertraut,  die  zwischen 
der  Beschlußfassung  über  ein  auch  zu  Retorsionszwecken  geeignetes 
Zolltarif gesetz  und  dem  Zollkriege  selbst  liegen  (vgl.  hierüber  Ab- 
teilung IV  des  vorhergehenden  Kapitels),  und  dies  ist  bei  der  Art  der 
Zollpolitik  ihres  Landes  wohl  nicht  verwunderlich. 

Ein  wichtiges  Argument  der  grundsätzlichen  Freihändler  nicht  nur 
gegen  Zollkriege,  sondern  auch  gegen  jedes  zu  Retorsionen  geeignetes 
Zolltarif  gesetz  bildet  eine  Nutzanwendung  des  alten  Spruches: 
„R  eicht  man  dem  Teufel  den  kleinen  Finger, 
so  nimmt  er  bald  die  ganze  Han  d".  Diese  Freihändler 
weisen  nämlich  auf  die  häufige  Erfahrung  hin,  daß  jeder  bestehende 
Schutzzoll,  sei  er  auch  anfangs  noch  so  niedrig,  zum  Kristallisations- 
punkte mächtiger,  mit  zäher  Energie  verteidigter  Interessen  (vested 
interests)  werde.  Die  betreffenden  Interessenten  seien  beständig  be- 
strebt, den  ihnen  dienenden  Zollschutz  zu  erhöhen,  und  fast  immer 
bereit,  mit  allen  Interessenten  an  der  Festhaltung  oder  Erhöhung 
irgendeines  anderen  Zollsatzes  Bündnisse  zum  gleichen  Zwecke  zu 
schließen.  So  bilde  sich  eine  bald  geradezu  übermächtige 
Clique  von  Schutzzoll-  und  H  o  c  h  s  c  hu  t  z  z  o  1 1 - 
interessenten  nach  dem  Grundsatze  „E  ineHand  wäscht 
die  andere";  zugleich  kämen  zahlreiche  Brutstätten  schnödester 
Korruption,  mit  oder  ohne  zumeist  recht  durchsichtige 
Heuchlermasken,  zur  Entstehung.  Die  Anhänger  des  wehrhaften 
Freihandels  oder  gemäßigten  Schutzzolles  mögen  ja  die  großen 
Vorteile  mit  recht  logisch  gefügten  Gründen  auseinandersetzen,  die 
durch  dieses  handelspolitische  System  zu  erreichen  seien,  so  durch  Ver- 
handlungszölle, Retorsionen,  Retorsions-  und  Zollkriegsdrohungen 
oder  gar  Zollkriege  und  namentlich  durch  einen  behutsamen,  die 
Verbraucher  wenig  bedrückenden  Zollschutz;  doch  rechnen  diese 
Handelspolitiker  viel  zu  wenig  mit  der  Maßlosigkeit  der  menschlichen 
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Bestrebungen  im  allgemeinen  und  mit  den  demagogischen  Korrup- 
tionsmöglichkeiten demokratischer  oder  konstitutioneller  Verfassungen 
im  besonderen.  Gerade  die  grundsätzlichen  Freihändler  Großbritan- 
niens hatten  stets,  wenn  sie  für  einen  nicht  wehrhaften  Freihandel 
eintraten,  als  warnendes  Beispiel  die  Hochschutzzollpolitik  der  bluts- 
verwandten Vereinigten  Staaten  vor  Augen,  die  für  die 
breiten  Volksmassen  maßlos  drückend  und  dabei  durch  und  durch 
korrupt  war;  diese  Hochschutzzollpolitik  hat  sich  aus  einem  Regime 
gemäßigten  Schutzzolles  entwickelt,  das  vom  Ende  des  Sklaven- 
krieges (Mitte  der  sechziger  Jahre)  bis  zum  Mac  Kinley-Tarife  von 
1890  andauerte. 

Die  grundsätzlichen  Freihändler  weisen  auch  auf  folgende 
Möglichkeit  hin:  eine  Regierung  oder  Parlamentsmajorität  mag 
irgendeine  höhere  Zollposition  in  ehrlicher  Absicht  nur  als  „V  e  r  - 
handlungszol  1",  also  gewissermaßen  als  handelspoli- 
tische Vogelscheuche  aufstellen;  trotzdem  könnten  die 
Nachfolger  dieser  Regierung  oder  Majorität  auf  den  Gedanken  kommen, 
den  Verhandlungszoll  ihrer  Vorgänger  als  Schutzzoll,  zu  verwerten, 
und  der  Schritt  vom  wehrhaften  Freihandel  oder  gemäßigten  Schutz- 
zoll zum  Hochschutzzoll  wäre  vollbracht;  ganz  zu  schweigen  von  jenen 
nicht  allzu  seltenen  minder  ehrlichen  Regierungen  und  herrschenden 
Parteien,  die  von  Verhandlungszöllen  sprechen,  aber  innerlich  Schutz- 
zölle meinen.  Nicht  selten  werde  der  gute  Wille,  eine  Tarif post  als 
Verhandlungszoll  zu  benützen,  folgendermaßen  zunichte:  jener  Staat, 
gegen  den  der  betreffende  Verhandlungszoll  gerichtet  sei,  habe  gar 
nicht  die  Absicht,  mit  dem  ihn  mittels  des  Verhandlungszolles  be- 
drohenden Lande  einen  Tarifvertrag  zu  schließen,  oder  wenigstens 
wolle  er  keine  nennenswerten  Zugeständnisse  für  den  fraglichen  Ver- 
handlungszoll gewähren. 

Ein  Beispiel  für  viele  bildet  der  hohe  Zollsatz  des  gegenwärtigen 
österreichisch-  ungarischen  ZoUtarifes  von  1906  für 
Cottonöl.  Dieser  war  ursprünglich  als  Verhandlungszoll  gegen 
die  Vereinigten  Staaten  in  den  Zolltarif  hineingekommen.  Da  aber  die 
Vereinigten  Staaten  gar  nicht  daran  dachten,  eine  Ermäßigung  dieses 
Zolles  durch  nennenswerte  tarifarische  Zugeständnisse  an  Österreich- 
Ungarn  herbeizuführen,  blieb  der  Cottonölzoll  in  voller  Höhe  aufrecht. 
Er  gehört  gegenwärtig  bereits  zu  den  „vested  interests"  der  Handels- 
politik Österreich-Ungarns,  und  die  österreichischen  ölindustriellen 
würden  gegen  jeden  Versuch  seiner  Preisgabe  mit  allen  Mitteln  an- 
kämpfen. Diese  Interessenten  haben  sich  sogar  in  den  Gedanken,  ein 
wohlerworbenes  Interesse  an  hohen  Zöllen  für  billige  pflanzliche  öle 
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ZU  besitzen,  völlig  hineingelebt;  sie  betrachten  und  befehden  daher  die 
neueren  starken  Einfuhren  des  nach  dem  Zolltarife  beträchtlich 
niedriger  als  Cottonöl  verzollten,  gleichfalls  billigen  Soyaöles 
(vgl.  hierüber  Abteilung  X  des  III.  Kapitels)  gewissermaßen  als  einen 
Versuch,  die  hohen  Zölle  für  Cottonöl  zu  umgehen. 

Deshalb  seien,  nach  Ansicht  der  grundsätzlichen  Freihändler, 
alle  Vorteile,  die  man  durch  Zollkriege  (und  den  dazu  gehörigen 
Apparat  von  Retorsionsmaßregeln,  glaubhaften  Retorsionsdrohungen, 
Kampf  zollen,  Verhandlungszöllen  usw.)  erzielen  könne,  wohl  unver- 
gleichlich geringer  als  jene  Nachteile,  die  aus  der  Auslieferung 
des  Massenverbrauches  und  sogar  der  weiter- 
verarbeitenden Industrien  an  die  festver- 
bundenen hochschutzzöllnerischen  Cliquen  so 
leicht  entstehen. 

Es  ist  nicht  zu  leugnen,  daß  dieses  sozialpsychologische 
Argument  der  grundsätzlichen  Freihändler  gegen  den  wehrhaften 
Freihandel  oder  den  ihm  ähnlichen  gemäßigten  Schutzzoll  viel  für 
sich  hat.  Es  wird  wohl  von  denjenigen  nicht  genügend  gewürdigt,  die 
den  gemäßigten  Schutzzoll  mittels  einer  schematisch-alge- 
braischen  Methode  verteidigen ;  nach  solchen  Methoden 
suchen  die  Vertreter  des  gemäßigten  Schutzzolles  die  Vorteile  und 
Nachteile,  und  zwar  namentlich  die  Vorteile  dieses  Zollsystemes 
gegenüber  dem  unbedingten  britischen  Freihandel  mit  gewissermaßen 
mathematischer  Sauberkeit^)  festzustellen. 

Aber  die  grundsätzlichen  Freihändler  begehen  bei  Vorbringung 
dieses  soeben  auseinandergesetzten  Argumentes  den  gleichen  Fehler, 
dessen  sich  die  Hochschutzzöllner  nicht  selten  schuldig  machen. 
Die  Hochschutzzöllner  glauben  zu  fest  an  die  totsicheren 
Wirkungen  des  Hinüberschießens;  sie  denken  aber 
zu  wenig  an  das  Herüberschießen  der  durch  die  Wirkungen  ihrer 
Hochschutzzöllnerei  verdrießlich  gewordenen  anderen  Länder,  wofern 
nicht  die  Hochschutzzöllner  sich  und  andere  durch  den  Hinweis  auf 
die  unerschöpflichen  Möglichkeiten  des  Inlandsmarktes  zu  beruhigen 
suchen,  der  angeblich  für  alles  Mißgeschick  auf  dem  Weltmarkt 
reichlichen  Ersatz  biete. 

Ebenso  übersehen    die    unbedingten    Freihändler, 


*)  Hier  wäre  insbesondere  die  bereits  früher  erwähnte  (vgl.  III.  Abteilung  der 
Einleitung),  sorgfältig  durchdachte  Arbeit  von  R.  Schul  1er  „Schutzzoll  und  Frei- 
handel" (Wien  1905)  zu  nennen,  die  bei  aller  logischen  Schärfe  dieses  sozialpsycholo- 
gische Moment  vielleicht  nicht  ganz  genügend  berücksichtigt. 
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daß  die  von  ihnen  befürchtete  rasche  Entwicklung  vom  gemäßigten 
Schutzzoll  oder  wehrhaften  Freihandel  zum  Hochschutzzoll  doch 
nicht  ohne  große  innere  und  äußere  Wider- 
stände^) vor  sich  gehen  könne;  gerade  vermöge  dieser  wechselseitigen, 
kräftigen  Beeinflussung  aller  durch  alle  wird  wohl,  nachdem  die  Welt- 
wirtschaft noch  vielerlei  Kämpfe  und  Leiden  überstanden  hat,  die 
richtige  Mitte  zwischen  beiden  Extremen  ge- 
funden werden:  zwischen  dem  unbedingten  Freihandel,  der  jeder  über- 
mütigen Interessentenclique  des  Auslandes  wehrlos  preisgegeben  ist, 
tmd  dem  Hochschutzzolle,  der  die  ganze  Welt  gegen  sich  aufbringt 
und  noch  überdies  die  breiten  Massen  des  eigenen  I^andes  dem 
härtesten  Drucke  unterwirft.  Sogar  die  Vereinigten  Staaten 
scheinen,  nach  einer  mehr  als  zwei  Jahrzehnte  andauernden  Hoch- 
schutzzollperiode, gegenwärtig  dieser  richtigen  Mitte  zuzustreben; 
dies  geht  aus  der  großen  Wahlniederlage  der  hochschutzzöUnerischen 
Republikaner  in  der  ersten  Novemberhälfte  1910,  aus  dem  bedeut- 
samen Vertrage  mit  Kanada  vom  21.  Januar  igii^)  und  aus  den  Be- 
mühungen des  Washingtoner  Repräsentantenhauses  im  Frühjahr 
und  Sommer  191 1  hervor,  die  auf  Ermäßigung  der  Zölle  für  WoU-  und 
Baum woll waren  sowie  auf  die  „f armers  free  list",  ein  Beispiel  agra- 
rischen Freihandels,  abzielten. 

Leiderlernen  die  jungen  aufstrebendenlndustrie- 
Staaten  aus  der  Geschichte  der  Wirtschafts-  und  Handelspolitik 
nur  wenig;  fast  jeder  von  ihnen  glaubt  es  sich  gewissermaßen  schuldig 
zu  sein,  die  traurigen  Erlebnisse  der  älteren  Industriestaaten  am  eigenen 
Leibe  von  neuem  erfahren  zu  müssen,  welch  letztere  Staaten  sich 
beim  Beginne  ihrer  lebhafteren  industriellen  Entwicklung  zumeist 
Hals  über  Kopf  in  eine  arge  HochschutzzöUnerei  gestürzt  haben. 
Hiermit  wird  ein  Moment  beständiger  Unsicherheit 
und  Unruhe  in  die  zollpolitischen  und  damit  auch  kommerziellen 
Beziehungen  aller  Länder  der  Erde  getragen.  Schließlich  wird  aber 
dadurch  der  Ausgleich  nur  verzögert,  doch  nicht  auf  die  Dauer  verhin- 
dert, der  auf  dem  Boden  des  wehrhaften  Freihandels  oder  gemäßigten 
Schutzzolles  zwischen  den  beiden  extremen  handelspolitischen  Strö- 


^)  Vgl.  die  Auseinandersetzungen  hierüber  in  Abteilung  IV  des  vorhergehenden 
Kapitels. 

*)  Im  Statute  book  der  Vereinigten  Staaten  ist  dieser  Vertrag  mit  bedingter 
Gesetzeskraft  stehen  geblieben,  mag  auch  sein  Inkrafttreten  durch  den  Ausfall  der 
kanadischen  Parlamentswahlen  vom  2 1 .  September  191 1  für  absehbare  Zeit  unwahr- 
scheinlich geworden  sein. 
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mungen  erfolgt:  es  sind  dies  der  unbedingte  Freihandel  ohne  Ver- 
teidigungsmittel und  das  waffenstarrende,  der  eigenen  Bevölkerung 
wie  dem  Auslande  rauh  entgegentretende  Hochschutzzöllnertum. 

n.  Hauptargument  der  unbedingten  Freihändler:  die  gewaltige  Tatsache 
des  britischen  Freihandelssystems;  die  bei  der  Entstehung  dieses  Systems 
obwaltenden  wirtschafthchen  Erwägungen,  die  bei  seiner  Erhaltung 
mithelfenden  pohtisch-militärischenMachtelemente,undzwar  insbesondere 
überwältigende  Seemacht  und  ausgedehnte  Kolonialherrschaft. 

Abgesehen  von  den  meist  recht  anfechtbaren 
theoretischen  Gründen  der  unbedingten  Freihändler  gegen 
Zollkriege  wie  auch  gegen  jedes  zu  Retorsionszwecken  geeignetes 
Zolltarifgesetz  weisen  die  Freihändler  auch  auf  eine  gewaltige  Tat- 
sache hin;  diese  wird  von  ihnen  als  Beleg  für  ihre  Ansicht  von  der 
Möglichkeit  und  Vortrefflichkeit  des  wehrlosen  Freihandels  für  jedes 
Land  der  Erde  aufgefaßt.  Es  ist  dies  das  britische  Freihandelssystem, 
das,  mit  Einrechnung  der  Zeit  des  vertragsmäßigen  britischen  Freihan- 
dels, vielleicht  sogar  auf  ein  Alter  von  ungefähr  neunzig  Jahren  zurück- 
blicken könnte  (Huskisson  als  Leiter  des  Board  of  Trade  in  den  Jahren 
1822 — 1827);  der  nicht  wehrhafte,  grundsätzliche  Freihandel  herrscht 
in  Großbritannien  bereits  durch  mehr  als  fünf  Jahrzehnte 
(britisch-französischer  Cobden-Vertrag  samt  Ergänzungskonvention 
von  1860  und  Übertragung  seiner  Vertragssätze  in  den  allgemeinen 
Tarif).  Die  Zeit  seit  dem  Burenkriege  (1899 — 1902)  warfreilich  von  be- 
deutsamen Gegenströmungen  und  Anfechtungen  nicht  frei.  Die 
gewaltige  Tatsache  des  britischen,  nicht  wehrhaften  Freihandels 
verdient  um  so  eingehendere  Erwägung,  als  dieser  Freihandel  noch 
überdies  auf  eine  Anzahl  wichtiger  britischerÜbersee  -Be- 
sitzungen ausgedehnt  wurde,  so  auf  Britisch-Indien,  Ceylon, 
Straits  Settlements,  Nordborneo,  Hongkong,  Aden,  Bahreininseln, 
Mauritius,  Malta,  Cypern,  Gibraltar,  Britisch  Westafrika,  Britisch 
Somalüand,  Bermudas- und  Bahama-Inseln  sowie  die  meisten  britischen 
Antülen,  Falklands-Inseln  usw. 

Es  dürfte  wohl  richtig  sein,  daß  der  Freihandel  in  Großbritannien 
von  den  zwanziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  an  auf  Grund 
rein  wirtschaftlicher  Erwägungen  allmählich  zur  Einführung 
gelangte.  Hierbei  stand  gewiß  an  allererster  Stelle  die  wohlbegründete 
Überzeugung,  die  britische  Industrie  sei  der  industriellen  Tätigkeit 
aller  ausländischen.  Konkurrenten  in  den  meisten  Produktionszweigen 
weit  überlegen;  hiermit  war,  wie  bereits  früher  (siehe  Abteüung  II  des 
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Kapitels  II)  erwähnt  wurde,  die  Neigung  eng  verbunden,  d  e  m  A  u  s  - 
lande  durch  niedrige  Verzollung  jener  Artikel  ein  gutes  Bei- 
spiel zu  geben,  in  welchen  die  britische  Industrie  ein  starkes 
Ausfuhrbedürfnis  hatte  oder  doch  wenigstens  große  Aussichten  besaß, 
bei  mäßigen  Zöllen  des  Auslandes  eine  große  Ausfuhr  aufzubauen. 
Danach  schienen  Schutzzölle  auf  Fabrikate  nicht  nur  überflüssig, 
sondern  auch  dem  großen  Ausfuhrinteresse  vieler  britischen  Industrien 
direkt  schädlich  zu  sein,  und  das  gleiche  Ausfuhrinteresse  war 
der  Zollfreiheit  für  industrielle  Rohstoffe  und  für  Nahrungsmittel 
günstig. 

Mag  man  aber  solche  und  eine  Reihe  anderer  wirtschaftlicher  Mo- 
mente mit  Recht  als  den  ersten  Ursprung  des  britischen  Freihandels  be- 
trachten, so  halfen  doch  schon  bei  seiner  Begrün- 
dung und  noch  weit  mehr  bei  seiner  Erhaltung 
bis  zum  heutigen  Tage  eine  Reihe  folitisch-mili' 
tärischer  Machtelemente  mit,  die  innerhalb  der  Weltpolitik  von  un- 
gemein großer  Bedeutung  waren  und  es  noch  heute  sind.  Zu  diesen 
Machtelementen  gehört  vor  allem  die  auf  die  gewaltigste 
Flotte  der  Erde  gestützte  Herrschaft  der  britischen  Weltmacht 
über  so  viele  industriell  weniger  entwickelte,  dabei  aber  höchst 
aufnahmefähige  überseeische    Kolonialgebiete. 

Bis  gegen  das  Ende  der  sechziger  Jahre  wurde  zwar  die  Gleich- 
gültigkeit gegen  die  Erhaltung  und  Vermehrung 
des  kolonialen  Besitzes  von  der  herrschenden  britischen 
Freihandelsschule  als  Grundsatz  laut  verkündet.  Gelegentlich 
wurde  dieser  Grundsatz  auch  praktiziert,  so  anläßlich  der  ohne 
nennenswerte  wirtschaftliche  oder  politische  Entschädigung  im  Jahre 
1864  erfolgten  Abtretung  der  jonischen  Inseln  an  Griechen- 
land und  bei  der  Gewährung  voller  Souveränität  an  den  O  r  a  n  j  e  - 
Freistaat  mittels  Vertrages  vom  23.  Februar  1854,  obwohl  sein 
Gebiet  bereits  seit  Mai  1845  tatsächlich  unter  britischer  Herrschaft 
gestanden  ist.  Nichtsdestoweniger  dürfte  vielen  Briten  konservativer 
Gesinnung  oder  auch  nur  bedächtigeren  Temperaments  die  Tatsache 
des  ausgedehnten  überseeischen  Besitzes  der 
englischen  Krone  während  der  Periode  des  handelspolitischen  Um- 
schwunges eine  große  Beruhigung  gewährt  haben;  dieser 
Umschwung  geschah  alsÜbergang  vomgemäßigtenSchutzzoll  zum  nicht 
ganz  wehrlosen  Freihandel  und  schließlich  zum  unbedingten,  nicht 
wehrhaften,  weil  auf  Retorsionen  und  Zollkriege  grundsätzlich  ver- 
zichtenden Freihandel.  Die  erwähnten  konservativeren,  bedächtigeren 
Naturen  rechneten  eben  auf  den  gewissermaßen  unverlierbaren 

Schilder.    10. 
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Rückhalt,  den  die  Kolonien  dem  Außenhandel  Großbritanniens, 
senier  Schiffahrt,  seinen  kommerziell  fruchtbaren  Kapitalinvestitionen, 
seiner  für  das  Mutterland  nutzbringenden  Auswanderung,  kurz  der 
gesamten  britischen  Zahlungsbilanz  boten  und  noch  bieten. 


ni.    Dem  internationalen   schutzzöllnerischen    Umschwung    läuft    in 
Großbritannien   eine  erhöhte  Wertschätzung  und  sorgsamere  Pflege  der 

Kolonien  parallel. 

Bereits  in  den  siebziger  und  noch  viel  mehr  in  den  achtziger 
Jahren  stand  aber  die  Enttäuschung  jener  Hoffnungen  außer 
Zweifel,  welche  die  britischen  Freihändler  der  sechziger  Jahre  hinsicht- 
lich der  raschen  Fortschritte  des  Freihandels-Gedankens  gehegt 
hatten.  Ganz  im  Gegenteil  machte  der  handelspolitische 
Umschwung  zum  Schutzzoll  und  sogar  Hochschutzzoll  auf  dem 
Weltmarkte  immer  weitere  Fortschritte,  und  eine  Reihe  der  wichtigsten 
bisherigen  Absatzgebiete  Großbritanniens  auf  dem  europäischen 
Kontinent,  in  Nord-  und  Südamerika,  ja  sogar  manche  seiner  handels- 
politisch autonomen  Besitzungen  leiteten  eine  mehr  oder  weniger 
schroffe  Schutzzollbewegung  ein.  Schließlich  gelang  es  ehemaligen 
britischen  Absatzgebieten,  die  noch  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
nur  eine  dürftige  industrielle  Entwicklung  aufzuweisen  hatten,  den 
britischen  Export  in  zahlreichen  Artikeln  von  ihren  eigenen  Märkten 
zu  verdrängen;  sie  versuchten  sogar,  vom  Stützpunkte  des  durch 
Zölle  gesicherten  Inlandsmarktes  aus^),  dritte,  noch  vorwiegend 
agrarische  Gebiete  mit  bisherigen  britischen  Ausfuhrartikeln  zu  ver- 
sorgen, darunter  auch  britische  überseeische  Besitzungen,  und  schließ- 
lich sogar  Großbritannien  selbst. 

Gegenüber  diesem  allmählichen  Vordringen  des  Schutzzolles  und 
der  prohibitiven  Hochschutzzöllner  ei  standen  Großbritannien  seit 
seinem  Übergange  zum  unbedingten,  nicht  wehrhaften  Freihandel  die 
üblichen  zollpolitischen  HÜfsmittel  nahezu  gar  nicht  mehr 2)  zu 
Gebote.  Man  suchte  sich  nun  in  Großbritannien  gegenüber  dem  zoll- 
politischen Umschwünge  des  Auslandes  insbesondere  dadurch  zu 
helfen,  daß  man  den  im  Besitz  der  britischen  Krone 
selbst     befindlichen     überseeischen      Absatz- 


^)  Vgl.  über  dieses  „Dumping"  genannte  Vorgehen  und  die  hieran  geknüpften 
übertriebenen  Befürchtungen  die  Bemerkungen  in  Abteilung  III  des  II.  Kapitels. 

*)  Einzelne  seltene  Ausnahmefälle,  wie  die  Verwendung  der  Korinthenzölle 
gegenüber  Griechenland  (vgl.  Abteilung  I  des  II.  Kapitels),  bestätigen  nur  dieRegeU 
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gebieten  erhöhte  Aufmerksamkeit  zuwandte  und  zwar  in  zwei- 
facher Richtung. 

1.  Man  schritt  zur  gewaltsamen  ä.üßeren  Brweite- 
rungder  überseeischen  Besitzungen.  Diese  hatten 
bereits  Ende  der  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  eine  riesige 
Ausdehnung  erlangt  und  gewährten  der  britischen  Ausfuhr  stets  zum 
mindesten  eine  sehr  wohlwollende  Meistbegünstigung,  in  den  Kron- 
kolonien nebst  Indien  auch  absolut  niedrige,  vorwiegend  fiskalische  Zölle. 

2.  So  beträchtlich  auch  die  Erweiterung  war,  welche  das  britische 
Weltreich  durch  müitärisch-diplomatische  Mittel  während  der  letzten 
vier  Jahrzehnte  erfuhr,  waren  doch  die  Erfolge  noch  viel  bedeutsamer, 
die  durch  innere  Pflege  und  Bereicherung  der 
überseeischen  Besitzungen  mittels  sorgfältiger 
Verwaltung  und  unternehmender  Privatinitia- 
tive erzielt  wurden.  Diese  Privatinitiative  verfolgte  nicht  selten 
(z.  B.  im  Falle  der  Bemühungen  des  Cecil  Rhodes  um  Rhodesia,  des 
Sir  George  Taubman  Goldie  um  Nigeria  usw.)  neben  dem  persönlichen 
Erwerbszweck  auch  ausgesprochen  patriotische  Ziele.  Vielleicht  wäre 
der  wehrlose,  unbedingte  Freihandel  Großbritanniens  schon  in  den 
neunziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  nicht  mehr  zu  halten  gewesen, 
wären  nicht,  abgesehen  von  einigen  anderen  HÜfen^),  auf  die  soeben 
dargestellte  Art  die  Produktionskraft  und  Aufnahmefähigkeit  der 
überseeischen  Besitzungen  erhöht  worden.  Hiermit  wurden  eben  die 
Kolonialmärkte  für  die  britische  Industrie  wertvoller  gemacht. 

Die  verhältnismäßig  kleinsten  Erweiterungen  des  britischen 
Kolonialbesitzes  fanden  seit  1870  in  Asien  statt.  Hier  wären  zu  er- 
wähnen :  Beludschistan,  Birma,  Cypern,  Britisch  Nordborneo,  Weihai- 
wei,  Einbeziehung  gegenüberliegender  Festlandsstrecken  in  das  Gebiet 
der  Insel kolonie  Hongkong,  Ausdehnung  der  Straits  Settlements 
nach  Norden  hin  über  ehemalige  siamesische  Tributärstaaten,  Er- 
klärung des  Protektorats  über  Koweit  im  Jahre  1899,  das  durch  die 
türkische  Provinz  El  Hasa  an  der  Ostküste  Arabiens  von  dem  schon 
längst  unter  dem  Schutze  Großbritanniens  stehenden  Oman 
getrennt  ist  (was  zugleich  einen  Schachzug  gegen  die  deutschen 
Bagdadbahn-Pläne  darstellt),  Erwerbung  der  Sinai-Halbinsel  gleich- 
zeitig  mit  der  Besetzung  Ägyptens  i.  J.  1882. 

*)  Siehe  die  Bemerkungen  über  Kapitalinvestitionen  im  nichtbritischen  Auslande 
(Abteilung  V  dieses  Kapitels),  über  Kriege  und  diplomatische  Zettelungen  Groß- 
britanniens (Abteilung  X  und  XIV  dieses  Kapitels),  über  das  britisch-griechische 
zollpolitische  Verhältnis  und  die  Brüsseler  Zuckerkonvention  (Abteilung  I  des  II.  Ka- 
pitels). 

10* 
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Gleichfalls  nicht  sehr  bedeutend  waren  selbstverständlich  die 
britischen  Erwerbungen  in  dem  schon  vor  vierzig  Jahren  zum  weitaus 
überwiegenden  Teile  britischen  Australien  (Ozeanien).  Sie 
beschränken  sich,  abgesehen  von  einigen  Inselgruppen  geringer  Wich- 
tigkeit, auf  den  südöstlichen  Teil  von  Neuguinea,  den  größeren  Teil 
der  Salomons-Inseln  und  auf  die  Tonga-Inseln. 

In  A  m  e  r  i  k  a  konnte  Großbritannien  infolge  der  Monroe-Doktrin 
seine  Besitzungen  nicht  erweitern;  es  hat  sogar  in  Nord-  und  Süd- 
amerika infolge  ungünstiger  schiedsgerichtlicher  Aussprüche  noch 
einige  wichtige,  wenn  auch  nicht  gerade  umfangreiche  I^andstriche 
an  die  Vereinigten  Staaten,  femer  an  Brasilien  und  Venezuela  verloren. 
Hierfür  dürfte  die  in  den  letzten  Jahren  erfolgte  formelle  Besitz- 
nahme einiger  arktischer  Inseln  durch  Kanada  kaum  ausreichenden 
Ersatz  bieten. 

Dagegen  wurden  in  A  f  r  i  k  a  mehrere  schöne  britische  Kolonial- 
reiche im  Laufe  der  letzten  vier  Jahrzehnte  geradezu  neu  geschaffen, 
soinNordostafrika  ein  Reich,  das  Ägypten  und  den  ägyptischen 
Sudan  mit  Uganda,  Britisch  Ostafrika,  Britisch  Somaliland,  Zanzibar 
und  Pemba  in  einen  gewissen  Zusammenhang  bringt;  in  Südafrika 
kamen  zum  alten  Besitze,  Kapkolonie  und  Natal,  noch  die  beiden 
Burenrepubliken  samt  Rhodesia  und  Britisch  Zentralafrika  hinzu; 
in  Westafrika  wurde,  abgesehen  von  Erweiterungen  der  alten 
Kolonien  (Sierra  Leone,  Lagos,  Goldküste,  letztere  Kolonie  insbe- 
sondere im  Jahre  1872  durch  den  Ankauf  der  holländischen  Küsten- 
plätze vergrößert),  noch  die  großartige  Besitzung  Nigeria  mit  ihren 
reichen  Baum  wollgebieten  gewonnen.  Aber  die  bedeutendsten 
inneren  Bereicherungen  und  W e r t e  r  h  ö hun ge n 
fanden  gerade  in  den  asiatischen,  amerikanischen  und  australischen 
Kolonien   statt. 


IV.    Unzutreffende  Bagatellisierung    der    Handelsbeziehungen    Groß- 
britanniens zu  seinen  überseeischen  Besitzungen. 

Man  hat  zwar  gelegentlich  die  Handelsbeziehungen 
Großbritanniens  zu  seinen  überseeischen  Be- 
sitzungen zu  bagatellisieren  gesucht,  indem  darauf 
hingewiesen  wurde,  daß  die  britische  Ausfuhr  nach  den  britischen 
Besitzungen,  außerhalb  des  nordwesteuropäischen  Inselreiches  selbst, 
ungefähr  ein  Drittel  der  gesamten  britischen  Ausfuhr  ausmache 
(genau  genommen  macht  der  Anteü  der  überseeischen  Be- 
sitzungen an  der  Gesamtausfuhr  Großbritanniens  im  Durchschnitt 
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der  drei  Jahre  1906 — 1908  32,8  Prozent^)  aus,  und  zwar  mit  Ausschluß 
des  Transithandels  im  Sinne  der  englischen  handelsstatistischen 
Vorschriften,  der  ausländische  und  koloniale  Waren  unter  Berührung 
britischer  Häfen  wiederum  ins  Ausland  bringt).  Doch  fehlen  in  dieser 
Berechnung  einzelne  wichtige  Gebiete,  die  formell  Ausland,  aber 
tatsächlich  britischer  Besitz  sind,  wie  namentlich  Ägypten  und 
Oman.  Bloß  durch  Einrechnung  Ägyptens  würde  der  AnteÜ  der  briti- 
schen Besitzungen  an  der  britischen  Ausfuhr  um  mindestens  zwei 
Prozent  verbessert  werden. 

Überdies  wird  bei  solchen  Bagatellisierungsver suchen  noch  ein 
weiterer  wichtiger  Umstand  übersehen.  Gerade  die  Ausfuhr  Groß- 
britanniens nach  seinen  überseeischen  Besitzungen  sowie  vielleicht 
auch  noch  diejenige  nach  den  völkerrechtlich  als  Gebiete  der  offenen 
Tür  festgelegten  lyändern^)  stellt  den  elastischen  Teil  der 
gesamten  britischen  Ausfuhr  dar;  dieser  Teil  ist  in  regelmäßiger 
absoluter  Zunahme  begriffen,  was  sicherlich  nicht  von  der  britischen 
Ausfuhr  nach  allen  schutzzöUnerischen  und  hochschutzzöUnerischen 
Ivändern  gesagt  werden  kann.  Eben  deshalb  ist  bei  einer  Darstellung 
jener  Momente,  die  Großbritannien  das  Verharren  beim  wehrlosen 
Freihandel  ermöglichten,  eine  eingehendere  Darlegung  jener  Momente 
nötig,  welche  für  die  Handelsbeziehungen  des  britischen  Reiches  zu 
seinen  überseeischen  Besitzungen  maßgebend  sind;  und  zwar  sind 
namentlich  jene  Momente  als  maßgebend  zu  betrachten,  die  der  briti- 
schen Industrie  eine  besonders  nutzbringende  Be- 
arbeitung derjenigen  Absatzgebiete  ermöglichen,  welche  in 
älterer  und  neuerer  Zeit  mittels  Machtorganisationen 
erworben  und  behauptet  wurden.  Diese  Momente  wären  unter  folgen- 
den drei  Schlagworten  zu  gruppieren :  britische  Investitions- 
tätigkeit in  den  Kolonien;  öffentliche  Lieferungen 
innerhalb  des  britischen  Weltreiches;  koloniale  Vorzugs- 
zölle für  britische  Erzeugnisse. 

V.  Britische  Investitionstätigkeit  in  den  Kolonien  und  im  nicht  britischen 

Auslande. 

Durch  die  ausgedehnte  britische  Investitionstätigkeit 
in  den  Kolonien  wurden  der  englischen  Industrie  auch  ohne  kolo- 


*)  Im  Jahre  1909  betrug  der  Anteil  der  britischen  Überseebesitzungen  am  bri- 
tischen Ausfuhrhandel,  ohne  Transit  und  Edelmetalle,  sogar  33,6  Prozent. 

*)  Über  das  Verhältnis  Großbritanniens  zu  den  Gebieten  der  offenen  Tür  vgl. 
Abteilung  XI  dieses  Kapitels,  über  diese  Gebiete  selbst  vgl.  Abteilimg  I  des 
VIII.  Kapitels. 
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niale  Vorzugszölle  besonders  gesicherte  Absatzmöglichkeiten  ge- 
wonnen (vgl.  Abteilung  la  und  II c  des  IX.  Kapitels);  diese  In- 
vestitionstätigkeit wurde  von  der  britischen  Regierung  unter 
Chamberlains  Kolonialsekretariat  durch  Gewährung  der  Pupillar- 
sicherheit für  öffentliche  Papiere  der  Kolonien  mit  wohl- 
berechneter Absicht  gefördert  (Colonial  Stock  Act  von  1900). 
Selbstverständlich  haben  die  Briten  durch  das  Hilfsmittel 
der  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  nicht  nur  ihre  Ausfuhr  nach  den 
Kolonien,  sondern  auch  diejenige  nach  dem  nichtbritischen 
Auslande  in  zahlreichen  Fällen  auf  eine  sichere  Grundlage  gestellt. 
Besonders  in  Südamerika  haben  sie  sich  weit  weniger  als  andere 
über  Kapital  verfügende  europäische  Nationen  durch  den  revolutio- 
nären Ruf,  den  dieser  Kontinent  besitzt,  von  Kapitalsinvestitionen  ab- 
schrecken lassen  und  sicherten  sich  hierdurch  kaum  verlierbare 
Absatzmöglichkeiten  in  Hülle  und  Fülle.  So  umfaßten  die  britischen 
Kapitalsanlagen  im  romanischen  Amerika  nach  den  Notierungen^) 
der  Londoner  Börse  vom  31.  Mai  1909 2)  nahezu  767  Millionen  Pfund 
Sterling  (gleich  19  175  Millionen  Franken),  davon  etwa  289  Mülionen 
in  Staatsanleihen,  343  in  den  für  Ausfuhrgeschäfte  besonders  frucht- 
baren Eisenbahnanlagen,  über  18  Mülionen  in  den  als  Zentralstellen 
des  britischen  Außenhandels  so  wichtigen  Überseebanken  und  der 
Rest  von  116  Mülionen  in  verschiedenen  sonstigen  Anlagen,  wie 
Fabriken,  Plantagen,  Elektrizitätswerke,  Bergwerke,  Bewässerungs- 
anlagen und  Wasserwerke,  Schiffahrt  usw.  Die  britischen  Kapitals- 
anlagen in  Argentinien  (ca.  281  Mülionen  Pfund  Sterling)  und  BrasÜien 
(ca.  140  Millionen)  büden  bekanntlich  die  Grundsäulen  der  britischen 
Ausfuhr  nach  diesen  beiden  aufnahmefähigen  Gebieten. 

Bekanntlich  hängt  die  Investitionsmöglichkeit  im  Auslande  nicht 
bloß  von  Kapitalskraft  und  Unternehmungsgeist,  sondern  auch  vom 
politisch-mÜitärisch  bedingten  Ansehen  und  der  Beliebt- 
heit des  investierenden  I^andes  in  dem  mit  Investitionen  bedachten 


^)  Die  Summe  dieser  Notierungen  ist  wahrscheinlich  viel  höher  als  die  der  seiner- 
zeitigen Kapitalsanlagen  selbst.  So  beträgt  z.  B.  der  Nominalwert  der  im  Besitze  der 
britischen  Regierung  befindlichen  Suezkanalaktien  3,5,  ihr  Marktwert  zu  Ende  des 
Jahres  1910  nicht  weniger  als  38  Millionen  Pfund  Sterling,  und  die  britischen  Kapital- 
anlagen im  romanischen  Amerika  wurden  für  Ende  19 10  von  G.  P  a  i  s  h  ,  Heraus- 
geber des  „Statist"  (vgl.  im  „Handelsmuseum"  vom  2.  März  191 1  den  Aufsatz  „Das 
«nghsche  Kapital  im  Auslande")  nach  den  Emissionspreisen  der  Effekten  nur  auf  rund 
.556  Millionen  Pfund  Sterhng  berechnet,  gegenüber  der  oben  angegebenen,  nach  den: 
Notierungen  berechneten  Ziffer  von  767  Millionen. 

*)  Vgl.  hierüber  den  Aufsatz  „Englands  Finanzkräfte  in  Lateinisch- Amerika'* 
im  Berliner  „Export"  vom  5.  Mai  1910. 
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ab.  Handelt  es  sich  doch  hierbei  öfters  um  besondere  Hoheitsakte 
der  öffentlichen  Gewalt  des  I^andes,  in  welchem  die 
Kapitalsinvestition  stattfinden  soll,  so  z.  B.  im  Falle  von  Anleihen, 
Verleihung  von  Berggerechtigkeiten,  Konzessionierung  von  Eisen- 
bahnen, Automobillinien,  Licht-  und  Kraftwerken,  Wasserwerken, 
Telegraphen-  und  Telephonlinien,  Schlächtereien,  Gestattung  der 
Ausnützung  von  Wasserkräften  und  der  Ausholzung  von  Forst- 
gebieten, Privilegierung  neuer  Industrien  gemäß  den  Bestimmungen 
der  nationalen  Industrieförderungsgesetze  usw. 

In  allen  diesen  Fällen  vermag  der  politisch  mächtige 
und  dabei  nicht  etwa  mit  Mißtrauen  betrachtete 
Staat  weit  mehr  auszurichten,  als  der  schwache,  wenig  angesehene. 
Zur  Bekämpfung  etwa  erwachenden  Mißtrauens  in  dieser  Beziehung 
dient  den  Briten  die  von  den  maßgebenden  Faktoren  des  britischen 
Reiches  sowie  von  der  britischen  Presse,  trotz  Irlands  sowie  mancher 
Maßregeln  in  Indien,  Ägypten  usw.,  sorgfältig  aufrechterhaltene 
Legende  von  der  besonderen  F  reiheitlichkeit  undMensch- 
1  i  c  h  k  e  i  t ,  die  dem  britischen  Regime  zu  allen  Zeiten  und  an  allen 
Orten  eigen  gewesen  sein  soll.  Gleichzeitig  dient  der  Geschäftsstörung 
des  Auslandes,  insbesondere  des  europäischen  Kontinents,  die  eifrige 
journalistische  Verbreitung  von  allerlei  Schauergeschichten,  die  sich 
mit  dem  „drückenden  Despotismus  der  europäi- 
schen Militärmonarchie  n*',  namentlich  Deutschlands, 
und  deren  angeblichen  Interventions-  und  Eroberungsgelüsten  be- 
fassen. 

Es  ist  klar,  wie  sehr  bisher  den  Briten  im  Wettbewerbe  um 
nutzbringende  Investitionsmöglichkeiten  eine 
Reihe  politischer  Momente  zugute  gekommen  ist,  so 
ihre  überragende  Kriegsflotte,  ihr  über  alle  Kontinente  zerstreutes 
Weltreich,  die  ausgezeichnete  Organisation  ihrer  Presse  und  Korre- 
spondenzen und  die  traditionelle  Geschicklichkeit  ihrer  Diplomatie. 
Diese  politisch-müitärischen  Momente  waren  ihnen  sogar  oft  dabei 
behilflich,  die  Kapitalskraft  des  eigenen  Landes  durch  jene  kleinerer 
Staaten,  wie  Schweiz,  Belgien,  Holland  usw.,  zu  verstärken; 
die  Kapitalisten  dieser  Länder  beteiligten  sich  nämlich  mit  Vorliebe 
unter  dem  Schutze  der  britischen  Weltmacht  an  vorteÜhaften  Investi- 
tionen in  überseeischen  und  auch  in  manchen  europäischen  Gebieten. 

VI.     Öffentliche    Lieferungen    innerhalb    des    britischen   Weltreichs. 

In  zahlreichen  wichtigen  Einzelfällen  tritt  an  die  Stelle  der 
innerhalb    des    britischen    Weltreichs  nur  in  be- 
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schränkten!  Maße  vorhandenen  Schutz-  oder  Vorzugszölle  die  strenge 
Beobachtung  folgenden  Grundsatzes:  der  britischen  Industrie  ist  bei 
Lieferungen  für  den  Staat,  die  Gemeinden  sowie  auch  für  die 
großen  Privatunternehmungen  mit  halb  öffentlichem  Charakter  (Bisen- 
bahnen, Wasserwerke,  regelmäßige  Dampferlinien  usw.)  soweit  als 
nur  möglich  der  Vorzug  vor  nichtbritischen  lyieferanten  zu  erteilen. 
Der  dem  britischen  Nationalstolz  entsprechende  alte  Grundsatz 
der  Bevorzugung  britischer  lyieferanten  für  öffentlichen  und  halb 
öffentlichen  Bedarf  wurde,  entgegen  einer  etwas  lässigeren  Praxis  in 
den  achtziger  Jahren  und  in  der  I.  Hälfte  der  neunziger  Jahre,  seit  dem 
Kolonialsekretariat  Chamberlains  wieder  mit  größerem  Nachdrucke 
durchgeführt.  Man  versuchte  sogar  mit  einigem  Erfolge,  diesem 
Grundsatze  durch  eine  lebhafte  Preßkampagne  auch  bei  den  großen 
Unternehmungen  rein  privaten  Charakters  Geltung  zu  verschaffen. 

Hierüber  schrieb  ich  in  einem  Artikel  „Imperialistische  Handels- 
politik im  britischen  Reiche",  der  im  Wiener  „Handelsmuseum"  vom 
13.  März  igo2  erschienen  ist,  folgende  seither  eher  noch  in  verschärftem 
Maße  zu  Recht  bestehende  Worte:  „Überdies  können  sich  England  und 
seine  Kolonien  auf  dem  Gebiete  der  staatlichen  und  kommunalen 
lyieferungen  in  Kriegs-  und  Friedenszeiten  sehr  erhebliche  Vorteile 
auch  ohne  irgendwelche  Vorzugszölle  wechselseitig  zuweisen.  Auf 
diesem  Gebiete  feierte  der  Imperialismus  bisher  sogar  seine  größten 
Triumphe.  Wenn  in  Indien  oder  in  einer  anderen  Kronkolonie  oder 
sogar  in  Ägypten  Eisenbahnmaterial  ausnahmsweise  aus  Deutschland, 
Belgien,  der  Union  bezogen  wird,  dann  werden  die  hierfür  verant- 
wortlichen Minister  von  der  Presse  und  vom  Parlamente  regelmäßig 
auf  das  schärfste  zur  Verantwortung  gezogen;  sie  müssen  sich  aus- 
führlich darüber  rechtfertigen,  daß  eine  Versorgung  in  England  aus 
irgendwelchen  Gründen  nicht  möglich  war.  Ebenso  hat  z.  B.  eine 
englische  Kommune  die  entschiedenste  Verurteüung  in  der  Öffentlich- 
keit zu  gewärtigen,  wenn  sie  Holzstöckelpflaster  aus  Europa  oder  der 
Union  bezieht,  anstatt  die  bekannten  harten  Hölzer  Westaustraliens 
zu  benützen."  Je  größer  das  britische  Weltreich 
wird,  desto  größere  praktische  Wichtigkeit  erlangen  begreiflicher- 
weise diese  nationalpolitischen  Grundsätze  über  Lieferungen;  dies  geht 
z.  B.  aus  der  Erwähnung  Ägyptens  im  obigen  Zitate  hervor,  welches 
Land  sich  erst  seit  drei  Jahrzehnten  in  engerer  Verbindung  mit  dem 
britischen  Reiche  befindet.  Man  sieht  also  auch  hier  die  Bedeutung 
des  politisch-mÜitärischen  Faktors. 
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VII.  Koloniale  Vorzugszölle  für  britische  Erzeugnisse. 

Aber  sogar  die  dem  britischen  Mutterlande  für  seinen  eigenen 
Markt  fehlenden  Schutzzölle  wurden  ihm  von  der  Mehrzahl  der 
autonomen  Kolonien  in  der  Gestalt  von  Vorzugszöllen  für 
britische  Erzeugnisse  bereits  zur  Verfügung  gestellt^).  Dies  geschah 
vorläufig,  ohne  daß  ähnliche  zolltarifarische  Zu- 
geständnisse des  Mutterlandes  ausdrücklich 
zur  Bedingung  gemacht  wurden,  wenn  auch  sicherlich 
Vorzugszölle  des  Mutterlandes  für  koloniale  Waren  von  den  autonomen 
Kolonien  gleich  von  Anfang  an  mit  lebhaftester  Genugtuung  begrüßt 
worden  wären.  Diese  scheinbare  Uneigennützigkeit 
war  aber  tatsächlich  nur  Erkenntlichkeit  für  erhaltene 
Gegenwerte,  die  teils  vorwiegend  wirtschaftlichen, 
teÜs  vorwiegend  politischen  Charakter  tragen,  und  zwar  war 
hierbei  der  Anteil  der  politischen  Gegenwerte  sogar  recht  bedeutend. 

Den  wirtschaftlichen  Gegenwerten,  welche  die  Kolonien  für  ihre 
bedingungslos  gegebenen  Vorzugszölle  empfangen,  wäre  in  erster  Linie 
der  Umstand  beizuzählen,  daß  durch  die  kolonialen  Vorzugszölle  die 
Fortdauer  des  für  die  vorwiegend  agrarischen  Kolonien  so 
wertvollen  britischen  Freihandelssystems  er- 
leichtert^)  wurde;  hätte  sich  aber  der  Freihandel  in  Großbritannien  auf 
die  Dauer  doch  als  unhaltbar  erwiesen,  so  wäre  für  die  autonomen 
Kolonien  durch  ihr  zollpolitisches  Entgegenkommen  gegenüber  dem 
Mutterlande  der  Anspruch  auf  Vorzugszölle  für  ihre  Ausfuhr  nach 
diesem  so  aufnahmefähigen  Markte  gesichert  gewesen. 

Ein  weiterer  wirtschaftlicher  Vorteil  für  die  Vorzugszölle  ge- 
währenden britischen  Kolonien  lag  darin,  daß  sie  durch  diese  Be- 
zeugung reichstreuen,  imperialistischen  Sinnes  ihr  Gebiet  der 
Investitionstätigkeit  des  Londoner  Geld- 
marktes, wohl  noch  immer  des  größten  der  Erde,  besonders 
empfahlen.  Hier  handelt  es  sich  nämlich  um  den  Wettbewerb 
jener      kapitalsbedürftigen     Länder   der   Erde,     welche    möglichst 


^)  Nähere  Details  über  diese  Vorzugszölle  siehe  im  II.  Band  in  der  Anlage  VI 
„Vorzugszölle  im  britischen  Reiche". 

2)  Indem  die  Kolonien  für  die  Fortdauer  des  bisherigen  britischen  Freihandels- 
systems sogar  besondere  Opfer  brachten,  verfolgten  sie  eine  klügere  Politik,  als  die 
meisten  europäischen  Länder  und  die  Vereinigten  Staaten;  diese  erschwerten  nämlich 
die  Fortdauer  des  auch  für  sie  so  nutzbringenden  Freihandels  in  Großbritannien,  in- 
dem sie  nur  allzuhäufig  gegenüber  den  britischen  Ausfuhrinteressen  auf  das  rück- 
sichtsloseste verfuhren. 
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ausgiebige  Investition  fremden  und  darunter  auch  britischen  Kapitals 
innerhalb  ihres  Gebietes  anstreben,  und  nicht  um  die  früher  (vgl. 
Abteilung  V  dieses  Kapitels)  erwähnte  Beteiligung  Großbritanniens 
an  dem  Wettbewerb  der  Gläubigerländer  um  nutzbringende  In- 
vestitionsmögliclikeiten . 

Ein  gegenwärtig  noch  mäßig  bedeutsamer  wirtschaftlicher 
Gegenwert  der  kolonialen  Vorzugszölle  für  britische  Waren  besteht 
darin,  daß  diese  Zölle  den  Stützpunkt  für  interkoloniale 
Vorzugszölle  bilden,  welche  sich  die  Kolonien  untereinander 
gewähren.  So  gesteht  Kanada  fast  jeder  Kolonie  die  in  erster  Linie 
für  Großbritannien  bestimmten  Vorzugszölle  zu,  mit  Ausnahme  Au- 
straliens und  der  in  ihrer  Handelsbewegung  schwer  kontrollierbaren 
Freihäfen.  Australien  und  Neuseeland  haben  mit  Südafrika  Verträge 
über  wechselseitige  Gewährung  von  Vorzugszöllen  abgeschlossen. 
Neuseeland  gewährt  seine  Vorzugszölle  grundsätzlich  allen  britischen 
Besitzungen  in  den  fünf  Erdteüen.  Bin  besonderer  neuseeländisch- 
australischer Gegenseitigkeitsvertrag  ist,  trotz  verschiedener,  seit  1906 
nach  diesem  Ziele  gerichteter  Bemühungen,  noch  nicht  zustande 
gekommen.  Doch  können  gerade  diese  Vorzugszölle  mit  dem  raschen 
Wachstum  der  Produktion,  des  Wohlstandes  und  der  Bevölkerung 
nicht  weniger  britischer  überseeischer  Besitzungen  ungeahnte 
Bedeutung  gewinnen.  Bereits  jetzt  sind  z.  B.  die  von  Kanada  für 
britischen  Zucker  gewährten  Vorzugszölle  für  Britisch- Westindien^) 
und  die  Fidschi-Inseln  von  hervorragender  Wichtigkeit. 

Das  gleiche  gut  oder  galt  wenigstens  bis  vor  verhältnismäßig 
kurzer  Zeit  für  die  australisch-neuseeländische  und  auch  kana- 
dische Nahrungsmittelausfuhr  nach  Britisch -Südafrika. 
Je  mehr  sich  nämlich  die  südafrikanische  Landwirtschaft  von 
den  Verheerungen  des  Burenkrieges  erholt,  desto  weniger  Nutzen 
können  die  australischen,  neuseeländischen  und  kanadischen  Land- 
wirte aus  den  südafrikanischen  Vorzugszöllen  für  ihre  Erzeugnisse 
ziehen.      Doch  werden  in  Südafrika  gewisse  Möglichkeiten  für  die 


^)  über  die  großen  Vorteile,  die  Britisch- Westindien  im  allgemeinen  bereits 
aus  den  kanadischen  Vorzugszöllen  gezogen  hat,  und  über  Versuche,  ein  System 
wechselseitiger  kanadischer  britisch-westindischer  Vorzugszölle  auszubauen,  vgl.  die 
ausführliche  Notiz  „Britische  interkoloniale  Vorzugszölle"  im  „Handelsmuseum" 
vom  23.  März  191 1,  die  hauptsächlich  aus  einer  britischen  offiziellen  Denkschrift 
(Blaubuch)  geschöpft  ist.  Andererseits  haben  die  Vereinigten  Staaten  infolge  der  neu- 
seeländischen Vorzugszölle  ihre  frühere  große  Papierausfuhr  nach  Neuseeland  fast 
ganz  zugunsten  Kanadas  verloren.  Neuseeland  bezog  im  Jahre  1909  aus  Kanada  für 
286  286,  aus  der  Union  nur  für  12  692  Dollar  Papier.  Noch  im  Jahre  1903  war  dieses 
Verhältnis  gerade  umgekehrt. 
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Agrarausfuhr  der  anderen  britischen  Kolonien  immer  übrigbleiben. 
Es  sei  in  dieser  Beziehung  nur  an  einfache  Holz  waren  erinnert,  wofür 
Britisch-Südafrika  schon  aus  klimatischen  Gründen  wohl  nie  selbst- 
genügsam sein  wird.  Andererseits  wird  der  Wunsch  der  Südafrikaner 
nach  Vorzugszöllen  auf  dem  Markte  des  Mutterlandes  um  so  lebhafter, 
je  mehr  Britisch-Südafrika  dazu  gelangt,  ein  Ausfuhrland  für  Mais, 
Obst,  Südfrüchte  usw.  zu  werden.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen,  daß 
Großbritannien  bei  weiterer  Weigerung,  seinen  Kolonien  Vorzugszölle 
zu  gewähren,  in  Südafrika  ähnliche  Überraschungen  erlebt  wie  in 
Kanada;  die  kanadische  Regierung  schloß  nämlich  am  21.  Januar  191 1 
den  bereits  mehrfach  erwähnten  Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten 
Staaten  ab,  der  auf  einen  unvollkommenen  Zollverein  beider  Nach- 
barländer abzielte,  seither  aber  infolge  des  Ausganges  der  kana- 
dischen Parlaments  wählen  vom  21.  September  191 1  als  vorläufig 
gescheitert  betrachtet  werden   kann. 

Jedenfalls  steht  aber  die  Bedeutung  der  interkolonialen  Vor- 
zugszölle in  genauem  Verhältnisse  zur  Größe  des  von  London 
aus  teüs  direkt  regierten  (Kronkolonien),  teüs  wenigstens  diplomatisch 
und  müitärisch,  d.  h.  vorwiegend  durch  die  Flotte,  zusammen- 
gehaltenen   (autonome  Kolonien)    britischen   Weltreichs. 

Vni.     Politisch-militärische   Gegenleistungen   Großbritanniens    für    die 

kolonialen  Vorzugszölle. 

In  sehr  bedeutendem  Ausmaße  sind  auch  rein  politisch- 
militärische  Leistungen  Großbritanniens  als  Gegenwert 
für  die  kolonialen  Vorzugszölle  zugunsten  britischer  Erzeugnisse  zu 
buchen,  die  scheinbar  ohne  Entgelt  gewährt  wurden.  In  erster 
Linie  kommt  hier  die  gewaltige  britische  Flotte 
in  Betracht.  Sie  gewährt  den  autonomen  Kolonien  gegenüber  dem 
Flottenwachstum  einer  Reihe  anderer  Großmächte  einen  Schutz,  den 
sich  jene  aus  eigenen  Mitteln  bei  ihrer  vorläufig  noch  schwachen  Be- 
völkerung und  entsprechend  mäßigen  finanziellen  Leistungsfähigkeit 
nicht  verschaffen  könnten.  Dieses  Moment  ist  besonders  wichtig  für 
Australien  und  Neuseeland,  die  innerhalb  ihrer  Grenzen 
der  gelben  Rasse  keinen  fußbreit  Bodens  zugestehen  wollen,  aber  ohne 
Arüehnung  an  Großbritannien  der  im  letzten  Jahrzehnt  mächtig  ange- 
wachsenen japanischen  Seemacht  schutzlos  gegenüberstünden.  In 
ähnlicher  Lage  befindet  sich  das  anglo-burische  Britisch-Süd- 
afrika gegenüber  den  Kriegsflotten  Deutschlands  und  Frank- 
reichs. 
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Aus  eben  diesem  Grunde  ist  es  auch  für  Großbritannien  so 
peinlich,  den  Hauptteil  seiner  Seemacht  infolge  des  Wachstums 
der  deutschen  Flotte  in  den  nordwesteuropäischen  Meeren 
konzentrieren  zu  müssen;  womöglich  noch  peinlicher  war  ihm  der 
Jubel,  womit  man  in  Australien  und  Neuseeland  die  Flotte  der 
Vereinigten  Staaten  auf  ihrer  bekannten,  gegen  Japan 
demonstrierenden  Weltumseglungsfahrt  im  Jahre  1908  begrüßte. 
Denn  zu  dieser  Zeit  waren  in  den  indischen  und  australischen  Meeren 
nur  verhältnismäßig  wenige  britische  Kriegsschiffe  zweiten  Ranges 
stationiert.  Speziell  für  Britisch-Südafrika,  wo  eine  ver- 
hältnismäßig kleine  Anzahl  Weißer  einer  sechsmal  so  großen  Anzahl 
Schwarzer  gegenübersteht,  kommt  auch  die  britische  Land- 
mac h  t  als  äußerstes  Hüfsmittel  gegenüber  einem  etwaigen  Aufstande 
der  Schwarzen  in  Betracht. 

Kanada  wird  zu  Lande  und  zu  Wasser  durch  die  Vereinigten 
Staaten  und  ihre  Monroe-Doktrin  gegen  äußere  Gefahren  und 
zwar  insbesondere  gegen  die  aus  Japan  stammenden,  geschützt. 
Kanada  entwickelt  auch  in  der  Frage  der  Vorzugszölle  weniger  Geduld 
als  die  anderen  autonomen  britischen  Kolonien.  Das  liberale  Mini- 
sterium Laurier  kam  sogar  zum  Entschlüsse,  in  dem  bereits  mehr- 
fach erwähnten  Handelsvertrage  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom 
21.  Januar  1911  mit  diesen  eine  Art  von  unvollkommenen  Zollverein 
anzubahnen.  Aber  die  Niederlage  der  Liberalen  bei  den  kanadi- 
schen Parlamentswahlen  vom  21.  September  191 1  hat  den  briti- 
schen Imperialismus  von  dieser  nicht  zu  unterschätzenden,  großen 
Gefahr  befreit. 

Neufundland,  das  sich  in  ähnlicher,  aber  nochmehr  gesicher- 
ter Lage  befindet,  hat  dem  Mutterlande  überhaupt  noch  keine  Vorzugs- 
zölle gewährt;  Neufundland  begnügt  sich  vielmehr  damit,  allen  Ländern, 
also  auch  Großbritannien,  die  seinen  Fischereiprodukten 
(Kabeljau)  Entgegenkommen  zeigen,  wertvolle  Zollbegünstigungen  in 
Aussicht^)   zu  stellen. 

Kanada  hat  sich  seit  1898  am  meisten  bemüht,  endlich  seine 
Vorzugszölle  für  britische  Waren  durch  britische  Vorzugszölle  für 
kanadische  Erzeugnisse  vergolten  zu  sehen.  Dieser  Stimmung  Kanadas 
entsprang  der  (bald  nach  dem  großen  Wahlsiege  der  britischen  frei- 
händlerischen Liberalen  vom  Januar  1906  entstandene)  „I  n  t  e  r  - 
mediate  Tarif  f"  im  Zolltarif  gesetze  vom  12.  April  1907.    Er 


*)   Siehe  Artikel  12  des  neufundländischen  Zollgesetzes  vom  15.  Juni  1905  nach 
dem  „Deutschen  Handelsarchiv"  für  1907,  Seite  1131. 
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wurde  zwischen  dem  höheren  allgemeinen  Tarif  und  dem  niedrigeren 
Vorzugstarif  für  britische  Waren  eingeschoben;  freilich  liegen  die 
Sätze  dieses  Zwischentarifs  dem  allgemeinen  Tarife  öfters  recht  nahe. 
Doch  bildete  der  Zwischentarif  bereits  seit  dem  i.  Februar  1910,  da 
der  französisch-kanadische  Handelsvertrag  vom  19.  September  1907 
in  Kraft  trat,  eine  fühlbare  Abschwächung  der  Vorzugszölle  für 
britische  Waren .  Immerhin  hatte  die  kanadische  Vorzugszollpolitik  von 
1898  an  bis  zum  Abschlüsse  des  Handelsvertrages  Kanadas  mit  den 
Vereinigten  Staaten  vom  21.  Januar  191 1  drei  feste  Stützen: 

1.  das  landwirtschaftliche  Interesse,  das  in 
Kanada  insbesondere  seit  der  während  des  letzten  Jahrzehnts  er- 
folgten stärkeren  Besiedlung  des  Westens  sehr  mächtig  geworden  ist; 

2.  die  imperialistische  Strömung,  die  durch  die 
Teilnahme  kanadischer  Freiwilliger  am  Burenkriege  und  Kanadas 
Anteil  an  den  damaligen  umfangreichen  Militärlieferungen  sowie  durch 
die  großen  Investitionen  des  lyondoner  Kapitalsmarkts  in  Kanada 
belebt  wurde; 

3.  die  plumpe  Ungeschicklichkeit  der  seit  1890  in  Washing- 
ton betriebenen  Handelspolitik,  wodurch  Kanada 
geradezu  an  Englands  Seite  gepeitscht  wurde.  Gegenüber  diesen  drei, 
den  Vorzugszöllen  günstigen  Momenten  vermochte  das  entgegen- 
gesetzte Interesse  der  bereits  gut  entwickelten,  aber  an  politischer 
Kraft  hinter  der  Landwirtschaft  zurückstehenden  Industrie 
Kanadas  nicht  aufzukommen.  Auch  das  schwächere  Interesse  Kanadas 
am  diplomatisch-militärischen  Schutze  durch  das 
britische  Weltreich  war  so  lange  von  keiner  ausschlag- 
gebenden Bedeutung,  als  die  Handels-  und  Wirtschafts- 
politik sowie  nicht  weniges  an  den  inneren  Zuständen  der  Ver- 
einigten Staaten  abschreckend  plutokratische  Züge  trug. 

Die  zeitweilige  Abschwächung  des  kanadischen  zollpolitischen 
Imperialismus  durch  den  mehrfach  genannten  Handelsvertrag  mit 
den  Vereinigten  Staaten  vom  21.  Januar  1911  stand  in  enger  Be- 
ziehung zu  den  während  der  letzten  Jahre  in  den  Vereinigten 
Staaten  vor  sich  gegangenen  Veränderungen; 
zuerst  der  schwache,  nur  wenig  erfolgreiche  Widerstand  des  Präsidenten 
Taft  gegen  die  Ausschreitungen  der  Hochschutzzöllner  bei  der  Beratung 
des  Payne-Tarifes  vom  5.  August  1909;  sodann  die  arge  Niederlage 
der  hochschutzzöUnerischen  Republikaner  bei  den  Kongreßwahlen 
in  der  ersten  Novemberhälfte  1910;  endlich  die  in  Berücksichtigung  der 
Volksstimmung  gestellten  großartigen  Angebote  Tafts  an  Kanada 
behufs  Verbilligung  der  Nahrungsmittel  in  den  Vereinigten  Staaten, 
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deren  fast  selbstverständliche  Annahme  durch  Kanada  direkt  zum  Ver- 
trag vom  21.  Januar  191 1  führte.  Doch  haben  bereits  während  der 
darauf  folgenden  acht  Monate  alle  maßgebenden  Faktoren 
Kanadas  nachdrücklich  erklärt,  am  Grundsatze  der  Z  o  1 1  b  e  v  o  r  - 
zugung  britischer  Waren  unerschütterlich  festhalten  zu 
wollen.  Die  soeben  erwähnte  Wahlniederlage  der  liberalen  kana- 
dischen Regierung  vom  21.  September  19 11  hat  den  britischen 
Imperialismus  in  Kanada  wieder  hoch  hinauf  gebracht. 
Freilich  bleibt  der  Vertrag  vom  21.  Jänner  191 1  im  Gesetzbuch 
(Statute  book)  der  Vereinigten  Staaten,  unter  der  aufschiebenden 
Bedingung  entsprechender  kanadischer  Beschlüsse,  in  Kraft  für 
den  Fall,   daß  die  Stimmung  in  Kanada  wieder  umschlagen   sollte. 

IX.  Britische  Schutzherrschaften  und  Schutzstaaten:  Ägypten,  Zanzibar, 
Oman,  Portugal,  Spanien,  Sardinien-Italien,  Hannover,  Dänemark, 
Norwegen,   Romanisches  Amerika,  Hawai,   Gebiete    der  offenen    Tür. 

Parallel  mit  den  Bemühungen  Englands,  seinen  Kolonialbesitz  zu 
erhalten  und  zu  vermehren,  läuft  seit  jeher  ein  anderes  Bestreben; 
dieses  geht  nicht  selten  geradezu  in  Kolonialpolitik  über  und  hat  gleich 
der  Kolonialpolitik  während  der  letzten  fünf  Jahrzehnte  den  Briten 
die  Aufrechterhalt;ing  ihres  nicht  wehrhaften  Freihandels  nicht  un- 
wesentlich erleichtert.  Seitdem  Großbritannien  in  der  Weltpolitik 
eine  größere  Rolle  spielt,  insbesondere  seit  der  Zeit  Cromwells,  hat 
es  sich  bemüht,  über  kleinere,  dabei  aber  wirtschaftlich  wichtige 
Staaten  eine  Art  von  Schutzherrschaft  auszuüben.  Es 
handelt  sich  hierbei  um  juristisch  kaum  faßbare  all- 
mähliche Nuancen;  diese  führen  von  Protektorats- 
verhältnisse im  völkerrechtlichen  Sinne,  das 
der  Kolonialherrschaft  nahesteht,  wofern  es  nicht 
mit  ihr  identisch  ist,  bis  zu  kaum  merklichen  Minderungen  der 
vollen  Souveränität. 

Als  Beispiele  für  ein  dem  kolonialen  Protektorate  mehr 
oder  minder  nahestehendes  Schutzherrschaftsverhältnis  wären  zu 
nennen:  Zanzibar,  Ägypten,  verschiedene  Fürstentümer  imNorden  der 
Straits  Settlements,  die  im  Jahre  1909  schließlich  von  Siam  ausdrück- 
lich als  englischer  Besitz  anerkannt  wurden,  die  Himalajafürstentümer 
Nepal  und  Butan,  Beludschistan,  wohl  auch  Oman  und  Koweit. 

So  begann  die  Stellung  Großbritanniens  in  Ägypten,  die  als 
Beispiel  eines  bereits  der  Kolonialherrschaft  nahestehenden  Schutz- 
verhältnisses zu  nennen  ist,  mit  einem  zähen  Kampfe,  den  England 
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im  Nillande  um  politischen,  wirtschaftlichen  und  kulturellen  Einfluß 
mit  Frankreich  führte.  Die  Erwerbung  der  Mehrheit  der  Suezkanal- 
Aktien  durch  Beaconsfield  im  Jahre  1875  bedeutete  einen  großen  Vor- 
sprung für  England,  die  gemeinsame  Finanzkontrolle  Englands  und 
Frankreichs  über  Ägypten  (August  1879)  stellte  das  Gleichgewicht 
zugunsten  Frankreichs  scheinbar  wieder  her;  aber  die  Weigerung  der 
französischen  Regierung,  am  Feldzuge  gegen  Arabi-Pascha  im  Jahre 
1882  teüzunehmen,  entschied  den  Wettkampf  zugunsten  Groß- 
britanniens. 

In  ähnlicher  Weise  wurde  ein  etwa  zehnjähriges,  zähes  Ringen 
zwischen  Deutschland  und  Großbritannien  um  den  vorherrschenden 
Einfluß  inZanzibar  durch  den  britisch- deutschen  Kolonialvertrag 
von  1890,  wahrscheinlich  aber  auch  durch  britische  Hinweise  auf  die 
eigenen  überlegenen  Seestreitkräfte  zugunsten  Englands  entschieden. 
Freilich  nützte  hierbei  den  Briten  auch  die  vorherrschende  wirtschaft- 
liche Stellung  der  indischen  Kaufleute  und  Wucherer  auf  Zanzibar 
sowie  die  Erinnerung  an  Großbritanniens  kraftvolles  Einschreiten  gegen 
den  Zanzibarer  Sklavenhandel  im  Jahre  1873. 

Auch  die  Vorherrschaft  Großbritanniens  in  Oman  an  der  ara- 
bischen Südostküste  ist  zwar  eine  weltpolitische,  aber  kaum  eine  allen 
Zweifeln  entrückte  völkerrechtliche  Tatsache.  England  hat  eben  seit 
der  Mitte  der  fünfziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  seinem  Residenten  in 
der  Hauptstadt  des  Landes,  Maskat  eine  ähnliche  Stellung  zu  verschaffen 
ge^vußt,  wie  etwa  gleichbenannten  Beamten  an  den  Höfen  indischer 
Tributärstaaten.  Auch  hat  sich  die  britische  Regierung  einem  Ver- 
suche Frankreichs,  innerhalb  des  Gebietes  von  Oman  eine  Kohlen- 
station zu  erwerben,  im  Februar  1899  mit  der  Drohung,  Gewalt  anzu- 
wenden, erfolgreich  widersetzt. 

Interessanter  und  vielleicht  sogar  bedeutsamer  als  die  bisher 
genannten  Beispiele,  wonach  subtropische  oder  tropische  Halbkultur- 
länder nach  verhältnismäßig  kurzen,  etwa  wenige  Jahrzehnte  dauern- 
den Übergangsstadien  geradezu  britische  Kolonien  wurden  oder  zu 
werden  scheinen,  ist  eine  Reihe  anderer  Fälle.  Danach  mag  ein 
Staat  europäischer  Kultur  durch  lange  Zeit,  durch 
Jahrzehnte,  ja  sogar  durch  Jahrhunderte  tatsächlich  unter  britischem 
Schutze  stehen,  ohne,  wenigstens  formell,  irgendein  äußeres  Anzeichen 
voller  Souveränität  einzubüßen. 

Das  bekannteste  und  wichtigste  Beispiel  hierfür  bildet  Portugal. 
Seit  dem  spanischen  Erbfolgekriege  (1700 — 1714)  setzte  Großbritannien 
fast  ununterbrochen  seine  Seestreitkräfte,  mitunter  aber  auch  seine 
Landmacht  ein,  um  Portugals  europäischen  oder  überseeischen  Besitz 
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gegen  spanische,  französische  usw.  Angriffe  und  Begehrlichkeiten 
sicherzustellen.  Gelegentliche  Zwistigkeiten  zwischen  der  britischen 
Schutzmacht  und  dem  portugiesischen  Schützling  hatten  gewisser- 
maßen den  Charakter  von  Familienzerwürfnissen,  so  Großbritanniens 
Auftreten  gegen  den  grausamen  Usurpator  Dom  Miguel  in  den  Jahren 
1832/1833  oder  das  britische  Ultimatum  vom  11.  Januar  1890  gegenüber 
dem  damaligen  Versuche  Portugals,  eine  Landverbindung  eigenen 
Besitzes  zwischen  seinen  ost-  und  westafrikanischen  Kolonien  herzu- 
stellen. 

Jedenfalls  vermag  Portugal  seine  zwar  nicht  großen,  aber  für 
einen  kleinen  Staat  wie  Portugal  immerhin  nicht  zu  unterschätzenden 
Besitzungen  an  der  indischen  Westküste,  in  Südchina 
(Macao)  und  auf  Timor  gegenüber  dem  gerade  in  Süd-  und  Ostasien 
so  lebhaft  gewordenen  weltpolitischen  Wettbewerb  nur  mittels  der 
Unterstützung  Großbritanniens  festzuhalten.  InPortugiesisch- 
Ostafrika  ist  sogar  zu  dem  politischen  Schutzmachtverhältniss 
Englands  gegenüber  Portugal  noch  eine  Art  von  Zollverein  mit 
Britisch-Südafrika  hinzugekommen  (modus  vivendi  vom 
18.  Dezember  1901  als  Fortsetzung  des  ähnlichen  Vertrages  mit  dem 
damals  noch  unabhängigen  Transvaal  vom  11.  Dezember  1875). 
Dieses  Zollvereinsverhältnis  erwies  sich  übrigens  bisher  von  großem 
wirtschaftlichen  Nutzen  für  die  genannte  portugiesische  Kolonie,  mag 
es  auch  zugleich  für  Britisch-Südafrika  und  damit  auch  für  Groß- 
britannien einen  wertvollen  Posten  in  Gegenwart  und  Zukunft  dar- 
stellen. 

Diese  tatsächliche  Schutzherrschaft  Großbritanniens  über  Portu- 
gal ist  während  ihrer  mehr  als  zweihundertjährigen  Dauer  dem  Handel 
und  der  Schiffahrt  Englands  in  hohem  Maße  zugute  gekommen.  So 
lange  Großbritannien  noch  einschutzzöllnerisches  Land 
war  oder  einemSysteme  wehrhaften  Freihandels  huldigte, 
heimste  es  diese  Vorteile  in  Gestalt  nutzbringender  Handelsverträge 
ein.  Unter  diesen  war  der  berühmte  Methuen-  Vertrag  von  1703 
(mit  Zollbegünstigungen  für  britische  Manufakturwaren  in  Portugal 
und  für  portugiesische  Weine  in  Großbritannien)  von  hervorragender 
Bedeutung;  das  gleiche  gilt  für  die  besonderen  Begünstigungen,  die 
der  britische  Handel  in  Portugal  während  des  Kampfes  gegen  Napo- 
leon I.  in  den  Jahren  1810 — 1815  genoß. 

Seitdem  aber  Großbritannien  zum  nicht  wehrhaften 
Freihandel  übergegangen  ist,  vermag  es  durch  diplomatische 
Einwirkungen  einen  Einfluß  auf  die  Gestaltung  des 
portugiesischen  Zolltari  f  e  s  auszuüben,  wie  ihn  andere 


V.    Der  britische  Freihandel  und  seine  poUtisch-militärischen  Stützen.       161 

Länder  sogar  durch  Anbot  kommerzieller  Vorteile  oder  durch 
Androhung  von  Zollkriegsmaßregeln  kaum  zu  erlangen  imstande  sind 
Überdies  ist  Großbritannien  vermöge  seiner  Vormachtstellung  in  der 
Lage,  alle  diejenigen  Ausfuhr  -  und  Investitionsmög- 
lichkeiten, für  welche  Konzessionen  der  portugiesischen 
Regierung  erforderlich  sind,  in  besonders  weitgehendem  Maße  auszu- 
nützen. 

So  bilden  die  mit  britischem  Kapital  gegründeten  K  o  n  z  e  s  - 
sion  s  g  e  s  e  11  s  c  h  a  f  t  e  n  in  P  o  r  t  u  gi  e  s  i  s  c  h- O  s  t - 
a  f  r  i  k  a  ,  denen  zugleich  wichtige  Verwaltungsbefugnisse  über- 
tragen wurden,  gewissermaßen  Staaten  im  Staate,  so  insbesondere  die 
Companhia  de  Mocambique.  Hierzu  kommen  noch  die  britischen 
Bisenbahngesellschaften  in  Portugiesisch  Afrika,  näm- 
lich im  Osten  die  Beirabahn,  im  Westen  die  Benguellabahn,  die  vom 
britischen  Kapital  mit  Vorteil  betriebene  Zuckerfabrikation  auf 
Madeira,  wichtige  Bergbaukonzessionen  britischer  Kapitalisten  in  den 
afrikanischen  Kolonien  Portugals  und  im  Mutterlande  selbst  usw. 
Sehr  häufig,  wenn  auch  nicht  immer,  gelingt  es  dem  britischen  diplo- 
matischen Einflüsse,  die  Kapitalisten  anderer  Länder  von  an  und  für 
sich  vorteilhaften  und  für  die  Ausfuhr  des  kapitaldarleihenden 
Staates  fruchtbaren  Investitionen  auszuschließen.  Indirekt  stützt 
Großbritannien  wiederum  durch  sein  Schutzverhältnis  über  Portugal 
nicht  nur  seine  Stellimg  in  Südafrika^)  und  seinen  Einfluß  im 
Kongostaate,  sondern  auch  seine  Vormacht  zur  See, 
diesen  festesten  Tragbalken  seiner  kolonialen  und  weltpolitisch- 
weltwirtschaftlichen Größe.  Portugal  stellt  nämlich  seine  Häfen  und 
Inseln  der  britischen  Seemacht  im  Krieg  und  Frieden  als  Übungs- 
plätze, Zwischenstationen  für  Seefahrten  und  Kabel  usw.  zur  Ver- 
fügung. 

Ähnliche  Schutzverhältnisse  vermochte  Großbritaimien  mit  mehr 
oder  minder  großem  Erfolg  für  kürzere  oder  längere  Dauer  auch 
über  andere  Staaten  und  sogar  über  weit  größere  als  Portu- 
gal zu  errichten.  Freilich  stellt  letzterer  Staat  infolge  seiner  über- 
seeischen, namentlich  afrikanischen  Besitzungen  auch  eine  große 
Ländermasse  dar.  Übrigens  darf  Portugal  vermöge  seiner  Lage  am 
Westende  des  europäischen  Kontinents  und  in  der  Nähe  des  Eingangs 
zum  Mittelländischen  Meere  auch  in  Europa  nicht  bloß  nach  seinem 
Flächenraume  beurteilt  werden. 


^)    So  konnte  Großbritannien  während  des    Burenkrieges    (1899 — 1902) 
über  die  portugiesische  Beirabahn  seinen  Gegnern  in  den  Rücken  fallen  und  ihnen  jeg- 
liche Zufuhr  von  Hilfsmitteln  über  Louren^o  Marques  sperren. 
Schilder.    U. 
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Von  mehr  historischem  Interesse  ist  der  Schutz,  den  Groß- 
britannien zu  wiederholten  Malen  dem  spanischen  Reiche  zuteil 
werden  ließ,  das  in  Europa  nach  Flächenraum  und  Bevölkerung  wohl 
stets  einer  Großmacht  zum  mindesten  nahekam.  Während  der  Jahre 
1808 — 1814  bedeutete  dieser  Schutz  freilich  auch  eine  Durchbrechung 
der  napoleonischen  Kontinentalsperre  gegen  britische  Erzeugnisse  und 
Transitwaren.  Im  Zeitalter  der  Ententepolitik  Eduard  VII. 
(1901 — 1910)  schien  sich  freilich  diese  Schutzherrschaft  in  glatteren, 
unauffälligeren  Formen  zu  erneuern.  Sie  trat  etwa  als  Begünstigung 
marokkanischer  Eroberungspläne  Spaniens,  aber  auch  zum 
Nutzen  der  britischen  kommerziellen  und  Investitionstätigkeit  auf 
den  Plan;  so  wurden  z.  B.  britische  Werften  zur  Erneuerung  der  spa- 
nischen Kriegsflotte  mitherangezogen. 

Das  freihändlerische  Sardinien  war  von  Ende  der  vierziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  an  bis  zu  seinem  Übergang  in  das  König- 
reich Italien  gewissermaßen  ein  vorgeschobener  Posten  des  damals 
schon  dem  nicht  wehrhaften  Freihandel  nahegekommenen  Groß- 
britanniens gegenüber  dem  mehr  schutzzöUnerischen  und  auch  im 
Vergleich  zu  Italien  damals  industriell  entwickelteren  Österreich^). 
Das  bis  in  die  achtziger  Jahre  industriell  wenig 
entwickelte  Italien  hat,  bis  zu  seinem  Eintritt  in  den 
Dreibund  mit  Deutschland  und  Österreich-Ungarn,  wohl  nie  auf- 
gehört, sich  als  Schutzstaat  Großbritanniens  zu 
fühlen,  und  leistete  auch  nachher  in  Nordostafrika  den  Eng- 
ländern in  ähnlicher  Weise  Heeresfolge  gegenüber  den  fanatischen 
Mahdisten  (im  ägyptischen  Sudan) 2)  wie  seinerzeit  Sardinien  den 
verbündeten  Briten  und  Franzosen  im  Krimkrieg  gegenüber  Rußland. 

Seit  dem  Ende  des  Burenkrieges,  da  sich  England  immer  weniger 


^)  über  Österreich  als  altes  Industrieland  sind  der  Arbeit  von  Dr.  Fr.  Hertz 
, ,  Die  Schwierigkeiten  der  industriellen  Produktion  in  Ö  sterreich' '  ( Wien  1 9 1  o)  folgende 
Angaben  zu  entnehmen:  „Österreich  ist  ein  altes  Industrieland  und  hat  in  früheren 
2yeiten  in  zahlreichen  Fabrikationen  ganz  Buropa  als  I,ehrnieister  gedient.  Im  Jahre 
1767  erzeugte  Steiermark  allein  imgefähr  ebenso  viel  Roheisen  wie  England.  Noch  1850 
hatte  der  österreichische  Kaiserstaat  i  453  843  Baumwollspindeln,  während  im  deutschen 
Zollverein,  der  damals  schon  fast  ganz  Deutschland  umfaßte,  im  Jahre  1846  nur 
750  289  Spindeln  gezählt  wurden.  Nur  wenige  Industrieunternehmungen  Europas 
können  sich  an  ehrwürdigem  Alter  mit  zahlreichen  österreichischen  Papierfabriken, 
Sensenwerken,  Brauereien  usw.  messen,  die  seit  dreihundert  und  vierhundert  Jahren 
und  noch  länger  auf  demselben  Platze  betrieben  werden". 

')  In  den  Jahren  1893  ^"^^  1894  gingen  die  Italiener  von  der  Küste  der  Erythraea 
landeinwärts,  warfen  die  Mahdisten  nach  mehreren  Kämpfen  gegen  Westen  zurück 
und  besetzten  Kassala,  das  sie  Ende  1897,  nach  der  ihnen  von  den  Abessiniern  am 
I.  März  1896  bei  Adua  zugefügten  schweren  Niederlage,  den  Engländern  übergaben. 
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freundlich  gegen  die  beiden  mitteleuropäischen  Kaiserreiche  stellt,  ist 
auch  in  die  Politik  des  inzwischen  industriell  mächtig  entwickelten 
Italiens  eine  gewisse  Unsicherheit  gekommen;  es  schwankt 
zwischen  seinen  Bundespflichten  gegenüber  den  beiden  Kaiser- 
reichen und  seinen  ungeschriebenen,  aber  nichtsdestoweniger  sehr 
festen,  weil  auf  der  britischen  Seegewalt  im  Mittelmeer  beruhenden 
Verpflichtungen  gegenüber  dem  langjährigen  britischen  Schutzherrn. 
Einer  der  Gründe,  warum  Großbritannien  an  der  durch  Deutschlands 
Flotten  Wachstum  nötig  gewordenen  Konzentrierung  der  britischen 
Geschwader  in  der  Nordsee  so  schwer  trägt,  ist  auch  die  Befürchtung, 
seiner  politisch  und  wirtschaftlich  so  vorteühaften  Schutzherrschaft 
über  Italien  durch  Verminderung  der  britischen  Kriegsflotte  im 
Mittelmeer  verlustig  zu  werden. 

Bezüglich  mancher  anderer  Länder  ist  es  nur  bei  britischen 
Versuchen  geblieben;  diese  Versuche  führten  entweder  ver- 
möge der  erfolgreichen  Gegenwirkung  anderer  Mächte,  momentaner 
oder  dauernder  Nebenbuhler  Englands,  oder  infolge  des  erhöhten 
Selbstbewußtseins  des  Schützlings  zu  keinen  dauernden 
Resultaten;  aber  auch  während  der  kürzeren  Frist  solcher 
Schutzherrschaften  und  trotz  ihres  schwächeren  Grades  erwiesen  sie 
sich  als  wertvoll  für  die  britischen  Handels-  und  die  mit  diesen  ver- 
bündeten Kapitalsinteressen. 

Nur  mehr  von  historischem  Interesse  ist  das  auch  auf  eine 
Personalunion  mit  der  in  Großbritannien  herrschenden  Dynastie  ge- 
stüzte  Verhältnis  Englands  zu  Hannover  von  1714 — 1837;  es 
hielt  dem  britischen  Handel  die  Mündungen  der  beiden  größten 
Ströme  des  nördlichen  Deutschlands  für  alle  Fälle  offen  und  dauerte 
wohl  noch  bis  1866  fort. 

In  einer  Art  von  Schutzverhältnis  zu  England  stand  D  ä  n  e  m  a  rk 
von  1848 — 1864.  In  den  Kämpfen  von  1848 — 1852  kam  die  britische 
HÜfe  dem  skandinavischen  Königreiche  in  hohem  Maße  zugute,  ver- 
sagte aber  im  Jahre  1864,  da  sich  die  britischen  Bemühungen  für 
Dänemark  mangels  eines  „tüchtigen  Landsoldaten" ^)  als  vergeblich 
erwiesen.  Neuerdings  sucht  Großbritannien  dieses  skandinavische 
Königreich  zur  Heeresfolge  gegen  Deutschland  zu  gewinnen,  wobei 
die  Briten  auf  folgende  zwei  Momente  rechnen:  auf  den  chauvi- 
nistischen Groll  der  Dänen  gegen  Deutschland  wegen  der  noch  nicht 

^)  Frankreich,  das  die  Rolle  des  „tüchtigen  Landsoldaten"  (vgl.  hierüber  die 
Bemerkung  in  Abteilung  X  dieses  Kapitels)  im  Krimkrieg  nicht  ganz  ohne  eigenen 
Nutzen  gespielt  hatte,  wollte  sie  im  Jahre  1864  gegen  Preußen  und  Österreich  und  für 
Dänemark  nicht  mehr  spielen. 

11* 
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völlig  verschmerzten  Losreißung  Schleswig-Holsteins  im  Jahre  1864 
und  auf  die  Abhängigkeit  der  dänischen  I^andwirtschaft  vom  freien 
britischen  Markte. 

Norwegen  stand  seit  seiner  Losreißung  von  der  schwedischen 
Dynastie  Bernadotte  im  Jahre  1905  unter  dem  besonderen  Schutze 
Großbritanniens  und  befindet  sich  wohl  auch  noch  nach  dem  Tode 
Eduards  VII.,  des  Begründers  dieses  Schutzverhältnisses,  in  der 
gleichen  Lage. 

Auf  dem  amerikanischen  Kontinent  benimmt  sich  Groß- 
britannien in  dieser  Beziehung  ungemein  zurückhaltend.  Schon  längst 
tritt  es  nicht  mehr  so  in  den  Vordergrund,  wie  in  den  Tagen  Cannings 
(1822 — 1827),  ^^  England  die  Schutzmacht  der  damals  gerade  zu 
staatlicher  Selbständigkeit  gelangten,  von  Spanien  abgefallenen 
amerikanischen  Republiken  gegen  die  dem  Mutterlande  freundliche 
Haltung  der  „heiligen  Allianz"  darstellte.  Freilich  wurden  die  Grund- 
lagen der  heutigen  bedeutsamen  kommerziellen  imd  finanziellen 
Stellung  Englands  in  den  meisten  Ländern  Südamerikas  gerade  damals 
gelegt.  Großbritannien  wül  aber  den  argwöhnischen  Vereinigten 
Staaten  keinen  Anlaß  bieten,  über  Verletzung  der  Monroe- 
Doktrin  durch  die  britische  Diplomatie  in  Verstimmung  zu  geraten, 
zumal  es  Kanada  zu  Lande  gegen  die  Union  nicht  verteidigen  kann. 

Bezeichnend  hierfür  ist  das  Verhalten  Großbritanniens  zu 
H  a  w  a  i  (Sandwich-Inseln).  Während  der  fünfziger  und  sechziger 
Jahre,  ja  sogar  noch  in  den  ersten  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
trat  England  nachdrücklich  für  die  Aufrechterhaltung  seiner  dortigen 
Stellung  gegen  Übergriffe  der  Vereinigten  Staaten  oder  auch  Frank- 
reichs ein.  Seither  haben  aber  die  Briten  den  Vereinigten  Staaten 
immer  mehr  die  Vorhand  auf  dem  Inselgebiet  überlassen  und  ruhig 
zugesehen,  als  die  Union  im  Laufe  der  Jahre  1897 — 1899  (spanisch- 
amerikanischer Krieg  von  1898)  zur  Einverleibung  Hawais  schritt. 

Die  englische  Diplomatie  glaubt  sich  aber  gegenüber  der 
Union  um  so  mehr  auf  die  exportfördernde  Wirkung  britischer 
privater  Kapitalsinvestitionen  in  Süd-  und  Mittelamerika  verlassen  zu 
können^),  als  die  Kapitalsbüdung  der  Vereinigten  Staaten  für  ihren 
eigenen  Kapitalsbedarf  bei  weitem  nicht  ausreicht.  Jede  Kapitals- 
investition der  Vereinigten  Staaten  nach  dem  Auslande  bedeutet 
schließlich  fast  nur  ein  Weiterverleihen  ausgeliehenen  Geldes.  Eine 
gewisse  Neigung  zu  schiedsrichterlichemWesenia 


^)   Vgl.  die  über  diese  britischen  Investitionen  beigebrachten  statistischen  Daten ^ 
in  Abteilung  V  dieses  Kapitels. 
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Südamerika  verriet  die  britische  Politik  während  der  Regierung 
Eduards  VII.,  wie  aus  den  erfolgreichen  Bemühungen  dieses  könig- 
lichen Staatsmannes  um  Friedensstiftung  zwischen  Chüe  und  Argen- 
tinien (in  den  Jahren  1902  und  1903)  sowie  Argentinien  und  Brasilien 
hervorgeht.  Doch  bemühte  man  sich  in  England  in  außerordentlich 
vorsichtiger  und  zurückhaltender  Weise  um  die  Erhaltung  des  Friedens 
in  Südamerika,  nämlich  mehr  durch  das  I^ondoner  Haus  Rothschild  tmd 
andere  an  den  südamerikanischen  Finanzgeschäften  beteiligte  große 
britische  Firmen  als  direkt  durch  das  britische  Auswärtige  Amt,  so 
daß  die  Vereinigten  Staaten  daraus  wohl  kaum  Grund  zu  Beschwerden 
entnehmen  konnten. 

Speziell  in  der  näheren  Einflußsphäre  der  Union, 
im  romanischen  Amerika  an  den  Ufern  des  karaibischen  Meeres  und 
des  Golfs  von  Mexiko,  hat  sich  Großbritannien  vor  den  Vereinigten 
Staaten  ganz  zurückgezogen,  und  zwar  besonders  seit  dem  Hay- 
Pauncefote- Vertrag  über  die  teilweise  Neutralisierung  des  isth- 
mischen (Panama-)  Kanäle  s;  dieser  Vertrag  wurde  im 
Jahre  1901  während  des  die  britische  Weltmacht  schv^er  heimsuchen- 
den Burenkrieges  abgesclilossen,  sichert  aber  immerhin  in  Friedens- 
zeiten der  britischen  wie  sonstigen  nichtnordamerikanischen  Schiff- 
fahrt die  Meistbegünstigung  hinsichtlich  der  Kanalgebühren  usw. 

Wie  bereits  früher  erwähnt,  hat  die  tatsächliche  Schutzherrschaft, 
die  Großbritannien  über  verschiedene  Gebiete  der  offenen 
T  ü  r  ^)  zu  erreichen  suchte  und  schließlich  auch  gewann,  in  einigen 
Fällen  zu  einer  Art  von  Kolonialbesitz  geführt,  so  hinsichtlich 
Ägyptens,  Zanzibars  und  Omans.  In  ähnlicher  Weise 
suchte  Großbritannien  in  der  Türkei,  Persien,  Siam, 
China,  Marokko  eine  vorherrschende  Stellung  zu  gewinnen, 
was  ihm  aber  aus  verschiedenen  Gründen  auf  die  Dauer 
nirgends  gelang. 

In  der  Türkei  war  ihm  die  Eifersucht  aller  anderen  europäischen 
Großmächte,  namentlich  jene  Rußlands  und  Deutschlands,  sowie  seit 
Sommer  1908  das  erwachende  Selbstgefühl  des  osmanischen  Konstitu- 
tionalismus hinderlich.  In  Persien  und  Marokko  beendete  England 
seine  altherkömmlichen  Anstrengungen  schließlich  damit,  die  be- 
treffenden Gebiete  der  offenen  Tür  ganz  oder  zum  Teile  dem  lang- 
jährigen Nebenbuhler  auszuliefern;  dieser  sollte  hierdurch  zu  aus- 
drücklichen oder  stülschweigenden  Vereinbarungen  gegen  den  gegen- 
wärtigen Hauptkonkurrenten  der  britischen  kommerziellen  und  See- 


*)    Vgl.  hierüber  die  XI.  Abteilung  dieses  Kapitels  und  das  VIII.  Kapitel. 

• 
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geltung,  das  DeutscheReich^)  gewonnen  werden.  In  ähnlicher 
Weise  wie  Großbritannien  über  Marokko  mit  Frankreich  und  zum 
Teile  auch  mit  Spanien,  über  Persien  mit  Rußland  handelseinig 
wurde,  paktierte  England  über  S  i  a  m  mit  Frankreich,  so  daß  letzterer 
Staat  an  der  Ostgrenze,  Großbritannien  an  der  Südwestgrenze  Siams 
(nördlich  von  den  Straits  Settlements)  einigermaßen  vorrücken 
konnte;  freilich  müssen  sich  beide  großen  asiatischen  Kolonialreiche 
in  Siam  Zurückhaltung  auferlegen,  um  nicht  bei  dem  seit  dem  russisch- 
j  apanischen  Kriege  von  1904/1905  mächtig  in  die  Höhe  geschossenen 
Selbstgefühle  Ost-  und  Südasiens  sowie  namentlich  bei  J  a  p  a  n  selbst 
Anstoß  zu  erregen. 

Im  chinesischen  Reiche  scheint  der  Kampf  um  Ein- 
flußsphären, an  dem  sich  Großbritannien  bis  zum  russisch- 
3  apanischen  Kriege  so  lebhaft  beteiligte,  eben  durch  diesen  Krieg  in  den 
Hintergrund  gerückt  worden  zu  sein,  freÜich  nur,  was  das  chinesische 
Hauptland  ohne  Mandschurei,  Mongolei  und  Tibet  anbetrifft.  Gerade 
hinsichtlich  der  Nebenländer  Chinas  eröffnete  der  japanisch- 
russische Vertrag  über  die  Mandschurei  vom  4.  Juli  1910  den  Ausblick 
auf  allerlei  für  China  abträgliche  Möglichkeiten,  denen  die  chinesische 
Regiemng  durch  energische  Kolonisierung  der  Nebenländer  entgegen- 
zuwirken suchte.  Die  im  Oktober  19 11  in  China  ausgebrochene, 
gegen  die  Mandschuherrschaft  gerichtete,  republikanisch  gefärbte 
Revolution  dürfte,  zumindest  was  das  eigentliche  China  anbetrifft, 
mit  einer  Neubelebung  dieses  alten  Volkes  und  Staates  enden. 

Dagegen  hat  Großbritannien  aus  seiner  zeitweiligen 
Schutzherrschaft     über     die    Türkei  2)^     Persien^), 


^)    Vgl.  über  das  britisch-deutsche  Verhältnis  Abteilung  XII  dieses  Kapitels. 

*)  Großbritannien  teilte  sich  in  die  Schutzherrschaft  über  die  Türkei  mit 
Frankreich  während  der  Zeit  vom  Krimkriege  bis  zur  Absage  Rußlands  von 
den  Bestimmungen  des  Pariser  Friedensvertrages  von  1856  über  das  Schwarze  Meer; 
diese  Absage  erfolgte  mittels  russischer  Note  vom  31.  Oktober  1870  und  wurde  im  Lon- 
doner Vertrag  vom  13.  März  1871  von  den  europäischen  Großmächten  bestätigt.  Eine 
zweite  Periode  britischer  Schutzherrschaft  über  die  Türkei  datierte  von  der  Inter- 
vention Beaconsfields  nach  dem  russisch- türkischen  Friedensvertrage  von  San  Stefano 
bis  zur  britischen  Besetzung  Ägyptens,  d.  h.  vom  Februar  1878  bis  September  1882. 

3)  Von  einer  Schutzherrschaft  Großbritanniens  über  P  e  r  s  i  e  n  konnte  man, 
trotz  beständiger  russischer  Gegenwirkung,  namentlich  im  letzten  Jahrzehnt  vor  dem 
im  Herbst  1899  ausgebrochenen  Burenkriege  sprechen.  Sechs  Jahre  später  wurde  die 
britische  Schutzherrschaft  über  Persien  für  kurze  Zeit  wieder  erneuert;  sie  dauerte 
nämlich  vom  zweiten  britisch- japanischen  Bündnis  (12.  August  1905)  bis  zum  britisch- 
russischen Übereinkommen  vom  31.  August  1907  über  Persien,  Afganistan  und  Tibet. 
Seither  üben  bis  auf  weiteres  Rußland  und  Großbritannien  gemeinsam  eine  Schutz- 
herrschaft über  Persien  aus. 
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S  i  a  m  ^)  und  M  a  r  o  k  k  o  2),  solange  diese  Verhältnisse  andauerten, 
großen  Nutzen  für  den  britischen  Ausfuhrhandel  und  die  britische 
exportfördernde  Investitionstätigkeit  gezogen.  Ausnahmsweise  ver- 
steht England  aus  solchen  Schutzverhältnissen  auch  kleinere  Er- 
weiterungen seines  Kolonialbesitzes  herauszuschlagen,  so  im  Jahre  1878 
den  Gewinn  C  y  p  e  r  n  s  aus  dem  Schutzverhältnisse  über  die  Türkei 
und  im  Jahre  1891  Abrundungen  seines  birmanischen  Besitzes 
gegenüber  der  Nordgrenze  von  Siam  im  Laos-Gebiete. 

X.  Gewaltsame  Zurück drängung,  Einengung  und  Schwächung  hoch- 
schutzzöUnerischer    Mächte    und    sogar    gemäßigt    schutzzöllnerischer 

Nebenbuhler. 

Abgesehen  von  der  Erhaltung  und  Erweiterung  des  britischen 
Kolonialbesitzes  und  abgesehen  von  den  soeben  besprochenen  eng- 
lischen Schutzherrschaften,  die  mitunter  in  nahezu  kolonialherr- 
schaftliche Verhältnisse  übergehen,  ist  noch  ein  weiteres  mÜitärisch- 
politisches  Moment  zu  erwähnen.  Auch  dieses  Moment  trug  dazu  bei, 
den  Briten  die  Aufrechterhaltung  ihres  nicht  wehrhaften  Freihandels 
durch  fünf  Jahrzehnte  hindurch  zu  ermöglichen  oder  wenigstens  zu 
erleichtern.  Es  bestand  in  der  gewaltsamen  Zurück- 
drängung, Einengung  und  Schwächung  hoch- 
schutzzöllnerischer  Mächte  und  sogar  ge- 
mäßigt schutzzöllnerischer  Nebenbuhler,  mittels 
traditioneller  Verfolgung  einer  Politik,  die 
bereits  in  der  Zeit  des  vertragsmäßigen  britischen  Freihandels  (etwa 
1822 — 1860),  ja  sogar  schon  während  der  britischen  Schutzzollära 
praktiziert  wurde. 

Die  britischen  Diplomaten  bedienten  sich  hierbei  mit  Vorliebe 
der  selbstgefällig  moralisierenden  Formel,  Groß- 
britannien müsse  sich  auf  die  Seite  der  jeweüig  schwächeren 
Mächtegruppe  innerhalb  des  europäischen  Staatensystems  oder, 
wie  man  im  Verlaufe  des  19.  Jahrhunderts  allmählich  sagen  konnte. 


*)  Die  britische  Schutzherrschaft  über  Siam  dauerte  von  der  Festsetzung 
Frankreichs  in  Hinterindien  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  des  neunzehnten  Jahr- 
hunderts bis  zum  britisch-französischen  Kolonial  vertrage  vom  8.  April  1904  und  wurde 
sodann  gemeinsam  mit  Frankreich  ausgeübt. 

*)    Die  britische  Schutzherrschaft  über  Marokko  zeigte  sich  nach  außen  hin 
vollkommen  deutlich  erst  im   Jahre   1844,   da  Großbritannien  zugimsten  des  mit 
Frankreich      und     Spanien     in     Streitigkeiten    verwickelten    nordwest 
afrikanischen    Reiches  intervenierte,     und    dauerte    bis  zum]  britisch-französischen 
Kolonial  vertrage  vom  8.  April  1904. 
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innerhalb  des  Weltstaatensystems  stellen.  In  der  Praxis  lief  dies  aber 
auf  ein  stetes  Bemühen  der  britischen  Diplomatie  hinaus,  die  Staaten 
Europas  und  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  auch  noch  die  Ver- 
einigten Staaten  sowie  Japan  und  die  Türkei  zu  entzweien. 
Notwendigerweise  war  hiermit  rasches  Abschwenken  von 
einer  Freundschaft,  einem  Bundesverhältnisse  zu  anderen  Freunden  und 
Alliierten  verbunden  unter  Kränkung  und  Verbitterung  alter  Freunde 
bei  zweifelhafter  Umwandlung  ehemaliger  Feinde  in  treue  Freunde 
und  Bundesgenossen.  So  ging  z.  B.  Großbritannien  sofort,  nachdem 
Napoleon  I.  von  den  verbündeten  Heeren  besiegt  und  nach  Elba 
gebracht  worden  war,  auf  die  Seite  des  nunmehr  weniger  gefährlich 
gewordenen  Frankreichs  über.  Damals  trat  die  britische  Politik 
deutschen  oder  preußischen  Wünschen  auf  die  Erweiterung  der 
deutschen  linksrheinischen  Gebiete  über  die  Grenzen  von  1791  hinaus 
energisch  entgegen  und  bekämpfte  namentlich  den  geplanten  Wieder- 
anschluß des  Elsaß  an  Deutschland.  Ebenso  war  England  im  Jahre 
1870  den  Deutschen  freundlich  gesinnt,  so  lange  es  an  die  Übermacht 
Napoleons  III.  glaubte;  nach  Sedan  schwenkte  aber  die  britische 
Politik  zugunsten  Frankreichs  ab  und  hätte  den  Übergang  Elsaß- 
Lothringens  an  das  neue  Deutsche  Reich  am  liebsten  verhindert. 

Solche  rasche,  unbedenkliche  Schwenkungen  konnte  sich  nur  ein 
Staat  erlauben,  dessen  Machtzentrum  ein  Inselgebiet  war;  denn  dieses 
blieb  stets  so  gut  wie  unangreifbar,  wofern  nur  für  eine 
Kriegsflotte  hinlänglich  gesorgt  wurde,  die  imstande  war,  gegenüber 
jeder  Angriffsmöglichkeit  überlegene  Kräfte  zu  entwickeln. 

Kam  es  hierbei  etwa  zu  Kriegen  oder  wenigstens  zu  scharfen 
diplomatischen  Häkeleien,  so  vermochte  Großbritannien  hieraus  in 
zweifacher  Hinsicht  Nutzen  zu  ziehen:  erstens  konnte  es  während 
großer  europäischer  Verwicklungen  ungestört  seine 
überseeischen  Handelsbeziehungen  erweitern 
und  sein  überseeisches  Besitztumnach  Innen  und 
außen  ausbauen^);  zweitens  konnte  Großbritannien  für 
irgendeine  Intervention  Landgewinn  oder 
Sicherheiten      für      den      britischen     Ausfuhr- 


*)  So  führte  England,  um  ein  Beispiel  aus  neuester  Zeit  zu  nennen,  während  der 
von  ihm  ungemein  verschärften,  schweren  bosnischen  Annexionskrise 
von  1 908/1 909  die  Besitznahme  der  ehemals  siamesischen  Tributär- 
staatenim  Norden  derStraits  Settlements  (Kedah,  Kelantan, 
Trengganu,  ein  hinter  Bosnien-Herzegowina  an  Größe  nicht  sehr  zurückstehendes  Ge- 
biet) in  aller  Ruhe  und  von  der  öffentlichen  Meinung  Buropas  fast  unbeachtet  durch ; 
reilich  war  diese  Besitznahme  in  längeren  Verhandlungen  vorbereitet  worden. 


V.   Der  britische  Freihandel  und  seine  politisch-militärischen  Stützen.       169 

h  a  n  d  e  1  und  Kolonialbesitz  eintauschen.  Dabei  zog  es  England 
stets  vor,  mit  seiner  F  1  o  1 1  e  zu  intervenieren,  statt  seine  Landmacht 
aufs  Spiel  zu  setzen;  für  binnenländische  Aktionen  wußte  Groß- 
britannien mit  hervorragender  Geschicklichkeit  stets  einen  „tüch- 
tigen Landsoldaten"  (von  Bismarck  als  „dummen  starken 
Kerl"  der  Weltpolitik  bezeichnet)  zu  finden,  und  zwar  häufig  Öster- 
reich, gelegentlich  aber  auch  Preußen,  Frankreich,  die  Türkei,  vor 
wenigen  Jahren  Japan,  und  während  der  Jahre  1907 — 1909  schien 
sogar  Rußland  berufen  zu  sein,  diese  Rolle  zu  spielen. 

Namentlich  seit  dem  Sturze  Napoleons  I.  wurde  das  Eingreifen  der 
britischen  Landmacht  zum  Ausnahmefall  (Krimkrieg);  denn  diese 
war,  trotz  absoluter  Vergrößerung,  gegenüber  dem  Wachstum  der  auf 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  beruhenden  kontinentalen  Heere  klein 
geworden.  Das  Hauptwerkzeug  Großbritanniens  für 
solche  nutzbringende  Interventionen  und  für  die  Sicherung  seiner 
kolonialen  Absatzgebiete  ist  nunmehr  eine  jedem  Wettbewerb 
weitaus  gewachsene  Flotte  geworden.  Aber  die  r  i  e  s  i  - 
gen  finanziellen  Opfer,  die  hierfür  zu  leisten  sind,  be- 
ginnen sogar  für  das  reiche  Großbritannien  kaum  mehr  erschwinglich 
zu  werden;  denn  die  Vernichtung  der  russischen  Seemacht  durch  die 
Japaner  in  den  Jahren  1 904/1 905  bedeutete  nur  eine  kurze  Erholungs- 
pause für  die  britischen  Diplomaten  und  Steuerzahler,  die  den 
Rüstungs- Wettbewerb  einer  Reihe  von  Seemächten,  und  zwar  ins- 
besondere den  Deutschlands  und  der  Vereinigten  Staaten,  zu  fürchten 
haben.  So  tauchte  in  England  sogar  der  wohl  sehr  anfechtbare  Gedanke 
auf,  durch  Schaffung  einer  größeren  britischen  Landmacht  die  Kosten 
für  die  Flotte  zu  verringern. 

Man  kann  von  den  allgemein  bekannten  älteren  Vor- 
läufern jener  britischen  Politik  absehen,  die  auf  Schwächung 
der  industriell-kommerziellen  Nebenbuhler  abzielt.  Diese  Vorläufer 
waren  während  der  hochschutzzöUnerischen  und  schutzzöUnerischen 
Periode  der  britischen  Geschichte  zu  verzeichnen,  also  etwa  von  der 
Thronbesteigung  Wilhelm  III.  im  Jahre  1689  an  bis  zum  Sturze 
Napoleons  im  Jahre  1815  oder  bis  zu  Cannings  freihandelsfreundlicher 
Ministerschaft  in  den  Jahren  1822 — 1827.  Von  größerem  Interesse 
für  den  hier  behandelten  Gegenstand  sind  verschiedene  Vorkomm- 
nisse, die  bereits  in  die  Zeit  des  britischen  wehrhaften  Frei- 
handels fallen. 

Hier  wäre  vor  allem  die  Begünstigung  zu  erwähnen,  die  Groß- 
britannien den  vonSpanien  abgefallenen  Kolonien, 
von  der  damaligen  Nordgrenze  Mexikos  an  bis  zum  Kap  Hern,  ge- 
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währte.  Die  Briten  erwarteten  mit  Recht  von  einer  Anzahl  kleinerer 
Republiken  freiere  Handelsbewegung  und  raschere  Produktions- 
zunahme als  von  der  engherzigen,  geistlosen  klerikalen  Herrschaft 
des  spanischen  Mutterlandes.  Andererseits  konnte  aber  Spanien  mit 
seinen  amerikanischen  Kolonien  bei  besserer,  aufgeklärterer  Verwaltung 
eine  sogar  für  England  nicht  ungefährliche  Großmacht  in  wirtschaft- 
licher und  politischer  Beziehung  werden.  Die  Briten  hatten  es  nicht 
lange  vorher  unter  dem  tüchtigen  spanischen  König  Karl  III.  (1759 
bis  1788)  und  zwar  weniger  im  siebenjährigen  Krieg,  als  vielmehr 
zur  Zeit  des  Abfalles  ihrer  nordamerikanischen  Kolonien  erfahren. 

Der  britischen  Unterstützung  des  Abfalles  der  spanischen  Kolonien 
folgte  bald  die  Hilfe  nach,  die  England  der  lyostrennung 
Belgiens  von  den  Niederlanden  angedeihen  ließ.  Hier  bestand 
für  Großbritannien  jene  Gefahr,  gegen  die  es  schon  zur  Zeit  Cromwells 
ankämpfte,  die  den  jahrhundertelangen  Gegensatz  zu  Frankreich  ver- 
schärfte und  gegenwärtig  auch  das  Verhältnis  zu  Deutschland  ver- 
giftet, nämlich  die  Möglichkeit  der  Entstehung  einer  handels- 
und  in  du  s  t  r  i  e  t  ü  ch  t  i  g  en  Groß-  und  Seemacht, 
von  deren  Flottenstützpunkten  aus  London 
in  wenigen  Stunden  zu  erreichen  ist  (vgl.  AbteilungXII 
dieses  Kapitels).  Durch  eine  derartige  Seemacht  sieht  sich  England 
gezwungen,  seine  eigenen  Seestreitkräfte  in  der  Nord- 
see zu  konzentrieren.  Eben  dadurch  war  die  Fähigkeit 
Großbritanniens  geschwächt,  in  entfernteren  Meeren  Handelsvorteile 
und  überseeische  Besitzungen  zu  gewinnen  und  mit  Leichtigkeit  zu 
erhalten,  ein  für  England  stets  unerträglicher  Zustand.  Die  britischen 
Bemühungen,  den  durch  den  Wiener  Kongreß  geschaffenen  nieder- 
ländischen Nebenbuhler  durch  eine  Halbierung  ungefährlich  zu 
machen,  wurden  freilich  durch  die  unpolitische  Hartnäckigkeit  der 
holländischen  Machthaber  gegenüber  Belgien  bedeutend  gefördert. 

Auch  die  energische  Beihilfe  der  britischen  Politik  bei  dem 
Unabhängigkeitskampfe  der  italienischen 
Nation  gegen  Österreich  und  Sizilien  sowie 
den  Kirchenstaat  war  zum  großen  Teü  darauf  zurückzuführen, 
daß  die  dem  Freihandel  huldigende  Wirtschaftspolitik  Sardiniens  und 
namentlich  Cavours  in  Großbritannien  weit  sympathischer  berührte, 
als  die  mehr  schutzzöUnerische  Haltung  Österreichs  und  Sizüiens. 
Die  Briten  hofften  umsomehr  darauf,  daß  Italien  dauernd  eine  frei- 
händlerische Wirtschaftspolitik  betreiben  würde,  als  dieses  Land 
damals  in  weitaus  überwiegendem  Maße  ein  Agrargebiet  mit 
bescheidener      industrieller     Entwicklung    dar- 
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stellte.  Tatsächlich  begann  sich  in  Italien  eine  Industrie  größeren 
Stils  erst  im  Verlaufe  der  achtziger  Jahre  zu  entwickeln,  im  Gegen- 
satze zu  Österreich  mit  seinen  alten  Industriebezirken ^)  in  den  Sudeten- 
ländern, Wien  und  einzelnen  Alpendistrikten. 

In  Spanien  und  Portugal  stand  Großbritannien,  auch 
nach  dem  Sturze  Napoleons  I.,  bis  in  die  siebziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts fast  immer  auf  der  Seite  der  nationalen  und 
liberalen  Freiheitsideen  gegenüber  Interventionen  der 
heiligen  Allianz  und  gegenüber  den  Gewalttätigkeiten  der  Absolu- 
tisten,  der  reaktionären  Karlisten  und  Miguelisten  sowie  sonstiger 
klerikaler  Reaktionäre.  Waren  doch  die  freiheitlichen  Parteien  auf 
der  Pyrenäenhalbinsel  auch  meist  für  eine  liberaler  eHandels- 
p  o  1  i  t  i  k  eingenommen,  die  der  britischen  Fabrikatenausfuhr 
günstiger  war,  als  die  zum  Prohibitivsystem  neigenden  handels- 
politischen Ideen  der  Reaktionäre  und  Klerikalen. 

XI.   Großbritannien  und  die  Gebiete  der  offenen  Tür. 

Der  Krimkrieg  fällt  bereits  in  jene  Zeitperiode,  in  welcher 
sich  der  vertragsmäßige,  noch  immer  wehrhafte  Freihandel  in  das  gegen- 
wärtige, nicht  wehrhafte,  auf  Zollkriege  und  Zollretorsionen  grund- 
sätzlich Verzicht  leistende  britische  Freihandelssystem  umzubilden 
begann.  Dieser  Krieg  ist  ein  bezeichnendes  Beispiel  für  die  Stellung 
Großbritanniens  zur  Frage  der  Gebiete  der  offenen  Tür  2). 
Hier  kommt  gerade  die  Unsicherheit  in  Betracht,  die  den  briti- 
schen Handelsbeziehungen  zu  den  schutzzöllnerischen  Ländern  be- 
ständig anhaftet;  denn  der  so  wenig  wehrhafte  englische  Freihandel 
bietet  kein  Material  für  Tarifverträge  und  muß  sich 
daher  mit  Meistbegünstigungsverträgen  begnügen,  deren  Inhalt  durch 
die  Interessen  dritter  Länder  bestimmt  wird.  Gerade 
die  erwähnte  Unsicherheit  machte  die  öffentliche  Meinung  und  die 
maßgebenden  Faktoren  Großbritanniens  geneigt,  den  Gebieten  der 
offenen  Tür  eine  übertriebene  W^ichtigkeit  beizu- 
messen. 

Wohl  treten  in  diesen  Gebieten  an  Stelle  der  unberechenbaren 
Handelspolitik  der  schutzzöllnerischen  Staaten,  die  so  leicht  zu  unan- 
genehmen Überraschungen  für  das  Ausland  führt,  mäßig  hohe,  durch 
völkerrechtliche  Verträge  grundsätzlich  auf  immer  gesicherte  Wert- 
zölle. Man  gab  sich  aber  in  Großbritannien  über  die  andere  Seite 


^)    Vgl.  die  Bemerkung  hierüber  in  Abteilung  IX  dieses  Kapitels. 
^)    Vgl.  hierüber  die  II.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels. 
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der  Sache  nicht  genügend  Rechenschaft:  diejenigen  Länder,  die 
sich  nach  ihren  kulturellen  sowie  militärisch-politischen  Verhält- 
nissen in  dem  für  die  Gebiete  der  offenen  Türe  bezeichnenden  Zustande 
geminderter  Souveränität  befinden,  sind  auch  als  B  x  - 
portproduzenten  wenig  leistungsfähig  und  können  daher,  als 
Verbräuchsländer  betrachtet,  nur  eine  verhältnismäßig 
schwache  Einfuhr  unterhalten.  Man  war  sich  in  England  auch  darüber 
nicht  genügend  klar,  daß  jene  Länder,  die  kulturell  sowie  militärisch- 
politisch über  das  Stadium  des  Gebietes  der  offenen  Tür  hinausgelangt 
sind,  hierbei  auch  einer  namhaften  wirtschaftlichen 
Kräftigung  teilhaftig  werden,  die  sich  in  zweifacher  Weise  äußert: 
die  Leistungsfähigkeit  der  Ausfuhrerzeugungen  in  den  ehemaligen 
Gebieten  der  offenen  Tür  erfährt  eine  Erhöhung,  und  eben  dadurch  tritt 
eine  der  Fabrikatenausfuhr  der  Industriestaaten  zugute  kommende 
gewaltige  Steigerung  der  Kaufkraft  für  fremde  Waren  ein. 

Für  die  Politik  Großbritanniens  war  aber  lange  Zeit  hindurch 
weit  mehr  eine  Befürchtung  ganz  anderer  Art  maßgebend:  Die  Ent- 
wicklung der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  der  völlig  souverän 
gewordenen,  ehemaligen  Gebiete  der  offenen  Tür  hinsichtlich  Produk- 
tionsfähigkeit und  Verbrauchskraft  werde  den  Industrien 
schutzzöllnerischer  Länder  weit  mehr  zugute 
kommen  als  jenen  Englands.  Die  Befürchtungen  der 
Briten  bewegten  sich  nach  drei  Richtungen  hin:  erstens  hegten  die 
Engländer  Besorgnisse  vor  dem  Emporkommen  zollge- 
schützter Industrien  in  den  Gebieten  der 
offenen  Tür  selbst  (Fall  der  selbständig  gewordenen  Balkan- 
staaten und  Japans);  zweitens  erwarteten  die  Briten  eine  Schädigung 
ihrer  Fabrikatenausfuhr,  wenn  irgend  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür  ganz  oder  zum  Teil  in  den  Besitz  eines  schutz- 
zöllnerischen  Landes  übergehen  würde  (russische 
Erwerbungen  in  Transkaukasien  sowie  im  ehemaligen  chinesischen 
Transbaikalgebiet;  Frankreichs  Erwerbungen  in  Nordafrika,  Mada- 
gaskar und  Hinterindien;  Österreich-Ungarns  Okkupation  von 
Bosnien-Herzegowina;  wohl  auch  Japans  Besitznahme  von  Formosa 
und  Korea);  drittens  waren  sich  die  Briten  dessenbewußt,  daß  sie  ver- 
möge ihres  nicht  wehrhaften  Freihandels  kaum  in  der  Lage  wären, 
auf  die  Dauer  mit  den  ehemaligen  Gebieten  der  offenen  Tür 
den  britischen  P  r  o  duk  t  i  o  n  s  v  e  r  h  äl  t  n  i  s  s  e  n  ge - 
nau  angepaßte,  vorteilhafte  Tarifverträge  abzu- 
schließen. Darum  dachten  die  Engländer  mit  Unbehagen  an  den  Zeit- 
punkt, da  ihnen  schUeßlich  nichts  anderes  übrig  bleiben  würde,   als 
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sich  in  den  ehemaligen  Gebieten  der  offenen  Tür  nur  mit  der 
Meistbegünstigung  und  mit  den  von  Unterhändlern 
industriellerKonkurrenzstaaten  vereinbarten 
Vertragstarifen  zu  begnügen. 

Gerade  die  letztgenannte  Befürchtung  war  sogar  für  die  britische 
Politik  ein  direkter  Anreiz,  das  Übergansstadium  voui 
Gebiet  der  offenen  Tür  zur  vollenSouveränität 
möglichst  lange  auszudehnen.  Großbritannien  verfügt 
nämlich  bei  handelspolitischen  Unterhandlungen  mit  Gebieten  der 
offenen  Türe,  die  ihre  volle  Souveränität  erlangen  wollen,  über  eine 
Reihe  mehr  oder  minder  wertvoller  politischer  Zugeständnisse^ 
die  eben  in  dem  schrittweisen  Einräumen  der  Rechte 
eines  völlig  souveränen  Staates  an  das  betreffende 
Gebiet  der  offenen  Tür  bestehen. 

Auf  diesem  Wege  konnte  England  sogar  recht  nützliche,  seinen 
Ausfuhrinteressen  angepaßte,  langfristige  Tarifverträge  zustande 
bringen,  so  den  Handelsvertrag  mit  Japan  von  1894/1895.  Darin 
sicherten  sich  die  Briten  für  16  bis  17  Jahre  wertvolle  Vertragszölle ^). 
und  ermöglichten  Japan  die  Gewinnung  zollpolitischer  Souveränität. 
Dagegen  nahm  Japan  mit  einer  wohl  einigermaßen  unklugen,  über- 
triebenen Schroffheit  in  seinem  neuen,  durchaus  autonomen  Zoll- 
tarife, der  am  17.  Juli  1911  in  Kraft  trat,  auf  die  Ausfuhrinteressen 
Großbritanniens  keinerlei  Rücksicht.  Da^  britische  Reich  verfügt 
zwar  kaum  über  zolltarifarischeMittel,  um  die  Beachtung  der  Interessen 
seiner  Ausfuhr  nach  Japan  zu  erzwingen;  aber  die  Regierung  und  die 
kommerziellen  Kreise  Englands  haben  Japan  im  Winter  1910/1911 
durch  sehr  unzweideutige  Hinweise  auf  die  Bedeutung,  die  der  I^ondo- 
ner  Kapitalsmarkt  und  die  britisch- japanische  Allianz  für  das  ost- 
asiatische Inselreich  besitzen,  auch  zollpolitisch  einigermaßen  gefügig 
gemacht.  Dies  beweist  der  für  England  gar  nicht  ungünstige,  über 
die  bloße  Meistbegünstigung  weit  hinausgehende  Tarifvertrag 
mit  Japan  vom  3.  April  191 1. 

Ein  weiteres  Beispiel  ist  auch  der  formell  mit  Tunis,  tat- 
sächlich aber  mit  Frankreich  abgeschlossene  Vertrag  (Deklaration) 
vom  18.  September  1897,  worin  sich  Großbritannien  bis  Ende  191 2 


^)  Als  frühester  Endtermin  dieses  japanisch-britischen  Vertrages  ist  darin  der 
17.  Juliigii  angegeben,  für  den  er  auch  von  Japan  gekündigt  wurde.  Er  trat  zwar  erst 
am  17.  Juli  1899  in  Kraft;  aber  in  der  Zwischenzeit  bestanden  die  für  Großbritaimien 
noch  günstigeren,  höchstens  fünfprozentigen  Einfuhrzölle  fort,  die  in  jenen  Verträgen 
enthalten  waren,  durch  die  in  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts Japans  Stellung  als  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  begründet  worden  ist. 


174      V.    Der  britische  Freihandel  und  seine  pohtisch-miUtärischen  Stützen. 

den  niedrigen  Satz  von  fünf  Prozent  des  Wertes  für  Web-,  Wirk-, 
Band-  usw.  Waren  aus  Baumwolle  sicherte,  dafür  aber 
in  sonstiger  Beziehung  Frankreichs  Recht  auf  tunesische  Vorzugs- 
zölle für  französische  Waren   anerkannte. 

Es  mag  wohl  fraglich  erscheinen,  ob  auch  der  britisch- 
persische Tarifvertrag  vom  9.  Februar  1903  mit  seinem 
Vertragstarif  in  diese  Gruppe  gehört,  da  ja  Persien  damals  wohl  kaum 
in  der  Lage  war,  Ansprüche  auf  die  Zuerkennung  voller  Souveränitäts- 
rechte zu  stellen.  Tatsächlich  hat  man  es  aber  mit  einem  ähnlichen 
Falle  zu  tun,  wie  im  soeben  erwähnten  britisch-tunesischen  Vertrage. 
Denn  damals,  zur  Zeit  der  weltpolitischen  Schwächung  Großbritanniens 
durch  den  Burenkrieg,  stand  Persien  zu  Rußland  in 
einem  einigermaßen  ähnlichen  Verhältnisse 
wie  1897  Tunis  zu  Frankreich.  Tatsächlich  bestimmte 
Rußland  das  Ausmaß  jener  Zugeständnisse,  welche  die  Briten  im 
Vertrage  von  1903  von  Persien  erhielten. 

Ebenfalls  hier  zu  erwähnen  sind  die  neueren,  an  vertragsmäßig 
niedrigen  Zöllen  festhaltenden  Verträge  Großbritanniens  mit  China 
(vom  5.  September  1902)  und  Siam  (vom  10.  März  1909)^);  darin 
werden  beiden  Gebieten  der  offenen  Tür  verschiedene,  ihnen  bisher 
fehlende  Souveränitätsrechte,  namentlich  hinsichtlich  des  Gerichts- 
wesens, eingeräumt,  und  zwar  geschieht  dies  teils  unter  allerlei  auf- 
schiebenden Bedingungen^  teils  nur  unter  der  einzigen  Bedingung, 
daß  alle  anderen  Vertragsmächte  das  gleiche  Zugeständnis  machen. 

Dies  alles  läßt  es  begreiflich  erscheinen,  daß  Großbritannien  so 
oft  seine  internationale  Politik  nach  dem  Gesichtspunkte  des 
Schutzes  und  der  A  u  f  r e c h t e r h al t ung  irgend- 
welcher Gebiete  der  offenen  Tür  orientierte;  diese 
sind  ja  meist  innerlich  schwache,  wenig  widerstandsfähige  und  daher 
schutzbedürftige  Länder,  insoweit  sie  nicht  etwa  gerade  im  Begriffe 
sind,  in  kultureller  sowie  militärisch-politischer  Beziehung  über  das 
Stadium  des  Gebietes  der  offenen  Tür  hinauszugelangen.  Es  ist 
allgemein  bekannt,  in  wie  hohem  Maße  die  von  Napoleons  I.  Sturz 
an  bis  zum  Frieden  von  Portsmouth  im  Jahre  1905  fast  ununterbrochen 
andauernde  britisch-russische  Gegnerschaft  2)  in 
den  Interessengegensätzen  bezüglich   der  Türkei,   Persiens, 

^)  Vgl.  hierüber  den  nicht  signierten  Aufsatz  des  Verfassers  „Die  internationale 
Stellung  Siams"  im  „Handelsmuseum"  vom  9.  September  1909. 

*)  Das  Ende  dieser  Gegnerschaft  und  ihr  Ersatz  durch  ein  Ententeverhältnis 
•datiert  erst  von  der  russisch-britischen  Verständigung  über  Persien,  Afganistan  und 
Tibet  vom  31.  August  1907. 
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Afganistans,  Chinas,  Koreas  begründet  war.  Seinen 
schärfsten  Ausdruck  fand  diese  Gegnerschaft  im  Krimkriege,  da 
es  Großbritannien  gelungen  war,  das  militärischer  I^orbeern  bedürftige, 
kurz  vorher  begründete  zweite  Kaisertum  in  Frankreich  als  „I^and- 
soldaten"  (vgl.  über  diesen  Ausdruck  AbteÜung  X  dieses  Kapitels)  zu 
gewinnen.  Kaum  minder  scharf  machte  sich  dieser  Gegensatz  gegen  das 
Ende  des  russisch-türkischen  Krieges  von  iSyy/iSyS 
geltend,  als  Beaconsfield  unter  Kriegsdrohungen  und  mit  Beihüfe 
Österreich-Ungarns  die  Russen  nötigte,  die  hochfliegenden  Entwürfe 
des  Friedens  von  San  Stefano  mit  den  weit  bescheideneren  Resultaten 
des  Berliner  Kongresses  zu  vertauschen. 

Sogar  anscheinende  Verleugnungen  dieser  Politik,  wie  die  von 
den  Briten  gemeinsam  mit  Franzosen  und  Russen  durchgeführte 
Vernichtung  der  türkischen  Flotte  bei  Navarin  im  Jahre  1827, 
erwiesen  sich  nur  als  vorübergehende  Abweichungen  von  der  dauern- 
den lyinie  der  britischen  Politik  gegenüber  der  Türkei.  Speziell  die 
Überraschung  von  Navarin  wurde  durch  die  starre,  schließlich  sogar 
beleidigende  Hartnäckigkeit  der  Türken  gegenüber  den  wohlmeinenden 
Ratschlägen  ihrer  britischen  und  sonstigen  Freunde  herbeigeführt. 
Hierbei  half  noch  die  in  C  a  n  n  i  n  g  gewissermaßen  verkörperte, 
allgemein  freiheitsfreundliche  Richtung  der  öffentlichen  Meinung 
Großbritanniens  mit;  diese  ging  gelegentlich  der  Politik,  die  in  der 
Schlacht  bei  Navarin  gipfelte,  in  idealer  Konsequenz  über  das  nächst- 
liegende, handelspolitisch  wohl  begründete  Ziel  der  britischen  Welt- 
politik hinaus.  Dieses  nächstliegende  Ziel  bestand  damals  darin,  die 
Freiheit  des  romanischen  Amerikas  sowie  der 
Pyrenäen-  und  Apenninen-Halbinsel^)zu  sichern. 
Vom  Überschwang  der  peloponnesischen  Seeschlacht  zogen  sich,  nach 
dem  ungefähr  gleichzeitig  erfolgten  Tode  Cannings,  seine  Nachfolger 
sofort  wieder  zurück. 

Der  diplomatische  Kampf  zwischen  der  britischen  und  russischen 
Gesandtschaft  am  Hofe  zu  Teheran  sowie  die  gegnerischen  russi- 
schen und  britischen  Machtdemonstrationen  an  den  Nord-  und  Süd- 
grenzen Persiens  (besonders  häufig  die  britischen  Flottendemonstra- 
tionen im  persischen  Meerbusen)  hörten  fast  während  des  ganzen 
19.  Jahrhunderts  nicht  auf;  sie  dauerten  noch  darüber  hinaus  an  bis 
zum  soeben  erwähnten  russisch-britischen  Abkommen  vom  31.  August 
1907  und  der  russisch-britischen  Monarchenzusammenkunft  in 
R  e  V  a  1   vom  9.  Juni  1908.    FreiUch  schien  der  britischen  Politik 


*)    Vgl.  die  Bemerkungen  hierüber  in  Abteilung  X  dieses  Kapitels. 
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Persien  bis  1907  nicht  nur  als  kommerziell  wertvolles  Gebiet  der 
offenen  Tür,  sondern  fast  noch  mehr  als  „Pufferstaat"  zwischen 
der  russischen  Großmacht  und  den  empfindlichen  I^andgrenzen 
Indiens  in  Betracht   zu  kommen. 

Rußland  war  aber  nur  der  stärkste  und  größte  unter  jenen  Geg- 
nern, gegen  welche  sich  Großbritannien  für  die  Aufrechterhaltung 
der  offenen  Tür  bemühte,  aber  nicht  der  einzige.  So  trat  Groß- 
britannien im  Jahre  1844  dem  französischen  Vormarsch 
nach  Marokko^)  entgegen;  ferner  widersetzte  es  sich  den  Ver- 
suchen Spaniens  imjahre  1860,  sich  von  Ceuta  und  Tetuan 
aus  landeinwärts  auszudehnen.  In  S  i  a  m  2)  dauerte  der  britisch- 
französische Gegensatz  bis  zum  britisch-französischen  Kolonialvertrag 
vom  8.  April  1904  an.  Tatsächlich  ist  es  auch  den  Briten  mit  Unter- 
stützung Japans  gelungen,  die  Aufrechterhaltung  des  siamesischen 
Reiches  durchzusetzen  und  zwar  auf  einer  wirtschaftlich-kulturellen 
Aufschwung  genügend  gewährleistenden  Grundlage,  wenn  auch  mit 
nicht  unbeträchtlich  vermindertem  territorialem  Umfange. 

XII.  Großbritannien  und  sein  jeweiliger  maritimer  Nebenbuhler  in  der 

Nordsee. 

Wenn  namentlich  seit  der  Beendigung  des  Burenkrieges  Groß- 
britannien bisweilen  dem  Grundsatze  der  Aufrechterhaltung  der  Ge- 
biete der  offenen  Tür  untreu  zu  werden  schien  und  wohl  auch  tatsäch- 
lich mehrfach  untreu  wurde,  so  ist  dies  auf  folgende  Ursachen  zurück- 
zuführen :  Noch  lieber  als  irgend  ein  Gebiet  der 
offenen  Tür  ist  den  Briten  jedenfalls  eine  Erweiterung 
des  überseeischen  Besitzes  der  britischen  Krone, 
womit  z.  B.  der  Teilungsvertrag  mit  Deutschland  über  Z  a  n  z  i  b  a  r 
vom  I.  Juli  1890  zu  erklären  ist.  Dieselbe  Erklärung  gilt  für  die  Zu- 
weisung Marokkos  an  die  französische  Interessensphäre  im 
britisch-französischen  Kolonialvertrage  vom  8.  April  1904,  da  Groß- 
britannien hierfür,  abgesehen  von  kleineren  politischen  Vorteilen,  die 
wertvolle  französische  Anerkennung  seiner  Rechte  auf  Ägypten  ein- 
tauschte. 

Noch  stärker  als  durch  das  Streben  nach  Erweiterung  des 
überseeischen  Besitzes  der  britischen  Krone  wurde  die  englische 
Politik  gegenüber  den  Gebieten  der  offenen  Tür  durch  einen  anderen  Um- 


^)  Vgl.  hinsichtlich  des  gewissermaßen  als  Schutzherrschaft  zu  bezeichnenden 
Verhältnisses,  das  zwischen  Großbritannien  und  Marokko  von  1844  bis  1904  bestand^ 
die  Anmerkung  über  Marokko  in  Abteilung  IX  dieses  Kapitels. 

*)    Vgl.  über  Siam  die  Anmerkung  in  Abteilung  IX  dieses  Kapitels. 
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stand  beeinflußt :  wie  bereits  erwähnt  (vgl.  Abschnitt  X  dieses  Kapitels), 
bildet  Großbritanniens  in  allen  Weltmeeren  imponierend 
auftretende  Seemacht  eine  Hauptstütze  seiner  über- 
seeischen kommerziellen  und  Machtentfaltung;  durch  diese  vermag 
England  die  Nachteile  seines  fünfzigjährigen  nicht  wehrhaften  Frei- 
handels noch  leidlich  zu  ertragen,  die  während  der  letzten  drei  Jahr- 
zehnte immer  empfindlicher  geworden  sind.  Das  genannte  wichtige 
Hüfsmittel  droht  aber  zu  versagen,  wenn  England  einen  starken 
weltpolitischen  Nebenbuhler  in  Europa  be- 
sitzt und  sich  daher  genötigt  glaubt,  den  überwiegenden  Teil  der  bri- 
tischen Seestreitkräfte  in  unmittelbarer  Nähe  des  nordwesteuropäischen 
Mutterlandes  zu  konzentrieren.  In  dieser  I^age  befand  sich  Groß- 
britannien in  früheren  Jahrhunderten  gegenüber  dem  die  Niederlande 
beherrschenden  Spanien,  dann  gegenüber  dem  mit  Englands 
Hufe  von  Spanien  abgefallenen  Holland  und  schließlich  gegen- 
über Frankreich.  Seit  Sommer  1905  glaubt  die  britische  Re- 
gierung, nach  diesem  Muster  vergangener  Jahrhunderte  ihre  Kriegs- 
flotte in  der  Nordsee  „zum  Schutze  Londons"  gegenüber 
der  aufstrebenden  deutschen  Seemacht  konzentrieren  zu  müssen. 

Begreiflicherweise  orientiert  sich  nun  die  gesamte  britische 
Politik  gemäß  dem  britisch-deutschen  Gegensatze  und  sucht,  ab- 
gesehen von  anderen  Hilfsmitteln,  auch  gegen  Preisgabe 
früher  hartnäckig  verteidigter  Gebiete  der 
offenen  Tür  Hilfskräfte  zur  Bedrohung  und 
Einengung  Deutschlands  zu  sammeln.  So  wollen 
die  Briten  Rußland  durch  Preisgabe  Nordpersiens^)  gewinnen 
und  denken  hierbei  wohl  auch  noch  an  Südpersien  als  britische  Be- 
sitzung. Daher  duldet  England  Vereinbarungen  Japans  und  Ruß- 
lands über  die  M  a  n  d  s  c  h  u  r  e  i^)  und  vielleicht  auch  Mongolei. 

Die  gleiche  Erwägung  mag,  abgesehen  von  der  bereits  erwähnten 
französischen  Anerkennung  der  britischen  Rechte  in  Ägypten,  den 
Briten  den  Entschluß  erleichtert  haben,  1904  Marokko  als  franzö- 
sische und  auch  spanische  Interessensphäre  anzuerkennen ;  auf  diesem 
Wege  sollten  die  beiden  letztgenannten  Länder  für  eine  antideutsche 
Koalition  unter  britischer  Führung  gewonnen  werden.  Dies  erklärt 
auch  die  beabsichtigte  Preisgabe  der  Türkei  an  Rußland  und 
die  Balkanstaaten   gelegentlich   der   Revaler  Monarchenzusammen- 

*)  Vgl.  die  Erwähnung  des  britisch-russischen  Vertrags  über  Persien,  vom 
31.  August  1907  am  Schlüsse  der  IX.  Abteilung  dieses  Kapitels. 

')    Vgl.  die  Erwähnung  des  russisch-japanischen  Mandschurei-Vertrages  vom 
.4.  Juli  19 10  am  Schlüsse  der  IX.  Abteilung  dieses  Kapitels. 
Schilder.    12. 
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kunft  vom  9.  Juni  1908.  Die  betreffenden  Vereinbarungen  wurden 
freilich  durch  das  bald  danach  mit  Waffengewalt  begründete  kon- 
stitutionelle Regime  in  der  Türkei  um  alle  Wirksamkeit 
gebracht.  Aber  seither  hat  sich  Großbritannien  gegenüber  der  mit 
neuem  Mute  aufstrebenden  Türkei  sehr  zwiespältig  benommen: 
höchst  freundlich,  wenn  sich  die  Türkei,  wie  anläßlich  des  Streites 
über  die  bosnische  Annexion,  als  Sturmbock  gegen  das  mit 
Deutschland  verbündete  Österreich-Ungarn  gebrauchen  ließ,  weit 
kühler,  wenn  die  Türkei,  in  naturgemäßer  Verfolgung  ihrer  Interessen, 
einer  Anlehnung  an  die  beiden,  eine  ruhige  Friedenspolitik  verfolgen- 
den mitteleuropäischen  Kaiserreiche  geneigt  schien. 


Xni.  Vier  Perioden  der  britischen  Weltpolitik  seit  dem  Wiedererstarken 
der  internationalen  Schutzzoll bewegung. 

So  lassen  sich  seit  dem  Wiedererstarken  der  internationalen 
Schutzzollbewegung,  die  im  Laufe  der  siebziger  Jahre  eintrat,  vier 
allmählich  in  einander  übergehende  Perio- 
den der  britischen  Weltpolitik  unterscheiden.  Diese 
bleibt  in  ihrem  Kerne  immer  Wirtschaftspolitik,  artet 
aber  niemals  in  öde  Prestigepolitik  und  politische  Pedanterie^)  aus, 
wie  etwa  jene  der  „Heiligen  Allianz"  im  ersten  Jahrzehnt  nach  dem 
Sturze  Napoleons  I.  Daher  ist  auch  ohne  viel  Mühe,  gewissermaßen 
auf  den  ersten  Blick  zu  ersehen,  wie  jede  der  vier  erwähnten  Perioden 
der  Erweiterung  und  Sicherung  des  britischen  Kolonialbesitzes,  der 
Erhaltung  von  Gebieten  der  offenen  Tür,  der  Bekämpfung  eines  ge- 
fährlichen europäischen  Nebenbuhlers  oder  mehreren  dieser  Ziele 
zugleich   dient. 

Vorerst  kommt  eine  Periode  asiatischer  und  zugleich  gegen 
Rußland  gerichteter  Politik.  Sie  beginnt  mit  der  diplomatischen 
Kampagne  über  die  Rechte  Rußlands  im  Schwarzen  Meere  vom  Winter 
1870/18712)  und  geht  etwa  bis  zur  britisch-russischen  Regulierung 
der  Grenzen  Afganistans  in  den  Jahren  1884  und  1885  unter  Gladstone. 
Diese  Periode  ist  gekennzeichnet  durch  Beaconsfields  Kampf  um  die 


^)  Wie  schnell  in  England  etwaige  allzu  weitgehende  ,, Geradlinigkeiten"  bei 
Verfolgung  politischer  Gedanken  wieder  links  liegen  gelassen  werden,  ist  an  dem  Bei- 
spiele der  mit  den  damaligen  großen  Zielen  der  britischen  Politik  unvereinbar  ge- 
wordenen „liberalen"  Griechenpolitik  Cannings  (vgl.  hierüber  Ab- 
teilung X  und  XI  dieses  Kapitels)  zu  ersehen. 

')  Vgl.  hierüber  die  Anmerkung  über  die  Türkei  in  Abteilung  IX  dieses  Ka- 
pitels. 
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Erhaltung  der  Türkei  und  um  Afganistan,  durch  die  mitunter  einen 
schärferen  Charakter  annehmenden  russisch-britischen  Verhand- 
lungen über  Afganistan  unter  Gladstone  und  durch  die  Eroberung 
Birmas  unter  Salisbury.  Sogar  die  Festsetzung  in  Ägypten  im  Jahre 
1882  galt  in  erster  lyinie  deml^ande  mit  der  neuen,  wichtigen  künst- 
lichen Seestraße  nach  Indien,  und  die  Besetzung  des  Nillandes  diente 
zugleich  mit  der  Erwerbung  Cyperns  der  Einflußnahme  auf  Vorder- 
asien. 

Dann  kam  eine  Periode  vorwiegend  afrikanischer  und 
zugleich  gegen  Frankreich  (in  schwächerem  Maße  auch  gegen 
Deutschland  und  sogar  Portugal)  gerichteter  Politik.  Sie  begann  mit 
den  Bemühungen  Englands,  zusammen  mit  Portugal  das  von  Stanley 
in  den  siebziger  Jahren  entdeckte  Kongobecken  mit  Beschlag 
zu  belegen.  Die  „Societe  International  du  Congo"  suchte  unter  Leitimg 
König  Leopolds  II.  von  Belgien  dieses  große,  wertvolle  Gebiet,  vor- 
läufig ohne  ausdrückliche  internationale  Anerkennung,  zu  erschließen 
und  zu  besetzen.  Jene  britischen  Bemührmgen  wurden  freÜich  von 
Deutschland  (Bismarck)  und  Frankreich  (Jules  Ferry)  durchkreuzt, 
indem  auf  der  Berliner  Kongokonferenz  von  1885  die  Umwandlung 
der  „Societe  International  du  Congo"  in  den  international  anerkannten 
„Etat  Independant  du  Congo"  unter  Leitung  König  Leopolds  II.,  die 
gegenwärtige  Kolonie  „Belgisch  Kongo",  beschlossen  wurde. 

Von  größerem  Erfolge  waren  die  in  die  zweite  Hälfte  der  acht- 
ziger Jahre  fallenden  Bestrebungen,  Britisch-Südafrika, 
unter  Umklammerung  der  beiden  damals  noch  unabhängigen  Buren- 
republiken, über  das  heute  Rhodesia  benannte  binnenländische  Ge- 
biet auszudehnen.  Dieser  britische  Erfolg  wurde  durch  die  Vereitlung 
der  Bemühungen  Portugals  gesichert,  seine  Besitzungen  an 
der  afrikanischen  Ost-  und  Westküste  durch  einen  breiten  Streifen 
portugiesischen  Landes  zu  verbinden.  Dies  geschah  durch  das 
britische  Ultimatum  an  Portugal  vom  11.  Januar  1890  und  das 
daraufhin  abgeschlossene  britisch-portugiesische  Afrika- Abkommen 
vom  28.  Mai  1891. 

Ungefähr  gleichzeitig  hatte  Großbritannien  im  kolonialen 
Teilungsvertrage  mit  Deutschland  vom  i.  Juli  1890 
das  Ziel  erreicht,  über  Zanzibar,  Britisch-Ostafrika,  Uganda  ungestört 
durch  deutsche  Ansprüche  und  Territorien  (Sultanat  Witu)  zu 
herrschen.  Dieser  Vertrag  sicherte  auch  eine  günstige  Ostgrenze 
Nigerias  und  Westgrenze  Britisch-Südafrikas  gegenüber  dem  be- 
nachbarten deutschen  Besitze. 

Der  auf  englischen  Wunsch  vorgenommenen  „Befreiung"  E  m  i  n 

12* 
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Paschas^)  durch  Stanley  im  Jahre  1889  folgte  der  Eroberungszug 
Kitcheners  nach  dem  ägyptischen  Sudan  1896 — 1898^). 
Die  von  ihm  erzielten  Resultate  wurden  gegenüber  Frankreich  durch 
ein  ungemein  energisches  Vorgehen  verteidigt,  das  hart  an  den  Rand 
eines  Seekrieges  zwischen  den  beiden  Mächten  führte.  Dieser  soge- 
nannte „Faschodakonflikt"  von  1898  wurde  durch  das  fried- 
liche Übereinkommen  zwischen  beiden  Staaten  vom  21.  März  1899 
beendet.  Darin  wurde  nicht  nur  Großbritanniens  Herrschaft  über 
das  ganze  N  i  1 1  a  1  von  Alexandrien  bis  zum  Victoria-Nianza  samt 
Darfur  und  der  lybischen  Wüste  anerkannt;  es  wurde  auch  der  briti- 
sche Besitz  von  Nigeria,  der  gewissermaßen  von  privater  Seite 
(Sir  George  Taubman  Goldie)  in  den  achtziger  und  neunziger  Jahren 
für  England  erworben  worden  war,  vor  der  bis  dahin  lebhaften  Gegen- 
aktion Frankreichs  sichergestellt.  In  das  Jahr  1894  fielen  britische 
Bemühungen  unter  dem  Ministerium  Rosebery,  durch  Vereinbarungen 
mit  dem  Kongostaat  den  ägyptischen  Sudan  bzw.  Uganda  bis  an  die 
Nordspitze  des  Tanganika-Sees  zu  bringen;  hierdurch  sollte  eine  Art 
britischer  Landverbindung  von  Kairo  bis  Kap- 
stadt geschaffen  werden,  da  das  Südende  dieses  Sees  bereits  von 
Rhodesia  her  in  englischem  Besitz  war.  Diesen  Bemühungen  blieb 
freilich  infolge  Einschreitens  Deutschlands  und  Frankreichs  ein  Er- 
folg versagt. 

Den  Gipfelpunkt  der  afrikanischen  Periode  Großbritanniens 
bildete  aber  der  Burenkrieg.  Dieser  Krieg  sowie  die  ihm  nach- 
folgende Versöhnungspolitik  des  Königs  Eduard  VII.  stellten  zwar 
die  britische  Herrschaft  in  Südafrika  für  immer  auf  eine  feste  Grund- 
lage; doch  bedeutete  der  von  Herbst  1899  bis  Sommer  1902  andauernde 
Burenkrieg  eine  fast  völlige  lyahmlegung  der  britischen  Macht  auf 
allen  anderen  Schauplätzen  weltpolitischen  Geschehens,  namentlich 
aber  in  Asien  gegenüber  Rußland  und  in  Mittelamerika  gegenüber 
den  Vereinigten  Staaten.  In  letzterer  Beziehungwäre  auf  die  Frage 
der  Neutralisierung  des  Panamakanales  hinzuweisen,  die  durch 
den  Hay-Pauncefote- Vertrag  von  1901  in  einer  für  England  zwar 
wirtschaftlich  befriedigenden,  aber  politisch  ungünstigen  Weise  ent- 
schieden wurde. 


^)  Emin  Pascha  hatte  bis  dahin  in  einer  für  England  unbequemen  Weise  die 
Äquatorialprovinzen  des  ägyptischen  Sudan  direkt  für  Ägypten  gegen  die  Mahdisten 
verteidigt  und  festgehalten. 

*)  Über  K  a  s  s  a  1  a  ,  das  von  den  Italienern  den  Mahdisten  abgenommen  und 
später  wiederum  von  den  ersteren  an  Großbritannien  abgetreten  wurde,  vgl.  die 
Anmerkung  in  Abteilung  IX  dieses  Kapitels. 
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Gegenüber  den  Vereinigten  Staaten,  die  das  europäische  Zentrum 
des  britischen  Reiches  nicht  unmittelbar  bedrohten,  machten  die  Eng- 
länder bezüglich  Amerikas  gute  Miene  zum  bösen  Spiel.  Dagegen 
suchten  die  Briten  ihre  Stellung  in  Asien  ohne  Zeitverlust  nach 
Kräften  sicherzustellen.  Ihre  zweite  asiatische  Periode  verlief  sozu- 
sagen zwischen  zwei  Allianzen.  Die  erste  war  jene  mit  Japan  vom 
II. Februar  1902,  wodurch  es  dem  letztgenannten  Staate  möglich  war, 
in  den  Jahren  1904  und  1905  den  Russen  ohne  Furcht  vor  deren  Ver- 
bündeten siegreich  entgegenzutreten.  Hierdurch  wurde  Rußland  im 
Interesse  Großbritanniens  auf  Jahre  hinaus  ungemein  geschwächt 
und  wenigstens  für  einige  Zeit  von  Ost-  und  Mittelasien  abgedrängt. 
Englands  kommerziell  wie  politisch  erfolgreicher  Feldzug  von  Indien 
nach  Tibet  im  Sommer  1904  gegen  den  dort  residierenden  Dalai 
I^ama,  bis  dahin  ein  Schützling  Rußlands,  ließ  die  veränderte  Sach- 
lage erkennen.  Diezweite  Allianz  war  die  mit  J apan  vom  12.  August  1905 
kurz  vor  Beendigung  des  russisch- japanischen  Krieges,  durch  die  sich 
Großbritannien  eingestandenermaßen  den  freien  Markt  in  China  und 
Persien,  wohl  auch  in  Siam  mit  Hilfe  Japans  sichern  wollte. 

Bereits  in  den  Beginn  des  russisch-j  apanischen 
Krieges,  durch  den  Großbritannien  auf  den  Gipfel  seines  Prestige 
als  asiatische  Macht  gelangte,  fällt  der  Abschluß  und  die  Ver- 
öffentlichung des  britisch-französischen  Kolonial- 
vertrages vom  8.  Aprü  1904.  Formell  hatte  dieser  Vertrag 
folgenden  Hauptinhalt:  gegen  verschiedene  Opfer,  deren  wichtigstes 
die  Anerkennung  Marokkos  als  eines  TeÜes  der  französischen  Inter- 
essensphäre war,  sicherte  sich  England  die  Resultate  seiner  Bemühun- 
gen in  Asien  und  Afrika  während  der  letztvergangenen  drei  Jahrzehnte. 
Das  materielle  Hauptresultat  des  Vertrages  lag  aber  auf  dem  Gebiete 
der  europäischen  Politik.  Es  bestand  nämlich  in  der  Beseitigung  jener 
britisch-französischen  Verstimmung,  die  vom  Faschodakonflikt  des 
Jahres  1898  her  verblieben  war,  und  in  der  Gewinnung  Frankreichs 
für  die  antideutsche  Koalition^),  die  von  I^ondon  aus  ins  Werk  ge- 
setzt und  geleitet  wurde. 

Bereits  in  das  Jahr  1903  fielen  allerlei  Mißhelligkeiten  zwischen 
Deutschland  und  England,  die  das  deutsche  Bagdadbahn- 
projekt zum  Gegenstande  hatten,  und  das  gemeinsame  Vorgehen 
Großbritanniens  und  Deutschlands  gegen  Vene  zuela  (Dezember 
1902 /Januar  1903)  fand  infolge  des  Mißvergnügens,  das  die  britische 
öffentliche  Meinung  über  dieses  Zusammengehen  empfand,  ein  yor- 


*)    VgL  hierüber  Abteilung  XII  dieses  Kapitels. 
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schnelles  Ende.  Bevor  noch  der  nissisch-j  apanische  Krieg  abgeschlossen 
war,  Frühjahr  1905,  kam  es  zur  Reise  des  deutschen  Kaisers  nach 
Tanger;  Anfangs  1906,  ungefähr  ein  halbes  Jahr  nach  dem  Ab- 
schlüsse des  zweiten  britisch-japanischen  Bundesvertrages,  fand  die 
Konferenz  von  Algeciras  statt.  Auf  dieser  konnte  England 
seinem  neuen  französischen  Freunde  den  Entschädigungspreis  für 
Äg5T)ten,  nämlich  die  Vorherrschaft  über  Marokko,  gegenüber 
der  Eifersucht  Deutschlands  nur  sehr  unvollkommen  sichern.  Durch 
diese  beiden  Ereignisse  trat  wiederum  formell  Marokko,  tatsächlich 
aber  das  gegen  Bagatellisierung  sich  sträubende 
Machtbewußtsein  Deutschlands  in  den  Vordergrund 
der  Weltpolitik.  All  dies  ließ  die  durch  den  russisch- japanischen  Krieg 
nur  einigermaßen  verzögerte  Neuorientierung  der  briti- 
schen Weltpolitik,  nämlich  eine  sozusagen  europäische 
Periode    dieser  Politik,  scharf  hervortreten. 

Das  Ziel  dieser  Politik,  die  noch  heute  nachwirkt,  bestand  be- 
karmtlich  darin,  Deutschland  einzuengen  sowie  von  Freunden  und 
Bundesgenossen  zu  entblößen.  Auf  solche  Weise  sollte  das  Deutsche 
Reich  vor  folgende  Wahl  gestellt  werden:  entweder  muß  es  sich  zu 
einer  für  die  britische  Weltmacht  vorteühaften  maritimen 
Abrüstung  verstehen;  hierdurch  würde  dann  England  in  den 
Stand  gesetzt,  seinen  kommerziellen  und  Machtinteressen  in  den 
fernen  Meeren  ungestört  nachzugehen,  ohne,  wie  seit  Sommer  1905, 
den  größten  Teü  seiner  Seemacht  in  der  Nordsee  zur  Aus- 
gleichung der  deutschen  Seestreitkräfte  versammeln  zu  müssen.  Im 
anderen  Falle  sollte  Deutschland  bemüßigt  sein,  sich  ohne  Bundes- 
genossen oder  nur  mit  Österreich-Ungarn  an  seiner  Seite  in  einen 
wenig  aussichtsvollen  großen  europäischen  und  Welt- 
krieg zu  Wasser  und  zu  I/ande  einzulassen.  Aus 
der  wechselseitigen  Schwächung  der  europäischen  Staaten  durch 
einen  derartigen  Krieg  großen  Stüs  würde  Großbritannien  jedenfalls 
bedeutenden  Gewinn  ziehen;  es  könnte  inzwischen  seine  industriellen 
und  Handelsinteressen  auf  seinen  durch  das  Meer  geschützten  Inseln 
ruhig  pflegen,  auch  wenn  es  sich  mit  seiner  derzeit  noch  überlegenen 
Flotte  an  der  Bekriegung  Deutschlands  und  an  der  Wegnahme  der 
deutschen  Kolonialbesitzungen,  vielleicht  auch  an  jener  der  belgischen 
und  holländischen  Überseegebiete  beteüigen  sollte. 

Dieser  weltpolitische  Gedanke  wurde  von  der  britischen  aus- 
wärtigen Politik  seit  Herstellung  der  Entente  mit  Frankreich  unge- 
mein zäh,  aber  insbesondere  gelegentlich  der  Streitigkeiten  über  die 
bosnische   Annexion    (Herbst  1908  bis  Frühjahr  1909)  mit 
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wenig  Glück  verfolgt.  Die  bösartige  Einmischung  Großbritanniens 
in  die  gefährliche  Marokkokrise  vom  Sommer  und  Herbst  1911 
(die  Anfangs  Juli  mit  der  Entsendung  eines  deutschen  Kriegs- 
schiffes nach  dem  südmarokkanischen  Hafen  Agadir  begann  und 
mit  dem  französisch- deutschen  Marokkoabkommen  vom  4.  No- 
vember endete)  hatte  zwar  einen  gewißen  äußerlichen  Erfolg. 
Deutschland  wurde  genötigt,  die  Schutzherrschaft  Frankreichs  (und 
zum  Teil  auch  Spaniens)  über  Marokko  anzuerkennen;  dafür  er- 
hielten die  Deutschen,  außer  der  auch  allen  anderen  Handels-  und 
Industriestaaten  nützlichen,  besonderen  Sicherstellung  der  offenen 
Tür  in  Marokko,  aus  französischem  Besitz  nur  mäßig  wertvolle 
Tropenurwald-Gebiete  zwischen  der  bisherigen  Süd-  und  Ostgrenze 
der  deutschen  Kamerunkolonie  sowie  der  belgischen  Kongokolonie 
(übrigens  gleichfalls  Gebiete  der  offenen  Tür  als  Bestandteile  des 
„westlichen  Kongobeckens",  worüber  zu  vergleichen  Abteüung  IV 
des  VIII.  Kapitels).  Doch  konnte  die  britische  Diplomatie  ihr 
Hauptziel,  eine  schwere  Demütigung  Deutschlands  oder  die  Ent- 
fesselung eines  die  Konkurrenten  der  britischen  Industrie  arg 
schwächenden  Kontinentalkrieges,  auch  im  zweiten  Halbjahr  191 1 
nicht  erreichen.  Deutschland  bestand  die  schwere  Prüfung  immer- 
hin mit  Ehren,  und  die  ihrer  VerantwortHchkeit  bewußten  leitenden 
Persönlichkeiten  der  britischen  See-  und  Landmacht  zeigten  sich 
in  den  entscheidenden  AugenbHcken  kühler  und  vorsichtiger  als 
die  von  Kriegslust  und  Deutschenhaß  leidenschaftlich  bewegten 
englischen  ZivÜminister. 

Seitdem  aber  die  Idee  einer  antideutschen  Koalition 
zum  maßgebenden  Orientierungspunkt  der  britischen  Weltpolitik 
geworden  war,  haben  vor  allem  die  Gebiete  der  offenen 
Tür,  die  bisher  von  England  mit  großem  Eifer  verteidigt  worden 
waren,  für  Großbritannien  an  Wert  ungemein  verloren.  Sie  galten 
seither  nur  als  Handgeld  für  die  Bundesgenossen 
und  Freunde,  die  gegen  Deutschland  geworben  werden  sollten 
(vgl.  hierüber  Abteüung  XII  dieses  Kapitels).  Seit  1904  hatten  dies 
bald  Marokko,  bald  die  Türkei,  bald  Persien  und  gelegentlich  sogar 
China  und  Siam  schmerzlich  zu  empfinden. 
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XIV.  Abzugsposten  von  der  weltwirtschaftlichen  Nützlichkeit  des 
britischen  nicht  wehrhaften  Freihandels:  stete  Kriegsgefahr  und  politische 
Beunruhigung;    Ermutigung    für    allerlei   Auschreitui^en    des   Hoch- 

schutzzöUnertums . 

Aber  in  allen  Wandlungen  der  britischen  Weltpolitik,  die  seit  dem 
Wiederaufleben  des  Schutzzolles  und  Hochschutzolles  im  Laufe  der  sieb- 
ziger Jahre  zu  verzeichnen  waren,  während  der  ersten  asiatischen,  der 
afrikanischen,  der  zweiten  asiatischen  und  der  neuesten  europäischen 
oder  antideutschen  Periode,  war  ein  und  derselbe  Grundgedanke  maß- 
gebend :  Großbritannien  muß  Absatzgebiete  und 
Absatzmöglichkeiten,  die  es  sich  mittels  Han- 
delsverträge, Zollretorsionen  und  Zollkriege 
nicht  sichern  kann,  durch  Machtmittel  und 
diplomatische  Künste  gewinnen  und  gegen  et- 
waige Gefahren  sicherstellen.  Wenn  man  aber  genau 
erwägt,  was  dieser  allgemeine  Satz  bedeutet,  wenn  er  im  täglichen  Ge- 
triebe der  Weltpolitik  zur  praktischen  Anwendung  gelangt,  dann  dürfte 
die  weltwirtschaftliche  Nützlichkeit  des  nicht 
wehrhaftenFreihandelsdurch  einigegewaltige 
Abzugsposten    geschmälert    erscheinen. 

Zweifellos  wäre  dieses  handelspolitische  System  ungemein 
segensreich,  falls  es  auch  nur  etwa  in  der  Hälfte  des  Welt- 
marktes zur  Anwendung  gelangen  würde.  Völlig  entwickelt  be- 
steht es  aber  nur  in  Großbritannien  und  seinen  von  lyondon  aus 
regierten  überseeischen  Besitzungen  (Kronkolonien  und  Indien); 
nur  indirekt  erstreckt  es  sich  auf  die  ausgedehnten,  wenn  auch 
nicht  gerade  volksreichen  autonomen  Besitzungen  der  britischen 
Krone ^).  Überdies  ist  noch  ein  nicht  sehr  kampflustiger,  wenn  auch 
nicht  völlig  wehrloser  Freihandel  in  Belgien  und  Holland 
zu  Hause,  wo  er  sich  in  räumlicher  Nähe  zu  Großbritannien  noch  am 
ehesten  erhalten  konnte.  Endlich  trifft  man  eine  gewisse  zollpolitische 
Wehrlosigkeit  bei  bisweÜen  gar  nicht  so  niedrigen  Zollsätzen  (Wert- 
zöllen) in  einer  Reihe  von  Gebieten  der  offenen  Tür 
(vgl.  hierüber  die  IX.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels).  Aber  gerade 
diese  Gebiete  werden,  nach  produktiver  Leistungsfähigkeit  und  ent- 
sprechender Kaufkraft  für  ausländische  Waren,  innerhalb  des  Welt- 
marktes um  so  bedeutsamer,  je  näher  sie  dem  Zeitpunkte  rücken. 


^)    Vgl.  die  Bemerkungen  hierüber  in  Abteilung  XV  dieses  Kapitels. 
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da  sie  dem  ihre  zollpolitische,  judizielle  usw.  Souveränität  einengenden 
Regime  der  offenen  Tür  entwachsen;  ihren  größten  Wert  erlangen  sie 
für  den  Weltmarkt  gewöhnlich  erst  dann,  sobald  sie  nicht  mehr 
zwangsweise    offen    sind. 

Innerhalb  dieses  beschränkten  Kreises  kann  aber  die  wichtigste 
der  dem  nicht  wehrhaften  Freihandel  ergebenen  Volkswirtschaften, 
nämlich  die  britische,  ohne  Beihilfe  höchst  bedenk- 
licher politischer  Mittel  nicht  auskommen. 
Solche  Mittel  sind :  Schaffung  einer  drohend  großen  Flotte  und  offene 
oder  diplomatisch  hinterhältige  Bekämpfung  aller  Staaten,  die  sich 
auch  nur  annähernd  in  einen  Flotten  Wettbewerb  mit  Großbritannien  ein- 
lassen; unaufhörliches  Bemühen,  den  Kreis  der  für  den  britischen 
Handel  in  höherem  Maße  gesicherten  überseeischen  Besitzungen  zu 
erweitern,  und  ähnliche  Befehdung  aller  Mitbewerber  um  Kolonial- 
besitz wie  im  früher  erwähnten  Fall  des  Flotten  Wettbewerbes;  be- 
ständiges Bemühen,  die  industriell-kommerziellen  Nebenbuhler,  denen 
man  zolltarifarisch  nicht  beizukommen  vermag,  in  schwächende 
Streitigkeiten  zu  verwickeln,  zwischen  ihnen  bestehende  Streitigkeiten 
zu  verschärfen  und  zu  vergiften,  dabei  aber  entscheidende  Siege  des 
einen  oder  anderen  Teiles  durch  schließliche  Einsetzung  der  britischen 
Machtmittel  für  den  jeweÜs  Unterliegenden  möglichst  zu  verhindern, 
kurz  die  Rolle  des  sich  am  Streite  der  anderen 
freuenden  Dritten  möglichst  oft  und  möglichst  gewinn- 
bringend zu  spielen.  Werden  doch  Sieger  sowie  Besiegte  im  auf- 
reibenden Wettbewerb  der  Rüstungen,  der  durch  die  diplomatischen 
Intrigen  Englands  mit  angefacht  wird,  zum  Vorteüe  Großbritanniens 
arg  geschwächt.  Nur  beispielsweise  sei  hier  an  die  finanziellen  Ver- 
legenheiten erinnert,  an  denen  Österreich -Ungarn  infolge 
der  bosnischen  Annexionskrise  zu  tragen  hat,  die  insbesondere  durch 
Englands  Vorgehen  so  arg  vergiftet  worden  ist.  Hierzu  kamen  noch  die 
mit  der  Annexionskrise  in  Verbindung  stehende  Abflauung  des  ge- 
samten Geschäftsganges  in  der  habsburgischen  Monarchie  bis  tief 
ins  Jahr  1909  hinein  und  die  zeitweÜige  Störung  ihrer  Handelsbe- 
ziehungen zur  Türkei  sowie  zu  Serbien  und  Montenegro^).  Noch  weit 
vorteilhafter  geht  die  Sache  für  Großbritannien  aus,  wenn  das  blutige 
Würfelspiel  schließlich  nicht  mehr  vermieden  werden  kann,  wofür 
der  russisch- japanische  Krieg  von  1904/1905  ein  besonders  lehrreiches 
Beispiel  ist. 

Doch  ist  die  stete  Kriegsgefahr  und  politische 


')    Vgl.  hieriiber  Abteilung  III  und  IV.  des  IV.  Kapitels. 
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Beunruhigung,  die  mit  dem  nicht  wehrhaften  Freihandel  Groß- 
britanniens verbunden  ist,  nicht  die  einzige  weltwirtschaftlich  nach- 
teilige Begleiterscheinung  dieses  handelspolitischen  Systems.  Dieser 
Freihandel  bildet  nämlich  auch  eine  bedenkliche  Ermutigung 
für  allerlei  Ausschreitungen  des  Hochschutz- 
zöllnertums.  Mögen  sich  die  wehrhaft  freihändlerischen  oder 
gemäßigt  schutzzöllnerischen  oder  auch  die  hochschutzzöUnerischen 
Staaten  noch  so  sehr  bemühen,  gelegentliche  oder  länger  währende 
Ausschreitungen  anderer  hochschutzzöllnerischer  und  schutzzöUne- 
rischer  Länder  durch  handelspolitische  Nachteüe  zu  vergelten  und 
hiermit  der  unverschämten  Selbstsucht  einzelner 
ausländischer  Produzentencliquen  einen  Damm 
zu  setzen;  diesen  letzteren  bleibt  dann  noch  immer  ein  Ausweg  offen, 
auf  den  sie  vielleicht  in  übertriebenem  Maße  vertrauen.  Es  ist  dies  die 
Ausfuhr  nach  den  freien  Märkten  Groß- 
britanniens, Indiens  sowie  der  von  lyondon 
aus  regierten  Kronkolonien,  wobei  wohl  auch  noch 
auf  die  Ausfuhr  nach  den  bei  weitem  weniger  aufnahmefähigen  Ge- 
bieten der  offenen  Tür  gerechnet  wird.  (Ägypten  ist  gegenwärtig 
zugleich  eine  Art  britischer  Kronkolonie  und  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür).  Manche  der  ärgsten  Schutzzollausschreitungen  sind  überhaupt 
nur  durch  das  Vorhandensein  der  großen,  aufnahmefähigen  freien 
britischen  Märkte  (sowie  der  Gebiete  der  offenen  Tür)  möglich  ge- 
worden. 

So  stützte  sich  die  hochschutzzöUnerische  Politik,  die  Portugal 
und  Spanien  seit  1892  einschlugen,  nicht  zum  wenigsten  darauf, 
daß  sie  ihre  wichtigsten  Ausfuhrartikel  auf  dem  verhältnismäßig  nahen 
britischen  Markte  bequem  und  in  großen  Mengen  absetzen  konnten. 
Auch  für  den  schärferen  Hochschutzzoll  der  Vereinigten 
Staaten  seit  1890  und  Frankreichs  seit  1892  war  die 
Rückendeckung,  die^  sie  gegenüber  etwaigen  Retorsionen  handels- 
politisch wehrhafter  I^änder  im  freien  britischen  Markte  besaßen, 
eine  wichtige  Hufe. 

Charakteristisch  ist  der  Eifer,  womit  in  den  Vereinigten  Staaten, 
sofort  nach  der  Mitte  März  1909  erfolgten  Veröffentlichung  des  ersten 
Entwurfes  zum  hochschutzzöUnerischen  Payne-Tarife  (vom  5.  August 
1909),  erklärt  wurde,  Großbritannien  habe  jedenfalls  auf  die  Minimal- 
sätze des  neuen  Tarifes  zu  rechnen. 

Bezeichnenderweise  fiel  der  erste  bedeutsame  Schritt,  den  Groß- 
britannien abseits  vom  Wege  des  nicht  wehrhaften,  unbedingten  Frei- 
handels tat,  mit  der  Bekämpfung  und  nahezu  völligen  Beseitigung 
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einer  der  ärgsten  Ausschreitungen  des  HochschutzzöUnertums  zu- 
sammen. Es  war  dies  die  Einengung  und  Verdrängung  der  mittels 
hoher  Schutzzölle  sichergestellten  Zuckerausfuhr-Prämien 
durch  die  indischen  Ausgleichszölle  von  Frühjahr  1899  und  die 
Brüsseler    Zucker-Konvention    vom    5.   März    1902. 

So  erweist  sich  der  nicht  wehrhafte  Freihandel,  obwohl  an  und 
für  sich  zweifellos  ein  die  internationalen  Handelsbeziehungen  för- 
derndes Moment,  andererseits  wieder  als  ein  Faktor,  der  diesen  Handels- 
beziehungen durch  Ermutigung  hochschutzzöllnerischer  Ausschrei- 
tungen Hemmnisse  bereitet.  Sicherlich  würden  die  Vertrags- 
tarife der  großen  und  auch  der  kleineren  Handelsstaaten  ein  stark 
verändertes  Aussehen  gewinnen  und  bedeutend  mehr  sowie  be- 
trächtlich niedrigere  Positionen  aufweisen,  wenn  das  britische  Reich 
daranginge,  seinen  gewaltigen  Verbrauch  und  die  altbewährte  Ver- 
handlungskunst seiner  Diplomaten  zugunsten  des  wehrhaften  Frei- 
handels oder  gemäßigten  Schutzzolles  in  die  Wagschale  zu  werfen 
Ein  kleines  Vorspiel  hierzu  war  im  Jahre  1905  zu  sehen.  Es  war  dies 
das  letzte  des  unionistischenMinisteriumsBalfour 
dem  im  Auslande  die  Entschlossenheit  zu  zollpolitischen  Retorsionen 
immerhin  zugetraut  wurde.  In  den  damaligen  Verträgen  Großbri- 
tanniens mit  verschiedenen  Balkanstaaten,  wie  Griechenland 
Bulgarien,  Rumänien  ^),  sind  bereits  mehr  oder  minder  ausgedehnte 
Vertragstarife  zu  finden,  die  eben  ein  angemessenes  Entgelt  für  die 
Meistbegünstigung  eines  so  aufnahmefähigen  Verbrauchsgebietes  wie 
Großbritannien  darstellen. 

Die  soeben  vorgebrachte  Ansicht  von  dem  günstigen  Einflüsse, 
den  der  Übergang  Großbritanniens  zum  wehrhaften  Freihandel  auf 
den  Umfang  und  die  Höhe  der  Vertragstarife  aller  Länder  der  Erde 
ausüben  würde,  ist  während  der  letzten  Jahre  mehrfach  ausgesprochen 
worden,  so,  abgesehen  von  anderen,  namentlich  von  R.  Schüller 
in  seinem  „Schutzzoll  und  Freihandel"  (Wien,  1905).  Es  mag  mir  aber 
erlaubt  sein,  daraufhinzuweisen,  daß  ich  bereits  vor  etwa  einem  Jahr- 
zehnt, unter  dem  unmittelbaren  Eindrucke  des  segensreichen  Einflusses 
der  wenige  Monate  vorher  von  England  erzwungenen  Brüsseler 
Zuckerkonvention,  diese  Ansicht  in  der  Öffentlichkeit  ver- 
trat. Dies  geschah  in  einem  Aufsatze  „Ausgleichungen  der  inter- 
nationalen Handelspolitik",  der  in  der  Wiener  Wochenschrift  „Wage" 
vom  I.  Juli  1902  (unter  meinem  damaligen  Pseudonym  „Ignotus") 
erschien.    Ich  sagte  am  Schlüsse  dieses  Aufsatzes,  unter  der  Voraus- 


*)    Vgl.  hieriiber  Abteilung  I  des  II.  Kapitels. 
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Setzung  eines  binnen  absehbarer  Zeit  zu  erwartenden  Überganges  der 
britischen  Handelspolitik  zu  einem  wehrhafteren  Auftreten  als  während 
der  vorangegangenen  vier  Jahrzehnte: 

„Die  gegenwärtige  englische  Zollpolitik  sollte  von  der  protektion- 
nistischen  Exzessen  abgeneigten  öffentlichen  Meinung  Europas  und 
Amerikas  nicht  zum  Gegenstande  sinnloser  Jeremiaden  gemacht, 
sondern  als  ein  im  großen  und  ganzen  vorteilhaft  wirkender  Faktor 
betrachtet  werden.  Großbritannien  wird  seit  ungefähr  vier  Jahr- 
zehnten zum  erstenmal  wieder  Fähigkeit  und  Neigung  besitzen, 
gegen  Zollkonzessionen  Ermäßigungen  und  Bindungen  der  Zölle 
anderer  lyänder  einzutauschen.  Diese  Ermäßigungen  und  Bindungen 
werden  mittels  Meistbegünstigung  mehr  oder  weniger  Allgemeingut 
werden.  Wie  viel  England  für  sich  und  für  alle  übrigen  Staaten  er- 
reichen kann,  wenn  es,  anstatt  einem  rein  passiven  Freihandel  zu 
frönen,  seine  Kräfte  nur  einigermaßen  gegen  fremdländischen  Pro- 
tektionismus anstrengt,  geht  aus  seinen  alle  Erwartungen  über- 
treffenden Erfolgen  gelegentlich  der  letzten  Brüsseler  Zuckerkon- 
ferenz hervor." 

Die  damals  ausgesprochene  Erwartung  hat  sich  nicht  erfüllt,  daß 
Großbritannien  als  wehrhafter  Freihandels- 
staat der  Vorkämpfer  gegen  die  Ausschrei- 
tungen des  Hochschutzzöllnertums  und  zwar 
namentlich  gegen  dasjenige  der  Vereinigten  Staaten  sein  werde.  Die 
britischen  Parlamentswahlen  vom  Januar  igo6  haben  die  unionistisch- 
imperialistisch-schutzzöUnerische  Mehrheit  gestürzt  und  durch  eine 
liberal-radikale  und  zugleich  freihändlerische  Unterhausmajorität 
ersetzt.  Die  letztere  schwankte  unentschlossen 
zwischen  sozialen  Reformen  großen  Stils,  die 
tatsächlich  über  den  alten  Gegensatz  von  wehrhaftem  und  wehrlosem 
Freihandel  hinweghelfen  könnten  i),  und  der  traditionellen 
britischen  Weltpolitik.  lyetztere  sucht  durch  Anstiftung 
von  Unfrieden,  Verhetzen  sowie  gelegentliches  gewaltsames  Eingreifen 
mittels  der  britischen  Seemacht  die  eigene  wirtschaftliche  Blüte  zu 


')  Hierbei  ist  insbesondere  an  jene  seit  1909  in  Angriff  genommenen  steuer- 
politischen  Maßregeln  zu  denken,  die  geeignet  sind,  jenen  gewaltigen  Tribut  zu  mindern 
oder  wenigstens  in  die  Staatskassen  abzulenken,  den  bisher  die  breiten  Massen  Groß- 
britanniens an  die  kleine  Schichte  der  dortigen  Grundbesitzer  und  Grundrenten- 
bezieher zu  entrichten  hatten.  Bei  entschlossener  Verfolgung  dieser  steuerpolitisch- 
bodenreformerischen  Richtimg  würden  alle  industriellen  und  sonstigen  britischen 
Produktionen  von  bisherigen  gewaltigen  Lasten  befreit  sowie  auf  in-  und  ausländischen 
Märkt*>n  weit  konkurrenzfähiger  gemacht  werden. 
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erreichen.  Dies  geht  auf  Kosten  des  unter  Rüstungen  und  blutigen 
Kriegsopfern  seufzenden  Auslandes,  freilich  gegenwärtig  auchzulyasten 
der  britischen  Steuerzahler  mittels  eines  Militär-  und  besonders 
Flottenaufwandes,  den  diese  noch  längere  Zeit  hindurch  kaum  zu 
ertragen,  geschweige  denn  zu  steigern  imstande  sein  dürften.  So  kann 
nun  die  Entscheidung  darüber  nicht  mehr  lange  verzögert  werden, 
ob  der  Weg  ernstlicher  großzügiger  Sozialreform 
zu  beschreiten  oder  auf  jenem  der  internationalen  Ver- 
hetzung zu  beharren  sei;  denn  jeder  weitere  Monat  des  Zögerns 
und  der  Unentschlossenheit  muß  den  andere  Abhilfsmittel  bereit- 
haltenden britischen  Schutzzöllnern  zugute  kommen.  Zwei  Momente 
schienen  in  letzter  Zeit  die  englische  Regierung  auf  den  Weg  der  Sozial- 
reform zu  drängen:  Der  Mißerfolg  der  antideutschen  Koalition 
während  und  nach  der  bosnischen  Annexionskrise,  sowie  der  Schlag, 
den  der  Gedanke  der  britischen  und  kolonialen  Vorzugszölle  durch  das 
Handelsabkommen  Kanadas  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom 
21.  Januar  19 ii  erlitten  hatte.  Das  aus  Nordamerika  her  dro- 
hende UnheÜ  woirde  zwar  durch  den  Sturz  des  liberalen  Mini- 
steriums I^aurier  abgewendet,  das  nach  seiner  Niederlage  bei  den 
kanadischen  Parlamentswahlen  vom  21.  September  191 1  zurück- 
treten mußte;  doch  die  antideutsche  und  insbesondere  britisch- 
französische  Koalition  hat  gelegentlich  der  Marokkokrise  vom 
Sommer  und  Herbst  191 1  einen  vorwiegend  nur  äußerlichen  Er- 
folg erreicht,  ohne  ihren  gegen  Deutschland  gerichteten  Haupt- 
zielen i)   näher  gekommen  zu  sein. 

So  kann  man  schließlich  nicht  umhin,  die  Opfer  und 
Hemmungen  in  Vergleich  zu  ziehen,  die  der 
Weltwirtschaft,  als  Einheit  aufgefaßt,  durch  das 
Ho  chs  c  h  u  t  z  z  ö  lln  e  r  t  u  m  einerseits,  durch  das 
n  ich  t  w  eh  r  h  a  f  t  e  britische  F  r  e  i  h  a  n  de  1  s  s  y  s  t  e  m 
andererseits  auferlegt  werden.  Eine  territorial  sogar 
minder  umfangreiche  Entwicklung  des  Hochschutzzolles  erweist  sich 
als  höchst  abträglich  vom  weltwirtschaftlichen  Standpunkte,  indem 
jeder  hochschutzzöUnerische  Staat  nach  allen  Seiten  hin  fremde 
Wirtschafts-  und  Handelsinteressen  verletzt  sowie  die  breiten  Massen 
des  eigenen  I^andes  bedrückt.  Als  höchst  unangenehme  Abzugs- 
posten von  den  zweifellosen  weltwirtschaftlichen  Segnungen  des  briti- 
schen nicht  wehrhaften  Freihandels  dürfte  aber  auch  von  den  über- 


*)   Bezüglich  dieser  Ziele  vgl.  die  Bemerkungen  über  die  Marokkokrise  von  191 1 
gegen  das  Ende  der  XIII.  Abteilung  dieses  Kapitels. 
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hiermit  zusammenhängenden  Kriege,  Kriegsrüstungen  und  Kriegs- 
drohungen^), sodann  die  von  eben  diesem  handelspolitischen  System 
ausgehende  Ermunterung  der  ärgsten  hochschutzzöllnerischen  Aus- 
schreitungen. Die  nachteiligen  Folgen,  die  dem  nicht  wehrhaften 
britischen  Freihandel  entstammen,  sind  zwar  sicherlich  bei  weitem 
nicht  so  schlimm,  als  j  eneÜbelstände,  die  sogar  bei  einer  territorial  minder 
umfangreichen  Verbreitung  des  Hochschutzzolles  nicht  vermieden 
werden  können.  Immerhin  bilden  aber  die  dargelegten,  weniger 
allgemein  bekannten  „Schattenseiten"  des  nicht  wehrhaften 
Freihandels  ein  Seitenstück  zu  den  sattsam  bekannten,  ärgeren 
Unbilden  des  Hochschutzzolles. 


XV.  Vorzug  des  wehrhaften  Freihandels  gegenüber  dem  britischen  nicht 
wehrhaften  Freihandel  unter  den  gegenwärtigen  Verhältnissen. 

So  ergibt  diese  eingehendere  Betrachtung  des  britischen  nicht 
wehrhaften  Freihandelssystems,  des  einzigen  wichtigeren  und  größeren, 
das  heute  noch  besteht,  folgendes  Resultat:  der  wehr- 
hafte Freihandel  oder  gemäßigte  Schutzzoll 
ist  vom  weltwirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
das  beste  handelspolitische  System,  und  zwar 
nicht  nur  gegenüber  dem  Hochschutzzoll,  sondern  auch  gegenüber 
dem  nicht  wehrhaften  Freihandel  mit  rein  fiskalischen  Zöllen.  Wenn 
die  Freihandelstheoretiker  die  garstige  politische  Kehr- 
seite ihres  britischen  Idols  gewöhnlich  nicht  erblicken,  so  ist  dies 
wohl  vor  allem  dadurch  zu  erklären,  daß  sie  unwillkürlich  an  eine 
allgemeine  Verbreitung  der  Grundsätze  des  wehrlosen 
Freihandels  denken  oder  sich  doch  wenigstens  sein  geographisches 
Gebiet  weiträumiger  darstellen,  als  es  tatsächlich  ist.  Unter 
dieser  stillschweigenden  Voraussetzung  käme  es  wahrscheinlich 
auch  beim  britischen  Freihandel  nicht  zu  den  tatsächlich  zu  verzeich- 
nenden bösartigen  Konsequenzen.  Trat  doch  Großbritannien,  so- 
lange sich  der  Freihandel  nach  britischem  Zu- 
schnitte in  der  Weltwirtschaft  zu  verbreiten 
schien  und  vor  allem  in  England  selbst  an  eine  solche  Verbreitung 
geglaubt  wurde,  auch  in  der  Weltpolitik  ganz  anders  auf  als  späterhin : 
zeugtesten  Freihandelsenthusiasten    anerkannt   werden:  erstens  die 


^)  R.  Schüller  unterläßt  es,  in  seiner  so  eingehenden  Verteidigung  des  wehr- 
haften Freihandels  oder  gemäßigten  Schutzzolles  („Schutzzoll  und  Freihandel"  Wien 
1905)  dieses  Argument  gegen  den  nicht  wehrhaften  Freihandel  zu  nennen.  Freilich 
beschränkt  er  sich  geflissentlich  auf  wirtschaftliche  Beweisgründe,  ohne  auf  politische 
Zusammenhänge  näher  einzugehen. 
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es  vernachlässigte  seinen  Zusammenhang  mit  den  Kolonien,  wohl 
auch  diese  selbst,  gab  sogar  wichtige  Besitzungen  (jonische  Inseln, 
Oranjegebiet;  vgl.  Abteilung  II  dieses  Kapitels)  gegen  vorüber- 
gehende politische  Vorteile  auf;  Cobden  sowie  seine  näheren  unbedingt 
freihändlerischen  Gesinnungsgenossen  eiferten  auch  lebhaft  gegen  das 
energische  Eintreten  der  britischen  offiziellen  Politik  für  die  Ge- 
biete der  offenen  Tür,  als  diese  Politik,  gerade  im  Über- 
gangsjahrzehnt vom  wehrhaften  zum  nicht  wehrhaften  Freihandel, 
sogar  vor  einem  Kriege  gegen  die  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
gefürchtetste  europäische  Großmacht  (Krimkrieg  1854 — 1856)  nicht 
zurückscheute.  Die  damals  so  häufig  zu  vernehmende  Gleich- 
stellung von  Freihandel  und  Frieden  war  eben 
zu  dieser  Zeit  nicht  bloß  oder  wenigstens  nicht  so  sehr  Heuchelei, 
wie  seit  den  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts.  In  dieser  frei- 
händlerisch-friedlichen britischen  Weltpolitik  trat  aber  bereits 
Ende  der  sechziger  Jahre  und  noch  viel  nachdrücklicher  während  der 
siebziger  Jahre  ein  Umschwung  ein,  der  dem  gleichzeitigen  Um- 
schwünge der  internationalen  Handelspolitik  zum  Schutzzolle  oder 
sogar  Hochschutzzolle ^)  entsprach. 

Ein  Weltreich  wie  Großbritannien,  das  bei  nicht  wehrhaftem 
Freihandel  auf  wirtschaftliche,  d.  h.  zolltarifarische  Hilfsmittel  zur 
Ermäßigung  allzu  hoher  ausländischer  Zölle  verzichtet,  kann  schließ- 
lich nicht  umhin,  sich  freie  oder  wenigstens  halbwegs  zugängliche  Ab- 
satzmärkte auf  anderem  Wege  zu  sichern,  d.  h.  durch  politisch- 
militärische Machtmittel  sowie  durch  eine  ränkevolle  und  verhetzende 
Diplomatie.  Diese  Erkenntnis  von  den  weltwirt- 
schaftlichen Schattenseiten  des  britischen 
Freihandels  ist  auch  von  einer  so  bedeutenden  Persönlichkeit 
Großbritanniens  wie  dem  ehemaligen  unionistischen  Ministerpräsidenten 
B  a  1  f  o  u  r  ausgesprochen  worden.  Dies  geschah  am  12.  Februar  1906 
bei  einem  Bankett  zu  Ehren  der  für  I^ondon  neu  gewählten  unionisti- 
schen Parlamentsmitglieder,  kurz  nach  den  Parlamentswahlen  vom 
Januar  1906,  in  denen  die  liberal-radikalen  Freihändler  den  bisher 
herrschenden,  von  Balfour  geführten  Unionisten  eine  schwere  Nieder- 
lage beigebracht  hatten.  Zu  dieser  Zeit  hatte  er  sich  noch  nicht  dem 
Heerbanne  Chamberlains  fast  bedingungslos  eingefügt,  sondern  nahm 


^)  Dieser  handelspolitische  Umschwung  trat  ein:  in  den  Vereinigten  Staaten 
nach  dem  Sklavenkriege  von  1861 — 1865  und  in  noch  höherem  Grade  seit  1890 
(MacKinley-Tarif),  in  Frankreich  nach  dem  deutsch-französischen  Kriege  vom  870/1 871 
und  in  noch  höherem  Grade  seit  dem  Zolltarif  vom  11.  Januar  1892,  in  Deutschland 
und  Österreich-Ungarn  gegen  das  Ende  der  siebziger  Jahre  usw. 
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eine  vermittelnde  Stellung  zugunsten  eines  einigermaßen  wehrhaften 
Freiliandels  ein^).  Es  könne,  meinte  er,  notwendig  werden,  daß  Groß- 
britannien zur  Sicherstellung  verschiedener  überseeischer  Absatz- 
gebiete gegen  die  Absorptionsgelüste  schutzzöllnerischer  Mächte  zu 
den  Waffen  greifen  würde.  Dies  sei  aber  eine  barbarische  Art, 
die  Handelsinteressen  Englands  zu  wahren, 
und  es  sei  viel  ratsamer,  das  gleiche  Ziel  mittels  eines  Tarifes  von  Ver- 
handlungszöllen  anzustreben. 

Doch  ist  die  Neigung,  dem  Hochschutzzoll  unter  Umständen 
auch  mit  Waffengewalt  oder  wenigstens  mit  den  schärfsten  diplo- 
matischen Mitteln  entgegenzutreten,  nicht  auf  Großbritannien 
beschränkt  geblieben.  Näheres  über  diese  Ausnahmefälle  ist 
im  II.  Band  in  Anlage  VII  „Krieg  als  ausnahmsweises 
HÜfsmittel  schutzzöllnerischer  Staaten  gegen  den  Hochschutz- 
zoll" zu  finden.  Gegen  das  naheliegende  Mißverständnis,  daß 
Kriege  überhaupt  die  Tendenz  hätten,  dem 
internationalen  Handelsverkehre  zu  freierer 
Bewegung  zu  verhelfen,  wenden  sich  die  Ausführungen 
der  Anlage  VIII  „Krieg  und  Freiheit  der  internationalen  Handels- 
bewegung". 

Es  wäre  wohl  unzutreffend,  wenn  man  das  für  den  nicht  wehrhaften 
Freihandel  in  Betracht  kommende  britische  Weltreich  nur  im  Mutter- 
lande  nebst  Indien  und  den  von  London  aus 
regierten  Kronkolonien  erblicken,  aber  die  auto- 
nomen Kolonien  mit  selbständiger  Handels- 
politik hiervon  ausschließen  wollte.  Denn  gerade  die  autonomen 
Kolonien,  wie  Kanada,  Australien,  Neuseeland,  Britisch-Südafrika, 
sind  der  zaghafteren  Handelspolitik  des  Mutterlandes  und  der  handels- 
politisch von  ihm  abhängigen  Kolonien  vorangegangen,  indem  die 
:genannten  „Dominions"  reichsorganisierende,  die  Fortdauer 
des  britischen  Freihandels  erleichternde  Vor- 
zugszölle   für    Waren    Großbritanniens    und    anderer    überseeischer 


*)  Zu  Beginn  des  November  191 1  wurde  B  a  1  f  o  u  r  von  der  Führerschaft  der 
unionistisch-konservativen Unterhausminderheit  verdrängt  und  am  13. November  durch 
den  strammen  Schutzzöllner  Bonar  I^aw  ersetzt,  durch  dessen  Beweisgründe  an- 
geblich Joseph  Chamberlain  im  letzten  Jahrfünft  des  19.  Jahrhunderts 
vom  Freihandel  zum  Schutzzoll  bekehrt  wurde.  Zu  Balfours  Schutzzollüber- 
zeugimgen  hatten  die  seit  der  Niederlage  vom  Januar  1906  innerhalb  der  konservativ- 
unionistischen  Partei  immer  mächtiger  gewordenen  Schutzzöllner  niemals  völliges 
Vertrauen. 
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britischer^)  Besitzungen  einführten.  Auch  manche  andere,  die  Fort- 
dauer des  britischen  Freihandels  begünsti- 
gende Organisationsmomente  erstrecken  sich  auf 
alle  Kolonien  und  auf  die  handelspolitisch  autonomen  Besitzungen 
der  britischen  Krone  sogar  ganz  besonders,  so  die  teüs  als  patriotische 
Sitte  geübte,  teils  satzungsmäßige  Bevorzugung  britischer 
Lieferanten  innerhalb  des  ganzen  Weltreiches  (vgl.  Abteilung 
VI  dieses  Kapitels),  die  offizielle  Begünstigung  kolonialer 
Wertpapiere  für  Kapitalsanlagen  des  Mutterlandes  (vgl.  Ab- 
teilung V  dieses  Kapitels)  usw. 

Im  Gegensatze  zu  den  soeben  erwähnten  Versuchen,  den  britischen 
Freihandel  auf  das  Mutterland  nebst  Indien  und  den  von  London  aus 
regierten  Kronkolonien  einzuschränken,  wäre  sogar  auf  folgendes 
hinzuweisen:  Der  britische  nicht  wehrhafte  Freihandel  ermutigt  zwar 
einerseits  allerlei  hochschutzzöUnerische  Ausschreitungen;  er  stützt 
aber  andererseits,  weit  über  dieGrenzen  desbritischen 
Weltreiches  hinaus,  den  wehrhaftenFreihandel 
oder  gemäßigten  Schutzzoll  und  bildet  hiermit  auch 
wiederum  eine  Erleichterung  für  die  den  Ausschreitungen  der  modernen 
HochschutzzöUnerei  zumeist  fernbleibende  Handelspolitik  einer 
Reihe  kleinerer  und  größerer,  wohlhabenderer  und  ärmerer,  näherer 
und  entfernterer  Länder  sowie  ganz  besonders  für  die  Freihandels- 
tendenz agrarischer  Ausfuhrländer  (vgl.  hierüber  die  Anlage  III  „Frei- 
handelstendenz agrarischer  Ausfuhrerzeugungen").  Unter  diesen 
einer  freieren  Handelspolitik  geneigten  Ländern  wären,  abgesehen 
von  mehreren  autonomen  britischen  Kolonien,  insbesondere  zu 
nennen :  Belgien,  Holland  samt  seinen  ausgedehnten  Kolo- 
nien, Norwegen,  Dänemark  samt  seinen  minder  umfang- 
reichen Kolonialbesitzungen,   Finnland,   Schweiz   usw. 

Wenn  sich  auch  nur  zwei  oder  drei  wirtschaftlich-politische  Groß- 
staaten diesem  Kranze  relativ  freihändlerischer,  auf  Großbritannien 
gestützter  Klein-  und  Mittelstaaten  angeschlossen  hätten,  dann  wäre 
wahrscheinlich  der  englische,  nicht  wehrhafte  Freihandel    nicht 


^)  Vgl.  im  II.  Band  Anlage  VI ,, Vorzugszölle  im  britischen  Reiche".  Doch  hätten 
gerade  die  kanadischen  Vorzugszölle  für  britische  und  britisch-koloniale  Waren  durch 
den  kanadischen  Handelsvertrag  vom  21.  Januar  191 1  mit  den  Vereinigten  Staaten, 
der  gewissermaßen  einen  unvollkommenen  Zollverein  beider  Länder  bewirken  sollte, 
eine  empfindliche  Abschwächung  erfahren,  wenn  nicht  dieser  Vertrag  durch  den  Aus- 
gang der  kanadischen  Parlamentswahlen  vom  21.  September  19 11  für  absehbare  Zeit 
beseitigt  worden  wäre.  Seither  hat  die  imperialistische  Strömung  in  Kanada  sogar 
eine  namhafte  Stärkung  und  Belebung  zu  verzeichnen. 
Schilder.    13. 
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in  jene  Krise  geraten,  in  welcher  er  seit  dem  Burenkriege  sein  Da- 
sein von  einer  britischen  P  a  r  1  a  m  e  n  t  s  w  a  h  1  zur 
anderen  mühselig  fristet.  Freilich  schien  der  britische 
Freihandel  im  Jahre  191 1  auf  festeren  Füßen  zu  stehen  als  schon  seit 
langer  Zeit,  nachdem  er  die  Bestätigung  dreier  Wahlgänge  (Januar 
1906,  Januar  1910,  Dezember  191  o)  erhalten  hatte. 


XVI.  Notwendigkeit  einer  eingehenden  Erörterung  der  Schicksalsfrage 
der  britischen  Handelspolitik. 

Wohl  reichlich  gerechtfertigt  erscheint  die  verhältnis- 
mäßige Ausführlichkeit  der  vorliegenden  Betrachtungen 
über  den  britischen  nicht  wehrhaften  Freihandel,  über  die  Ursachen 
seiner  bereits  mehr  als  fünfzigjährigen  Dauer  trotz  aller  Anfechtungen 
seit  dem  Burenkrieg  sowie  über  bösartige  weltpolitische  und  sonstige 
Folgen  dieses  handelspolitischen  Systems,  wenn  man  folgendes  erwägt : 
Das  über  alle  fünf  Brdteile  (und  noch  etliche  nord-  und  südpolare  Ge- 
biete dazu)  ausgedehnte  britische  Weltreich  umfaßt  i.  tmgefähr 
ein  Viertel  der  bewohnbaren  Erde,  wenn  man  die 
12,7  Millionen  km^  umfassenden  un ausnützbaren  Polargebiete  aus- 
schließt^) 2.  mit  Ägypten,  dem  ägyptischen  Sudan,  Oman,  Nepal  und 
Butan  etwas  mehr  als  ein  Viertel  der  Menschheit  (etwa 
27  Prozent) ;  3.  mehr  als  ein  Viertel  des  internatio- 
nalen Handelsverkehres,  worüber  nähere  Ausführungen 


^)  Dem  vom  britischen  Weltreiche  eingenommenen  Viertel  der  bewohnbaren  Erde 
gehören  an  :  i .  das  verhältnismäßig  kleine,  aber  noch  immer  eine  der  stärksten  Kapitals- 
Industrie-  und  Schiffahrtsmächte  darstellende,  die  Bevölkerung  eines  europäischen 
Großstaates  vorwiegend  in  Großstädten  vereinigende  Mutterland;  2.  so  hoff- 
nungsvolle, ganz  oder  zum  Teile  noch  dünn  bevölkerte, 
mehr  oder  weniger  weiträumige  Gebiete,  wie  Britisch-Nord- 
amerika,  AustraHen  mit  Neuseeland,  Britisch-Südafrika  mit  Rhodesia  und  Nyassaland; 
3.  für  tropische  Kolonisation  im  großen  Stile  geeignete  über- 
seeische Besitzungen  der  britischen  Krone,  wie  Nigeria,  ägyptischer  Sudan,  Britisch- 
Guyana,  Straits Settlements,  Nordborneo,  südöstliches  Neuguinea  usw. ;  4.  das  sowohl 
durch  räumliche  Größe  als  auch  durch  Produktenreichtum  und  unheimlich  zahlreiche 
Menschenmassen  hervorragende  indische  Rätselland  mit  Ceylon;  5.  die  zusammen- 
hängende Reihe  mehr  oder  minder  wertvoller  nordostafrikanischer  Be- 
sitzungen mit  ihrer  so  ungleichmäßigen  Bevölkerungsdichte  von  Alexandrien  nilauf- 
wärts  bis  Uganda  und  von  dort  westwärts  bis  Darfur,  ostwärts  bis  Mombasa  am 
indischen  Ozean;  6.  verschiedene  kleinere  Perlen  der  britischen  Krone, 
die  aber  noch  immer  den  Stolz  jeder  anderen  Kolonialmacht  ausmachen  würden, 
wie  unter  anderem  Malta,  Cypern,  Zanzibar,  Mauritius,  Goldküste,  Sierra  Leone, 
Jamaika,  Trinidad,  Barbados,  Fidschi-Inseln,  Bahreininseln,  Hongkong  usw. 
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im  II.  Band  in  Anlage  IX  ,,Anteil  des  britischen  Weltreiches  am 
internationalen  Handelsverkehr"  zu  finden  sind. 

Ob  in  diesem  größten  aller  Weltreiche  die  Tendenz  zum  Zu- 
sammenschlüsse mittels  handelspolitischen  Imperialismus  weitere 
Fortschritte^)  macht,  oder  ob  der  nicht  wehrhafte  unbedingte  Frei- 
handel Großbritanniens  selbst  sowie  Indiens  und  der  von  London 
aus  regierten  Kronkolonien  noch  weiterhin  erhalten  bleibt,  diese 
Schicksalsfrage  der  britischen  Handelspolitik 
muß  demnach  in  jeder  umfassenderen  Betrachtung  über  Weltmarkts- 
verhältnisse einen  angemessenen  Platz  einnehmen.  Hierzu  kommt 
noch,  daß,  wie  früher  erwähnt  (vgl.  Abteüung  XV  dieses  Kapitels), 
der  britische  nicht  wehrhafte  Freihandel  auch  den  wehrhaften 
Freihandel  oder  gemäßigten  Schutzzoll  in  einer  Reihe  anderer 
Länder  stützt.  Man  kann  nicht  über  den  Weltmarkt  im  Ganzen 
sprechen,  ohne  des  britischen  Weltreiches  eingehend  zu  gedenken,  das, 
mit  ungefähr  einem  Viertel  der  Räume  und 
Menschenzahl  der  bewohnbaren  Erde,  die  größte, 
wenn  auch  noch  vielfach  unvollkommene  und  unsystematische 
politisch-wirtschaftliche  Organisation  innerhalb 
des  Weltmarktes  darstellt. 


^)  Vgl.  die  Anlage  VI  „Vorzugszölle  im  britischen  Reiche"  im  II.  Bande. 
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VI.  Kapitel. 

Die  großen  Zollgebiete  in  der  Weltwirtschaft. 

I.   Die   Tendenz  zur  Schaffung  immer  größerer  Zollgebiete  und  ihre 
angeblich  einengende  Wirkung  auf  den  internationalen  Handelsverkehr. 

Ein  häufig  zu  hörendes  Argument  der  „Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung" ^)  gründet  sich  auf  die  neuere  Tendenz 
zur  Schaffung  immer  größerer  Zollgebiete. 
Insofern  man  nämlich,  wie  üblich,  unter  dem  internationalen 
Handelsverkehr  nur  jenen  zwischen  verschie- 
denen Zollgebieten  versteht,  müsse  dieser  Verkehr  um  so 
größer  sein,  je  kleiner  und  zahlreicher  die  Zollgebiete  innerhalb  des 
Weltmarktes  sind,  und  zwar  können  die  einzelnen  Zollgebiete  unter 
ein  und  derselben  politischen  Oberleitung  stehen,  wie  etwa  Groß- 
britannien und  Indien,  oder  nicht,  wie  etwa  im  Falle  Italiens  und  der 
Schweiz.    Hieraus  ergäben  sich  folgende  Konsequenzen: 

a)  Eine  Verkleinerung,  Zerteilung  bisher  einheit- 
licher größerer  Zollgebiete  bewirke  ein  Wachstum  des  internationalen 
Handelsverkehrs. 

b)  Durch  Einbeziehung  kleinerer  Zollgebiete 
in  ein  größeres  werde  eine  Abschwächung  des  internationalen 
Handelsverkehrs  bewirkt.  Hierbei  wären  zwei  mögliche  Fälle  zu  unter- 
scheiden: der  Anschluß  eines  kleineren  Zollgebietes  an  ein  bereits 
bestehendes  größeres;  die  Neuschaffung  eines  größeren  Zollge- 
bietes durch  Vereinigung  mehrerer  kleinerer. 

c)  Der  internationale  Handelsverkehr  ergäbe  in  den  kleineren 
Zollgebieten  zumeist  größere  Quoten  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  als  in  den  umfangreicheren  Zollgebieten.  Selbst- 
verständlich müßten  sich  die  kleineren  und  größeren  Zollgebiete,  die 
miteinander  verglichen  werden,  auf  einer  annähernd  gleichen 
Stufe  der  wirtschaftlich-kulturellen  Entwick- 


')    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26^ 
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1  u  n  g  befinden.  So  könnte  ein  großer  Industriestaat  mit  relativ 
schwacher  agrarischer  Bevölkerung,  wie  Großbritannien,  einen 
größeren  Umsatz  im  internationalen  Handelsverkehr  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  erzielen,  als  wirtschaftlich  rückständige,  vorwiegend 
agrarische  Kleinstaaten,  wie  Serbien,   Bulgarien  usw. 

Nun  sei  in  „u  n  s  e  r  e  r  Z  e  i  t"  eine  durchgreifende  Tendenz 
zur  Schaffung  größerer  Zollgebiete  zu  verzeichnen, 
wobei  solche  größere  Zollgebiete  auf  zweifache  Weise  zustande 
kämen:  i.  durch  Eroberung,  wofür  Beispiele  sind:  die  Aus- 
breitung Britisch-Indiens  über  den  Pendschab,  über  Birma,  Belud- 
schistan,  Tschitral,  die  Rußlands  über  Zentralasien,  die  Japans  über 
Formosa  und  demnächst  wohl  auch  über  Korea,  die  der  Vereinigten 
Staaten  über  Texas  und  Kalifornien,  Portorico,  die  Phüippinen, 
jene  Österreich-Ungarns  über  Bosnien-Herzegowina,  die  Deutsch- 
lands über  Schleswig-Holstein  und  Elsaß-Lothringen  usw.;  2.  durch 
friedliche  Zollvereinigung,  wofür  als  Beispiele  zu 
nennen  wären:  der  deutsche  Zollverein,  die  Commonwealth  of  Au- 
stralia,  die  Dominion  of  Canada,  der  südafrikanische  Zollverein,  die 
Vereinigung  Alaskas  und  Hawais  mit  den  Vereinigten  Staaten  usw. 
Hierbei  wird  unter  „unserer  Zeit"  bald  jene  seit  der  Unter- 
brechung der  Freihandelsära  zu  Ende  der  siebziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts verstanden ;  bald  wird  weiter  zurückgegriffen  bis  auf  die  Ent- 
stehungszeit des  deutschen  Zollvereins  in  den  zwanziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts.  Durch  die  Vergrößerung  der  bestehenden  umfang- 
reichen Zollgebiete  und  durch  die  Aufsaugung,  das  Dahinschwinden 
der  kleineren  werde  aber,  nach  Ansicht  der  ,, Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung",  immer  mehr  internatio- 
naler Handelsverkehr  in  Binnenverkehr,  In- 
landsverkehr verwandelt;  eben  dadurch  würden  die 
E  n  t  w  i  c  kl  u  n  g  s  m  ö  gl  i  c  hk  e  i  t  e  n  des  internatio- 
nalen Handelsverkehres  immer  mehr  einge- 
engt. Die  dann  noch  verbleibenden  kleineren  Zollgebiete  sollen 
unter  den  wirtschaftlich  und  politisch  vorherrschenden  Weltreichen, 
diesen  Riesen  der  Weltwirtschaft  und  Weltpolitik,  eine  klägliche, 
hilflose     Rolle    spielen. 

Sicherlich  besteht  eine  Tendenz  zur  Schaffung 
größerer  Zollgebiete,  sei  es  auf  friedlichem,  sei  es  auf  ge- 
waltsamem Wege,  d.  h.  durch  Zollvereinigung  oder  Eroberung.  Wie 
erfolgreich  sich  diese  Tendenz  schon  derzeit  erweist,  ist  der  (in 
Abteilung  VIII  dieses  Kapitels  gebrachten)  „Tabelle  derWelt- 
reiche   und  großen  Zollgebiete  nach  dem  Stande  von  Ende  1910" 
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ZU  entnehmen.  Einzelne  Beispiele  entgegengesetzter  Entwicklungen 
oder  Bestrebungen  kommen  gegenüber  dieser  Haupttendenz  kaum 
in  Betracht.  So  ging  z.  B.  die  1874  begründete  schwedisch- 
norwegische  Zollunion  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger 
Jahre  wieder  auseinander;  das  einheitliche  türkische  Zollgebiet 
hat  sich  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  in  eine  Gruppe  von  Zoll- 
gebieten aufgelöst,  als  deren  jüngstes  das  kretensische  zu  bezeichnen 
wäre;  bisher  freilich  erfolglos  gebliebene  Bestrebungen  nach  Trennung 
einheitlicher  Zoll  verbände  sind  auch  in  Österreich-Ungarn,  ja  sogar  in 
Irland  gegenüber  Großbritannien^)  zu  verzeichnen ;  die  Vergrößerung 
Japans  innerhalb  der  Periode  1895 — 1905  um  ungefähr  290  000  km^ 
und  13,3  Millionen  Menschen  erfolgte  zwar  zum  überwiegenden  Teile 
durch  Aufsaugung  Koreas,  zum  nicht  geringen  Teüe  aber  auch 
auf  Kosten  der  umfangreichen  chinesischen  sowie  russischen  Zollge- 
biete und  Weltreiche  (Formosa,  Kwantung,  südliches  Sachalin)  und 
dürfte  hinsichtlich  Koreas  frühestens  im  Jahre  1920  zur  vollendeten 
zollpolitischen  Tatsache   werden. 

Diese  wenigen,  der  besagtenHaupttendenz  zu- 
widerlaufenden Einzelfälle  verschwinden  aber 
in  der  weitaus  überwiegenden  Menge  jener  Tatsachen,  die  mit  dieser 
Tendenz  übereinstii];imen.  Sogar  die  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  er- 
folgte Verkleinerung  des  türkischen  Zollgebietes  hat  zu  Be- 
strebungen geführt,  die  den  üblen  Folgen  dieser  Verkleinerung  durch 
allerlei  Abhüfsmittel  beikommen  wollten,  so  durch  Vereinbarung  eines 
serbisch-bulgarischen  oder  gar  Balkanzollvereines,  durch  Schaffung 
eines  unvollkommenen  türkisch-bulgarischen  Zollvereines  auf  Grund 
beiderseitiger  Vorzugszölle  und  Zollbefreiungen  usw. 2).  Ein  derartiger 
unvollkommener  Zollverein  zwischen  der  Türkei  und  Bulgarien  be- 
stand vom  Dezember  1900  bis  Februar  191 1  und  wird  vielleicht  in 
irgend  einer  Form  wiedererstehen. 


*)  Nach  der  „Times"  vom  2.  Dezember  191 1  soll  ein  vertraulicher  Bericht  über 
die  finanzielle  Seite  der  irischen  Home  Rule,  der  von  dem  (seit  April  191 1  hiermit  be 
trauten)  „Financial  Relations  Comittee"  an  die  britische  Regierung  im  Herbst  191 1 
erstattet  worden  sei,  unter  anderem  auch  folgende  Empfehlung  enthalten  haben: 
dem  irischen  Parlament  sei  das  Entscheidungsrecht  über  die  ZoUpoHtik  Irlands  unter 
der  Bedingung  zu  gewähren,  daß  britische  Erzeugnisse  zollfrei  bleiben.  Das  frei- 
händlerisch-liberale Ministerium  Asquith  sei  aber  mit  der  hieraus  sich  ergebenden 
Möglichkeit  irischer  Vorzugszölle  nicht  einverstanden. 

*)    Vgl.  im   II.  Bande  in    der  Anlage  „Details    über    die    großen  Zollgebiete; 
Subkontinente  '  Abteüung  XV. 
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II.  Kleine,  große  und  riesige  Zollgebiete  gemäß  den  bis  znm  Ausgange 
des  18.  Jahrhunderts  zu  verzeichnenden  Auffassungen. 

Minder  einwandfrei  ist  aber  die  Behauptung^),  daß  unter  dem 
in  t  e  r  n  a  t  i  o  n  a  1  en  H  a  n  d  el  s  V  e  r  k  e  h  r  e  nur  derVer- 
kehr  zwischen  verschiedenen  Zollgebieten  zu 
verstehen  sei.  Um  dies  klar  zu  machen,  ist  der  Begriff  des  kleinen, 
großen  und  riesig^en  Handels-  und  Zollge- 
bietes einer  historisch-statistischen  Betrach- 
tung zu  unterziehen.  Es  haben  nämlich  die  Ansichten  darüber, 
was  unter  kleinen,  großen  und  riesigen  Zollgebieten  zu  verstehen  sei, 
im  Laufe  der  letzten  drei  Jahrhunderte 2)  namhafte  Ver- 
änderungen   erfahren. 

Noch  während  des  i8.  Jahrhunderts  und  sogar  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  waren  Zollgebiete  von  der 
Größe  der  mittelalterlichen  Stadtstaaten 
nicht  selten.  Sie  galten  zwar  bereits  in  den  genannten  Zeitläuften 
als  klein,  waren  aber  immerhin  noch  lebensfähig.  So  erhielt  sich  z.  B. 
Frankfurt  am  Main  (von  den  3  souveränen  hanseatischen 
Freihäfen  abgesehen)  bis  in  die  ersten  Jahre  des  deutschen  Zollvereines 
(1836)  als  selbständiges  Zollgebiet,  bis  dieser  Zollverein  das  kleine 
Frankfurter  Zollgebiet  von  allen  Seiten  mit  Zollschranken  umschloß 
und  dadurch  unhaltbar  machte.  In  unseren  Tagen  sind  Zollgebiete 
in  der  Größe  von  Stadtstaaten  im  allgemeinen  kaum  mehr  möglich. 
Höchstens  können  solche  Zollgebiete  noch  als  Inselgebiete 
ohne  unmittelbaren  Anschluß  an  größere  Handflächen  bestehen,  wie 
z.  B.  französische  und  englische  Inselkolonien  in  den  Antillen  usw. 
Das  Zollwesen  solcher  kleiner  Inselgebiete  verfolgt  dann  aber  fast 
nur  fiskalische  Ziele,  wenn  es  sich  nicht  gar  um  Freigebiete 
(bisweilen  mit  wenigen  Fiskalzöllen)  handelt,  wie  etwa  Malta,  Hong- 
kong, Karolinen,  die  Halbinsel  Gibraltar  usw. 

Noch  im  18.  Jahrhundert  galten  Zollgebiete  von  der  Größe 
Venetiens,  Toskanas,  Hannovers,  Bayerns, 
die  heute  kaum  als  mittlere  gelten  und  wohl  eher  klein  genannt 
würden,  als  groß,  und  solche  von  dem  Umfange  Frankreichs, 
Großbritanniens,  Österreichs  (Westösterreichs)  ge- 
radezu   als    riesig.       Die     nach     ihrem     Umfange     bedeutenderen 

^)    Siehe  Abteilung  I  dieses  Kapitels,  Seite  196. 

2)  Erst  seit  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts,  da  sich  der  Merkan- 
tilismus zu  entwickeln  begann,  konnte  von  einer  halbwegs  durchdachten,  folgerichtigen 
Handelspolitik  überhaupt  die  Rede  sein. 
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Zollgebiete  Rußlands,  der  Vereinigten  Staaten, 
der  spanischen  oder  portugiesischen  Kolonial- 
reiche in  Amerika  fielen  wegen  ihrer  dünnen  Bevölkerung, 
die  zum  nicht  geringen  Teile  auch  kulturlos  war,  nicht  mit  dem 
ihrem  Umfang  entsprechenden  Gewicht  in  die  Wagschale.  So  steht 
auch  gegenwärtig  das  Zollgebiet  des  australischen  Bundes 
infolge  seiner  nach  heutigen  Begriffen  kleinen  Bevölkerung  von  etwa 
5,3  Millionen  Einwohnern  (mit  Einschluß  der  Farbigen)  weit  tiefer 
im  Range,  als  seinem  territorialen  Umfange  von  etwa  achtzig  Prozent 
der  Fläche  Europas  entsprechen  würde. 

ni.  Kleine,  große  und  riesige  Zollgebiete  im  Zeitalter  der  „europäischen 

Großstaaten''. 

Die  Anschauungen  des  i8.  Jahrhunderts  über  große  und  kleine 
Handels-  und  Zollgebiete  erfuhren  aber  beträchtliche  Änderungen 
vermöge  verschiedener  tiefgehender  wirtschaftlicher 
Umwälzungen.  Diese  Umwälzungen  nahmen  unter  dem  aufge- 
klärten Absolutismus  ihren  Anfang  und  gelangten  während  des  Zeit- 
alters vom  Beginn  der  französischen  Revolution  bis  zum  Wiener 
Kongreß  zum  Durchbruch.  Noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  i8.  Jahr- 
hunderts hatten  sich,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  Staaten  von  der 
Größe  Hannovers,  Bayerns,  Toskanas,  Venetiens  usw.  politisch  und 
wirtschaftlich  als  Mittelstaaten  ganz  gut  behaupten  können.  Aber 
während  und  infolge  der  gewaltigen  Ereignisse  in  der  Periode  1789  bis 
1815  sind  diese  Mittelstaaten  nahezu  Kleinstaaten, 
d.  h.  Spielball  der  großmächtlichen  Politik  geworden,  wofern 
sie  nicht  gar  das  gebrechliche  Kunstprodukt  eines  Staatswesens 
garantierter  Neutralität  inmitten  der  großmächtlichen  Riesen- 
heere darstellen. 

Wie  aber  im  20.  Jahrhundert  im  Mittelpunkt  der  weit-  und 
handelspolitischen  Betrachtungen  das  Weltreich  mit  seinen 
nach  Kontinenten  zu  messenden  Flächen- 
räumen und  entsprechender  Bevölkerung  steht,  in  ähnlicher  Weise 
galt  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  über  diese 
Zeit  hinaus  der  europäische  Großstaat  vom  Kaliber 
Frankreichs  oder  Großbritanniens  als  nachahmenswertes  Muster 
und  imponierende  Erscheinung.  Frankreich  mit  seinen 
(nach  dem  Sturze  Napoleons  I.)  28  Millionen  Einwohnern  ziemlich  ein- 
heitlicher Nationalität,  Sprache,  Konfession,  auf  einem  Territorium 
von  ungefähr  540  000  km^  wurde  in  wirtschaftlicher  und  politischer 
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Beziehung  als  eine  furchtbare  Macht  angesehen,  die  sorgsam  und  arg- 
wöhnisch überwacht  werden  müsse.  Das  gleiche  galt  damals  hin- 
sichtlich Großbritanniens  mit  seinen  315  000  km^  und  ca. 
19 — 20  Millionen  Einwohnern.  Neben  diesen  beiden  Riesenreichen 
kam  höchstens  noch  das  ihnen  zwar  der  Bevölkerung  nach  eben- 
bürtige, aber  wirtschaftlich  und  kulturell  stark  rückständige  Öster- 
reich in  Betracht,  das  nach  dem  Wiener  Kongreß  ca.  672  000  km^ 
mit  etwa  30  Millionen  Einwohnern  umfaßte^),  dessen  ungarische  Kron- 
länder aber  von  den  übrigen  Erblanden  bis  1849  durch  eine  innere 
Zollinie  mit  freilich  nur  mäßig  hohen  Zöllen  getrennt  waren. 
Spanien  war  durch  die  Verringerung  seiner  Bevölkerung  und 
seines  Wohlstandes  im  Kampfe  gegen  Napoleon  I.,  durch  den  darauf 
folgenden  Abfall  seiner  überseeischen  Besitzungen,  endlich  durch  ein 
klerikales  Gewaltregime  und  Bürgerkriege  zu  sehr  heruntergekommen, 
um  sich  neben  diesen  drei  europäischen  Riesen  ebenbürtig  zu  be- 
haupten. 

Rußland  schien  wohl  schon  unmittelbar  nach  dem  Sturze 
Napoleons  I.  auf  dem  Wege  zu  einer  noch  gewaltigeren  Entwicklung 
begriffen  zu  sein,  aber  eben  erst  auf  dem  Wege  dahin.  Seine  Riesen- 
flächen umfaßten  eine  Bevölkerung  (45  Millionen  im  Jahre  18 15), 
die  jener  Frankreichs  (28  Millionen)  oder  Österreichs  (30  Millionen) 
um  etwa  50  Prozent  überlegen  war,  aber  in  kultureller  und  wirtschaft- 
licher Hinsicht  hinter  den  Bewohnern  der  beiden  genannten  Staaten 
ungemein  zurückstand.  Bei  der  damaligen  mangelhaften 
Verkehrstechnik  (Eisenbahnen,  Dampfschiffe,  Telegraphen 
erst  im  Versuchsstadium)  kamen  übrigens  die  Vorteile  derartiger 
kontinentaler  Gebietserstreckungen  fast  weniger  zur  Geltung,  als  ihre 
Nachteile.  In  ähnlicher  Weise  befanden  sich  auch  die  Vereinigten 
Staaten  nach  dem  Genter  Frieden  mit  Großbritannien  vom 
24.  Dezember  1814  mit  ungefähr  9 — 13  Mülionen  Einwohnern  und 
ohne  Texas,  Kalifornien,  Alaska,  Portoriko,  Phüippinen  usw.  erst 
in  den  Anfängen  ihrer  gegenwärtigen  großartigen  Entwicklungsphase. 

Die  Großstaaten  und  großen  Zollgebiete  Frankreich,  Groß- 
britannien, Österreich,  Rußland  stellen  ein  gewissermaßen  „orga- 
nisches" Produkt  eines  langen  historischen  Werdeprozesses 
dar,  in  welchem  eine  Nation  oder  Hausmacht  (Österreich)  zum  Range 
einer  europäischen  Großmacht  in  dem  noch  heute  üblichen  Sinne 
dieses  Wortes  emporstieg;  das  gleiche  Ziel  mit  klarem  Bewußtsein 


^)    Die  politisch  und  wirtschaftlich  mit  Österreich  eng  verbundenen  italienischen 
Kleinstaaten  Parma,  Modcna  und  Toskana  sind  hierbei  nicht  mitgerechnet. 
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als  organisatorisches  Problem  unmittelbar  angestrebt 
und  verhältnismäßig  rasch  erreicht  zu  haben,  ist  das  Verdienst  der 
preußischen  Regierungsmänner  sowie  ihrer  Hilfskräfte  aus 
wissenschaftlichen  (List)  und  kleinstaatlich-diplomatischen  (Nebe- 
nius,  du  Thil)  Kreisen  bei  Begründung  des  deutschen 
Zollvereins. 

Preußen  strebte  mit  seinem  verhältnismäßig  liberalen  Zolltarif- 
gesetz von  1818  das  Ziel  eines  großen,  nach  außen  hin 
durch  eine  gemeinsame  Zollgrenze  abge- 
schlossenen, nach  innen  zu  dem  Verkehr  frei 
eröffneten  Handels-  und  Zollgebietes  an.  Dieses 
Ziel  war  bereits  im  Jahre  1775  unter  Maria  Theresia  in  Westöster- 
reich und  fünfzehn  Jahre  später  zu  Beginn  der  Revolution  in  Frank- 
reich durch  Abschaffung  der  Binnenzölle  erreicht  worden.  Nun  war 
aber  das  preußische  Gebiet,  gemäß  den  Vereinbarungen  des  Wiener 
Kongresses,  in  zwei  territorial  unverbundene  westliche  und  östliche 
Hälften  gespalten,  die  überdies  noch  durch  hundertfältige  wirt- 
schaftliche und  politische  Beziehungen  mit  dem  übrigen  Deutschland 
verknüpft  waren.  Daher  konnte  Preußen  zum  erwähnten  Ziele  nur 
durch  zollpolitischen  Anschluß  der  übrigen 
deutschen  Staaten  an  das  preußische  Zoll- 
gebiet gelangen.  Heutzutage,  da  uns  Zollgebiete  von  der  Größe 
Rußlands,  der  Vereinigten  Staaten,  Britisch-Indiens,  Chinas  mit 
Bevölkerungsziffern  von  hundert  oder  mehreren  hundert  Millionen 
vertraute  Erscheinungen  geworden  sind,  können  wir  uns  nicht  mehr 
leicht  in  jene  Verhältnisse  zurückdenken,  in  v/elchen  der  allmähliche 
Zusammenschluß  der  deutschen  Länder  zu  einem  einheitlichen  Zoll- 
gebiete Aufsehen  und  sogar  schwere  Besorgnis^)  hervorrief. 

Besonders  fühlte  sich  Frankreich  bedroht.  Die  französischen 
Nationalökonomen,  Politiker  und  Regierungsmänner  erwogen  zwei 
Jahrzehnte  hindurch  gegen  den  deutschen  Zollverein  gerichtete 
„lateinische"  Zollunionspläne,  wonach  sich  Spanien, 
Schweiz,  Belgien  usw.  an  das  französische  Zollgebiet  anschließen  sollten. 
Doch  verblieb  es  bei  Plänen,  so  nahe  auch  besonders  die  belgisch- 
französische Zollunion  in  der  ersten  Hälfte  der  vierziger  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  der  Verwirklichung  war. 

Zum  besseren  Verständnis  des  tiefgehenden  Bindruckes,  den  das 
Aufkommen  des  deutschen  Zollvereines  in  den  dreißiger  und  vierziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  das  übrige  Buropa  machte,  wäre  zu 

*)  Vgl.  hierüber  L.  Bosc,  ,, Zollallianzen  und  Zollunionen"  (BerHn  1907)  aus  dem 
Französischen  übersetzt  von  S.  Schüder,  Seite  133/134. 
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bedenken,  daß  in  die  damalige  Zeit  die  letzten  Jahrzehnte  oder  das 
letzte  halbe  Jahrhundert  jener  langen  Periode  fielen,  da  euro- 
päische Politik,  allenfalls  noch  Mittelmeerpolitik,  mit 
Weltpolitik  identisch  waren.  Während  dieser  lang  andauernden 
Periode,  die  dem  heutigen,  über  den  Erdball  ausgedehnten  Welt- 
staatensystem  voranging,  kümmerte  man  sich  um  ausge- 
dehnte Kontinente  oder  Gebiete  von  kontinentaler  Größe,  wie  Amerika, 
Australien,  Südafrika,  Nordasien,  entweder  fast  gar  nicht  oder 
kannte  sie  höchstens  als  dünn  bevölkerte,  vorwiegend  Rohstoffe 
liefernde  überseeische  Anhängsel  oder  Provinzen 
der    europäischen    Staaten. 

Speziell  Nord-,  Zentral-  und  Südafrika  waren 
in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  und  teilweise  noch  bis  in 
die  erste  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hinein  für  die  Kulturwelt  wenig 
oder  gar  nicht  bekannte  Gebiete.  Diese  afrikanischen  lyändermassen 
spielten  innerhalb  der  damaligen  historischen  Entwicklung  nur  eine 
bescheidene  Rolle,  wie  die  nordafrikanischen  Barbareskenstaaten 
als  Friedensstörer  des  Mittelmeerhandels  und  türkische  Protektorate, 
oder,  wie  die  europäischen  Kolonien  und  Siedlungen  längs  der  Küste 
Afrikas,  als  Sklaven  und  einige  Naturprodukte  liefernde  x\nhängsel 
oder  Provinzen  europäischer  Mächte. 

Einigermaßen  ähnliche  Verhältnisse  herrschten  auch  in  Asien. 
Dort  waren  zuerst  Portugiesen,  Spanier  und  Russen,  dann  auch  Eng- 
länder, Franzosen  und  Holländer  im  Vordringen  begriffen ;  die  Türken 
behaupteten  mit  mehr  oder  minder  großer  Anstrengung  ihren  aus- 
gedehnten Besitz;  einzelne  selbständige,  in  die  Interessenkämpfe  der 
Europäer  nur  in  geringem  Maße  einbezogene  Reiche,  wie  Persien, 
Birma,  Siam,  Annam,  China,  Tibet,  Japan,  Korea,  führten  ein  in  sich 
abgeschlossenes,  von  der  damaligen,  tonangebenden  europäischen 
Kultur  wenig  beachtetes,  höchstens  gelegentlich  halb  märchenhaft 
aufgefaßtes  und  beschriebenes  Dasein. 

Man  konnte  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wohl 
glauben,  daß  die  letztgenannten  asiatischen  Gebiete  sowie  die  Türkei 
samt  Nordafrika  der  Eroberung  durch  europäische 
Mächte  nur  deshalb  noch  nicht  verfallen  wären,  weil  diese  letzteren 
durch  ihre  Uneinigkeit  und  ihre  wechselseitigeMißgunst  daran  gehindert 
würden.  Jede  einzelne  europäische  Großmacht  schien  imstande  zu 
sein,  diese  Reiche  zu  erobern  und  sich  als  Nebenlande  anzugliedern, 
falls  nicht  die  Einmengung  dritter,  um  das  Gleichgewicht  im  See- 
handel und  in  der  Kolonialgewalt  besorgter  europäischer  Mächte 
zu  befürchten'^gewesen  wäre. 
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Dem  eingeengten  internationalen  Bewußt- 
sein älterer  Zeiten  begannen  nicht  nur  die  nord afrikanischen, 
syrischen  und  kleinasiatischen  Küsten  in  märchenhafter  Ferne  zu 
verdämmern;  von  den  Schriftstellern  in  der  ersten  Hälfte  und  auch 
noch  in  der  Mitte  des  i8.  Jahrhunderts  wurde  sogar  das  Auftauchen 
der  russischen  Großmacht  als  überraschende  Entwicklung 
eines  halb  oder  ganz  asiatisch-barbarischen  Reiches  betrachtet. 
Man  sah  hierbei  mit  ähnlichen  Gefühlen  zu,  wie  etwa  in  den  letzten 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  der  Aufschwung  Japans  verfolgt 
wurde.  Hinsichtlich  Japans  hatte  man  wenigstens  das  Gefühl,  einem 
Kulturvolk  gegenüberzustehen,  das  vom  Anfang  des  17.  bis  zur  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  in  eine  Sackgasse  geraten  war,  aus  der  es  sich 
nur  mit  ebenso  großen  als  anerkennenswerten  Anstrengungen  be- 
freien konnte.  Dagegen  betrachtete  man  Mitte  des  18.  Jahrhunderts 
und  noch  weit  darüber  hinaus  die  „M  o  s  k  o  w  i  t  e  r"  als  ein  eigentlich 
barbarisches  Volk,  dessen  herrschende  Schichte  mit  Hilfe  der  in  den 
Ostseeprovinzen  lebenden  Deutschen  und  sonstiger,  von  den  russischen 
Zaren  aus  Europa  bezogener  Kulturträger  einen  oberflächlichen 
Anstrich  von  Zivilisation  bekommen  habe.  Hier  wäre  an  Napoleons  I. 
(oder  de  Maistre's?)  Wort  zu  erinnern:  „Grattez  le  Russe  et  vous 
trouverez  le  Tartare".  So  ergab  sich  ein  enges,  kleines 
Europa,  zu  dem  man  Rußland  nur  mit  halbem  Herzen  rechnete 
und  die  unter  türkischer  Herrschaft  stehende  Balkanhalb- 
insel kaum  rechnen  konnte.  Innerhalb  dieses  engen  Bezirkes  mußte 
natürlich  eine  Entwicklung,  die  ein  Gebiet  von  der  Größe  des  deut- 
schen Zollvereines  umfaßte,  nicht  wenig  Aufsehen  und 
sogar  Besorgnis  erregen. 


IV.  Auftauchen  des  „Weltstaatensystems"  seit  dem  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  waren  freilich  schon 
sehr  deutliche  Anzeichen  eines  neuen  Weltstaatensystems 
auf  dem  politischen  Horizont  sichtbar,  das  sich  in  lebhafteren 
wechselseitigen  Beziehungen  über  den  ganzen  Erdball  auszubreiten 
begann.  Das  neue  Gebüde  sollte  bald  zu  einer  bedeutenden  Über- 
legenheit über  das  europäische  Staatensystem  der 
ersten  drei  Jahrhunderte  der  Neuzeit  emporsteigen  und  dem  älteren 
System  an  Umfang,  Menschenzahl  und  Großartigkeit  der  Fortschritte 
gewaltig  zuvorkommen.  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  bestanden  die 
Vereinigten  Staaten   schon   seit   ungefähr   60 — 70   Jahren 
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und  hatten  sich  zu  einem  hoffnungsvollen  Reiche  von  23  Millionen 
Menschen  mit  kaum  zu  ermessenden  Produktivkräften  und  verhält- 
nismäßig großer  Kaufkraft  entwickelt.  Rußland  hatte  zu  Ende 
der  napoleonischen  Kriege  die  Geschicke  Kuropas  entscheidend  be- 
einflußt. Trotzdem  blieb  die  alte  Vorstellung  des  übermächtig  vor- 
herrschenden europäischen  Kontinents  mit  Rußland,  der  Balkan- 
halbinsel sowie  den  anderen  Erdteilen  gewissermaßen  als  Anhängsel 
bestehen.  Bleibt  doch  so  häufig  eine  bestimmte  Vorstellung  auch  noch 
weit  in  jenen  Zeitraum  hinein  in  hohem  Maße  wirksam  und  lebendig, 
in  welchem  ihre  realen  Grundlagen  allmählich  versinken  und  ver- 
schwinden. 

Man  sprach  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
höchstens  wie  von  entfernten  historischen  Perioden  von  jenem  Zeit- 
alter, da  sich  in  Nordamerika,  vielleicht  auch  in  Süd-  und  Mittel- 
amerika sowie  in  dem  zu  neuem  lycben  erwachten  näheren  Orient 
ein  zweites,  drittes  usw.  Europa  entwickeln  würde.  Die  großartigen 
indischen  Besitzungen  Englands  wurden  als  eine  stark  bevölkerte, 
von  fremdartigen  Rassen  bewohnte,  überseeische  britische  Provinz 
angesehen.  Daß  hier  ein  südasiatisches  Weltreich  in  Bildung  be- 
griffen sei,  das  neben  dem  nichtrussischen  Europa,  Rußland,  Nord- 
amerika, dem  lateinischen  Amerika,  sowie  China,  Japan,  Korea  ge- 
wissermaßen als  sechste  große  Menschheits-  und  Staatengruppe  zu 
gelten  habe,  dies  lag  den  meisten  völlig  fern. 

Sogar  besonders  scharfe  und  aufmerksame  Beobachter,  wie 
etwa  Heeren  in  den  ersten  zwei  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts, 
gingen  höchstens  so  weit,  auf  politischem  Gebiete  die  Auf- 
merksamkeit von  dem  schon  seit  ungefähr  drei  Jahrhunderten  inner- 
halb der  politischen  Begriffswelt  fest  eingewurzelten  europäischen 
Staatensystem  auf  das  Weltstaatensystem  zu 
lenken,  das  sich  in  seinen  ersten  Anfängen  ankündigte  und  auf  dem 
fernen  Horizont  abzeichnete.  Aber  das  Weltstaatensystem  wurde  auch 
von  diesen  einzelnen  vorgeschrittenen  Geistern  vorerst  mehr  als  ein 
politisches  und  weit  weniger  als  ein  w^irtschaftliches  Gebilde  angesehen. 
Was  man  heute  Weltmarkt  zu  nennen  gewohnt  ist,  entsprach 
damals  vorwiegend  nur  dem  beschränkteren  Verkehrskreise  innerhalb 
des  europäischen  Staatensystems,  wozu  sich  der  überseeische  Handel 
mit  den  anderen  ErdteÜen  wie  ein  Anhängsel  gesellte. 
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V.  Zollgebiete   vom  Umfange   eines   „europäischen  Großstaates''   min- 
destens bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  an  und  für  sich  ein  Triumph 

der  Freihandelsidee. 

Innerhalb  des  soeben  besprochenen  engeren  europäischen 
Verkehrskreises,  der  mit  dem  heutigen  Welt- 
mark t  sb  e  g  r  i  f  f  e  eine  weitreichende  Ähnlich- 
keit aufwies,  stellten  Gebiete  wie  Frankreich,  die  habsburgischen 
Lande,  Großbritannien,  der  deutsche  Zollverein  von  1830  bis  1840 
nach  Flächenraum  und  Bevölkerung  einen  sehr  bedeutenden  Be- 
standteil dar,  und  jedes  einzelne  von  ihnen  bildete  gewissermaßen  ein 
großes  Stück  des  damaligen  Weltmarktes  überhaupt.  Weltmarkt - 
stücke  von  dieser  Größe  zu  freiem  inneren 
Verkehr  zusammenzufassen  und  von  lästigen 
Binnenzöllen  zu  befreien,  erschien  an  und  für 
sich  als  ein  Triumph  der  F  r  e  i  h  an  d  el  s  i  d  e  e^), 
ganz  abgesehen  davon,  ob  diese  für  die  damalige  Zeit  imponierend 
großen  Zollgebiete  einer  mehr  verkehrsfreundlic»hen  oder 
mehr  schutzzöllnerischen  Handelspolitik  zuneigten. 
Darüber  lassen  die  Äußerungen  der  bedeutendsten  Vertreter  der  da- 
maligen Freihandelsschule,  die  anläßlich  des  Entstehens  und  raschen 
Wachstums  des  deutschen  Zollvereins  fielen,  keinen  Zweifel  zu.  Diese 
freihändlerischen  Volkswirte  waren  weit  davon  entfernt  zu 
glauben,  daß  mittels  Schaffung  eines  größeren  deutschen  Zoll- 
gebietes durch  Zusammenschluß  früherer  kleinerer  Zollgebiete,  wie 
eben  im  Falle  des  deutschen  Zollvereines,  die  internationalen  Handels- 
beziehungen geschwächt  und  verringert  würden,  indem  der  früher 
zwischen  den  deutschen  Staaten  bestandene 
internationale  Handelsverkehr  als  solcher 
wegfalle.  Die  genannten  Volkswirte  waren  vielmehr  der  Ansicht, 
daß  dieser  Verkehr  infolge  der  Zollvereinigung  nur  eine  andere  Form 
annehme;  er  gewinne  noch  überdies  an  Intensität,  und  die  durch  die 
Zollvereinigung  bewirkte  Wohlstandssteigerung  erhöhe  die  Kaufkraft 
der  Bevölkerung  des  deutschen  Zollvereines  für  ausländische  Waren 
aller  Art. 

Demgemäß  erblickten  auch  die  Freihändler  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  im  deutschen  Zollvereine  oder  in  den  damals  befür- 
worteten anderen  Zoll  Vereinsplänen  durchaus  keine  Einschränkung 


Ife^^)   Vgl.    Iv.    Bosc,     „Zollallianzen   und    Zollunionen"    (Berlin    1907)     aus    dem 
Französischen  übersetzt  von  S.  Schilder,  Seite  38 — 40  und  142 — 144. 
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der  Entwicklungsmöglichkeiten  des  internationalen  Handelsverkehrs; 
die  damaligen  Freihändler  sahen  darin  vielmehr  eine  Annäherung 
an  ihr  Ideal  eines  möglichst  wenig  behinderten 
Weltverkehres.  Je  umfangreicher  der  Teil  des  Weltmarktes 
war,  den  die  betreffende  Zollvereinigung  in  sich  faßte,  desto  weit- 
gehender schien  die  Annäherung  an  das  freihändlerische  Ideal  zu 
sein.  So  vereinigte  z.  B.  der  deutsche  Zollverein  um  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  etwa  ein  Siebentel  der  Bevölkerung 
B  u  r  o  p  a  s,  das  damals  im  Vordergrunde  der  weltpolitischen  und 
weltwirtschaftlichen  Bewegung  stand. 

Welch  bedeutsame  quantitativ-qualitative  Steigerung  wäre  aber 
zu  verzeichnen  gewesen,  wenn  auch  Österreich  in  den  deutschen 
Zollverein  eingetreten  wäre!  Dieser  Anschluß  Österreichs  wurde 
zu  Anfang  der  dreißiger  Jahre  von  Preußen,  zu  Beginn  der  fünfziger 
Jahre  von  Österreich  selbst  (aber  bereits  unter  Widerspruch  Preußens) 
mit  großem  Eifer  angestrebt.  Wäre  diese  Erweiterung  des  deutschen 
zu  einem  deutsch-österreichischen  Zollverein  tatsächlich  gelungen, 
wie  man  eine  Zeitlang  wohl  glauben  konnte,  dann  hätte  dieser  Zoll- 
verein sogar  ungefähr  zwei  Siebentel  der  damaligen  Bevölkerung 
Europas  umfaßt.  Dies  hätte  eine  ungemein  weitgehende  Annäherung 
an  den  erträumten  „Universellen  Zollverein"  be- 
deutet, d.  h.  an  eine  von  Zollschranken  nur  in  geringfügigem  Aus- 
maße behinderte  Entwicklung  des  internationalen  Handelsverkehrs. 

Danach  scheint  eine  jener  Voraussetzungen  erschüttert  zu  sein, 
vermöge  welcher  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der 
Weltmarktsentwicklun  g"^)  aus  der  modernen  Tendenz 
zur  Bildung  größerer  Zollgebiete  auf  eine  Abschwächung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  schließen.  Diese  Voraussetzung 
lautete  nämlich  (vgl.  Abteüung  I  dieses  Kapitels) :  „Durch  Ein- 
beziehung kleiner  Zollgebiete  in  ein  größeres 
wird  eine  Abschwächung  des  internationalen 
Handelsverkehrs    bewirkt.** 

Die  Auffassung,  welche  die  freihändlerischen  Nationalökonomen 
um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  von  den  Zoll  Vereinigungen  hatten, 
stellte  nämlich  (freilich  mehr  empfunden,  als  in  völlig  klaren  oder  gar 
ziffernmäßig  bestimmten  Vorstellungen  begriffen)  einen  besonderen 
Anwendungsfall  des  Satzes  dar,  daß  quantitative  Unter- 
schiede, sobald  sie  einen  gewissen  Grad  er- 
reicht haben,  in  qualitative  umschlagen.    Solange 


^)  Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  Kapitel  I  Seite  26. 
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die  Zollgebiete  von  Kleinstaaten  oder  Mittelstaaten 
über  eine  gewisse  mäßige  Größe  nicht  hinauswuchsen  und  nach  Be- 
völkerung sowie  Flächenraum  nur  einen  kleinen  Teil  des 
damaligen  Weltmarktes  darstellten,  kam  es,  vom  Stand- 
punkte der  Weltwirtschaft  und  des  freien  Weltverkehrs,  vor  allem 
darauf  an,  ob  diese  Klein-  und  Mittelstaaten  mehr  einer  freien  kom- 
merziellen Betätigung  oder  mehr  einer  schutzzöllnerischen  oder  gar 
prohibitiven  Politik  zuneigten.  Zur  Grundlage  des  Urteils  hierüber 
dienten  die  Zolltarife  und  das  sonstige  handelspolitische  Verhalten 
der  betreffenden  Zollgebiete.  Wenn  aber  ein  Großstaat  oder  ein 
Zoll  Vereinsgebiet  in  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  auch  noch 
einige  Zeit  später  über  das  staatliche  Kleinzeug  gewaltig  empor- 
gestiegen war,  dann  verlor  die  größere  oder  geringere 
Höhe  der  von  diesen  Großstaaten  erhobenen 
Einfuhrzölle  an  Wichtigkeit;  das  gleiche  galt  von  ihrer 
allgemeinen  handelspolitischen  Richtung  überhaupt,  mochte  diese 
nun  mehr  freihändlerisch  oder  mehr  schutzzöllnerisch  sein.  Viel  be- 
deutsamer erschien  etwas  anderes:  Daß  es  überhaupt  gelungen  war, 
Ländermassen,  die  nach  Umfang  und  Bevölkerungszahl  ein  be- 
trächtliches Stück  des  gesamten  damaligen 
Weltmarktes  darstellten,  in  ein  Wirtschaftsgebiet  zusammen- 
zuschweißen, das  durch  zollpolitische  Verkehrshindernisse  in  seiner 
wirtschaftlichen  Entwicklung  wenig  ^)  oder  gar  nicht  gehemmt 
wurde.    Dieser  Erfolg  entschied. 

VI.   Mit  den  mangelhaften  Verkehrseinrichtungen  der  älteren  Zeit  zu- 
sammenhängende   Schwierigkeiten    für    eine    einheitliche    Zollpohtik, 
die  in  den  „europäischen  Großstaaten''  mindestens  bis  in  die  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  bestanden. 

Auch  gewisse  tatsächliche  Verhältnisse  boten 
noch  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  eine  Stütze  für  die  Ansicht, 
daß  die  großstaatlichen  Zollgebiete  an  und  für 
sich  schon  ein  Triumph  der  F  r  e  i  h  an  d  e  1  s  i  d  e  e 
seien.    Die   zollpolitische   Zusammenfassung   dieser 


^)  Beispiele  von  praktisch  geringfügigen  Durchbrechungen  eines  im  allge- 
meinen einheitlichen  Zollgebietes  sind:  Die  zur  Sicherung  verschieden  hoher  Ver- 
brauchssteuern im  deutschen  Zollverein  erhobenen  „Ü  bergangsabgaben"; 
die  Ausfuhrzölle  auf  Zucker  (Zuckersürtaxe)  im  Handelsverkehr  zwischen  Öster- 
reich und  Ungarn  gemäß  den  Ausgleichsvereinbarungen  (Zollvereinsvertrag)  zwischen 
beiden  Staaten  im  J  ahre  1 907 ;  innerhalb  des  französisch-algerischen 
Zollvereines   die  der   verschiedenen  Steuergesetzgebung   des  Mutterlandes  und  der 
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nach  damaliger  Anschauung  gewaltig  großen  Gebiete  war  zwar  in 
der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  bereits  formell  voll- 
zogen, begegnete  aber  gewissen  tatsächlichen 
Hindernissen.  Bei  der  damals  noch  mangelhaften  Entwicklung 
der  Verkehrseinrichtungen  (Eisenbahn,  Dampfschiff, 
Telegraph  erst  im  Anfangsstadium,  Telephon  noch  nicht  erfunden) 
ergab  sich  nämlich  folgendes  Dilemma:  Wenn  man  eine  liberale 
Zollpolitik  verfolgte,  dann  gerieten  die  von  den  Industrie-  oder 
Produktionszentren  entfernteren  Grenzgebiete  des  betreffenden 
Staates  bezüglich  ihres  Absatzes  und  ihrer  Bedarfsdeckung  i  n 
den  Bannkreis  der  Volkswirtschaft  eines 
fremden  Nachbarlandes.  Wenn  es  sich  gerade  um  Küsten- 
gebiete^) handelte,  hatte  die  damalige  industrielle  Vormacht  Groß- 
britannien den  Hauptnutzen  von  der  liberalen  Zollpolitik. 
Wollte  man  aber  die  wirtschaftliche  Angliederung  der  Grenzländer  und 
abseits  gelegenen  Gebiete  des  eigenen  Staates  an  das  Ausland  dadurch 
verhindern,  daß  man  eine  entschiedene  Schutzzoll- 
politik einschlug,  so  setzte  man  sich  wiederum  einem  anderen 
Übelstande  aus:  Die  hierzu  erforderlichen  hohen  Zölle  be- 
lasteten den  inneren  Verbrauch  in  empfind- 
licher Weise,  und  in  den  Grenzgebieten  wurde  ein  starker  An- 
reiz zum  Schmuggel   geboten. 

Nicht  selten  suchte  man  sich  in  solchen  schwierigen  Fällen  da- 
durch zu  helfen,  daß  man  abseits  gelegene  und  Grenzgebiete  einem 
besonderen  Zollregime  unterwarf.  So  gehörte  das 
Elsaß  bis  1790  gegenüber  Frankreich  einem  besonderen  Zollsystem 
an.  Irland  stand  gegenüber  Großbritannien  sogar  bis  1823  in 
einem  ähnlichen  Verhältnisse.  Frankreich  befindet  sich  noch  immer 
in  einer    solchen    I^age    gegenüber  Korsika^),    Österreich    hatte 


Kolonie  sowie  sonstigen  berücksichtigungswürdigen  Momenten  entsprechenden 
Minderbelastungen,  die  für  einzelne  Genußartikel  sowie  für  Zündhölzer 
und  Spielkarten  in  Algerien  vorgesehen  sind,  ferner  die  Zollfreiheit,  die  in 
Algerien  für  die  Einfuhr  zu  I^ande  aus  Marokko,  Tunesien  und  den  Gebieten  im  Süden 
der  algerischen  Grenzen  besteht. 

^)  Das  gleiche  galt  für  Gebiete,  die  zwar  tief  im  Binnenlande,  aber  an  den  Ufern 
eines  großen  schiffbaren  Flusses,  wie  Rhein,  Elbe  e.  c.  lagen. 

2)  Die  Handelsbeziehungen  zwischen  Frankreich  und  Korsika  wurden  im 
Gesetze  vom  6.  Mai  1841  (zum  Teü  auch  in  noch  älteren  Gesetzen)  derart  geregelt, 
daß  die  Insel  mit  dem  festländischen  Frankreich  kein  einheitUches  Zollgebiet  bildet. 
Französische  Erzeugnisse  können  zwar  nach  Korsika  zollfrei  eingeführt  werden,  aber 
die  korsischen  Waren  genießen  in  Frankreich  nur  insofern  Zollfreiheit,  als  die  Zollsätze 
Schilder.    14. 
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ähnliche  Schwierigkeiten  bezüglich  G  a  1  i  z  i  e  n  s  und  D  a  1  - 
m  a  t  i  e  n  s  zu  bewältigen ;  letzteres  Land  blieb  sogar  bis  zur  bos- 
nischen Okkupation  ein  außerhalb  des  österreichischen,  später  öster- 
reichisch-ungarischen Zollgebietes  stehender  Zollausschluß,  wozu 
freilich  seine  bis  dahin  der  Bekämpfung  des  Schmuggels  höchst  un- 
günstige Konfiguration  beitrug.  Im  deutschen  Zollverein 
hörten  die  Klagen  der  Industriellen  über  englische  Einbrüche  in  das 
deutsche  Absatzgebiet  erst  mit  dem  Eintritte  der  Schutzzollära  Ende 
der  siebziger  Jahre  auf,  da  die  preußische  Vormacht  des  Zollvereines 
bis  dahin  aus  politischen  Gründen  (Erschwerung  des  Eintritts  Öster- 
reichs) und  um  ihres  damaligen  agrarischen  Freihandels-Interesses 
willen  eine  verhältnismäßig  liberale  Zollpolitik  verfolgte.  Die  von 
den  Großstaaten  oder  großen  Zollgebieten  in  manchen  Grenzpro- 
vinzen seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  aufgesaugten 
Stücke  ehemaligen  Weltmarktsverkehrs  stellten 
damals,  wegen  der  noch  mangelhaften  Entwicklung  der  Verkehrs- 
einrichtungen, mehr  formell  als  tatsächlich  einen 
Teil    des    Binnenmarktes    dar. 

Seither  haben  aber  die  europäischen  Großstaaten  im  Ausmaße 
von  etwa  300  000 — 600  000  km^  von  den  durch  ihre  Zollgrenzen  um- 
schlossenen Gebieten,  was  wirtschaftliche  Exploitation  anbetrifft, 
nicht  nur  staatsrechtlich  formell,  sondern  zumeist  auch  tatsächlich 
völlig  Besitz  ergriffen.  Gegenwärtig  zeigt  sogar  der  Außenhandel  der 
Kleinstaaten  nach  heutigem  Begriff,  wie  jener  Hollands, 
Dänemarks,  der  Schweiz,  der  auf  Österreich-Ungarn  stark  angewiesenen 
Balkanstaaten  Montenegro  und  Serbien,  in  zweifacher  Beziehung  be- 
merkenswerte Binnenverkehrsmomente:  i.  Der  Außenhandel  dieser 
Kleinstaaten  wird  zum  stark  überwiegenden  Teile  mit  den  Nachbar- 
ländern unterhalten,  stellt  also  gewissermaßen  eine  Art  Grenzverkehr 
dar;  2.  dieser  Außenhandel  weist  nicht  selten  ungemein  große  Quoten 
pro  Kopf  der  Bevölkerung  auf,  was  eben  auf  die  Unzulänglichkeit 
der  Hilfsquellen   eines  kleinstaatlichen  Zollgebietes  zurückzuführen 


auf  die  betreffenden  Waren  in  Korsika  die  gleichen  sind,  wie  in  Frankreich  selbst. 
Mit  Rücksicht  auf  die  Verbraucherinteressen  der  armen  Insel  werden  nämlich  ver- 
schiedene Viehsorten,  Fische,  Reis,  Gries,  Kolonialwaren,  Textilwaren  usw.  zu  niedri- 
geren Zöllen  zugelassen  als  in  Frankreich.  Übrigens  ist  im  Laufe  der  Zeit  der  korsische 
Zolltarif  dem  französischen  immer  nähergebracht  worden.  Im  November  191 1  wurde 
der  französischen  Deputiertenkammer  von  der  Regierung  ein  Gesetzentwurf  vorgelegt, 
wonach  die  Sätze  des  korsikanischen  Zolltarifs  denen  des  französischen  sogar  voll- 
ständig gleichgestellt  werden  sollen  bis  auf  besondere  korsikanische  Sätze  für  Kaffee 
und  Tabak. 
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ist.    Diese  Hilfsquellen  sind  von  ähnlicher  Unzulänglichkeit,  wie  etwa 
die  einer  Provinz  eines  Großstaates. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  war  in  den  euro- 
päischen Großstaaten  von  etwa  0,3 — 0,6  Millionen  km 2,  zugleich  mit 
der  gründlicheren  wirtschaftlichen  Besitz- 
nahme der  Grenzländer,  die  durch  die  neueren  Ver- 
kehrsverbesserungen unterstützt  wurde,  eine  lebhafte  Steige- 
rung des  Binnenhandels  zu  verzeichnen.  Dies  ist  sicher- 
lich zum  Teil  auch  darauf  zurückzuführen,  daß  vom  Binnenhandel 
jener  Verkehr  aufgesaugt  wurde,  der,  bei  den  früheren,  mangelhaften 
Verkehrsverhältnissen,  trotz  aller  staatsrechtlichen  Formeln  tat- 
sächlich als  Weltmarktsverkehr  zu  betrachten  war.  Die  an 
Stelle  eines  früher  gewissermaßen  inter- 
nationalen Verkehres  tretende  Steigerung 
des  Binnenhandels  bildete  während  eines  guten  Teües  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ein  wichtiges  ausgleichendes 
Moment  gegenüber  den  neueren  hochschutzzöllnerischen  Strömungen 
mit  ihren  verkehrserschwerenden  Tendenzen.  In  manchen  Zollge- 
bieten vom  Umfange  europäischer  Großstaaten  und  entsprechender 
Bevölkerung  dürfte  dieses  ausgleichende  Moment  sogar  noch  im 
20.  Jahrhundert  zu  merken  sein.  Als  Beispiele  für  das  Wirksamwerden 
dieses  Moments  wären  zu  nennen:  das  Verhältnis  von  Dalmatien 
und  Bosnien-Herzegowina  zum  österreichisch-ungarischen 
Zollgebiete  mindestens  in  den  ersten  drei  Jahrzehnten  nach  der  Okku- 
pation von  1878,  das  von  Tirol  und  Vorarlberg  zu  Österreich- 
Ungarn  teilweise  wohl  noch  heute;  das  Verhältnis  der  Balearen 
zu  Spanien;  das  bereits  erwähnte  Verhältnis  Korsikas  zu  Frank- 
reich; das  Verhältnis  von    Formosa    zu  Japan  seit  1895  usw. 


VIL  Übergangs-  und  Zwischenzustände  zwischen  Binnenhandel  und 
internationalem  Handelsverkehr. 

Danach  scheint  also  die  wichtigste  Voraussetzung  erschüttert 
zu  sein,  vermöge  welcher  die  „Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklun  g"^)  aus  der  neueren  Ten- 
denz zur  Bildung  größerer  Zollgebiete  auf  eine  Verringerung  des  inter- 
nationalen Handelsverkehrs  schließen.  Diese  Volkswirte  gehen  näm- 
lich davon  aus,  daß  unter    internationalem    Handels- 


Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  auf  Seite  26. 
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verkehr  nur  jener  zwischen  verschiedenen 
Zollgebieten  zu  verstehen  sei.  An  Stelle  dieser  messerscharfen 
Trennung  zwischen  Binnenhandel  und  internationalem  Handels- 
verkehr erblickt  man  aber  tatsächlich  verschiedene  wichtige  Über- 
gangs-   und    Zwischenzustände. 

Jene  Staaten,  welche  bei  der  mangelhaften  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel, die  bis  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  hinaus  zu  ver- 
zeichnen war,  als  große  Zollgebiete  gelten  konnten,  vermochten 
damals  ohne  drückende  Prohibitivzölle  oder  gar  Einfuhrverbote  ihre 
abseits  gelegenen  Grenz-  und  Küstengebiete  wirt- 
schaftlich nicht  zu  behaupten;  diese  Gebiete  standen  kommerziell 
mehr  unter  der  Herrschaft  des  Auslandes  als,  trotz  gemeinsamer  Zoll- 
grenze, unter  der  des  eigenen  lyandes.  Mitunter  zog  es  die  Regierung 
eines  in  solcher  Lage  befindlichen  Großstaates  sogar  vor,  derartig 
peripher-exzentrisch  gelegene  Provinzen  lieber  einem  besonderen  Zoll- 
regime zu  unterstellen,  anstatt  einen  wenig  aussichtsreichen,  opfer- 
vollen Kampf  gegen  Schmuggel  und  ausländischen  Wettbewerb  zu 
führen.  So  ging,  wie  bereits  erwähnt,  Österreich  gegenüber  Dalmatien 
bis  1879  vor,  und  Frankreich  verfolgt  zum  Teü  noch  immer 
eine  solche  Zollpolitik  gegenüber  Korsika.  Unternahm  aber  die 
Regierung  eines  Großstaates  zur  Zeit  mangelhaft  entwickelter  Ver- 
kehrstechnik den  Versuch,  sich  die  wirtschaftliche  Herrschaft  über 
gewiße  Grenzgebiete  mittels  Prohibitivzölle  oder  gar  Einfuhrver- 
bote zu  sichern,  dann  kam  es  zu  folgendem  Ergebnis :  in  den  Grenz- 
gebieten zu  riesiger  Ausdehnung  der  Schmugglertätigkeit,  in  den 
Zentralgebieten  zu  heftigen  Klagen  über  schwer  erträglichen  Zoll- 
druck. Durch  beides  wurde  der  betreffenden  Regierung  beigebracht, 
daß  sie  ein  nach  dem  Stande  der  Dinge  noch  dem  internationalen 
Verkehr  vorbehaltenes  Gebiet  vor  der  Zeit  dem  Binnenhandel  ihres 
Landes  habe  einverleiben  wollen. 

Einen  anderen  Übergangs-  oder  Zwischenzu- 
stand bemerkt  man  bei  höher  stehender  Verkehrstechnik,  also 
etwa  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts,  wie  bereits  erwähnt 
wurde  (vgl.  Abteüung  VI  dieses  Kapitels),  im  Außenhandel 
von  Kleinstaaten  über  ihre  Zollgrenzen.  Diese  Staaten 
mochten  noch  vor  50 — 60  Jahren  ihr  gesamtes  Gebiet  politisch  und 
kommerziell  gerade  beherrscht  und  in  der  Hand  gehabt  haben.  Seit- 
her hat  aber  ihr  Außenhandel  allmählich  Züge  angenommen,  durch 
die  er  sich  dem  Binnenhandel  stark  annähert.  Der  Außenhandel  mancher 
Kleinstaaten  geht  nämlich  zum  überwiegenden  Teüe  nach  den  unmittel- 
baren   Nachbarländern    und  weist    eine  bei   größeren  Zoll- 
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gebieten  nicht  anzutreffende  lyebhaftigkeit  (hohe  Kopf- 
quoten)  auf. 

Die  bisher  mitgeteilten  zwei  Beispiele  von  Übergangs-  und 
Zwischenzuständen  zwischen  den  scheinbar  so  leicht  und  scharf  ab- 
zugrenzenden Begriffen  des  internationalen  Handelsverkehrs  und  des 
Binnenhandels  sind  aber  eher  von  theoretischem  Inter- 
esse, als  von  unmittelbar  praktischer  Bedeutung. 
Das  erstgenannte  Beispiel  von  den  Großstaaten  älterer  europäischer 
Auffassung  gehört  sogar,  seitdem  die  neueren  verbesserten 
Verkehrsmittel  aufgetaucht  sind  und  durchgängige  Verbreitung  ge- 
funden haben,  im  großen  und  ganzen  nur  mehr  der  Wirtschafts- 
geschichte an.  Das  zweite  Beispiel  von  den  Kleinstaaten 
ist  zwar  ganz  im  Gegenteil  gerade  für  die  letztvergangene  Zeit  be- 
zeichnend, betrifft  aber  in  die  Gegenwart  hineinragende  Überreste 
älterer,   heute  nicht  mehr  zeitgemäßer  Kleinstaaterei. 

Von  größter  praktischer  Bedeutung  ist  aber  ein  drittes  Beispiel, 
das  sich  auf  die  großen  weltreichartigen  Zollgebiete 
neuerer  Zeit  bezieht.  Zum  besseren  Verständnis  dieses  dritten  Bei- 
spieles ist  es  aber  nötig,  den  Weltreichs-Zollgebieten,  über  die  hinaus 
man  höchstens  zur  Utopie  (wenigstens  vorläufig  Utopie)  des  univer- 
sellen Freihandels  käme,  eine  etwas  eingehendere  Besprechung  zu 
widmen.  Die  zahlreichen  Einzelheiten,  die  hierbei  zur  Erörterung  ge- 
langen müssen,  machten  es  ratsam,  diese  Besprechung  in  eine  be- 
sondere Anlage  X  „Details  über  die  großen  Zollgebiete;  Subkontinente** 
zu  verweisen,  um  den  Zusammenhang  des  vorliegenden  Kapitels 
nicht  durch  weitläufige  historisch-wirtschaftsgeographisch  -  zoll- 
politische Erörterungen  zu  unterbrechen.  Die  erwähnte,  im 
II.  Band  enthaltene  Anlage  ist  auch  zum  Verständnis  der  sofort 
folgenden  Tabelle  heranzuziehen,  in  welcher  jene  lyänder 
aufgezählt  werden,  die  heute  bereits  mit  mehr  oder  weniger 
Sicherheit  als  Weltreiche,  große  Zollgebiete  oder  Teile, 
Einflußsphären    solcher    Reiche   und    Gebiete    zu   bezeichnen   sind. 
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Vni.    Tabelle  der  Weltreiche  und  „Großen  Zollgebiete" 
nach  dem  Stande  von  Ende  1910. 

1.   Weltreiche,     die    zugleich    , »Subkontinente"^)    umfassen. 


Millionen  km* 

Millionen 
Einwohner 

Vereinigte  Staaten  mit  Kuba,  Portoriko,  Hawai,  Alaska, 
Philippinen,  Guam,  Tutuila,  Panama,  I^iberia,  ohne 
kanadische  Seen  und  Küstengewässer 

Russisches  Reich  mit  Finnland,  Buchara  und  Chiwa  . 

Britisches  Weltreich,  d.  h.  Großbritannien  mit  seinen 
Übersee-Besitzungen,  mit  Ägypten,  ly bischer  Wüste 
und  ägyptischem  Sudan,  Oman,  Afganistan  und 
den  Himalajastaaten,  aber  ohne  kanadische  Polarinseln 

Chinesisches  Reich  «) 

Brasilien       

10,03 
22,30 

33,61 

11,14 

8,52 

11,50 

104 
162 

444 

330 

21 

Frankreich  samt  Überseebesitzungen  3) 

91 

Summe 

97,10 

1152 

II.  Weltreiche  der  „M  ittelstufe"  zwischen  denGroßmächten 
älteren  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  und 
den    Weltreichen,     deren    Besitzungen    „Subkontinente"^) 

einschließen. 


Millionen 
Einwohner 


Deutsches  Reich  mit  Luxemburg  u.  Überseebesitzungen  *) 

Türkisches  Reich*) 

Argentinien 


Summe 


80 
24 

7 


*)  Zu  einem  ,, Subkontinent"  (eine  der  enghschen  Zeitungssprache  ent- 
nommene Bezeichnung)  gehören:  i.  I^ändermassen,  die  an  und  für  sich  groß 
genug  wären,  einen  Kontinent,  etwa  von  der  Größe  des  außerrussischen  Europa  oder 
mehr,  darzustellen,  aber  nur  einen  durch  mehr  oder  weniger  klare  horizontale,  gelegent- 
lich auch  vertikale  GHederung  deutlich  hervorgehobenen  Teil  eines  größeren  Kontinents 
büden,  wie  Vorderindien,  Südafrika,  Vorderasien  samt  der  arabischen  Halbinsel, 
doch  ohne  das  Hochland  von  Iran  (also  ungefähr  die  asiatische  Türkei)  e.  c. ;  2.  eine 
bedeutende,  bereits  vorhandene  oder  wenigstens  zur  Entstehung  gelangende  Volks- 
menge. Näheres  über  die  ,, Subkontinente"  siehe  im  II.  Bande  in  der  XX.  Abteilung 
der  X.  Anlage  ,, Details  über  die  Großen  Zollgebiete;    Subkontinente". 

')  Die  chinesische  Volkszählung  des  Jahres  19 10  soll  428  Millionen  Einwohner 
ergeben  haben ;  doch  dürfte  es  ein  Gebot  der  Vorsicht  sein,  bei  der  älteren,  niedrigeren 
Ziffer  von  330  Millionen  zu  bleiben. 


VI.    Die  großen  Zollgebiete  in  der  Weltwirtschaft. 


215 


III.  Einflußsphären  von  Weltreichen,  die  auch  „Subkon- 
tinente"^) enthalten,  oder  nur  den  Charakter  der  „M  i  1 1  e  1  - 
stufe"    tragen;    Möglichkeiten    künftiger    Weltreiche    der 

Mittelstufe. 


Millionen  km* 

MiUionen 
Einwohner 

Bereits  derzeit  politische  Einflußsphäre  und  wirtschaft- 
liches Exploitationsgebiet    der   Vereinigten  Staaten: 
Mexiko,  Guatemala,  Honduras,   Nikaragua,  Costarica, 
Salvador,  Haiti,  dominikanische  Republik 

Persien     als   russische,     britische   und   eventuell   auch 
türkische  Einflußsphäre 

2,49 
1,64 
2,28 
0,40 
4,50 

22 
10 

Bisher  unabhängiges  Arabien  ohne  Oman:  britische  und 
türkische  Einflußsphäre        

I 

Mittleres,  östliches  und  südliches  Marokko:  französische 
Einflußsphäre  3) 

Eine   etwaige   holländisch-belgische   wirtschaftUch-poli- 
tische  Verständigung 

6 

72 

Summe 

11,31 

III 

IX.    Die  , .großen  Zollgebiete''  werden  allmählich  zum  Normalfall. 

Die  zweifellosen  Weltreiche  der  Tabelle  i,  die  zugleich  „Sub- 
kontinente" umfassen,  stellen  73,5  Prozent  des  bewohnbaren 
Festlandes  dar.  Dieses  bedeckt  nämlich,  nach  Abzug  der  unwirtlichen 
Polarländer,  eine  Fläche  von  132,2  Millionen  Quadratkilometer. 
Die  genannten  Weltreiche  wurden  Ende  1910  von  1152  Millionen 
Menschen  bewohnt,  gleich  71,1  Prozent  der  gesamten  Erdbevölkertmg 
von  etwa  1620  Millionen  0).  Die  Weltreiche  der  „M  ittelstufe'* 
umfaßten  Ende  1910  eine  Fläche  von  9,14  Millionen  Quadratkilometer, 
gleich  6,9  Prozent  der  bewohnbaren  Erde  mit  iii  Millionen  Bewohnern 
gleich  6,8  Prozent  der  gesamten  Erdbevölkerung.  Diese  beiden 
Gruppen  „Großer  Zollgebiete"  stellten  zusammen  80,4  Prozent  der 
bewohnbaren  Festlandsfläche  dar  und  wurden  von  77,9  Prozent  der 


')  Auf  die  durch  den  deutsch-französischen  Marokko-Kongovertrag  vom 
4.  November  19 11  herbeigeführten  Territorial  Veränderungen  konnte  in  dieser  nach 
dem  Stande  von  Ende  19 10  festgestellten  Tabelle  keine  Rücksicht  genommen  werden. 

*)  Die  ,, Annexionserklärung"  Italiens  bezüglich  Tripohtaniens  vom  5.  November 
1911  ist  vorläufig  nur  eine  völkerrechtUch  zweifelhafte  Formalität  und  berührt  keines- 
falls diese  nach  dem  Staude  vom  Ende  19 10  festgestellte  Tabelle. 

^)  Hierbei  wird  China  mit  der  älteren  Ziffer  von  330  Millionen  Einwohnern 
(vgl.  Anmerkung  2  Seite  214)  und  nicht  mit  der  zweifelhaften  Zahl  von  428  Millionen 
nach  der  Volkszählung  von  1910  eingestellt. 
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Erdbevölkerung  bewohnt.  Danach  können  auf  diese  beiden  Gruppen 
„Großer  Zollgebiete**  ungefähr  vier  Fünftel  sowohl  der  bewohnbaren 
Festlandsflächen,  als  auch  der  Erdbevölkerung  gerechnet  werden. 

Die  III. Gruppe  umfaßt  die  Einflußsphären  undmög- 
lichen  Neubildungen  von  Weltreichen.  Diese 
Gruppe  enthält  8,5  Prozent  der  bewohnbaren  Festlandsflächen, 
darunter  freilich  namentlich  in  Persien  und  Arabien  einige  der  für 
Besiedlimgsz wecke  mindest  aussichtsvollen  Gebiete  der  Erde,  und 
eben  deshalb  nur  6,9  Prozent  der  gesamten  Erdbevölkerung.  Diese 
Gruppe  hätte  vielleicht  noch  erweitert  werden  können.  Abgesehen  von 
einem  nur  durch  Waffengewalt  zu  schaffenden  „Größeren  Japan" 
und  dem  einigermaßen  nebelhaften  „Gran  Colombia"  (vgl.  imil.  Bande 
Abteilung  XIX  der  Anlage  „Details  über  die  Großen  Zollgebiete;  Sub- 
kontinente") wären  als  hierher  gehörende  Möglichkeiten,  ja  fast  Wirk- 
lichkeiten noch  vor  allem  die  wirtschaftlich  und  politisch  mit  dem 
britischen  Weltreich  eng  verbundenen  portugiesischen  Ge- 
biete zu  erwähnen,  die  in  Europa,  Afrika  und  Asien  auf  2,18  Millionen 
Quadratkilometer  nur  13  Millionen  Einwohner  besitzen  sollen.  Bei 
besserer  Regierung  und  Verwaltung  wäre  das  portugiesische  Reich 
wahrscheinlich  in  ähnlicher  Weise  nahe  daran,  in  die  „Mittelstufe" 
einzurücken,  wie  etwa  Belgien  und  Holland  mit  ihren  überseeischen 
Gebieten.  Man  könnte  auch  an  den  Fall  denken,  daß  Abessinien 
infolge  innerer  Unruhen  seine  Selbständigkeit  nicht  mehr  zu  be- 
haupten imstande  wäre,  wodurch  dann  Italien  der  „Mittelstufe"  zum 
mindesten  nahe  käme^)  und  wahrscheinlich  auch  Britisch-Nordost- 
afrika  sowie  Französisch-Somalüand  eine  Erweiterung  erfahren 
würden.  Auch  ein  innigerer  wirtschaftlich-politischer  Anschluß 
Uruguays    und    Paraguays    an  Argentinien  wäre  denkbar. 

Aber  auch  ohne  alle  entfernteren,  minder  sicheren  Möglichkeiten 
ergibt  sich  für  die  Weltreiche  oder  großen  Zollgebiete  und  ihre  Ein- 
flußsphären sowie  Entwicklungsmöglichkeiten  eine  Summe  von 
88,9  Prozent  der  bewohnbaren  Festlandsfläche  mit  84,8  Prozent  der 
Erdbevölkerung.  Da  sich  gerade  unter  diesen  riesenhaften  Staats- 
wesen und  ihren  Einflußsphären  nicht  wenige  I^änder  mit  starkem 
Bevölkerungswachstume  befinden,  dürften  binnen  nicht 
gar  langer  Frist  ungefähr  go  Prozent  der  bewohnbaren  Festlands- 
flächen  und  der  Erdbevölkerung  mehr  oder  minder  gut  entwickelten 
„Großen  Zollgebieten"  und  ihren  Nebenländern,  Einflußsphären  uw^s. 

^)  Gegen  Ende  191 1  schien  immerhin  die  Möglichkeit  näher  zu  hegen,  daß  Italien 
durch  eine  nach  langen  Mühen  erfolgreiche  Festsetzung  in  Tripolitanien  zur  „Mittel- 
stufe" emporsteigen  werde. 


i 
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angehören.  Bs  ergibt  sich  also  nicht  die  Frage,  wie  viel,  sondern 
wie  wenig  von  den  Festlandsflächen  und  von  der  Erdbevölkerung 
in  absehbarer  Zeit  den  mittleren  und  kleinen  Zoll- 
gebieten   verbleiben  werde. 

Daraus  ergibt  sich,  wie  wichtig  es  ist,  die  Stellung  der  „Großen 
Zollgebiete"  in  der  Weltwirtschaft  genau  festzulegen.  Denn  immer 
weniger  stellen  diese  Gebiete  jenen  Ausnahmefall  dar, 
als  welchen  man  sie  noch  zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts ansehen  mochte.  Weit  eher  erscheinen  die  „Großen  Zoll- 
gebiete" als  der  Normalfall,  der  für  die  gesamte  Weltmarkts- 
entwicklung immer  bezeichnender  wird.  Wenn  diese  Erkenntnis, 
trotz  der  häufigen  Redensarten  von  der  „Tendenz  zur  Schaffung 
größerer  Zollgebiete",  noch  nicht  völlig  durchgedrungen  ist,  so  ist 
dies  insbesondere  auf  folgende  zwei  Umstände  zurückzuführen:  i.  Die 
„mittleren"  und  die  kleinen  Zollgebiete  der  Weltwirtschaft  des 
20.  Jahrhunderts,  die  den  großen  und  mittleren  um  1850  herum  ent- 
sprechen, sind  gerade  im  alten  und  noch  immer  zentralen  Wirtschafts- 
imd  Kulturgebiete,  nämlich  im  außerrussischen  Europa, 
besonders  stark  vertreten;  2.  Der  völlig  entwickelte  Typus  des 
„Großen  Zollgebietes"  und  Riesenreiches  wird  eigentlich  nur  durch 
die  Vereinigten  Staaten  dargestellt.  Alle  anderen  großen 
Zollgebiete,  mögen  sie  „Subkontinente"^)  enthalten  oder^'der  „Mittel- 
stufe" angehören,  bedeuten  derzeit  nur  mehr  oder  minder  weit- 
gehende und  gelungene  Annäherungen  an  diesen  vollkommen  ent- 
wickelten Typus.  Nicht  wenige  der  minder  entwickelten  Typen  haben 
kaum  das  Bewußtsein,  ein  „Großes  Zollgebiet"  im  Sinne  des  20.  Jahr- 
hunderts zu  bilden,  und  ihre  Wirtschaftspolitiker  brüten  über  allerlei 
Zollvereinsplänen,  um  der  „Kleinheit"  ihres  Zollgebietes  abzuhelfen. 
Dies  gilt  insbesondere  für  Deutschland  bei  der  dort  üblichen  Unter- 
schätzung seiner  überseeischen  Besitzungen,  in  schwächerem  Aus- 
maße, trotz  des  französischen  Reichszollvereines,  sogar  für  Frank- 
reich. Noch  viel  weiter  scheinen  gegenwärtig  Weltreiche,  wie  Britisch- 
indien, Kanada,  Australien,  Britisch-Südafrika,  Argentinien,  China, 
Brasüien,  von  einer  Vergleichsmöglichkeit  mit  den  Vereinigten  Staaten 
entfernt  zu  sein. 

Doch  dürften  während  der  nächsten  zwei  bis  drei 
Jahrzehnte  innerhalb  des  französischen  Reichszollvereines,  des 
deutschen  Weltreiches,  ferner  in  Indien,  Kanada,  Australien,  Süd- 
afrika, Argentinien,  Brasilien  und  China  sehr  bedeutende  Fortschritte 


Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Anmerkung  i   auf  Seite  214. 
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in  der  landwirtschaftlich-industriellen  Pro- 
duktion, in  Kulturhöhe  und  Wohlhabenheit  der 
Bevölkerung,  namentlich  aber  in  den  Ziffern  des  Außenhandels 
zu  verzeichnen  sein.  Dann  wird  es  wohl  keinem  Zweifel  mehr  begegnen, 
daß  sich  die  genannten  Weltreiche  jener  Leistungsfähigkeit  in  Pro- 
duktion und  Außenhandel  sowie  jener  Verbrauchskraft  annähern,  die 
bereits  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  den  Vereinigten 
Staaten  eigen  war. 


X.  Anch  die  so  leistungsfähigen  Verkehrseinrichtungen  des  20.  Jahr- 
hunderts vermögen  jene  Schwierigkeiten  nicht  völlig  zu  überwinden, 
welche  die  neueren  „Großen  Zollgebiete"  von  weltreichartigem  Charakter 
infolge  ihrer  großen  Erstreckungen  einer  einheitUchen  Zollpolitik  ent- 
gegenstellen. 

Die  „Großen  Zollgebiete"  von  weltreicharti- 
gem Charakter,  die  innerhalb  der  Weltwirtschaft  des  20.  Jahr- 
hunderts bereits  zu  so  großer  Bedeutung  gelangt  sind  und  noch  über- 
dies darin  an  Bedeutung  beständig  zunehmen,  weisen  derzeit  in  zoll- 
politischer Beziehung  vielfach  ähnliche  Eigentüm- 
lichkeiten auf,  wie  sie  bei  Großstaaten  älteren 
mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnittes  bis 
in  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  wohl  noch  einige  Zeit  darüber 
hinaus  zu  verzeichnen  waren.  Insofern  nämlich  die  genannten  Groß- 
staaten als  einheitliche  Zollgebiete  in  Betracht  kamen, 
konnten  sie,  bei  der  damaligen  mangelhaften  Entwicklung  der  Ver- 
kehrsmittel, ihre  abseits  gelegenen  Grenz-  und  Küstengebiete  ohne 
drückende  Prohibitivzölle  oder  gar  Einfuhr- 
verbote wirtschaftlich  nicht  behaupten;  oft  standen  die  erwähnten 
Gebiete,  bei  Nichtanwendung  dieses  sehr  bedenklichen  Hüfs- 
mittels,  kommerziell  mehr  unter  der  Herrschaft  des  Aus- 
landes, als,  trotz  gemeinsamer  Zollgrenze,  unter  der  des  eigenen 
Staates^).  Ähnliche  Vorgänge  sind  im  20.  Jahrhundert  innerhalb  des 
ungleich  größeren  Rahmens  der  Weltreiche  zu  verzeichnen,  und  zwar 
gut  dies  insbesondere  für  jene  Weltreiche,  deren  Reichsgebiet  einen 
„Subkontinent"^)   oder  deren  mehrere  enthält. 

Denn  trotz  aller  Verbesserungen  des  Transportwesens  im  Ver- 
laufe des  19.  und  20.  Jahrhunderts  konnten  die  Entfernungen 


^)    Vgl.  die  Ausführungen  hierüber  in  der  VI,  Abteilung  dieses  Kapitels. 

*)    Vgl.  über  den  Ausdruck   „Subkontinent"    die  Anmerkung  i  auf  Seite  214, 
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innerhalb  jener  g  e  w  al  t  i  g  e  n  Iv  an  d  m  a  s  s  e  n  doch 
nicht  wirkungslos  gemacht  werden,  die  in  den  nach 
Millionen  Quadratkilometer  als  Einheit  zählenden  neueren 
Weltreichen  zu  überwinden  sind.  Die  älteren,  unvollkommenen 
Verkehrsmittel  waren  sogar  für  die  bescheidenen  „Großstaaten" 
mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  von  0,3 — 0,6  Millionen  km^ 
und  etwa  30 — 60  Millionen  Einwohner  unzulänglich.  Die  weit  lei- 
stungsfähigeren Verkehrsbehelfe  des  20.  Jahrhunderts  versagen  wiede- 
rum bis  zu  einem  gewissen  Grade  gegenüber  den  Riesenstrecken  von 
Tausenden  km,  die  innerhalb  der  neueren  Weltreiche  zurückzulegen 
sind.  Dies  trifft  namentlich  dann  zu,  wenn  es  sich  um  Waren 
von  großem  Gewicht  bei  relativ  mäßigem 
Werte  handelt.  Ausnahmen^)  von  dieser  Regel  sind  nur  dann  zu 
verzeichnen,  wenn  die  stets  sehr  bülig  transportierende  Schiff- 
fahrt  auf  See-  und  Binnenwasserstraßen  tief  in  die  kontinentalen 
Massen  eindringen  kann. 

So  genießen  Kanada  und  die  Vereinigten  Staaten  den  VorteÜ  der 
bis  in  die  Mitte  des  nordamerikanischen  Kontinents  ein- 
dringenden großen  Seen,  die  durch  den  lyorenzostrom  und  Kanäle 
mit  dem  nordatlantischen  Ozean  und  überdies  noch  (bei  Chicago)  mit 
dem  Mississippi  verbunden  sind.  Ähnliches  leisten  La  Plata,  Parana, 
Paraguay  und  Uruguay  für  Argentinien,  der  Amazonenstrom 
und  seine  Nebenflüsse  für  Nordbrasilien,  das  Kaspische  Meer 
und  die  Wolga  für  Rußland.  Abgesehen  von  solchen  außerordent- 


')  Bs  sind  bisweilen  allerlei  phantastische  Hoffnungen  bezüglich  weiterer  ge- 
waltiger Verkehrsverbesserungen  zum  Ausdruck  gelangt.  Man  denkt  hierbei  an  die 
Luftschiffahrt,  an  drahtlose  Kraftübertragung  innerhalb  eines  Umkreises  von  einigen 
hundert  Kilometern,  an  die  derzeit  noch  recht  geheimnisvollen  Radiumemanationen 
als  Betriebskraft  usw.  Durch  solche  ungeheuer  leistungsfähige  Verkehrsmittel  soll 
eine  überaus  s  chnelle  und  bequeme  Beförderung  von  Personen,  Briefen  vmd 
anderen  Postsachen  sowie  wertvolleren  Gütern  aller  Art  über  die  größten  Entfernungen 
auf  der  Erdoberfläche  erzielbar  sein,  etwa  von  Paraguay  nach  Chinesisch-Ostturkestan 
oder  von  Nordwest-Rhodesien  nach  Kansas.  Ferner  soll  durch  diese  Verkehrsmittel 
auch  ein  fabelhaft  billiger  Transport  von  Schwerartikeln  geringen  Wertes  auf 
die  gleichen  riesigen  Entfernungen  hin  ermöglicht  werden.  Die  Transportkosten  würden 
bei  den  Schwerartikeln  keinesfalls  einen  in  Betracht  kommenden  Bruchteil  des  Wertes 
erreichen.  Man  kann  sich  zwar  ein  derartiges  Transportideal  einer  entfernteren  Zu- 
kunft so  schön,  wie  man  nur  will,  ausmalen.  Aber  in  der  demnächst  übersehbaren, 
praktisch  in  Betracht  kommenden  Zeitspanne  sind  hinsichtUch  des  Transports  büUger 
Schwerartikel,  entsprechend  der  zwar  nur  allmähUchen,  aber  unaufhaltsamen,  all- 
gemeinen Steigerung  der  Arbeitslöhne,  wohl  eher  Tendenzen  zur  Erhöhung  der 
Frachtkosten  zu  bemerken  als  irgendwelche  Aussichten  auf  Ermäßigung 
dieser  Kosten  wahrzimehmen. 
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liehen  Hilfsmitteln  bleiben  aber  die  abgelegenen  Außen-  und  Grenz- 
gebiete der  neueren  Weltreiche  in  ähnlicher  Weise  dem  Einflüsse  des 
Auslandes  ausgesetzt,  wie  die  gleichen  Gebiete  der  „Großstaaten" 
nach  älterem  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitte  in  der  ersten 
Hälfte  des  19.  Jahrhunderts. 


XI.  Zollpolitische  Sonderstellung  peripher-exzentrisch  gelegener  Provinzen 
anch  in  den  ,,Großen  Zollgebieten"  des  20.  Jahrhunderts  von  weltreich- 
artigem Charakter. 

Die  Regierungen  der  Großstaaten  älteren  mittel-  und  west- 
europäischen Zuschnitts  zogen  es  bisweilen  vor,  allzu  peripher- 
exzentrisch  gelegene  Provinzen  lieber  einem  eigenen, 
ihren  besonderen  Bedürfnissen  angepaßten  Zollregime  zu  unterstellen, 
als  die  Bevölkerung  der  anderen  Landesteile  durch  hohe  Schutzzölle 
zu  bedrücken  und  noch  obendrein  in  den  erwähnten  Außengebieten 
dem  Schmuggel  ein  aussichtsreiches  Feld  zu  eröffnen .  ^ )  Analogien  hier- 
für finden  sich  auch  bei  den  weltreichartigen  „Großen  Zollgebieten" 
des  20.  Jahrhunderts.  So  bildete  Ostsibirien  bis  zum  14.  März 
1909  ein  Freigebiet  neben  dem  einheitlichen  russischen  Zollgebiete 
und  genießt  sogar  noch  heute  verschiedene  wichtige  zollpolitische  Be- 
günstigungen, die  namentlich  der  dortigen  Landwirtschaft  zugute 
kommen.  Das  Küstengebiet  nördlich  der  Amurmündung  sowie  die  1905 
bei  Rußland  verbliebene  Nordhälfte  der  Insel  Sachalin  sind  noch 
immer  Freigebiete.  Auch  das  Gouvernement  Archangelsk  im  Norden 
des  europäischen  Rußland  genießt  verschiedene  Zollbegünstigungen. 
Finnlands  zollpolitische  Selbständigkeit  blieb,  trotz  aller  Ver- 
gewaltigungsversuche des  russischen  Nationalismus  seit  den  1880  er 
Jahren,  bestehen,  mochte  auch  durch  zahlreiche  wechselseitige 
Vorzugszölle  eine  höchst  innige  Verbindung  Finnlands  mit  der 
weit  gewaltigeren  russischen  Volkswirtschaft  bewirkt  werden. 

Ähnliche  Erwägungen  wie  jene,  welche  zur  Sonderstellung  Ost- 
sibiriens und  finnlands  führten,  boten  wohl  auch  den  Anlaß,  die  zoll- 
politische Sonderstellung  Ceylons  gegenüber  Indien  aufrecht 
zu  erhalten;  denn  mit  dem  Übergange  der  unmittelbaren  indischen 
Verwaltung  von  der  Britisch-Ostindischen  Gesellschaft  an  die  britische 
Krone  im  Jahre  1858  war  der  ursprüngliche  Anlaß  weggefallen,  das 
1802  von  den  Engländern  gewonnene  Ceylon  mit  dem  indischen  Zoll- 
gebiete nicht  zu  vereinigen. 


')    Vgl.  hierüber  Abteilung  VI  dieses  Kapitels. 
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Die  zollpolitische  Sonderstellung  mehrerer  französischer  Kolo- 
nien in  Westafrika,  wie  Blfenbeinküste,  Dahome  und 
Französisch-Kongo,  welche  Gebiete  der  offenen  Tür  neben 
den  anderen,  zum  französischen  Reichszollverein  i)  gehörigen  Länder- 
massen Französisch-Westafrikas  sind,  ist  auch  darauf  zurückzu- 
führen, daß  die  genannten  drei  Kolonialgebiete  peripher-exzentrisch 
liegende  Teüe  des  gesamten,  territorial  zusammenhängenden  franzö- 
sischen Kolonialreiches  in  Nord-,  West-  und  Zentralafrika  darstellen. 

Der  australische  Bundesstaat  und  Zollverein  („Common- 
wealth of  Australia")  war  zwar  schon  lange  vor  seiner  Verwirklichung 
am  I.  Januar  1901  eine  politische  und  auch  wirtschaftliche  Notwendig- 
keit. Aber  die  Außengebiete  dieses  Staatswesens,  Queensland,  West- 
australien und  Tasmanien,  die  abseits  von  dem  Victoria,  Neusüdwales 
und  Südaustralien  umfassenden  Kerne  des  australischen  Zollbundes 
liegen,  finden  ihre  handelspolitischen  und  namentlich  ihre  Verbraucher- 
interessen durch  die  Zollpolitik  des  australischen  Bundes  nur 
wenig  befriedigend  gewahrt.  Eine  völlige  Zufriedenheit  dieser  Außen- 
gebiete dürfte  wohl  erst  bei  dichterer  Besiedelung  Australiens  und 
nach  Verbesserung  sowie  engerer  Verknüpfung  seiner  Verkehrs- 
linien (seines  Eisenbahnnetzes)  erzielbar  sein,  wodurch  eben  die 
genannten  drei  australischen  Staaten  gewissermaßen  aufhören 
würden,  Außengebiete  zu  sein. 

Die  republikanische  Verfassung  Brasiliens  gestattet  sogar 
den  einzelnen  Staaten  des  brasilianischen  Bundes,  selbständig  Aus- 
fuhrzölle zu  erheben.  Diese  von  den  Staatsregierungen  teüs  zu  fiska- 
lischen, teüs  zu  produktionspolitischen  Zwecken  in  weitgehendem 
Maße  ausgeübte  Befugnis  hat  gewissermaßen  zu  einer  Durch- 
brechung und  Schwächung  des  einheitlichen  brasüianischen  Zollgebietes 
geführt,  obwohl  die  Entscheidung  über  die  weit  wichtigeren  Ein- 
fuhrzölle der  Bundesgesetzgebung  selbst  gewahrt  blieb.  Einzelne 
brasüianische  Staaten  haben  nämlich  nicht  nur  die  Ausfuhr  nach  dem 
Auslande,  sondern  auch  die  nach  anderen  brasüianischen  Staaten  mit 
Ausfuhrabgaben  belastet.  Unter  den  mit  Ausfuhrzöllen  der  Bundes- 
staaten belegten  Waren  sind  insbesondere  zu  nennen:  Kaffee,  Kaut- 
schuk, Baumwolle  und  Baumwollsaat,  Zucker,  Kakao,  Mate,  Tabak, 
Holz,  Felle  und  Häute  usw.  Doch  ist  die  Durchbrechung  und  Ab- 
schwächung  des  einheitlichen  Zollgebietes  in  BrasÜien  noch  lange  nicht 
so  weitgehend  und  bösartig,  wie  jene  in  China  durch  die  dortigen 
Binnenzölle,    die  sogenannten  lyikin- Abgaben,  die  sowohl  von 


Vgl.  hierüber  im  II.  Bande  Abteilung  XI  der  X.  Anlage. 
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der  Einfuhr,  als  auch  von  der  Ausfuhr  und  Durchfuhr  erhoben  wurden 
und  zum  Teil  noch  immer  verlangt  werden.  Man  hat  es  hier 
mit  einem  Überrest  mittelalterlicher  Staats-  und  Gesellschafts-  sowie 
Verkehrsverhältnisse  zu  tun,  der  durch  den  Ausbau  des  chinesischen 
Eisenbahnnetzes,  die  Fortschritte  der  Dampfschiffahrt  usw.  immer 
mehr  zurückgedrängt^)    wird. 

Im  Gegensatz  dazu  haben  die  Vereinigten  Staaten 
gemäß  den  Bestimmungen  ihrer  Verfassung  vom  17.  September  1787 
stets  an  der  völligen  Übereinstimmung  von  Staats-  und  Zollgebiet 
festgehalten.  Louisiana,  Florida,  Texas,  Kalifornien,  Hawai,  Portoriko, 
ja  sogar  das  entferntere  Alaska  wurden  mit  der  Eingliederung  in  das 
Staatsgebiet  auch  dem  Zollgebiete  einverleibt,  und  die  Zollgesetz- 
gebung blieb  dem  Washingtoner  Kongresse  gewahrt.  Aber  sogar  das 
streng  formalistische,  von  opportunistischen  Gesichtspunkten  wenig 
beeinflußte  Staatsrecht  der  Union  mußte  gegenüber  einem 
besonders  weit  entfernten  und  anders  gearteten  Außengebiet  auf  die 
unmittelbare  Einbeziehung  in  das  Zollgebiet  der  Vereinigten  Staaten 
verzichten.  Es  ist  dies  die  im  Jahre  1898  den  Spaniern  abgenommene 
ostasiatische  Inselgruppe  der  Philippinen.  Bis  zum  11.  April 
1909  waren  die  Vereinigten  Staaten  freilich  durch  die  für  zehn  Jahre 
geltende  Meistbegünstigungsklausel  des  Pariser  Friedensvertrages 
von  1899  gebunden.  Doch  die  Phüippinen  sind  auch  seither  in  einer 
handelspolitischen  Sonderstellung  verblieben.  Der  Payne-Tarif  vom 
5.  August  1909  läßt  zwar,  mit  derzeit  praktisch  wenig  bedeutsamen 
Einschränkungen,  alle  Erzeugnisse  der  Philippinen  zollfrei  nach  der 
Union  herein,  und  ein  Gesetz  gleichen  Datums  sieht  für  die  Phüippinen 
zollfreie  Einfuhr  der  Waren  aus  den  Vereinigten  Staaten  vor,  während 
die  Waren  anderer  Länder  in  der  Inselgruppe  mehr  oder  minder  hohen 
Zöllen  unterworfen  sind.  Doch  sind  diese  Zölle,  die  nur  für  andere 
Waren  als  solche  der  Vereinigten  Staaten  gelten,  nicht  nur  für  viele 
wichtige  Warengruppen,  wie  Metall  waren,  Maschinen,  Fahrzeuge, 
verschiedene  Textilwaren  usw.,  bedeutend  niedriger  als  die  Sätze  des 
Payne-Tarifes,  sondern  auch  in  ihrem  Aufbau  und  in  ihrer  Handhabung 
weit  weniger  schikanös. 

Die  im  gesamten  französischen  Weltreiche,  trotz  aller 
grundsätzlichen  zollpolitischen  Vereinheitlichung  der  über  fünf  Erd- 
teile verstreuten  zugehörigen  Gebiete,  vielfach  vorhandene  Sonder- 
stellung   der   einzelnen  Kolonialbesitzungen    wird  im  II.  Bande   in 


*)  Die  im  Oktober  191 1  ausgebrochene,  gegen  die  Mandscbuhherrschaft  ge- 
richtete, republikanisch  gefärbte  revolutionäre  und  Reformbewegung  hat  sich  be- 
zeichnender Weise  mit    besonderem  Nachdruck   den  Likinabgaben   entgegengestellt. 
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der  Anlage  „Details  über   die  Großen  Zollgebiete;  Subkontinente" 
(Abteilung  XI)  eingehend  erörtert. 

Innerhalb  des  gesamten  britischen  Weltreichs  versucht 
man  überhaupt  erst  mittels  Vorzugszölle,  einer  zweckdienlichen  Liefe- 
rungspolitik, Begünstigung  kolonialer  Anleihen  auf  dem  Londoner 
Kapitalsmarkte  usw.  etwas  einem  einheitlich-gemeinsamen  Zoll-  und 
Handelsgebiete  annähernd  ähnliches  zu  erzielen.  Hierbei  bleibt  die 
zollpolitische  Sonderstellung  der  einzelnen  größeren  und  kleineren 
politischen  Einheiten  innerhalb  des  Überseebesitzes  der  britischen 
Krone  Voraussetzung,  Ausgangspunkt  aller  Bemühungen.  Gleichzeitig 
machten  sich  aber  wirtschaftlich-handelspolitische  Vereinheitlichungs- 
tendenzen kleineren  Umfanges  und  schwächeren  Grades  in  den 
größeren  Gruppen  und  Bestandteilen  britischen  Überseebesitzes 
geltend,  so  im  Verhältnisse  von  Kanada  zu  Britisch-Westindien, 
in  jenem  von  Australien-Neuseeland  zu  Ozeanien,  einigermaßen  wohl 
auch  im  Verhältnisse  von  Indien  zu  den  anderen  südasiatischen  Be- 
sitzungen Großbritanniens  und  im  Verhältnisse  der  einzelnen  Teile 
von  Britisch-Nordostafrika  zueinander.  In  Britisch-Südafrika  haben 
die  erwähnten  Vereinheitlichungstendenzen  ihr  Ziel  zum  überwiegen- 
den Teile  bereits  erreicht.  Eingehendere  Betrachtungen  hierüber 
finden  sich  im  V.  Kapitel  (insbesondere  in  den  Abteüungen  V — VIII) 
sowie  im  II.  Bande  in  Abteilung  IV — X  der  X.  Anlage  „Detaüs  über 
die  Großen  Zollgebiete;  Subkontinente". 


XII.  Auseinander  fallen  der  neueren  „Großen  Zollgebiete"  weltreich- 
artigen Charakters  in  mehrere  Wirtschaftsgebiete,  die  bald  durch  scharfe 
geographische  Scheidungen  von  einander  getrennt  sind,  bald  alimählich 

ineinander  übergehen. 

Die  beschränkte  Fähigkeit  auch  der  hochentwickelten  Verkehrs- 
mittel, die  im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  zur  Verfügung 
standen,  jener  Riesenentfernungen  Herr  zu  werden,  die 
sich  in  den  kontinentalen  Landmassen  der  Weltreiche  vorfinden, 
kommt  aber  nicht  allein  in  den  soeben  besprochenen  zollpolitischen 
Verhältnissen  zum  Ausdruck.  Noch  viel  bezeichnender  hierfür 
ist  der  Umstand,  daß  die  weltreichähnlichen  großen 
Zollgebiete  stets  in  mehrere  Wirtschaftsge- 
biete zerfallen.  Diese  Wirtschaftsgebiete  innerhalb  eines 
einzigen  Weltreichs-Zollgebiets  sind  bisweüen  durch  deutliche 
geographische    Grenzlinien  voneinander  getrennt. 
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So  bildet  das  Felsengebirge  für  die  Vereinigten  Staaten 
und  Kanada  eine  sichtbare  Grenzlinie  oder  vielmehr  einen  Grenz- 
gürtel zwischen  dem  Westen  der  beiden  genannten  großen  Reiche 
einerseits,  der  Mitte  und  dem  Osten  andererseits. 

In  Britisch-Südafrika  sind  die  einzelnen  Wirt- 
schaftsgebiete durch  Flußläufe  und  Gebirgszüge  deutlich  voneinander 
geschieden.  Der  Waldreichtum  des  zum  Südafrikanischen 
Zollverein  gehörigen  Rhodesia  kann,  trotz  bereits  bestehender  Eisen- 
bahnverbindung mit  dem  Transvaal,  dem  Oranje-Freistaat,  Natal 
und  der  Kapkolonie,  den  genannten  südafrikanischen  Staaten  infolge 
der  großen  Transportkosten  wenig  nützen,  und  diese  holzarmen  Länder 
müssen  sich  aus  Schweden,  Norwegen,  Finnland  und  anderen  über- 
seeischen Holzproduktionsgebieten  auf  dem  billigeren  Seewege  ver- 
sorgen. Andererseits  sind  wiederum  für  Rhodesia  die  Kohlen- 
schätze  des  Transvaal  und  Natals  gleichgültig  und  nur  die  Wankie- 
Kohlenf eider,  unweit  der  Viktoria-Fälle,  von  Wichtigkeit.  Über- 
haupt neigt  Rhodesia  in  seinen  Handelsbeziehungen  vorwiegend  zum 
Süden  des  benachbarten  belgischen  Kongogebietes  und  bedient  sich 
des  portugiesischen  Beira  als  Transitplatzes  für  seinen 
imd  des  südlichen  Kongogebietes  Handelsverkehr  mit  Europa  und 
Amerika^),  gerade  so  wie  der  Handelsverkehr  des  Transvaal,  dieses 
wirtschaftlichen  Zentrums  von  Britisch-Südafrika,  vorwiegend 
über  die  portugiesische  Delagoabai  (Lourenco  Marques),  daneben 
noch  über  das  britische  Durban  und  die  Häfen  des  Kaplandes  geht. 

In  Britisch-Nordostafrika^)  dienen  der  Abgrenzung 
der  einzelnen  Wirtschaftsgebiete,  aus  denen  diese  lyändermasse  be- 
steht :  Die  Nüf alle  im  Norden  (Störung  der  Schiffahrt  zwischen  Assuan 
und  Chartum)  und  im  Süden  (Hindernis  einer  Schiffahrtsverbindung 
des  Victoria  Njansa  mit  dem  Süden  des  ägyptischen  Sudan),  der  mit 
„Sudd"  verwachsene  Teil  des  NÜlaufes  (von  Sobat  bis  Bor),  endlich 
die  hochgelegene  Wasserscheide  zwischen  dem  indischen  Ozean  und 
dem  Mittelmeer,  die  aber  von  der  Ugandabahn  bereits  überschritten 
wird.  Sogar  der  ägyptische  Sudan  läßt  seine  Erzeugnisse  weit  weniger 
über  ägyptische  Häfen  (Alexandrien)  auf  den  Weltmarkt  gelangen,  als 
vielmehr  über  seine  eigenen  Hafenplätze  Port  Sudan  und  Suakin,  die 
auch  die  Einfuhr  des  ägyptischen  Sudan  zum  überwiegenden  Teile 
vermitteln. 


^ 


*)  Vgl.  in  Abteilung  XIX  der  Anlage  X  „Details  über  die  Großen  Zollgebiete; 
Subkontinente"  im  II.  Bande  die  Bemerkungen  über  Belgisch-Kongo. 

*)  Vgl.  auch  die  Bemerkungen  hierüber  im  II.  Bande  in  Abteilung  IX  der 
Anlage  X  „Details  über  die  Großen  Zollgebiete;    Subkontinente". 
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Innerhalb  der  riesigen  französischen  Besitztümer  in 
Nord-,  West-  und  Zentralafrika  bildet  die  Sahara 
einen  breiten  Grenzgürtel  zwischen  Algerien-Tunesien  einerseits,  den 
übrigen  Teüen  dieses  zusammenhängenden  französisch-afrikanischen 
Reiches^)  andererseits.  Dahome  Und  die  Elfenbeinküste  werden  durch 
das  tropische  Waldgebiet  zwischen  der  Küste  und  den  nigerischen 
Savannen  von  den  anderen  ausgedehnteren  Distrikten  Französisch- 
Westafrikas  geschieden,  die,  im  Gegensatz  zu  den  erstgenannten 
Kolonien,  keine  Gebiete  der  offenen  Tür  sind. 

Das  Uralgebirge  sowie  das  halbwüste  Gebiet  zwischen  Uralfluß  und 
Wolga  nebst  dem  kaspischen  Meere  trennen  das  europäische  vom 
asiatischen  Rußland.  Freilich  ist  das  Uralgebirge  von  mäßiger 
Höhe  und  durchaus  nicht  unwegsam.  Die  Kirgisensteppe,  der 
Balkaschsee  und  das  Tarbagataigebirge  scheiden  das  südliche  West- 
sibirien von  Russisch -Zentralasien,  dem  Generalgouvernement 
Turkestan. 

Der  Westen  und  Norden  Australiens  wird  durch  ausge- 
dehnte, mehr  oder  weniger  wüste  Strecken  von  den  stärker  bevölkerten^ 
wohlhabenderen  Gebieten  im  Osten  des  australischen  Kontinents 
getrennt.  Freilich  ist  das  australische  Eisenbahnnetz  noch  nicht  derart 
ausgebaut  und  engmaschig,  daß  man  annehmen  könnte,  es  habe  seine 
möglichen  Höchstleistungen  schon  erreicht.  191 1  war  West-  und  auch 
Nordaustralien  für  Südaustralien,  Victoria,  Neusüdwales  und  sogar 
für  das  südliche  Queensland  nur  zu  Schiff  erreichbar,  als  ob  es  sich 
um  Inseln  handeln  würde,  ähnlich  wie  die  Verbindungen  zwischen 
Französisch-Nordafrika  und  Französisch- West-  und  Zentralafrika 
bisher  fast  nur  auf  dem  Seewege  unterhalten  wurden.  Wie  in  Fran- 
zösisch-Afrika  die  Transsaharabahn,  könnten  in  Australien  die  Trans- 
kontinentalbahnen von  Port  Augusta  (Südaustralien)  nach  Coolgardie 
(Westaustralieh)  und  Port  Augusta-Oodnadatta  (Südaustralien)  nach 
Port  Darwin  (Nordaustralien)  usw.  weitgehende  Veränderungen  her- 
beiführen. Doch  alle  diese  Eisenbahnbauten  wären  nicht  imstande, 
die  Sonderung  der  einzelnen  australischen  Wirtschaftsgebiete  völlig 
aufzuheben. 

Daneben  sind  aber  die  Fälle  häufig,  in  welchen,  ohne  deut-. 
lieh  merkbare  natürliche  Grenzen,  die  riesigen 


*)   Vgl.  noch  über  die  auseinanderhaltenden  Momente  innerhalb  der  zusammen- 
hängenden kontinentalen  Landmassen  von  Französisch  Nord-,  West-  und  Zentralafrika 
die  Bemerkungen    über    den    französischen  Reichszollverein   im  II.  Bande   in  Ab- 
teilung  XI   der  Anlage  X  „Details  über  die  Großen  Zollgebiete;    Subkontinente". 
Schilder.    15. 
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Entfernungen  innerhalb  eines  Weltreiches  allmählich  wirk- 
sam werden.  Durch  diese  auch  von  den  Verkehrsmitteln  des  20.  Jahr- 
hunderts nicht  ohne  bedeutenden  Kostenauf- 
wand zu  bewältigenden  Entfernungen  kommt  es  schließlich  zur 
Bildung  besonderer  Wirtschaftsgebiete.  Hierbei  helfen  klima- 
tische Unterschiede  häufig  mit.  Doch  ist  dies  nicht  immer  der  Fall, 
wenn  es  sich  nämlich  nicht  um  nord-südliche,  sondern  um  west- 
östliche Erstreckungen  ohne  besondere  Höhenunterschiede  handelt. 
Besonders  lehrreiche  Beispiele  dafür,  wie  sich  innerhalb  eines 
riesenhaften  Weltreiches  ohne  deutlich  markierte  geographische 
Trennungslinien  und  trotz  überwiegend  einheitlichen  Zollgebietes 
dennoch  besondere  Wirtschaftsgebiete  bilden  können,  liefert  das 
europäische  Rußland.  Seine  Wasserstraßen  sind  nicht 
genügend  gepflegt  und  durch  Kanäle  verbunden,  ferner  während 
mehrerer  Monate  des  Jahres  vereist  und  noch  überdies  im  Sommer 
öfters  recht  wasserarm.  Innerhalb  des  europäischen  Rußlands  ist  als 
besonderes  Wirtschaftsgebiet  vor  allem  das  Königreich  Polen 
zu  nennen.  Die  Geschäftskreise  in  Russisch-Polen  sprechen  ge- 
wohnheitsmäßig vom  „Export  nach  Rußland",  wahrscheinlich  noch 
von  der  Zeit  der  (am  i.  Januar  1851  aufgehobenen)  Binnenzölle  her, 
und  verstehen  unter  diesem  „Export"  Versendungen  nach  den 
anderen,  innerhalb  des  gleichen  Zollgebietes  befindlichen  russischen 
Gouvernements  östlich  vom  Bug  und  mittleren  N Jemen.  Ein  weiteres 
besonderes  Wirtschaftsgebiet  ist  S  ü  d  r  u  ß  1  a  n  d.  Seine  Kohlen 
waren  in  den  b  alt  ischen  Provinzen  Rußlands  trotz  Schutzzolles  gegen 
die  auf  dem  Seewege  kommende  britische  und  deutsche  Kohle  bisher 
nicht  konkurrenzfähig,  und  die  südrussische  Kohlen-  und  Eisen- 
industrie vermochte  im  Königreich  Polen  und  in  den  an  dieses  an- 
grenzenden Gouvernements  gegen  den  Wettbewerb  der  gleichen 
polnischen  Produktionen  nicht  aufzukommen;  andererseits  war  die 
polnische  Eisenindustrie  kaum  imstande,  im  zentralen  Rußland  mit 
der  südrussischen  zu  konkurrieren.  Sodann  sind  noch  als  drei  be- 
sondere Wirtschaftsgebiete  innerhalb  des  europäischen  Rußlands 
anzusprechen :  das  nördliche  Gebiet  mit  den  Gouvernements  Arch- 
angelsk sowie  Teüen  von  Olonez  und  Wologda,  das  zentrale  Gebiet 
um  Moskau  herum  und  das  Uralgebiet  mit  den  Gouverne- 
ments Orenburg,  Ufa,  Perm  und  Wjatka,  sowie  Teüen  von  Wologda. 
Die  genannten  sechs  Wirtschaftsgebiete  im  europäischen  Rußland 
stellen  für  schwere  und  dabei  wohlfeüe  Waren  gesonderte  Verkehrs- 
kreise dar,  insoweit  nicht  etwa  große  Binnenwasserstraßen  wie  die 
Wolga  von  einem  Gebiete  ins  andere  übergreifen.    Hierzu  kommt 
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noch  Finnland,  das  nach  der  Eroberung  im  Jahre  1809  ur- 
sprünglich aus  politischen  Gründen  nicht  in  das  allgemeine  russische 
Zollgebiet  einbezogen  wurde.  Trotz  aller  Vergewaltigungs -Versuche 
des  russischen  Nationalismus  gegenüber  Finnland  hegten  die  maß- 
gebenden Faktoren  Rußlands  bisher  stets  Scheu  davor,  das  von 
Rußland  so  grundverschiedene  finnländische  Zollgebiet  mit  seiner 
spröden  volklichen  und  territorialen  Eigenart  in  das  russische  auf- 
gehen zu  lassen,  und  begnügten  sich  mit  zahlreichen  wechselseitigen 
Vorzugszöllen. 

Die  bloß  durch  die  beschränkte  Leistungsfähigkeit  der  Verkehrs- 
mittel bewirkte  Sonderung  von  Wirtschaftsgebieten  innerhalb  des 
europäischen  Rußlands  ist  um  so  bezeichnender,  als  es  dort  keine 
schroffen  Scheidungen  durch  hohe  Gebirge 
und  ausgedehnte  Wüsten  gibt.  Auch  die  Wirtschafts- 
gebiete des  westlichen,  mittleren  und  östlichen  Sibiriens  entstehen 
weit  mehr  durch  die  auch  von  den  Verkehrsmitteln  des  20.  Jahr- 
hunderts nur  schwer  und  kostspielig  zu  bewältigenden  Entfernungen, 
als  durch  irgendwelche  deutlich  ausgesprochene  geographische 
Scheidelinien. 

In  den  Vereinigten  Staaten  findet  man,  neben  dem 
durch  die  deutliche  Grenzscheide  des  Felsengebirges  abgetrennten 
Westen  der  Union,  noch  besondere  Wirtschaftsgebiete  im  Nordosten, 
im  Südosten,  im  nördlichen  und  südlichen  Mittelgebiete  der  Ver- 
einigten Staaten.  Die  Alleghanygebirge  sind  ein  viel  zu  niedriges, 
wegsames  Gebirge,  um  als  deutliche,  scharfe  Grenzscheide  zwischen 
dem  Osten  und  der  Mitte  des  großen  nordamerikanischen  Reiches 
angesehen  zu  werden.  Dagegen  machen  sich  bei  der  Trennung  der 
nördlichen  von  den  südlichen  Wirtschaftsgebieten  in  der  Mitte  und 
im  Osten  der  Union  überdies  noch  klimatische  Unterschiede, 
wenn  auch  nur  in  allmählichen  Übergängen  geltend.  So  behauptete 
die  Eisen-  und  Stahlindustrie  der  Südstaaten  (mit  ihrem  Zentrum 
Birmingham  im  Staate  Alabama)  lange  Zeit  hindurch  ihre  Unab- 
hängigkeit gegenüber  der  Eisenindustrie  des  Nordens,  bis  die  kapita- 
listische Vereinigung  beider  Eisenindustrien  in  den  Stürmen  der  Krise 
vom  Spätherbst  1907  zustandekam.  (Erweiterung  des  Stahltrusts 
durch  die  Tennessee  Goal  and  Iron  Company.)  Nicht  selten  bestehen 
krisenhafte  Verhältnisse  in  den  hochindustriellen  Nord- 
oststaaten und  entsprechende  Verstimmung  der  New  Yorker  Börse 
bereits  seit  längerer  Zeit,  während  in  den  mehr  agrarisch-montani- 
stischen West-  und  Mittelstaaten  noch  immer  relativ  günstige  Ge- 
schäftsverhältnisse zu  verzeichnen  sind.    Bisweilen  bÜden  wiederum 
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günstige,  zu  guten  Preisen  verwertbare  Baumwollernten 
eine  feste  Stütze  für  den  Wohlstand  der  Südstaaten  von  North 
Carolina  bis  Texas,  während  alle  übrigen  Teile  der  Union  unter 
krisenhaften  Verhältnissen  leiden. 

In  den  Mittel-  und  Weststaaten  der  Union  be- 
steht sogar  die  Ansicht,  bei  den  im  Nordosten  und  besonders  in 
New  York  konzentrierten  Finanzmächten  zum  mindesten 
auf  kein  Verständnis  rechnen  zu  können,  wenn  nicht  gar  Feind- 
seligkeit erwarten  zu  müssen.  So  heißt  es  in  einer  New  Yorker 
Korrespondenz  in  der  „Times"  vom  14.  November  191 1  unter  dem 
Schlagwort  ,,Wal  1  s  t  r  e  e  t  against  the  West":  „Möge 
der  Saatenstand  im  Westen  noch  so  befriedigend,  sein  Bergbau 
noch  so  nutzbringend,  die  Nachfrage  nach  Ackerboden  und  Fa- 
brikaten der  westlichen  Staaten  noch  so  lebhaft  sein,  so  können 
sich  diese  doch  nicht  helfen,  wenn  es  sich  die  New  Yorker  Finanz- 
leute in  den  Kopf  setzen,  es  sei  infolge  irgendwelcher  tatsächlich 
belangloser  politischer  oder  börsentechnischer  Verhältnisse  nicht 
an  der  Zeit,  erweiterte  Kredite  zu  gewähren."  Im  Weiteren  wird 
ausgeführt,  daß  ein  solcher  Widerspruch  zwischen  den  gesunden 
Verhältnissen  der  Mittel-  tmd  Weststaaten  und  dem  gewollten 
Pessimismus  des  finanziell  vorherrschenden  Ostens  nicht  nur  während 
der  Krise  vom  Herbst  1907,  sondern  auch  im  Jahre  191 1  be- 
standen habe. 

In  besonders  weitgehendem  Ausmaße  kommt  freÜich  die 
Trennung  des  westlichen  Wirtschaftsgebietes  der  Union  (westlich  vom 
Felsengebirge)  von  der  Mitte  und  dem  Osten  der  Vereinigten  Staaten 
zum  Ausdrucke.  Solange  sich  in  Kalifornien,  Oregon,. 
Washington  keine  entwickelte  Industrie  befand,  waren  diese 
Staaten  namentlich  für  schwerere,  nicht  kostspielige 
Waren,  wie  Roheisen  und  einfachere  Eisenfabrikate,  Zement  usw., 
auf  den  Bezug  aus  dem  Auslande  angewiesen.  Nur  die  drückend 
hohen  Zölle  seit  1890  vermochten,  unter  empfindlicher  Belastung 
der  Verbraucher  der  gesamten  Union,  hierin  eine  Änderung  herbeizu- 
führen, zumal  die  Gewinnung  billigen  Brennstoffes  aus  den  Erdöl- 
lagern im  Süden  Kaliforniens  der  Entwicklung  einer  Industrie  an  Ort 
und  Stelle  zugute  kam.  Aber  bei  starker  Inanspruchnahme  der 
Fabriken  in  den  mittleren  und  östlichen  Staaten  der  Union  sowie 
bei  ungewöhnlich  starkem  Bedarfe  im  Westen  (etwa  nach 
dem  Erdbeben  von  San  Francisco  im  Jahre  1906)  sind  Be- 
züge aus  Europa  oder  auch  aus  Ostasien  mittels  billiger 
Verfrachtung   zur  See  unentbehrlich. 
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In  China  und  Brasilien  sind  das  Eisenbahnnetz  und 
sogar  die  Flußschiffahrt  noch  zu  wenig  entwickelt,  als  daß  man  von 
einer  Erschöpfung  jener  Möglichkeiten  sprechen  könnte,  welche  die 
Verkehrsmittel  des  20.  Jahrhunderts  für  den  Zusammenschluß  nicht 
nur  großer,  sondern  auch  riesiger  Zollgebiete  an  die  Hand  geben. 
In  China  sind  übrigens  erst  mittels  Eisenbahnen,  Dampfschiffahrt, 
neuzeitlicher  Müitär-  und  Finanzorganisationen  usw.  jene  mittel- 
alterlich-feudalen Elemente  und  Faktoren  zu 
überwinden,  die  bis  in  die  letzte  Zeit  aus  den  einzelnen  Provinzen  halb- 
selbständige Staatswesen  und  aus  Provinzgouverneuren  halbunab- 
hängige Vizekönige  machten.  Eine  gewisse  Zersplitterung  des  ein- 
heitlichen chinesischen  Zollgebietes  durch  die  Binnenzölle  (I/ikin) 
entsprach  der  noch  immer  mangelhaften  administrativ-politisch-müi- 
tärischen  Zusammenfassung  des  chinesischen  Reiches  i)  durch  die 
Zentralgewalt   in   Peking. 

In  Brasilien^)  macht  zwar  die  wirtschaftlich-politisch-mili- 
tärische Zusammenfassung  des  Reiches  durch  die  Bundesregierung  in 
Rio  de  Janeiro  beständige  Fortschritte.  Als  entgegenwirkender 
Faktor  kommt  aber  die  verfassungsmäßige  Befugnis  der  einzelnen 
Bundesstaaten  in  Betracht,  nicht  nur  drückende  innere  Verbrauchs- 
steuern aller  Art,  sondern  auch  Ausfuhrzölle  einheben  zu 
dürfen.  Diese  Befugnis  kommt  der  Neigung  der  brasüianischen 
Bundesstaaten  entgegen,  sich  als  selbständige  Wirtschaftsgebiete  zu 
empfinden,  und  dient  ihrer  Fähigkeit,  sich  als  solche  Gebiete  dem 
übrigen  Brasilien  gegenüberzustellen.  Hierzu  kommt  noch  die  Ge- 
pflogenheit der  Bundesstaaten  mit  gleichen  wirtschaftlichen  Interessen, 
Sonderbündnisse  zur  Förderung  dieser  Interessen  zu  schließen. 
So  beruhte  die  später  von  der  Bundesregierung  in  weitgehendem  Maße 
geförderte  Kaffee- Valorisierung  2)  ursprünglich  auf  der  sogenannten 
Taubatekonvention  vom  26.  Februar  1906  zwischen  den  Staaten  Sao 
Paulo,  Rio  de  Janeiro  und  Minas  Geraes.  Im  Jahre  191 1  betrieben 
wiederum  die  Staaten  Para  und  Amazonas  eine  Valorisierungsaktion 
zugunsten  der  Kautschukpreise  2),  die  aber  damals  bei  der  gerade  mit 
finanziellen  Schwierigkeiten  kämpfenden  Bundesregierung  nur  eine 
platonische  Unterstützung  fand.  Auch  die  drei  Südstaaten  Parana, 
St.  Catharina  und  Rio  Grande  do  Sul  haben  und  verfolgen  einige  ge- 
meinsame wirtschaftliche  Interessen :  Absatz  von  landwirtschaftlichen 


*)  Vgl.  über  China  und  Brasilien  die  Bemerkungen  in  Abteilung  XI  dieses 
Kapitels. 

*)  Vgl.  hierüber  im  II.  Bande  das  Kapitel  ,,Die  Monokultur  in  der  Weltwirt- 
schaft" und  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  der  II.  Abteilung  der  Einleitung. 
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Erzeugnissen  der  gemäßigten  Zone,  Mate-Ausfuhr  i),  Kolonisation 
mittels  europäischer  Einwanderer. 

Das  indische  Eisenbahnnetz  ist  bereits  so  engmaschig,  daß 
man  das  Auseinanderfallen  eines  Riesenzollgebietes  in  eine  Reihe  be- 
sonderer Wirtschaftsgebiete  am  Beispiele  Indiens  studieren  kann. 
Dabei  hat  die  vorderindische  Halbinsel  nicht  einmal  nennenswerte 
Verkehrshindernisse  aufzuweisen,  wenn  man  von  der  Wüste 
T  h  a  r  (am  linken  Indusufer)  absieht,  die  zwar  ungefähr  300  000  km^ 
umfaßt,  aber  bei  ihrer  ebenen  Beschaffenheit  dem  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnbau wohl  auch  keine  besonderen  Schwierigkeiten  bereitet.  Trotz 
der  günstigen  Bedingungen,  die  Indien  der  Schaffung  eines  leistungs- 
fähigen, dichten  Eisenbahnnetzes  bietet,  und  trotz  der  weitgehenden 
Ausnützung,  die  diese  Gunst  der  Verhältnisse  bereits  gefunden  hat, 
beziehen  dennoch  die  Bombayer  Industrie  und  sonstige  Kohlen- 
verbraucher des  Westens  ihren  Kohlenbedarf  zum  großen  Teile  nicht 
aus  den  im  gleichen  Zollgebiete  befindlichen  bengalischen  Kohlen- 
gruben, sondern  aus  Großbritannien;  denn  dieses  kann  ohne  längere 
kostspielige  Bahnfracht  das  Brennmaterial  auf  dem  billigen  Seewege 
nach  den  Hafenplätzen  im  Westen  Indiens  bringen. 

Noch  von  der  Zeit  her,  da  B  i  r  m  a  ein  selbständiger  Staat  war, 
ist  man  in  den  dortigen  Geschäftskreisen  gewohnt,  von  einer  birma- 
nischen Ausfuhr  (namentlich  in  Reis)  nach  Indien  zu  sprechen,  während 
man  in  Indien  wiederum  von  einer  Einfuhr  aus  Birma  redet.  Überdies 
erfolgt  der  Verkehr  Birmas  mit  dem  übrigen  angloindischen  Kaiser- 
reiche fast  nur  zur  See.  Bengalen- Assam  ist  nämlich  von  Birma  durch 
ziemlich  unwegsame  Gebirgsketten  getrennt,  deren  Durchschneidung 
mittels  einer  Eisenbahnlinie  bisher  von  der  indischen  Regierung  als 
ein  ebenso  kostspieliges,  wie  auch,  in  Anbetracht  des  billigen  und 
bequemen  Seetransportes,  überflüssiges  Unternehmen  betrachtet 
wurde. 

In  der  Türkei,  die  der  „Mittelstufe"  zwischen  den  „Sub- 
kontinente" 2)  umfassenden  Weltreichen  und  den  Großstaaten  älteren 
mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  angehört,  ist  das  Eisen- 
bahnnetz noch  ungenügend  ausgebaut  und  die  Herrschaft  der 
Zentralgewalt  über  einzelne  feudal-autonomistische 
Grenz-  und  Außengebiete  noch  einigermaßen  unsicher. 
Bisher  stand  also  in  der  Türkei  die  Erschöpfung  jener  Möglichkeiten 
gar  nicht  in  Frage,  welche  die  Verkehrsmittel  sowie  die  militärischen, 

')   Vgl.   hierüber  im   II.  Bande  des  Kapitels   „Die  Monokultur  in  der  Welt- 

•wirtschft"  und  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  Abteilung  II  der  Einleitung. 

*)    Vgl.  über  den  Ausdruck  „Subkontinente"  die  Anmerkung  2  auf  Seite  214. 
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finanziellen  und  Verwaltungsorganisationen  des  20.  Jahrhunderts  für 
den  Zusammenschluß  nicht  nur  großer,  sondern  auch  riesiger  Zoll- 
gebiete gewähren.  Wurde  doch  erst  im  Budgetjahr  1909/ 1910 
(1325  der  Hedschra)  auf  die  im  Seeverkehr  erhobenen  Binnen- 
zölle von  einem  Prozent  des  Wertes  verzichtet,  die  beim  Übergang 
der  Waren  von  einem  Vilajet  ins  andere  zu  bezahlen  waren.  Diese 
Binnenzölle  beeinträchtigten  die  Einheit  des  türkischen  Zollgebietes 
unter  Schädigung  der  eigenen  Produktionsinter  essen.  Die  Türkei 
zerfällt  noch  derzeit  infolge  ihres  ungenügenden  Verkehrsnetzes  in 
ähnlicher  Weise  in  eine  Anzahl  gesonderter  Wirtschaftsgebiete,  wie 
es  bei  den  älteren  großstaatlichen  Zollgebieten  (Österreich,  Preußen, 
Frankreich,  Spanien)  etwa  noch  in  den  zwanziger  und  dreißiger  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  der  Fall  war.  Doch  dürften  sich  diese  rück- 
ständigen Verhältnisse  der  Türkei  im  zweiten  und  dritten  Jahrzehnt 
des  20.  Jahrhunderts  gewaltig  ändern. 

Ganz  eigentümliche  ausnahmsweise  Verhältnisse  bestehen  in 
Argentinien,  das,  gleich  der  Türkei,  der  „Mittelstufe'*  zwischen 
den  „Subkontinente"  umfassenden  Weltreichen  und  den  Großstaaten 
älteren  mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  beizuzählen  ist.  Die 
argentinischen  I^andgrenzen  sind  teils  hohe,  unwegsame  Gebirge,  so 
namentlich  jene  gegen  Chile  und  Bolivia,  teils  stoßen  sie  an  schütter 
bewohnte,  wirtschaftlich  wenig  in  Betracht  kommende,  unentwickelte 
Auslandsgebiete,  so  an  das  südliche  ChÜe,  das  südöstliche  Bolivia, 
an  Paraguay,  Südbrasilien  (Westgrenze  der  Staaten  Parana,  St. 
Katharina,  Rio  Grande  do  Sul),  westliches  Uruguay.  Dagegen  be- 
finden sich  gerade  an  der  Seegrenze  Argentiniens  und  an  den  von  dieser 
Grenze  landeinwärts  führenden,  großen,  schiffbaren  Flüssen  die  wich- 
tigsten Industrie-  und  Handelsplätze  des  I^andes.  Fast  nur  über  diese 
Plätze  können  Buropas  und  Amerikas  Industrie-  und  Handels- 
staaten mit  Argentinien  verkehren.  Daher  können  sich  derzeit 
etwaige  besondere  Wirtschaftsgebiete  Argentiniens 
nicht  an  irgend  einen  Nachbarstaat  anschließen; 
höchstens  stehen  sie  in  engerer  oder  loserer  Verbindung  mit  jenen 
argentinischen  Hafenplätzen,  die  sich  an  der  Seeküste  und  an  den 
großen  schiffbaren  Flüssen  befinden. 
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Xm.  Die  neueren  , .Großen  Zollgebiete''  von  weltreichartigem  Charakter 
stellen  die  denkbar  größte  Annäherung   an    den  internationalen  Frei- 
handel dar  und  sind  an  sich  ein  Triumph  der  Freihandelsidee. 

Folgender  Schluß  läßt  sich  aus  allen  diesen  Bemerkungen  über 
die  „Großen  Zollgebiete'*  des  20.  Jahrhunderts  ziehen,  mögen  diese  als 
Weltreiche  ganze  „Subkontinente"  ^)  umfassen  oder  der  „Mittelstufe 
zwischen  den  größten  Weltreichen  und  den  „Großstaaten"  älteren 
mittel-  und  westeuropäischen  Zuschnitts  angehören :  Sobald  die  Zoll- 
gebiete über  das  soeben  erwähnte  Großstaatsniveau  hinauswachsen 
und  sich  nach  Flächenraum  und  Bevölkerungsziffer  den  „Subkonti- 
nenten" nähern  oder  gar  einen  solchen  „Subkontinent"  oder  deren 
mehrere  darstellen,  ist  die  Handelspolitik  dieser  Riesen- 
reiche  oder  „Großen  Zollgebiete"  von  einem 
eigentümlichenStandpunkteauszubeurteilen. 
Es  kommt  dann  nicht  mehr  in  erster  I^inie  darauf  an,  ob  diese  ge- 
waltigen Staatswesen  einer  mehr  freihändlerischen  oder  mehr  schutz- 
zöllnerischen  Handelspolitik  zuneigen.  All  dies  tritt  an  Bedeutung 
M^eit  zurück  hinter  der  Tatsache  des  „G  roßen  Zoll- 
gebietes" selbst.  Ein  gewaltiger,  ja  geradezu  entscheidender 
freihändlerischer  Erfolg  besteht  eben  darin,  daß  es  überhaupt  gelungen 
ist,  Ivändermassen,  die  nach  Umfang  und  Bevölkerungszahl  ein  be- 
trächtliches Stück  des  gesamten  Weltmarktes 
darstellen,  in    ein    Wirtschaftsgebiet  zusammenzuschweißen. 

Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  noch  längere  Zeit  darüber  hinaus 
stellte  bereits  der  Großstaat  von  0,3 — 0,6  Millionen  km^  mit 
etwa  30 — 60  Millionen  Einwohnern  ein  solch  „beträchtliches  Stück 
des  gesamten  Weltmarkts"  dar.  Im  20.  Jahrhundert  sind 
diese  ehemaligen  Großstaaten  im  Begriffe,  zu  weltwirtschaftlichen 
Mittelstaaten  herabzusinken.  Als  „beträchtliches  Stück  des  ge- 
samten Weltmarktes"  haben  nunmehr  die  Riesenreiche  zu 
gelten;  diese  zählen  ihre  Flächenräume  nach  Millionen 
Quadratkilometern  als  Einheit  und  verfügen  über 
entsprechend  große  bereits  vorhandene  oder  zu  erwartende  Bevölke- 
rungsmassen. Nur  diese  Riesenreiche  können  derzeit  im  strengen 
Sinne  des  Wortes  als  „Große  Zollgebiete"  bezeichnet  werden.  Darüber 
hinaus  gäbe  es,  bei  noch  so  phantastisch-großartig  gedachter  Verbesse- 
rung der  Verkehrsmittel,  nur  noch  eine  denkbare  höhere  Stufe  der 
Entwicklung,  nämlich  den  universellen  Freihandel,   der 


Vgl.  über  den  Ausdruck  „Subkontinent"  die  Anmerkung  i  auf  Seite  214. 
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sich  innerhalb  des  gesamten  Weltmarktes  mit  fiskalischen  Zöllen 
begnügen  würde. 

Am  nächsten  stehen  also  dem  allgemeinen,  universellen  Frei- 
handel, der  nach  dem  gegenwärtig  absehbaren  Stande  der  Dinge  als 
Utopie  zu  bezeichnen  wäre,  die  „Großen  Zollgebiete"  mit  Millionen 
Quadratkilometern  als  Einheit  ihrer  Flächenräume  und  entsprechend 
großen  Volksziffern  oder  wenigstens  entsprechend  großen  Wachs- 
tumsmöglichkeiten ihrer  Bevölkerungen.  Diese  Zollgebiete  büden  im 
20.  Jahrhundert  ebenso  bereits  durch  die  Tatsache  ihrer  Existenz 
einen  Triumph  der  Freihandelsidee,  wie  um  die  Mitte 
des  19.  Jahrhunderts  die  großstaatlichen  Zollgebiete  von  0,3 — 0,6 
Millionen  km^  und  einer  Bevölkerung  von  30 — 60  Millionen.  Bereits 
Ende  1910  umfaßte  das  Zollgebiet  der  Vereinigten  Staaten  ungefähr 
ein  Dreizehntel  der  bewohnbaren  Festlandsfläche  (ohne  Polargebiete 
etwa  132,2  Mülionen  km^)  und  ein  Fünfzehntel  der  Erdbevölkerung 
(rund  1620  Millionen);  innerhalb  der  Grenzen  des  russischen  Reiches 
waren  ein  Sechstel  der  Festlandsfläche  und  ein  Zehntel  der  Erdbe- 
völkerung zu  finden;  Britisch  Indien  samt  Nebenländern  begriff  etwa 
ein  Fünftel  der  Erdbevölkerung,  wenn  auch  nur  ungefähr  4  •  7  Prozent 
der  gesamten  bewohnbaren  Erdoberfläche  in  sich.  In  diesen  und 
ähnlichen  Tatsachen  liegt  wohl  die  größte  Annäherung  an 
den  allgemeinen,  universellen  Freihandel,  die 
derzeit  überhaupt   denkbar  ist. 

Diese  Annäherung  ist  um  so  vollkommener,  als  im  formell 
staatsrechtlichen  Binnenverkehr  der  weltreichs- 
artigen „Großen  Zollgebiete"  unserer  Tage,  und  zwar  sowohl  der  Reiche 
subkontinentartigen  Charakters,  als  auch  jener  der  „Mittelstufe", 
namhafte  Welthandelsmoment  e^)  stecken,  wie  (in  Ab- 
teilung X  dieses  Kapitels)  ausführlich  dargetan  wurde.  Hierbei  kommt 
insbesondere  das  ebendort  erwähnte  transporttechnische 
Moment  in  Betracht:  Es  ist  nach  der  für  absehbare  Zeit  zu  er- 
wartenden Entwicklung  der  Verkehrsmittel  nicht  wahrscheinlich,  daß 
die  Weltreiche  und  „Großen  Zollgebiete''  des  20.  Jahrhunderts  jemals 
ihre  Außengebiete,  Neben-  und  Grenzländer  so  völlig  wirtschaftlich 
beherrschen  werden,  wie  es  die  Großstaaten  älteren  mittel-  imd  west- 
europäischen Zuschnitts,  dank  der  Ausgestaltung  und  Verbesserung 
der  Verkehrsmittel  während  der  letzten  sechs  bis  sieben  Jahrzehnte, 
zumeist  bereits  imstande  sind. 


*)    Vgl.  Detailangaben  hierüber  auch  in  der  Anlage  XI  „Handelsverkehr   der 
Vereinigten  Staaten  mit  ihren  noncontiguous  territories"  im  II.  Bande. 
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Gegen  diese  Gleichstellung  der  weltreichs- 
artigen „Großen  Zollgebiete*'  mit  der  denkbar 
größten  Annäherung  an  den  allgemeinen,  uni- 
versellen Freihandel  dürften  die  , ^Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung" ^)  den  Einwand  erheben,  dies  sei  ja  ganz 
schön  für  jene  Staaten  und  Völker,  die  bereits  einem  wirtschaftlich 
kaum  zu  erschöpfenden  „Großen  Zollgebiete"  angehören,  sei  aber  ein 
recht  geringer  Trost  für  die  verbleibenden  dreißig,  zwanzig  oder  auch 
nur  fünfzehn  Prozent  der  Erdbevölkerung,  die  sich  derzeit  außerhalb 
der  „Großen  Zollgebiete"  befinden.  Und  wenn  es  auch  nur  fünfzehn 
Prozent  der  Erdbevölkerung  wären,  so  fielen  diese  deshalb  schwer  in 
die  Wagschale,  weil  sich  darunter  manche  hochkulti- 
vierte oder  wenigstens  kulturell  rüstig  vor- 
wärtsschreitende Staaten  Europas  und  Amerikas, 
ferner  auch  Japan  (mit  Korea)  und  Siam  befinden.  Sogar  einige  der 
gegenwärtig  in  den  ersten  Entwicklungsstadien 
befindlichen  „Großen  Zollgebiete"  seien  zurzeit 
kaum  viel  besser  daran,  als  etwa  ein  Großstaat  älteren  mittel-  und 
westeuropäischen  Zuschnitts,  der  den  Druck  der  ganz  großen  Welt- 
reiche schwer  zu  empfinden  habe. 

Demgegenüber  wäre  vor  allem  darauf  hinzuweisen,  daß  in  der 
vorliegenden  Arbeit  nicht  so  sehr  der  gegenwärtige  Zustand,  als  viel- 
mehr die  „Entwicklungstendenzen"  der  Weltwirtschaft 
ins  Auge  gefaßt  werden.  Zweifellos  werden  sich  auch  jene  Weltreiche 
und  „Großen  Zollgebiete",  die  sich  derzeit  noch  in  den  ersten  Ent- 
wicklungsstadien befinden,  im  I^aufe  der  nächsten  zwei  bis  drei  Jahr- 
zehnte jenem  Zustande  gewaltiger  wirtschaftlicher  Ivcistungsfähigkeit 
nach  innen  und  außen  immer  mehr  nähern,  der  bereits  im  ersten  Jahr- 
zehnt des  20.  Jahrhunderts  von  den  Vereinigten  Staaten 
dargestellt  wurde. 

Bezüglich  der  gegenwärtig  außerhalb  der  „Großen  Zollgebiete", 
ihrer  Nebenländer  und  Einflußsphären  verbleibenden  Staatswesen  mit 
etwa  fünfzehn  oder  auch  etwas  mehr  Prozent 
der  Erdbevölkerung  wäre  auch  noch  darauf  hinzuweisen, 
daß  das  Kapitel  „Die  Großen  Zollgebiete  in  der  Weltwirtschaft"  im 
I.  Bande  der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  zu  finden 
ist,  dessen  Untertitel  lautet  „Planmäßige  Einwirkungen  auf  die  Welt- 
wirtschaft", und  nicht  im  II.  Bande  mit  dem  Untertitel  „Naturfaktoren 
und  soziale  Vorgänge  in  der  Weltwirtschaft".    In  neuerer  und  älterer 


*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck    die  Bemerkung  Seite  26. 
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Zeit  mögen  freilich  bei  der  Vergrößerung  der  Handels-  und  Zollgebiete, 
neben  der  klaren  Erkenntnis  und  wohlerwogenen  Berücksichtigung 
der  hierin  liegenden  handelspolitisch-kommerziellen 
Notwendigkeit,  auch  andere  Momente  mitgewirkt  haben : 
Ehrgeiz  einzelner  hervorragender  Persönlichkeiten,  national- 
politische Beweggründe,  gewissermaßen  privatwirtschaftliche 
Bestrebungen  leitenderbureaukratischer  und  mili- 
tärischer Kreise  behufs  Gewinnung  eines  erweiterten  Aus- 
beutungs-  und  Besteuerungsgebietes  zum  eigenen  Nutzen,  also  allerlei 
„Soziale  Vorgänge''.  Aber  gerade  im  letzten  halben  Jahr- 
hundert treten  diese  nicht  handelspolitischen  Beweggründe  immer 
mehr  zurück.  Sogar  persönlicher  Ehrgeiz,  nationalpolitischer  Eifer 
und  die  Gewinnsucht  kleiner  leitender  Kreise  erscheinen  in  der  Öffent- 
lichkeit schandenhalber  in  einer  handelspolitischen  Verkleidung,  als 
ob  ihr  Ziel  in  erster  Linie  nur  in  der  Erweiterung  des  Handels-  und 
Zollgebietes    bestünde. 

Die  Praktiker  der  Handelspolitik  und  auch  die  meisten  handels- 
politischen Theoretiker,  insoweit  sie  sich  nicht  besonders  mit  der 
Frage  der  Zollvereine  befassen,  suchen  die  Handelspolitik 
den  Verhältnissen  des  betreffenden  Zollge- 
bietes anzupassen,  mag  dieses  Zollgebiet  noch  so  eng, 
dürftig  und  unzureichend  sein  oder,  bei  unveränderten  Größenziffern, 
im  Laufe  der  historischen  Entwicklung  geworden  sein.  Demgegen- 
über macht  sich  aber  in  Praxis  und  Theorie^)  häufig  auch  das  Be- 
streben geltend,  dasZollgebietjenerHandelspolitik 
anzupassen,  die  man  gern  verfolgen  möchte. 
Seit  der  relativen  Festlegung  der  Besitz-  und  Grenz  Verhältnisse  Europas 
durch  den  Wiener  Kongreß  von  1814/1815  geht  diese  Anpassung  meist 
mittels  Vergrößerung  vor  sich.  Auf  diese  Weise  hat  Preußen 
die  engere  preußische  Handelspolitik  zu  einer  deutschen  erweitert; 
Österreich-Ungarn  hat  durch  die  Gewinnung  von  Bosnien-Herzego- 
wina das  Ziel  erreicht,  das  dalmatinische  Freigebiet  dem  Zollgebiete 
der  habsburgischen Monarchie  einverleiben  zu  können;  Frankreich  hat 
durch  mehr  oder  weniger  weitgehende  Zollvereinigungen  mit  Algerien, 
Tunis,  Madagaskar,  Indochina,  verschiedenen  westafrikanischen  Be- 
sitzungen sein  Zollgebiet  bedeutend  vergrößert;  Portugal  hat  in  seinen 
West-  und  ost afrikanischen  Besitzungen,  Italien  in  der  Eritrea  eben- 
falls zum  Hüfsmittel  des  kolonialen  Zollvereins  gegriffen,  nachdem 
sich  das  italienische  Volk  in  den  Jahren  1859 — 1870  nicht  nur  aus 

^)  So  streift  z.  B.  R.  Schüller  diese  Verhältnisse  in  seinem  „Schutzzoll  und 
Freihandel" (Wien  1905)  im  Abschnitt  „Der  Umfang  der  Zollgebiete"  Seite  245^3249. 
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politischer,  sondern  auch  aus  wirtschaftlicher  Zersplitterung  zu  kraft- 
voller Einheit  emporgerungen  hatte,  usw.  Ausnahmsweise  wurde  die 
Anpassung  des  Zollgebietes  an  die  gewünschte  Handelspolitik  auch 
mittels  Verkleinerung  bewerkstelligt,  so  im  Falle  Norwegens, 
das  1874  einen  Zollverein  mit  Schweden  abschloß,  sich  aber  in  der 
ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  durch  Austritt  aus  diesem  Zollverein 
dem  agrarischen  und  sonstigen  Schutzzöllnertum  Schwedens  entzog. 

Wenn  also  fünfzehn  Prozent  oder  etwas  mehr  der  Brdbevölkerung 
bisher  außerhalb  der  „Großen  Zollgebiete"  und  der  zu  solchen  Zoll- 
gebieten führenden  Kombinationen  geblieben  sind,  so  besagt  dies 
keineswegs,  daß  diese  lyänder  stets  außerhalb  dieses  Bereiches  bleiben 
müssen,  oder  auch  nur  bleiben  wollen,  bleiben  können.  So  bedarf  es 
seit  dem  Portsmouther  Frieden  von  1905  großer  diplomatischer  Kunst 
und  gelegentlichen  Energieaufwandes  der  in  Ostasien  interessierten 
Groß-  und  Weltmächte,  um  Japan  zu  verhindern,  sich  gewaltsam, 
sei  es  in  den  Philippinen  und  im  holländischen  Inselgebiet,  sei  es  in 
der  Mandschurei  oder  gar  in  Australien,  jene  Land-  und  Bevölkerungs- 
massen anzueignen,  die  ihm  noch  zu  einem  der  „Mittelstufe'*  ange- 
hörenden Weltreiche  fehlen.  Ein  solches  japanisches  Weltreich  wäre 
vermöge  der  schon  verhältnismäßig  großen  Bevölkerung,  die  Japan 
seit  1905  besitzt,  sofort  ein  namhafter  weltwirtschaftlicher  Faktor. 
(Das  letztere  ist  übrigens  Japan  bereits  im  I.  Jahrzehnt  des  20.  Jahr- 
hunderts nahezu  geworden.)  Ebenso  ist  es  nicht  ausgeschlossen,  daß 
die  Balkanstaaten,  bei  Fortdauer  der  wenig  anziehenden 
agrarischen  Handelspolitik  Österreich-Ungarns  und  Deutschlands,  in 
ein  innigeres  zollpolitisches  Verhältnis  zum  türkischen  Reiche 
treten  werden.  Voraussetzung  hierfür  ist,  daß  die  Türkei  inzwischen 
die  Befreiung  von  den  entwürdigenden  Fesseln  der  Kapitulationen 
erlangen  und  den  fünf  Balkankönigreichen  wirtschaftlich  ebenso  ent- 
gegenkommen werde,  als  es  bisher  zumeist  der  Fall  war.  Seitdem 
Rußland  mit  P  e  r  s  i  e  n  den  Handelsvertrag  vom  27.  Oktober 
1901  abgeschlossen  hat,  der  für  eine  Reihe  besonderer  russischer 
Ausfuhrwaren  niedrige  Zölle  und  für  einige  wichtige  persische  Ausfuhr- 
artikel (Baumwolle,  Südfrüchte,  Seidenwaren  usw.)  sogar  Vorzugszölle 
vorsieht,  besteht  zwischen  beiden  lyändern  eine  Art  unvollkommenen 
Zollvereins.  Dieser  ergreift,  den  rückständigen  Verkehrsverhältnissen 
entsprechend,  insbesondere  Nordpersien. 

Abgesehen  von  diesen  gar  nicht  so  fernliegenden  Möglichkeiten, 
die  sich  in  einigermaßen  ähnlicher  Weise  wohl  auch  in  Südamerika 
abspielen  könnten,  wäre  noch  auf  eine  andere  wichtige  Tatsache 
hinzuweisen:  Nicht  wenige  der  hier  in  Frage  kommenden  kleineren 
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Zollgebiete  sind  gegenwärtig  insbesondere  Lieferanten  von 
Rohstoffen  und  werden  diese  Stellung  auf  dem  Weltmarkte 
wohl  noch  für  längere  Zeit  hinaus,  mindestens  aber  für  die  nächsten 
zwei  bis  drei  Jahrzehnte  behalten.  Dies  gilt  vornehmlich  für  die 
kleineren  Zollgebiete  Südamerikas  (die  aber,  nach  dem  europäischen 
Maßstabe  gemessen,  zumeist  schon  ganz  ansehnliche  Flächenräume 
umfassen),  für  die  Balkanstaaten,  ferner  für  Siam  und  Abessinien^ 
falls  die  beiden  letztgenannten  Gebiete  der  offenen  Tür  bei  auf- 
steigender kultureller  Entwicklung  ihre  Unabhängigkeit  behaupten 
würden.  Dies  gilt  sogar  für  manche  derzeit  noch  in  den  ersten  Knt- 
wicklungsstadien  verbliebene  Weltreiche,  wie  Kanada,  Australien, 
Südafrika,  Argentinien,  Türkei,  Britisch-Nordostafrika. 

In  den  verschiedenen  Industriezweigen,  mit  Einschluß  mancher 
Nahrungsmittelproduktionen,  ist  ein  immer  schärfer  empfundener 
Mangel  an  Rohstoffen  und  sogar  an  manchen 
einfachen,  weiter  zu  verarbeitenden  Fabri- 
katen zu  verzeichnen.  Daher  besteht  für  lyänder,  deren  Handels^ 
bilanz  ihr  Aktivum  zum  großen  Teile  auf  Rohstoff-Ausfuhren  be- 
gründet, jene  Beengung  überhaupt  nur  in  schwächerem  Ausmaße^ 
die  zurzeit  und  bereits  seit  Jahrzehnten  namentlich  die  In- 
dustriestaaten zur  friedlichen  oder  gewaltsamen  Erweiterung 
ihrer  Zollgebiete,  Kolonien  undEinflußsphären  drängt.  Die  vorwiegend 
Rohstoffe  liefernden  Staaten  hatten  zwar  auch  seit  jeher  ihre  Pläne 
oder  nur  Träume  bezüglich  irgend  welcher  Zollvereinigungen  oder  ge- 
waltsamer Erweiterungen  ihrer  Zollgebiete.  Hierbei  schwebten  ihnen 
aber  neben  den  zweifellos  vorhandenen  wirtschaftlichen  Beweg- 
gründen mindestens  ebenso  sehr  politische  Ziele  vor,  so  die 
Anknüpfung  von  Verbindungen  mit  sprachlich-national  ähnlichen 
Elementen,  wie  z.  B.  im  Falle  des  serbisch-bulgarischen  Zollvereines, 
oder  Sicherstellung  gegenüber  politisch  übermächtigen  Nachbarn,  wie 
in  den  1911  aufgetauchten  Bemühungen  um  ein  „Gran  Colombia" 
im  nördlichen  Südamerika  gegenüber  den  Vereinigten  Staaten. 

Keinesfalls  werden  also  durch  die  weit  in  das  19.  Jahrhundert 
zurückreichende  Tendenz  zur  Schaffung  großer  Zoll- 
gebiete weltreichsartigen  Charakters  die  Ent- 
wicklungsmöglichkeiten des  Weltmarkts  immer  mehr  eingeengt.  Ver- 
möge dieser  hochbedeutsamen  Tendenz  kommt  es  im  Gegenteil  zu 
einer  allmählichen  Annäherung  an  den  allge- 
meinen, universellen  Freihandel.  Über  diesen  Grad 
von  Annäherung  hinaus  gäbe  es  wohl  nur  den  für  zunächst  absehbare 
Zeiten  als  utopisch  zu  betrachtenden  universellen  Freihandel  selbst. 
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SiebentesKapitel. 

Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft'). 

I.  Kolonien  als  absichtlich  geschaffene  Absatzgebiete  für  Fabrikate  des 
Mutterlandes   (System   der   Vorzugszölle)  oder  auch   anderer   Staaten 

(Freihandelsgebiete). 

In  der  großen,  schwierigen  Auseinandersetzung  zwischen  den 
„Skeptikern  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  ^)  und 
jenen  anderen  Volkswirten,  welche  diese  Entwicklung  mit  einem 
mehr  instinktiven  oder  mehr  auf  klare  Überlegung  gestützten  Ver- 
trauen begleiten,  kommt  den  Kolonien  in  mehrfacher  Beziehung 
«ine  bedeutungsvolle  Rolle  zu: 

I.  Schon  seit  Jahrhunderten  bilden  die  Kolonien  der  verschiedenen 
europäischen  Völker  und  neuerdings  auch  die  der  Nordamerikaner 
und  Japaner  ein  Beispiel  für  folgenden  Vorgang:  Man  begnügt  sich 
nicht  mit  dem  „natürlichen'*,  aus  den  Verhältnissen  der  Weltwirt- 
schaft entspringenden  Wachstum  der  internationalen  Handelsbe- 
ziehungen, sondern  trifft  mit  wohlberechneter  Absicht- 
lichkeit Anstalten,  um  bedeutende,  durch  Zölle  wenig 
behinderte  Außenhandels-Beziehungen  zu  schaffen.  Es  machte  sich 
nämlich  im  Laufe  der  neuzeitlichen  Geschichte  (als  einer  der 
wichtigsten  Faktoren  in  der  historischen  Entwicklung  dieser  Periode) 
ununterbrochen,  wenn  auch  nicht  stets  in  gleicher  Stärke  das  Be- 
streben geltend,  der  für  unsicher  und  bedroht  ge- 
haltenen Fabrikatenausfuhr  gesic  h'e  r  t  e  oder 
zum  m i ndestenunverschlosseneAbsatzgebiete 
in  den  Kolonien  zu  beschaffen.  In  diesen  Kolonien  sollte  durch  inten- 
sive Förderung  der  landwirtschaftlichen  und  womöglich  auch  mine- 
ralischen Rohstoffproduktion  der  Gegenwert  für  die  in 
erster  Linie  behufs  Förderung  ins  Auge  gefaßte  Fabrikatenausfuhr 
des  Mutterlandes  bereitgestellt  werden.    Die  Frage  war  nur  und  ist 


^)  Als  die  erste,  weit  weniger  ausgearbeitete  Niederschrift  dieses  Kapitels 
wäre  mein  gleichnamiger  Aufsatz  in  der  , »Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft", 
Juli/Augustheft    1907  zu  erwähnen. 

')    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  das  I.  Kapitel  Seite  26. 
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es  gegenwärtig  noch  mehr,  inwiefern  diese  Art  kolonialer  Wirtschafts- 
politik Aussichten  auf  Dauer  habe. 

2.  Nach  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Dinge 
repräsentieren  die  britischen,  niederländischen,  deutschen,  dänischen, 
belgischen  (ehemaliger  Kongostaat)  Kolonien,  nebst  einigen  fran- 
zösischen, spanischen,  nordamerikanischen  und  portugiesischen  Kolo- 
nialgebieten allen  Völkern  zu  gleichen  Zollsätzen  offenstehende  Frei- 
handelsgebiete mit  bedeutenden  Bodenflächen,  Menschen- 
m  a  s  s  e  n  ;  auch  stellen  diese  Kolonien  gewaltige  Ab- 
satzgebiete sowie  Handelsbeziehungen  dar,  wo- 
durch der  uferlosen  Schutzzollphantasien  überlassene  Raum  bisher 
bedeutend  eingeengt  wurde.  Überdies  wird  einer  Reihe  von  In- 
dustrie- und  Handelsstaaten,  die  innerhalb  des  alten  nichtrussischen 
Europa  auf  engem,  verhältnismäßig  dicht  bevölkerten  Räume  zu- 
sammengedrängt sind  (England,  Frankreich,  Niederlande,  Belgien, 
Deutschland),  der  Wettkampf  um  unverschlossene  Absatzmärkte 
durch  eigenen  namhafteren  Kolonialbesitz,  mag  er  anderen 
Völkern  zu  gleichen  Zollsätzen  offen  stehen 
oder  nicht,  einigermaßen  erträglicher  gemacht,  wenn  auch  ge- 
wiß nicht  ganz  erspart. 

3.  Endlich  spielen  die  Kolonien  in  weltwirtschaftlichen  Er- 
wägungen noch  insofern  eine  wichtige  Rolle,  als  sich  ernste  Besorg- 
nisse geltend  machen,  ob  denn  die  soeben  erwähnten  riesigen 
kolonialen  Freihandelsgebiete,  insbesondere  die 
britischen,  als  solche  fernerhin  bestehen  bleiben  werden.  Es  wird 
die  Befürchtung  ausgesprochen,  daß  an  Stelle  der  dem  Exporte 
aller  lyänder  die  gleichen  Zölle  entgegenstellenden  kolonialen  Zoll- 
tarife ein  System  wechselseitiger  Bevorzugungen 
des  Mutterlandes  und  der  Kolonien  treten  werde, 
wie  es  Chamberlain  für  das  an  erster  Stelle  in  Frage  kommende 
britische  Weltreich  (Ende  des  19.,  Anfang  des  20.  Jahrhunderts) 
nach  dem  Muster  der  französischen  Kolonialpolitik  ins  Auge  gefaßt 
und  gefördert  hat. 


II.     Gegensatz  der  älteren  zur  neueren  Kolonialpolitik,  herbeigeführt 

durch  das  warnende  Beispiel   des  Abfalls   der  britischen,  spanischen 

und  portugiesischen  Kolonien  in   beiden  Amerika  sowie    durch    den 

neueren,  scharfen  weltpolitischen  Wettbewerb. 

Die  Kolonialpolitik  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  nahm 
die  Interessen  der  Fabrikatenausfuhr  des  Mutterlandes  aufs  rück- 
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sichtsloseste  wahr.  IMan  sorgte  dafür,  daß  die  Produkte  des  Mutter- 
landes unter  namhaft  bevorzugten  Bedingungen  mit  den 
Fabrikaten  des  Auslandes  konkurrieren  konnten,  wofern  nicht 
den  Kolonien  die  Einfuhr  anderweitiger  Fabrikate  überhaupt  unter- 
sagt wurde  und  eben  nur  auf  den  Schmuggel  beschränkt  blieb.  So 
weit,  wie  es  in  den  genannten  früheren  Jahrhunderten  möglich  war, 
kann  die  moderne  Kolonialpolitik  nicht  mehr  gehen. 
Ganz  besonders  kann  sie  die  einseitige  Förderung  der 
agrarischen  und  bergbaulichen  Rohstoffer- 
zeugung (eventuell  auch  der  Produktion  von  Fabrikaten  niedriger 
Verarbeitungsstufe  wie  Rohzucker),  unter  Vernachlässigung  in- 
dustrieller Entwicklungsmöglichkeiten,  nicht  so  rücksichtslos  zur 
Anwendung  bringen,  wie  ihre  brutalere  Vorgängerin  in  früheren 
Jahrhunderten;  damals  wurde  nicht  nur  eine  systematische  Förderung 
industrieller  Tätigkeit  in  den  Kolonialgebieten  unterlassen,  sondern 
man  suchte  auch  etwaige  dortige  Anfänge  einer  industriellen  Ent- 
wicklung durch  allerlei  Unterdrückungsmaßregeln  zu 
hemmen. 

Bereits  im  i8.  Jahrhundert  ist  es  durch  den  Abfall  der 
nordamerikanischen  Kolonien  von  Großbritannien 
den  einsichtigeren  Kolonialvölkern  klar  geworden,  daß  eine  derartig 
brutale  Kolonialpolitik,  die  einzig  und  allein  das  wirkliche  oder  an- 
gebliche Interesse  der  Fabrikatenausfuhr  des  Mutterlandes  im  Auge 
hat,  auch  nur  auf  einige  Dauer  undurchführbar  sei.  Wenigstens 
gut  dies  für  Gebiete  gemäßigter  Zone  mit  einer  kräftigen, 
selbstbewußten  Bevölkerung,  deren  I^ebensverhältnisse  von  denen 
der  Völker  Europas  nicht  allzusehr  verschieden  sind.  Aber  in  den 
tropischen  und  subtropischen  Gebieten  mit 
Bevölkerungen  geringeren  Kulturgrades  und  schwächerer  politisch- 
militärischer Leistungsfähigkeit  und  Energie  hat  sich  diese  alte 
Kolonialpolitik,  wenn  auch  im  abgeschwächten  Maße,„ 
noch  erhalten.  Sie  hält  sich  zwar  heutzutage  auch  in  den  Tropen 
und  Subtropen  von  brutaler  Unterdrückung  aufkeimender  industri- 
eller Tätigkeit  im  allgemeinen  fern;  doch  wenden  die  dortigen 
Kolonialregierungen  ihre  Aufmerksamkeit  der  Förderung  land- 
wirtschaftlicher und  bergbaulicher  Rohproduktion  meist  mit  größerem 
Eifer  zu  als  irgendwelchen  industriepolitischen  Angelegenheiten. 
Daß  sie  dies  aber  zumeist  ohne  größeren  Schaden  für  das  wirtschaft- 
liche Emporkommen  der  betreffenden  tropischen  und  subtropischen 
Gebiete  tun  können,  ist  um  so  wichtiger,  als  hiervon  die  dauernde 
Anwendbarkeit  dieser  Kolonialpolitik  abhängt.      Denn  eine  durch 
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gewaltsame,  schädliche  Eindämmung  ihrer  wirtschaftlichen 
Entwicklung  schwer  gereizte  Tropen-  oder  Subtropenbevölkerung 
hätte  bei  dem  heutigen,  eifrigen  weltpolitischen  Wettbewerb  und 
dem  Aufkommen  überseeischer  Großmächte  (Vereinigte  Staaten, 
Japan)  doch  manche  Mittel  zur  Verfügung,  ihren  Unterdrückern 
Schwierigkeiten  zu  bereiten  und  ihnen  die  Ausübung  ihrer  brutalen 
Herrschaft  zu  verleiden. 


m.  Beispiele  mehr  oder  minder  erfolgreicher,  auf  Förderung  agrarischer 
und  Rohstoff  erzeugungen  gerichteter  britischer  Eolonialpohtik  in  Ägypten, 
Indien,  Birma,  Ceylon,  Straits  Settlements  usw.;  Bedeutsamkeit  der  Er- 
zeugung hochwertiger  Rohstoffe. 

Eines  der  kennzeichnendsten  und  lehrreichsten  Beispiele  einer 
erfolgreichen  derartigen  Kolonialpolitik  bildet  die  von  den  Eng- 
ländern in  Ägypten  seit  der  Okkupation  dieses  lyandes  im 
Sommer  1882  durchgeführte  Wirtschaftspolitik.  Die  Wirtschaftspolitik 
der  Engländer  in  Ägypten  ist  nämlich  rein  agrarischen 
Charakters;  das  daneben  einhergehende  wohlwollende  Verhalten 
gegenüber  mineralischen  Rohstoffproduktionen  ist,  bei  der 
mäßigen  Ausstattung  des  lyandes  mit  diesen  Naturgaben  (Porphyr 
und  sonstige  Bausteine,  etwas  Gold  und  andere  Metalle,  einige  Edel- 
steinsorten, Petroleum,  Salz  und  Natron),  von  geringer  Bedeutung. 
Hierbei  befanden  sich  die  Engländer  in  starkem  Gegensatze  zu  der 
Wirtschaftspolitik  des  großen  Mehemet  Ali  (1806 — 1849)  und 
seiner  Nachfolger  in  der  Herrschaft  Ägyptens  bis  zur  britischen 
Okkupation.  Diese  waren  nämlich  mit  großem  Eifer  um  die  Schaffung 
von  Industrien  im  Nillande  bemüht;  doch  erzielten  sie  hierbei  nur 
geringe  Erfolge.  Denn  das  von  ihnen  angewandte  Mittel  der  Er- 
richtung zahlreicher,  eine  Reihe  verschiedener  Produkte  erzeugender 
Staatsbetriebe  wäre  sogar  bei  einer  leistungsfähigeren  und 
ehrlicheren  Verwaltung,  als  es  die  ägyptische  vor  der  britischen 
Okkupation  war,  kaum  tauglich  gewesen.  Aber  die  Engländer 
konzentrierten  ihre  Anstrengungen  darauf,  die  bereits  unter  Mehemet 
Ali  (im  Jahre  182 1)  vielversprechend  begonnene  Baumwoll- 
kultur, welche  gerade  für  die  feine  Garne  spinnende  britische 
TextÜindustrie  höchst  wertvoll  ist,  durch  Verbesserung  der  Be- 
wässerungsanlagen und  sonstige  HÜfsmittel  möglichst  auszudehnen. 
Hierdurch  wird  Ägypten  immer  mehr  in  eine  große  BaumwoUplantage 
mit  einigen  Nebenkulturen  verwandelt. 

Man  hat  sogar  den  Anbau  der  wichtigen,  aber  viel  Bewässerung 

Schilder.    16. 
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erfordernden  Nahrungspflanze  Reis  bei  niedrigem  Wasserstande 
des  Nil,  wie  etwa  im  Jahre  1900,  einfach  verboten,  um  nur  der  Baum- 
wolle das  Wasser  nicht  zu  entziehen.  Seit  Jahrtausenden  war  Äg5^ten 
als  Exportland  für  Nahrungsmittel,  insbesondere  für  Getreide  (und 
Reis)  bekannt  und  berühmt;  nunmehr  ist  es  ein  Importland 
für  Nahrungsmittel  1)  geworden,  das  diese,  schon  der 
Frachtersparnis  halber,  mit  Vorliebe  in  der  konzentrierteren  Form 
von  Fabrikaten  (Mehl  und  Konserven)  bezieht.  So  betrug  die  Ein- 
fuhr von  gesalzenem,  geräuchertem  oder  sonstwie  konserviertem  Fleisch 
und  ebensolchen  Fischen  im  Jahre  1909  ca.  6  Mülionen  Franken  2). 
Auch  der  Umstand,  daß  auf  Getreide  derselbe  achtprozentige  Wertzoll 
ruht,  wie  auf  Mehl,  muß  die  Mehleinfuhr  fördern,  die  von 
155  530  q  im  Durchschnitt  der  Jahre  1889 — 1893  auf  666  062  q  für 
13,07  Millionen  Franken  im  Jahre  1901  und  1703  815  q  für  44,80 
Millionen  Franken  gleich  acht  Prozent  der  damaligen  gesamten  ägyp- 
tischen Wareneinfuhr  (556  Mülionen  Franken)  im  Jahre  1909  gestiegen 
ist^).  Während  aber  Ägypten  noch  in  den  achtziger  Jahren  eine  ganze 
Anzahl  seiner  Agrarerzeugnisse  in  größeren  Mengen  ausführte, 
so  Getreide,  Zucker,  Hülsenfrüchte  *),  exportiert  es  jetzt  bis  auf 
wenige  Prozente  des  Wertes  nur  Baumwolle,  Baumwoll- 
saat und  Cottonöl.  Im  Jahre  1904  kamen  auf  die  drei  ge- 
nannten Artikel  ca.  88  Prozent  des  gesamten  ägyptischen  Exports, 
im  Jahre  1905  bei  niedrigeren  Baumwollpreisen  noch  immer  ca. 
86  Prozent,  während  vom  Rest  noch  ein  beträchtlicher  Teil  auf 
sudanesische  Transitartikel  entfiel,  und  im  Jahre  1910  betrug  dieser 
Prozentsatz  sogar  etwa  92  Prozent^).  Auch  die  noch  in  den  neunziger 


*•)  Im  Volkszählungsjahre  1907  umfaßte,  nach  den  Zensusangaben,  der  land- 
wirtschaftlichen oder  Wohnzwecken  gewidmete  Boden  Ägyptens  33,596  km*  mit  einer 
Bevölkerung  von  11,29  Millionen  Einwohnern  (April  1907),  also  etwa  336  Einwohner 
axif  den  Quadratkilometer. 

')    Diese  Einfuhr  betrug  im  Jahre    19 10  etwa   5   MilHonen  Franken. 

')  Im  Jahre  1910,  dasÄgypten  eine  ungewöhnlich  günstige  Getreideernte  brachte,, 
betrug  die  Mehleinfuhr  nur  1,216,040  q  für   32,40  MilHonen  Franken. 

*)  Auch  die  ägyptische  Bohnenproduktion  ist  in  starker  Abnahme  begriffen. 
Sie  dürfte  bald  für  Ausfuhrzwecke  nichts  mehr  erübrigen,  da  das  Nutzvieh,  zu  dessen 
Ernährung  die  Bohnen  in  Ägypten  vorzugsweise  verwendet  werden,  abgesehen 
von  den  allerletzten  Jahren  {1909  und  1910),  an  Zahl  beständig  zunimmt.  Im 
Jahre  1909  belief  sich  die  ehemals  so  umfangreiche  Bohnenausfuhr  nur  mehr  auf  ca. 
163000  Franken.  Einen  bedeutenden  imd  lohnenden  Ausfuhrartikel  bilden  aber  nach 
wie  vor  die  Zwiebeln,  wovon  im  Jahre  1909  73000  t  für  6,"]  Millionen  Franken 
und  im  Jahre    1910   90800  t  für  6,8   MilHonen  Franken  exportiert  wurden. 

')  Mit  Hinzurechnung  der  wohl  größtenteils  der  Cottonöl-Erzeugung  ent- 
stammenden Ölkuchen  erhöht  sich  dieser  Prozentsatz  sogar  auf  mehr  als  93  Prozent.. 
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Jahren  recht  bedeutende  Zuckerausfuhr  (im  Jahre  1899  rund 
644  000  q)  ist  stark  zusammengeschrumpft,  teils  infolge  der  hohen 
Baum  wollpreise,  wodurch  sich  die  I/andbevölkerung  veranlaßt  sah, 
lieber  diese  ohnehin  von  der  Regierung  und  besonders  von  dem 
mächtigen  Bewässerungsdepartement  begünstigte  Handelspflanze  statt 
des  Zuckerrohres  anzubauen,  teils  infolge  der  Rückwirkung  des  Zu- 
sammenbruches der  französischen  Zuckerraffinerie-Gesellschaft  Say 
auf  den  ägyptischen  Zucker trust.  So  betrug  die  ägyptische  Zucker- 
ausfuhr im  Jahre  1905  nur  275  400  q  und  im  Jahre  1907  gar  nur 
ca.  41  800  q  für  927  000  Franken,  d.  i.  schon  viel  weniger  als  die 
Zuckereinfuhr,  die  sich  im  Jahre  1907  auf  248  900  q  für  6,96  Mülionen 
Franken  belief. 

Wenn  es  schon  schlimm  genug  ist,  daß  die  anglo-ägyptische 
Regierung  so  gut  wie  nichts  tut,  um  die  Industrie  zu  heben,  so  war 
es  noch  viel  schlimmer,  daß  die  Regierung  die  industrielle  Entfaltung, 
wenigstens  bis  vor  kurzem,  geradezu  verhinderte.  So  ist  es  für  die 
ägyptische  Industrie  ungemein  lästig,  daß  daselbst  Rohstoffe, 
weiter  zu  verarbeitende  Fabrikate  und  Bnd- 
fabrikate dem  gleichen  achtprozentigen  Wert- 
zolle unterliegen;  die  Frachtersparnisse  für  die  weniger  umfang- 
reichen Kndfabrikate  mehr  oder  minder  hoher  Verarbeitungsstufe 
werden  durch  keine  Zollerleichterung  für  Rohstoffe  tind  Fabrikate 
niedriger  Verarbeitungsstufe  oder  Maschinen  ausgeglichen.  Doch 
haben  immerhin  seit  25.  November  1905  Steinkohle,  Petro- 
leum-Rückstände und  Petroleum  sowie  Brenn- 
holz, Bauholz  und  Holzkohlen,  ferner  Ochsen, 
Kühe,  Schafe  und  Ziegen  statt  der  allgemeinen  acht 
nur  vier  Prozent  des  Wertes  zu  entrichten.  Hierbei  ist  zu  bemerken, 
daß  Kohle  einen  der  wichtigsten  englischen  Ausfuhrartikel  darstellt, 
daß  englisches  Kapital  an  Petroleumunternehmungen  in  allen  Welt- 
gegenden beteiligt  ist  und  daß  die  Zollermäßigung  für  Vieh  in  erster 
Linie  der  ägyptischen  Landwirtschaft  dienen  soll,  deren  Viehbestände 
durch  Seuchen  dezimiert  wurden. 

Industriegründungen,  wie  Bierbrauereien,  Zigarettenfabriken, 
Zementfabriken,  Papierfabriken,  Gerbereien,  Tischlereien,  Teigwaren- 
fabriken, Parfümerieerzeugung,  Herstellung  gewöhnlicher  Seifen  usw., 
die  meistens  wenig  umfangreich  sind  und  wichtigeren  englischen 
Industrien  keine  erhebliche  Konkurrenz  bereiten,  wurden  von  der 
anglo-äg3^ptischen  Regierung  wenigstens  ungeschoren  gelassen,  und 
die  Zigarettenindustrie  genießt  sogar  den  VorteÜ  eines  sehr  entgegen- 
kommenden Veredlungsverkehrs    (ägyptische   Zigarettenausfuhr    im 
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Jahre  1910  473  900  kg  für  10  Millionen  Franken).  Auch  die  im 
Jahre  1906  durch  schweres  finanzielles  Mißgeschick  erschütterte 
ägyptische  Zuckerindustrie,  worin  viel  Kapital  der  seit  1904  England 
eng  befreundeten  französischen  Nation  investiert  ist,  wurde  nach 
dem  Krach  im  Jahre  1906  von  der  äg3rp tischen  Regierung  durch 
mancherlei  Maßregeln  mit  gutem  Erfolge  unterstützt,  so  durch  Tarif- 
ermäßigungen auf  den  ägyptischen  Staatsbahnen,  Steuererleichte- 
rungen usw^).  Dagegen  hat  sich  diese  Regierung  gegen  zwei  im  Jahre 
1901  von  Aktiengesellschaften  in  Betrieb  gesetzte  Fabriken  für 
Garne  und  Gewebe  aus  Baumwolle  geradezu  feind- 
selig verhalten;  sie  legte  nämlich  diesen  Fabriken  zum  Ersatz  des 
achtprozentigen  Wertzolles  für  eingeführte  BaumwoU waren  eine  gleich 
hohe  Verbrauchssteuer  auf.  Im  Jahre  1910  beschränkten  sich  die 
zwei  Webereien  in  Assiut  und  Girgeh  darauf,  aus  englischen 
Garnen  Stoffe  für  die  Gewänder  der  einheimischen  Bevölkerung 
zu  weben. 

Im  Sommer  1909  wurde  in  Ägypten  eine  Regierungsverordnung 
erlassen  (siehe  eine  Korrespondenz  des  offiziellen  „Schweizer  Handels- 
amtblatt" vom  23.  Juli  1909  aus  Alexandrien),  die  eine  Reihe  von 
Vorschriften  gegen  die  dort  seit  jeher  übliche  und  in  den  letzten 
Jahren  stark  zunehmende  gewerblich-industrielle 
Kinderausbeutung  enthält.  Diese  Verordnung  bezieht 
sich  in  erster  Linie  auf  die  besonders  gesundheitsschädlichen  An- 
stalten für  Baumwollentkernung,  soll  aber  nach  Bedarf 
auch  auf  alle  anderen  Betriebe  ausgedehnt  werden.  Der  Alexandriner 
Korrespondent  des  genannten  schweizerischen  Blattes  bemerkt  hierzu, 
daß  sich  in  Ägypten  eine  größere  Anzahl  sonst  nicht  konkurrenz- 
fähiger Betriebe  während  der  letzten  Jahre  durch  die  billige 
Kinderarbeit  gegenüber  der  Konkurrenz  der  Einfuhrwaren 
über  Wasser  gehalten  habe.  In  sozialpolitisch-humanitärer  Be- 
ziehung ist  diese  ägyptische  Verordnung  gewiß  nur  zu  büligen.  Sicher- 
lich waren  aber  die  Engländer,  wie  in  ähnlichen  indischen  Fällen 
(von  Lancashire  aus  diktierte  Arbeiterschutzmaßregeln  für  die  indische 
Baumwollindustrie)  froh,  zwei  Fliegen  auf  einen  Schlag 
zu  treffen :  den  Anforderungen  der  Humanität  zu  genügen  und 


•)  Zwar  betrug  im  Jahre  1910  die  ägyptische  Zuckereinfuhr  noch  immer 
320,000  q  für  etwa  10  Millionen  Pranken,  wovon  aber  nahezu  zwei  Drittel  java- 
nischer Rohzucker  zimi  Raffinieren  in  den  Fabriken  der  ,,Soci6t6  des  Sucreries 
et  de  Ta  Raffinerie  d'Egypte"  waren.  Die  nach  dem  Roten  Meer  und  dem 
ägyptischen  Sudan  gehende  Zuckerausfuhr  betrug  gleichzeitig  68341  q  für 
2,95   Millionen  Pranken. 
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die  Wettbewerbsmöglichkeiten  der  ägyptischen 
Industrie  gegenüber  dem  Auslande  zu  verringern. 

Zu  diesem  Verhalten  der  anglo-ägyptischen  Regierung  kam  noch 
eine  Reihe  anderer,  der  Entwicklung  der  ägyptischen  Industrie  hinder- 
licher Momente,  so  ungenügende  Zahl,  Kostspieligkeit  und  Unzuver- 
lässigkeit  des  geübten  gewerblichen  Personals,  Teuerung  der  Brenn- 
stoffe und  zahlreicher  anderer  im  Lande  nicht  vorfindlicher  Roh- 
materialien usw.  Durch  all  dies  wurde  bewirkt,  daß,  im  Gegensatz 
zu  der  fast  aus  einer  einzigen  Warengruppe  be- 
stehenden Ausfuhr,  die  Einfuhr  bedeutende 
Mengen  der  verschiedensten  Industrie-  und 
Agrarprodukte  umfaßt,  so  Textilwaren,  Metallwaren,  Süd- 
früchte, Kolonialwaren,  Holz,  Konserven,  Vieh,  Wein  usw.  Nur 
kleingewerbliche  Erzeugnisse,  wie  Konfektionsartikel,  Schuhwaren, 
Möbel  und  Tischlerwaren  werden  bereits  im  lyande  selbst  in  größeren 
Mengen  hergestellt.  Aus  dieser  lebhaften  Warenbewegung  zieht  nicht 
nur  die  britische  Industrie  für  ihren  Absatz  und  Rohstoffbezug, 
sondern  in  nicht  minderem  Grade  auch  die  britische  Handels- 
flotte Gewinn,  welche  am  Transporte  der  ziemlich  einheit- 
lichen ägyptischen  Ausfuhr,  wie  auch  der  viel  mehr  Artikel  und  weit 
größere  Gewichtsmengen  umfassenden  Einfuhr  stark  beteiligt  ist. 
Immer  mehr  konzentriert  sich  so  die  nationale  Produktion  Ägyptens 
auf  einen  freüich  überall  mit  offenen  Armen  aufgenommenen  Roh- 
stoff, die  Exportware  BaumwoUe,  und  bereits  im  Jahre  1904  waren 
von  den  2  327  000  ha  des  ägyptischen  Kulturbodens  603  405  ha  mit 
Baumwolle  bepflanzt^).  Dagegen  umfaßt  die  Einfuhr  nicht  nur  Fabri- 
kate aller  Art,  sondern  auch  in  steigendem  Maße  Nahrungsmittel  in 
Fabrikatenform,  daneben  in  großen  Mengen  landwirtschaftliche 
Bedarfsartikel,  wie  landwirtschaftliche  Maschinen  und  Geräte, 
Dünger  2)  usw. 

Trotzdem    ist    der    wirtschaftliche    Zustand    des 


^)  Im  Jahre  1910  betrug  die  mit  Baumwolle  bepflanzte  Fläche  Ägyptens 
bereits  673,400   Hektar. 

")  Die  ägyptische  Einfuhr  von  Kunstdünger  stieg  von  1 50  000  Franken  im  Jahre 
1901  auf  I  650  000  Franken  im  Jahre  1904  und6,25  Millionen  im  Jahre  1907  und  betrug 
sogar  im  Jahre  1909,  nachdem  die  ägyptischen  Landwirte  von  einer  gewissen  anfäng- 
Hchen  Überschätzung  dieses  Hilfsmittels  bereits  zurückgekommen  waren,  4,45  Millionen 
Franken,  erhob  sich  aber  im  Jahre  1910  wieder  auf  35  559  t  für  j^j  MilUonen 
Franken.  Die  Einfuhr  landwirtschaftHcher  Maschinen  (samt  Lokomobilen)  betrug 
im  Jahre  1909  bereits  4,28  und  im  minder  günstigen  Jahre  1910  nur  2,90  Millionen 
Franken. 
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Landes  ein  blühender  i),  da  in  der  Baumwolle  eine  sehr 
große  Menge  von  Arbeit  steckt.  Dieser  fast  überall  zollfrei  aufge- 
nommene oder  nur  mit  fiskalischen  Zöllen  belastete  Textilrohstoff 
stellt  ein  recht  wertvolles  Agrarprodukt  dar;  er 
übertrifft  an  Wert  pro  Mengeneinheit  viele  im  Weltverkehre  hoch- 
wichtige und  von  der  Industriepolitik  der  einzelnen  Länder  stark 
geschützte  Industrieprodukte  (Mehl,  Zucker,  Zündhölzchen,  ordinäre 
Seifen,  einfache  Glas-  und  Tonwaren,  manche  Halbfabrikate  der 
Eisenindustrie  usw.)  in  bedeutendem  Maße.  Überhaupt  hängt  der 
Reichtum  eines  Landes  und  die  Größe  der  Umsätze  seines  Außen- 
handels weniger  davon  ab,  daß  es  möglichst  viele  Fabrikate  erzeugt, 
als  davon,  daß  es  große  Mengen  hochwertiger  Produkte  herstellt, 
mögen  es  Fabrikate  höherer  oder  niedriger  Verarbeitungsstufe  oder 
Rohstoffe  (auch  Abfälle)  sein;  die  technisch  vollkommene  Erzeugung 
solcher  hochwertiger  Artikel  erfordert  Investition  großer  Arbeits- 
mengen, was  sich  in  entsprechend  hohen  Preisen  der  betreffenden 


M  ^)  Die  Worte  vom  „blühenden  wirtschaftlichen  Zustande]  des  I^andes"  ent- 
stammen einem  Aufsatze  des  Verfassers  ,,Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft",  der 
im  Frühjahr  und  Sommer  1907  niedergeschrieben  wurde  (für  das  Juli/ Augustheft 
1907  der,, Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft").  Damals  hielt  man  die  inÄgypten  gerade 
ausgebrochene  Krise  nur  für  eine  vorübergehende  Störung  des  dortigen,  durch  längere 
Zeit  beinahe  ununterbrochen  anhaltenden  wirtschaftlichen  Gedeihens.  Tatsächlich 
hat  aber  diese  Krise  ungefähr  drei  Jahre  angedauert  und  sich  erst  im  Sommer  und 
Herbst  1910  zum  besseren  gewendet.  Doch  hat  ihr  Ausbruch  und  ihre  lange  Dauer 
mit  den  Grundlagen  der  anglo-ägyptischen  Kolonialpolitik  sehr  wenig  zu  tun.  Sie 
entstammte  einer  überhitzten  Bodenspekulation  mit  reichlicher  Schaffung  fiktiver 
Werte.  Ehe  noch  der  unvermeidHche  Zusammenbruch  dieser  Spekulationen  verwunden 
war,  kam  die  starke  Preissenkung  der  Baumwolle.  Diese  hing  mit  der  im  Herbst  1907 
ausgebrochenen  amerikanischen  Krise  zusammen,  welche  fast  alle  Rohstoffe  des  Welt- 
marktes vorübergehend  im  Preise  herabsetzte.  Im  J  ahre  1 909  folgte  eine  Minderemte 
in  Baumwolle  von  4%  Millionen  Kantar  (zu  44  .  49  kg),  zum  großen  Teüe  veranlaßt 
durch  technische  Fehler  im  Bewässerungsdienste  (allzu  starke  Erhöhung  der  Grund- 
wasserspiegels im  Nildelta),  und  die  im  I^aufe  des  Jahres  1909  sich  vollziehende 
internationale  Preissteigerung  für  Baumwolle  kam  Ägypten  nicht  zugute,  da  die 
ägyptische  Baumwollernte  zu  ungünstigen  Preisen  bereits  vorverkauft  war.  Doch  be- 
deutet diese  seltene  Verkettung  unglückseliger  Ereignisse  nur  die  Verlängerung  einer 
Krise,  die  unter  anderen  Umständen  vielleicht  binnen  neun  Monate  hätte  über- 
wunden sein  können,  jedenfalls  aber  bereits  Ende  November  1 910  bei  einer  glänzenden, 
auf  rund  772  Millionen  Kantar  berechneten  und  zu  guten  Preisen  verkauften 
Baumwollernte  überwunden  war.  Die  im  Frühjahr  1907  erfolgte  Feststellung  „vom 
blühenden  wirtschaftlichen  Zustand  des  Landes"  bleibt  also  für  Ägypten  nach  wie 
vor  bestehen,  mag  auch  der  Herbst  191 1  infolge  einer  minder  reichlichen  Baum- 
wollernte und  der  Rückwirkung  des  italienisch-türkischen  Krieges  wiederum  einen 
gewissen  Rückschlag  gebracht  haben. 
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Produkte  ausdrückt  ^).  Hierin  liegt  auch  zum  großen  Teile  die 
wirtschaftliche  Möglichkeit,  die  Bürgschaft 
der  Dauer  und  teilweise  sittliche  Rechtfertigung 
der  an  und  für  sich  vielfachen  Bedenken  und  Anfeindungen  unter- 
liegenden Kolonialpolitik  unserer  Tage  in  tropischen  und  subtro- 
pischen Gebieten;  diese  Politik  strebt  einseitig  die  Förderung  der  Roh- 
stoffgewinnung und  da  wiederum  besonders  die  Gewinnung  der 
für  das  Mutterland  wichtigen,  öfters  freüich  sehr  wertvollen  textil- 
industriellen  Rohstoffe  an,  betrachtet  dagegen  eine  industrielle 
Entwicklung  des  Kolonialgebietes  mit  Gleichgültigkeit,  wenn  nicht 
gar  mit  Feindseligkeit. 

Doch  gegenüber  physisch  und  intellektuell  stärkeren  Völkern 
gemäßigter  Klimate  läßt  sich  wohl  eine  derartige  Kolonialpolitik 
nicht  mehr  durchführen,  sondern  nur  noch  gegenüber  den  schwächeren 
Völkern  der  Tropen  und  eventuell  Subtropen,  und  auch  gegenüber 
diesen  vermögen  es  nur  die  kräftigeren  europäischen 
Mutterländer,  wie  Großbritannien,  Frankreich,  Deutschland. 
Dagegen  haben  die  Niederlande,  Spanien  und  Portugal  ihren  ehe- 
maligen Kolonialbesitz  teils  verloren,  teils  verdanken  sie  seine  Bei- 
behaltung nur  dem  guten  Willen  und  der  wechselseitigen  Eifersucht 
der  mächtigeren  Kolonialstaaten,  was  speziell  für  die  Herrschaft 
Belgiens  über  seine  Kongokolonie  zutrifft.  Inwieweit  es  den  Ver- 
einigten Staaten  gelingen  wird,  abgesehen  von  einzelnen 
Antillen-Inseln,  pazifischen  Inselgruppen  und  den  Phüippinen,  auch 
auf  amerikanischem  Boden  (Panama  und  andere  mittelamerikanische 
Kleinstaaten,  Haiti  und  Dominikanische  Republik)  und  Japan  auf 
asiatischem  (Formosa,  Korea,  Kwantung,  südliche  Mandschurei) 
eine  Art  von  Kolonialpolitik  zu  betreiben,  ist  noch  abzuwarten  2). 
Aber  sogar  das  mächtigste  Kolonialvolk,  die  Briten,  muß  in 
seiner  größten  und  wichtigsten  Kolonie,  Indien,  von  der  strengen 
Beobachtung  des  erwähnten  handeis-  und  industriepolitischen  Kolo- 


*)  Vgl.  hierüber  das  Kapitel  „Die  Rohstoffe  in  der  Weltwirtschaft"  im  II.  Bande 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  und  die  Bemerkungen  über  dieses 
Kapitel  in  der  II.  Abteilimg  der  Binleitimg. 

•)  Vgl.  die  XVII.  Abteilung  der  Anlage  „Details  über  die  Großen  Zollgebiete; 
Subkontinente".  Daß  die  Vereinigten  Staaten  den  Philippinen,  trotz  langjähriger, 
heftiger,  blutiger  Kämpfe  mit  den  aufständischen  Eingeborenen,  schHeßlich 
eine  parlamentarische  Vertretung  (Kongreß)  mit  weitgehenden 
Befugnissen  zugestanden  haben,  stellt  der  kolonialpohtischen  Befähigung  der  nord- 
amerikanischen Staatsmänner  ein  gutes  Zeugnis  aus.  Ein  minder  rühmhches  Be- 
fähigungszeugnis stellt  aber  die  zur  Latif  undienbildimg  führende  Bodenpolitik 
der  Nordamerikaner  auf  den  Philippinen  dar. 
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nialgrundsatzes  nicht  wenig  nachlassen,  um  seine  Stellung  gegenüber 
populären,  feindseligen  Agitationen  nicht  noch  schwieriger  zu  machen, 
als  sie  schon  tatsächlich  ist.    Nichtsdestoweniger  übt  dieser  kolonial- 
politische    Grundsatz     auch    in    seiner    abgeschwächten    und    eben 
deshalb    mehr    Dauer    versprechenden    Gestalt    noch    immer    einen 
sehr  bedeutenden  Einfluß  aus  im  Sinne  einer  Steigerung 
der  kolonialen  Rohstoffausfuhren  und  Fabrikatenimporte,  eventuell 
der  Lebensmitteleinfuhren,  aus  dem  Mutterlande  und  anderen  In- 
dustriestaaten.   Hiermit  wirkt  er  im  Sinne  einer  absoluten  und  rela- 
tiven Steigerung  der  Welthandelsumsätze.    Dieser  Einfluß  verbindet 
und  verstärkt  sich  noch  mit   der  bzw.  durch   die   schlechtere 
Eignung  der  Tropen  für  großindustrielle  Ent- 
wicklungen^)  im  Verhältnis  zu  den  Ländern  gemäßigter  Zone. 
Selbstverständlich  ist  gleichgültige,  wenn  nicht  feindselige  Haltung 
der    Kolonialregierung     gegen     die     industrielle     Ent- 
faltung   der    Kolonie    nicht  die  einzige  Art   aufreizender 
Ausbeutung,  deren  sich  ein  kolonisierendes  Volk  gegen  ein  koloni- 
siertes je  schuldig  gemacht  hat.    Eine  andere  Form  der  Ausbeutung 
besteht  z.  B.  darin,  daß  aus  dem  Mutterlande  Beamte  nach 
der  Kolonie  gesandt  werden,  die  hohe  Gehalte  und  nach  ihrem 
Rücktritte  hohe  Pensionen  beziehen  für  Dienste,  die  minder  hoch 
bezahlte  Beamte  aus  der  Kolonialbevölkerung,  ohne  irgendwelche 
Beeinträchtigung  der   Zahlungsbilanz   der   Kolonie,   auch  ganz   gut 
hätten  leisten  können.    Dies  bildet  z.  B.  noch  immer  einen  Haupt- 
beschwerdepunkt der  gebildeten  Inder  gegen  ihre  britischen  Herren. 
Ferner  wird  die  koloniale  Vorherrschaft  vom  kolonisierenden  Volke 
nicht  selten  dazu  ausgenützt,  um  einen  großen  Teil  des  Grund 
und    Bodens    der    Kolonie    in  den  Besitz  seiner  eigenen 
Volksgenossen   (öfters   nur   eines   sehr   kleinen   Teües   dieser  Volks- 
genossen)  zu  setzen  und  dadurch  die   Kolonialbevölkerung  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  zum  Fremdling  im  eigenen  Lande  zu  machen. 
Hierdurch  wird  die  Grundlage  für  weitgehende  wirtschaftliche  Aus- 
beutung der  Kolonialbevölkerung  durch  die  Angehörigen  des  koloni- 
sierenden Volkes   geschaffen.     Dies  wird  z.  B.   den  Franzosen  von 
der  Araber-   und  Berberbevölkerung  Tunesiens   und  Algeriens,   den 
Nordamerikanern   auf    den   PhÜippinen   vorgeworfen.     Eine   andere 
Form    kolonialer  Ausbeutung    besteht    darin,    die    verhältnismäßig 
bedürfnislose   einheimische  Bevölkerung   mit  Steuerlasten  zu 

*)  Vgl.  die  Bemerkung  in  der  II.  Abteilung  der  Einleitung  des  I.  Bandes  über 
das  Kapitel  „Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft"  im  II.  Bande  der  „Entwicklungs- 
tendenzen der  Weltwirtschaft". 
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beschweren,  um  sie  so  indirekt  zu  nötigen,  zur  Aufbringung  dieser 
Steuern  bei  den  Grundbesitzern  oder  Industriellen  des  kolonisierenden 
Volkes  in  Dienst  zu  treten.  Die  milderen  Formen  dieses  Verfahrens 
könnten  unter  einer  wenig  zivilisierten  Bevölkerung  vielleicht  noch 
als  eine  Art  von  „Erziehung  zur  Arbeit^'  zu  rechtfertigen  sein.  Diese 
„Erziehung'*  wird  in  Form  von  Hütten-  oder  Kopfsteuern  den 
afrikanischen  Negerstämmen  in  britischen,  deutschen,  französischen 
und  portugiesischen  Kolonien  vielfach  erteilt. 

Alle  diese  und  vielleicht  noch  einige  andere  wichtige  Formen 
kolonialer  Ausbeutung  eingehend  zu  erörtern,  würde  an  dieser 
Stelle  wohl  zu  weit  führen.  Doch  kann  durch  rücksichtslose  Hand- 
habung dieser  anderen  Ausbeutungsformen  die  dauernde  Ausübung 
der  Kolonialherrschaft  in  ähnlicher  Weise  gefährdet  werden,  wie 
durch  die  hier  vornehmlich  zu  besprechende  und  auch  in  der  Kolonial- 
politik des  20.  Jahrhunderts  an  erster  Stelle  stehende  handels- 
und  industriepolitische  Ausbeutung.  Auch  wird 
der  zersetzende  Einfluß,  den  die  eine  dieser  Ausbeutungsformen  auf 
den  Bestand  der  kolonialen  Herrschaft  ausübt,  durch  die  gleich- 
zeitige Handhabung  einer  anderen  nur  verstärkt  und  verschärft. 
Aber  gerade  Kolonialvölker  etwas  höherer  Ktdturstufe  sind  be- 
sonders empfindlich  gegen  Gleichgültigkeit  oder  gar  Feindseligkeit 
ihrer  Regierungen  hinsichtlich  der  kolonialen  Industrieentwicklung. 
Für  subtropische  Kolonialvölker  endlich,  wie  Nordinder  und  Ägypter, 
deren  gebildete  Schichten  bereits  in  die  europäisch- amerikanische 
ZivÜisation  hineingewachsen  sind,  ist  die  TatsachederFremd- 
herrschaft  an  sich  ein  schwer  erträgliches,  mit  übertriebenem 
Hasse  bedachtes  Ärgernis.  Dieses  Ärgernis  büdete  etwa  seit  1905 
sowohl  in  der  indischen  Swadeshi-Bewegung,  als  auch  bei  den  Jung- 
ägyptern das  leidenschaftliche  Empfindungs- 
moment neben  der  kühleren  Überlegung,  die  sich  gegen  die  ver- 
schiedenen Formen  wirtschaftlicher  Ausbeutung  ^)  und  in  Indien 
namentlich  gegen  deren  handeis-  und  industriepolitische  Formen 
wandte. 

Speziell  in  I  n  d  i  e  n  hat  Großbritannien  bis  vor  wenigen  Jahren, 
da  lyord  Curzon  (1904/1905)  ein  indisches  Handelsministerium 
schuf,  die  Industrie  des  I^andes  nur  wenig  gefördert  und  ihr,  viel- 


*)  Auch  die  indische  Valutaregulierung,  die  von  der  SchHeßung  der 
Münzstätten  für  private  Silberausprägung  im  Jahre  1893  ihren  Ausgang  nahm,  war 
5chon  wegen  der  Höhe  der  Relation  (i  Rupie  gleich  16  Pence)  mehr  auf  Sicherstellung 
der  englischen  Gehaltsbezugs-  imd  Kapitalsinteressen  in  Indien  als  auf  die  Förderung 
der  indischen  Exportindustrie  (Baimiwoll-  imd  Jutewarenfabrikation  usw.)  bedacht. 
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leicht  abgesehen  von  der  agrarischen,  keine  Konkurrenz  gegen  Eng- 
land bedeutenden  Zuckerindustrie,  fast  jeden  ausreichen- 
den Schutzzoll  vorenthalten.  Der  extrem  freihänd- 
lerische indische  Zolltarif  von  1882  setzte  sogar  Baumwollstoffe  und 
Baumwollgarne  auf  die  Freiliste,  und  die  Sätze  der  gleichfalls  nur 
fiskalischen  Zolltarife  von  1894  und  1896  gingen  zumeist  nur  bis 
zu  5  Prozent  des  Wertes.  Doch  wurde  Indiens  Industrie  durch  ein- 
zelne Maßregeln  der  anglo-indischen  Regierung  sogar  positiv  ge- 
schädigt, so  z.  B.  durch  die  auf  Betreiben  der  Baumwollinter- 
essenten von  Lancashire  Mitte  der  neunziger  Jahre  ^)  eingeführte 
Verbrauchssteuer  auf  indische  Baumwollfabrikate,  wodurch  angeb- 
lich nur  die  indischen  Einfuhrzölle  für  englische  Baumwoll waren 
ausgeglichen  werden  sollen.  Übrigens  bewirkt  das  starke  Über- 
gewicht (wortwörtlich  genommen)  der  zahlreichen 
schweren  Ausfuhrgüter  Indiens  gegenüber  dem  weit 
kleineren  Gewichte  der  wertvolleren  Einfuhrwaren  einen  verhältnis- 
mäßigen Tiefstand  der  Schiffsfrachten  von  Europa  (Großbritannien) 
nach  Indien.  Diese  billigenRückfrachtenfürdie  umfang- 
reichen und  schweren  indischen  Ausfuhrversendungen  schwächen  die 
ohnehin  sehr  mäßige  Schutzwirkung  des  indischen  Zolltarif  es  2)  noch 
weiter  ab. 

Freilich  hat  sich  andererseits  die  angloindische  Verwaltung  seit 
jeher  die  Förderung  gewisser,  dem  britischen  Fabrikatenexport  keines- 
wegs schädlicher,  sondern  eher  nützlicher  Produktionen  angelegen 
sein  lassen,  so  den  Anbau  von  Jute,  Tee,  früher  Indigo, 
die  Kohlenproduktion  in  Bengalen,  die  Goldgewin  nung 
in  Mysore  und  Hyderabad,  die  Baumwollkultur,  ja  sogar 


*)  über  die  nicht  uninteressanten  Einzelheiten  dieser  gegen  die  indische  Baum- 
woUindustrie  gerichteten  Steuerpolitik  wäre  folgendes  zu  bemerken :  Bin  Gesetz  vom 
27.  Dezember  1894  „The  Cotton  Duties  Act  1894"  suchte  durch  eine  Verbrauchssteuer 
die  im  Zolltarife  vom  Jahre  1894  Jieu  eingeführten  Baumwollgarnzölle  auszugleichen. 
Die  betreffenden,  für  den  indischen  Staatsschatz  wenig  einträglichen  Garnzölle  wurden 
aber  bereits  im  Zolltarif  von  1896  aufgehoben,  da  sie  eine  zu  arge  Bedrückung  der 
indischen  Baumwollweberei  darstellten,  der  das  Rohmaterial  verteuert  wurde,  ohne 
daß  sie  selbst  über  einen  Schutzzoll  verfügte.  Dafür  brachte  der  Zolltarif  von  1896 
finanziell  einträgUchere  Zölle  auf  Baumwollgewebe  von  3^/2%  des  Wertes,  deren 
Schutzzollwirkimg  im  „Cotton  Duties  Act  1896"  durch  eine  gleich  hohe  Verbrauchs- 
steuer auf  die  in  indischen  Fabriken  erzeugten  Baumwoll  waren  ausgeglichen  wurde. 
Behufs  Erhebung  dieser  noch  immer  bestehenden  Steuer  werden  zeitweilig  in  der 
„Gazette  of  India"  Steuerwerttarife  veröffentlicht. 

*)  Vgl.  hierüber  das  Kapitel  „Die  Frachtenbilanz  im  internationalen  Handels- 
verkehre" im  II.  Bande  der  ,, Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft"  und  die 
Bemerkungen  hierüber  in  der  II.  Abteilung   der  Einleitung  des  I.  Bandes. 
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die  Zuckerfabrikation  (indische  Ausgleichszölle  von  1899, 
Brüsseler  Zucker konvention)  ^).  In  mancher  Beziehung  wurde  auch 
Großartiges  geleistet,  so  in  der  Produktion  von  Tee,  der  ähnlich  wie 
Baumwolle  einen  viel  Arbeit  in  sich  fassenden,  hochwertigen  Roh- 
stoff darstellt;  die  indische  Teeproduktion  (ausschließlich  Ceylons) 
brachte  im  Jahre  1910/1911  116,3  Millionen  kg  im  Werte  von  etwa 
200  Millionen  Franken  zur  Ausfuhr  und  beschäftigte  ca.  600000 
Personen.  Auch  die  Bemühungen  der  indischen  Regierung,  durch 
Kanalbauten  (Bewässerungsanlagen)  eine  Vermehrung  der  indischen 
Weizenproduktion  für  Exportzwecke  zu  erzielen  und  da- 
mit eine  Reserve  für  Jahre  der  Dürre  und  Not  zu  schaffen,  waren 
namentlich  im  Pendschab  von  größerem  Erfolg  begleitet;  im  Jahre 
1 907/1 908  konnte  Indien  an  Weizen  und  Weizenmehl  bereits  für 
152,43  Millionen  Franken  ausführen,  im  minder  günstigen  Jahre 
1908/1909  nur  für  31,02  Mülionen  und  im  Jahre  1909/1910  wiederum 
für  221,72  Millionen  Franken. 

Diese  Politik  erwies  sich  aber  für  Indien  weit  bedenklicher  als 
für  das  unter  glücklicheren  Verhältnissen  lebende  Ägypten.  In 
Ägypten  ist  die  Sicherstellung  der  die  Hauptressource  des  I^andes 
bildenden  Landwirtschaft  ein  verhältnismäßig  einfaches  Pro- 
blemderlngenieurkunst^),  die  eben  die  Höhe  und  Stärke 
der  Dammbauten,  Größe  der  Staubecken  und  Führung  der  Kanäle 
behufs  Ansammlung  und  Verteilung  des  Nilwassers  zu  berechnen 


^)  Diese  Schritte  kamen  übrigens  nicht  nur  der  Zuckerproduktion  Indiens, 
sondern  auch  der  Zuckerraffinerie  Großbritanniens  selbst  sowie  der  Zuckerausfuhr 
von  Mauritius  (in  den  letzten  Jahren  etwa  200  000  Tonnen),  von  Britisch- Westindien 
und  Britisch-Guayana  (im  Jahre  1908  234000  Tonnen)  sowie  den  Fidschi-Inseln  (im 
J  ahre  1 908  67  000  Tonnen)  zugute. 

*)  Die  Worte  ,,ein  verhältnismäßig  einfaches  Problem  der  Ingenieurkunst" 
wurden  mit  Anwendung  auf  die  ägyptischen  Wasserbauten  vom  Verfasser  zuerst  in 
seinem  im  Frühjahr  1907  für  die  „Zeitschrift  für  Sozial  Wissenschaft"  (siehe  JuU/ August- 
Heft  dieser  Zeitschrift)  ausgearbeiteten  Aufsatz e  „Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft" 
niedergeschrieben.  Zu  einiger  Vorsicht  aber  mahnen  die,  wie  es  scheint,  wohlbegrün- 
deten Behauptungen,  daß  die  ägyptischen  Minder  ernten  in  Baumwolle  seit  1904, 
ganz  besonders  jene  des  Jahres  1909,  durch  allzu  reichliche  Bewässerung  des  Nildeltas, 
d.  h.  durch  zu  weitgehende  Erhöhung  des  dortigen  Grundwasserspiegels,  eine  Folge- 
erscheinung der  allzu  leistungsfähig  gemachten  Dammbauten,  veranlaßt  worden 
seien  (vgl.  hierüber  das  1909  in  Kairo  erschienene  Werk  „Administration  des  Do- 
maines  de  l'lfitat  Egyptien.  Rapport  presente  ä  la  commission  des  Domaines,  par 
M.  A  u  d  e  b  e  a  u  Bey,  Ingenieur  en  Chef,  au  sujet  des  experiences  relatives  a  l'in- 
fluence  de  la  nappe  souterraine  sur  les  cultures  de  coton").  Demnach  scheint  das 
ägyptische  Bewässerungsproblem  von  gewissen  Tücken  doch  nicht  frei  zu  sein.  Es 
bleibt  aber  noch  immer  eine  verhältnismäßig  leichte  Sache  im  Vergleich  zu  den 
Schwierigkeiten,  welche  die  indische  Bewässerungsfrage  bietet. 
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hat.  In  Indien  scheitert  aber  alle  Ingenieurkunst  an  der  Größe 
der  zu  bewässernden  Flächen,  falls  einmal  die  von  Zeit  zu  Zeit  ein- 
tretenden Dürren  (Ausfall  der  Monsunregen)  ihre  schädliche  Wirkung 
ausüben.  An  sich  wären  weite  Strecken  indischen  Bodens  ebenso 
fruchtbar  und  ergiebig  wie  Ägypten.  Dennoch  wirkt  infolge  der 
erwähnten  physischen  Tatsachen  dieselbe  britische  Wirtschafts- 
politik in  Ägypten  segensreich,  während  sie  in  Indien  periodische 
Hungersnöte  und  beständige  Armut,  wenn  schon 
nicht  herbeiführt,  so  doch  zum  mindesten  nicht  verhindert.  Freilich 
haben  Hungersnöte  und  barbarische  Kriegsverheerungen  unter  der 
Herrschaft  eingeborener  Fürsten  noch  im  i8.  Jahrhundert  viel  ärger 
gewütet  und  verhältnismäßig  viel  mehr  Elend  erzeugt  sowie  Menschen- 
leben gekostet,  als  sogar  in  den  schlimmsten  Zeiten  der  britischen 
Herrschaft  zu  beklagen  waren,  die  eben  weit  systematischer  vorgeht 
und  den  Frieden  im  Lande  fast  immer  zu  sichern  imstande  war. 

Hierzu  kommt  noch  ein  weiterer  Umstand  zu  Ungunsten  Indiens : 
Die  Bevölkerung  Ägyptens  ist  in  sprachlicher,  nationaler, 
sozialer  und  sogar  religiöser  Beziehung  weit  einheitlicher 
und  daher  auch  eines  mit  nationalen  Momenten  zusammenhängenden 
kulturellen  und  wirtschaftlichen  Aufschwunges  weit  fähiger,  als  die 
in  allen  diesen  Beziehungen  kläglich  zersplitterte  Volksmasse  Indiens. 
War  doch  die  erste  Folge  der  ursprünglich  bengalisch-nationalen, 
später  gesamtindischen,  seit  1905  einsetzenden  industriefreundlichen 
Swadeshi-Bewegung  eine  arge  Verschärfung  des  alten  Kon- 
flikts zwischen  Hindu  und  Moslem,  was  die  Kraft  dieser  Bewegung 
sehr  geschwächt  hat.  So  konnte  sich  Ägypten  in  hohem  Maße 
europäisieren,  und  das  Land  ist  europäischer  als  z.  B.  manche  Ge- 
biete des  europäischen  Rußlands;  dagegen  ist  es  in  Indien  trotz  des 
grundsätzlichen  Wohlwollens  der  angloindischen  Verwaltung  (selbst 
abgesehen  von  der  Größe  der  dortigen  Menschenmassen)  eben  wegen 
der  erwähnten  Zersplitterung  in  Rassen,  Kasten,  Religionen 
und  des  damit  verbundenen  maßlosen  Konservativis- 
mus nur  sehr  schwer  möglich,  größere  kulturelle  und  wirtschaft- 
liche, namentlich  aber  agrartechnische  Verbesserungen  zu  erzielen. 

Es  sind  zwar  in  Indien  unter  besonders  günstigen  Umständen, 
wie  europäische  Leitung  und  Überfluß  an  billigen  Rohstoffen,  einzelne 
Industrien  emporgekommen,  so  die  Baumwoll-  und  Juteindustrie, 
auch  Gamfärberei,  Papierfabrikation,  Bierbrauerei,  Lederwarenfabri- 
kation (Cawnpore)  usw.  Nichtsdestoweniger  leidet  aber  Indien  unter 
dem  Mangel  einer  der  Größe  seinerBevölkerung 
entsprechenden  industriellen  Entwicklung  un- 
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gemein.  England  wird  sich  zwar  in  absehbarer  Zeit  zur  Gestattung 
einer  indischen  Schutzzollpolitik  wohl  kaum  entschließen.  Aber  es 
hat,  wie  bereits  früher  erwähnt,  wenigstens  seine  ablehnende  Haltung 
gegen  jede  Art  von  indischer  Industrieförderung  aufgeben  müssen. 
Unter  Lord  Curzon,  der  August  1905  von  seiner  Stellung  als  Vize- 
könig Indiens  zurücktrat,  wurde  der  Leiter  eines  handeis-  und  in- 
dustriefördernden Amtes,  eine  Art  von  Handelsminister, 
als  secretary  to  the  government  of  India,  zum  Member  of  the  Indian 
Legislative  Council  gemacht.  Curzon  hat  überhaupt  seit  jeher  den 
Gedanken  vertreten,  die  angloindische  Regierung  müsse  den  national- 
indischen Bestrebungen  zur  Schaffung  einer  Industrie  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  entgegenkommen,  wenn  die  britische  Herrschaft 
nicht  ihre  politisch-moralische  Basis  unter  der  in- 
dischen Bevölkerung  unheübar  schädigen  wolle.  Diesem  Gedanken, 
der  unter  der  pflichttreuen  angloindischen  Bureaukratie  seit  jeher 
Anhänger  zählte,  diente  auch  die  bereits  in  das  Jahr  1902  zurück- 
reichende Schaffung  eines  Handelsmuseums  (Commercial 
Intelligence  Bureau)  in  Calcutta.  Bei  Regierungsliefe- 
rungen wird  die  indische  Industrie  immer  mehr  bevorzugt,  so  daß 
in  britischen  Geschäftskreisen  darüber  sogar  gelegentlich  Beschwerden 
laut  wurden.  Von  noch  größerer  Wirkung  ist  seit  1905  eine  p  o  p  u  1  ä  re 
Strömung,  das  bereits  erwähnte  sogenannte  Swadeshi  movement, 
das  die  im  September  1905  endgültig  vollzogene  Trennung  der  über- 
großen Provinz  Bengalen  in  einen  westlichen  und  östlichen  TeÜ  ^) 
zum  Anlaß  eines  Boykotts  englischer  Waren  und  sodann  zu  einer 
fast  ausschließlichen  Bevorzugung  indischer  Artikel  nahm.  Hier- 
durch wurde  die  Gründung  neuer  und  Erweiterung  bestehender 
indischer  Industrieunternehmungen  bedeutend  erleichtert  und  erfuhr 
daher  einen  namhaften  Aufschwung.  Auf  diesen  Aufschwung  scheint 
insbesondere  der  Mehrertrag  der  früher  erwähnten  Verbrauchssteuer 
auf  indische  Baumwollfabrikate  hinzudeuten.  Diese 
ergab  im  Jahre  1903/1904,  etwa  ein  bis  anderthalb  Jahre  vor  dem 
Beginne  des  Swadeshi  movement,  2 136  510  Rupien,  1906/1907  bereits 


*)  Am  Durbar  zu  Delhi  vom  12.  Dezember  191 1  kündigte  König  Georg  V 
nicht  nur  die  Verlegung  des  Regierungssitzes  von  Kalkutta  nach  Delhi,  sondern 
auch  die  Wiedervereinigung  des  westlichen  und  östlichen  Bengalens  an.  Um 
aber  nicht  nur  die  Empfindhchkeiten  der  bengahschen  Hindubevölkerung,  sondern 
auch  jene  der  Mohammedaner  zu  schonen,  wurde  das  östiiche  Assam  von  der 
Vereinigung  ausgenommen,  und  die  westlichen  Hindu-Distrikte  Behar,  Chota  Nagpur 
und  Orissa  wurden  von   Bengalen   abgetrennt. 
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2  982  671,  im  Jahr  1908/1909  3  658  154  und  im  Jahre  1910/ 191 1 
etwa  vier  Millionen  Rupien. 

Gelegentlich  wird  zwar  auch  auf  jene  Schwierigkeiten  einer 
industriellen  Entwicklung  Indiens  hingewiesen,  die  im  z  ä  h  -  k  o  n  - 
servativen  Sinn  der  Bevölkerung  liegen  und  wohl 
keineswegs  auf  die  Gleichgültigkeit  oder  gar  Abneigung  der  indischen 
Verwaltung  zurückzuführen  seien.  So  heißt  es  im  Jahresberichte 
des  österreichisch-ungarischen  Konsulates  in  Madras  für  1908 : 
„Die  Regierung  (der  Präsidentschaft  Madras,  eines  Gebietes,  das 
im  Jahre  1908  etwas  mehr  Einwohner  als  Preußen  zählte  und  an 
Größe  Preußen  samt  Elsaß-I^othringen  gleichkommt)  gibt  sich  alle 
erdenkliche  Mühe,  dort  neue  industrielle  Unternehmungen  ins  lieben 
zu  rufen  und  das  Interesse  der  Eingeborenen  an  solchen  Unter- 
nehmungen zu  wecken;  wirklicher  Erfolg  läßt  aber  noch  immer  auf 
sich  warten.  Wird  hier  oder  dort  eine  Fabrik  gegründet,  so  geht 
die  Initiative  stets  von  Europäern  aus,  und  das  Kapital  kommt  auch 
zum  größten  Teil  aus  Europa.  Der  Eingeborene  in  diesem  Teile 
Indiens  (sudöstliches  Indien)  gibt  lieber  zehntausend  Rupien  für 
eine  Hochzeit  aus,  als  daß  er  den  zehnten  Teü  davon  in  eine  in- 
dustrielle Unternehmung  hineinstecken  würde,  und  diese  Verständnis- 
losigkeit  für  industriellen  Fortschritt  wird  (in  der  Präsidentschaft 
Madras)  noch  lange  das  Haupthindernis  bilden." 

Ob  sich  aber  ein  solcher  Unternehmungsgeist  nicht 
entwickeln  würde,  wenn  es  in  Indien  auch  nur  die  gegenwärtigen 
elfprozentigen  Wertzölle  der  Türkei,  oder  gar  die 
von  ihr  angestrebten  fünfzehnprozentigen  gäbe,  mag  dahingestellt 
bleiben.  So  heißt  es  im  Jahresberichte  des  deutschen  Konsulates 
in  Madras  für  1909  ^) :  „Schlechte  Zucker  ernten  in  Südindien 
verursachten  in  Madras  große  Einfuhren  von  raffiniertem  Zucker, 
deren  Wert  sich  von  516  094  Rupien  im  Jahre  1907/1908  auf  i  174  618 
Rupien  im  Jahre  1908/1909  hob.  Die  südindischen  Raffinerien 
mußten,  um  ihren  kontraktlichen  Verpflichtungen  nachkommen  zu 
können,  Melasse  aus  Java  beziehen  und  arbeiteten  infolgedessen  sämt- 
lich mit  schwerem  Verluste.  Die  Handelskammer  in  Madras  be- 
mühte sich,  die  indische  Regierung  von  der  Notwendigkeit 
eines  Schutzes  der  notleidenden  Zuckerin- 
dustrie, etwa  durch  Erhöhung  des  Einfuhr- 
zolles, zu  überzeugen,  und  brachte  diesen  Punkt  auch  in  ihrer 
Adresse  an  den  Vizekönig  bei  dessen  Besuch  in  Madras  im  Dezember 


Siehe  das  „Deutsche  Handelsarchiv"   (Berichte)  Maiheft  19 10. 
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1909  zur  Sprache,   ohne  jedoch  eine  Antwort  darauf  erhalten  zu 
haben." 

Die  britische  Wirtschaftspolitik,  tropische  und  subtropische  Kolo- 
nien in    möglichst  ausgedehntem  Maße  zu  Absatzgebieten  für  eng- 
lische Fabrikate  zu  machen  und  gleichzeitig  die  Aufnahmefähigkeit 
dieser  Gebiete  durch  Wert-  und  Quantitätssteigerung  ihrer  agrarischen 
und   eventuell   bergbaulichen    Produktion    (Rohstoff Produktion)    zu 
erhöhen,  hat  in  Indien  nur  deshalb  nicht  besonders  große  Erfolge  ^) 
gezeitigt,    weil    daselbst    zwei    hemmende   Momente    ihre 
Wirkung  ausübten:  die  zeitweiligen  Dürren  und  hierdurch  hervor- 
gerufenen Mißernten;    ferner   die   Zersplitterung   der   indischen  Be- 
völkerung, die  großen  kulturellen  und  wirtschaftlichen  Aufschwungs- 
bewegungen hinderlich  war.      Dies  geht  namentlich   aus  der  ver- 
hältnismäßig  günstigen   Entwicklung   benachbarter,    ähnlicher   Ge- 
biete, wie  Ceylon,  Birma,  Straits  Settlements  hervor.   B  i  r  m  a  gehört 
politisch  zu  Indien,  ist  aber  bei  seinen  günstigeren  klima- 
tischen Verhältnissen  nicht  so  wie  große  Teile  Indiens 
der  Gefahr  ausgesetzt,   zeitweüig  durch  Dürren  völlig  ruiniert  zu 
werden  und  um  seinen  Viehbestand  sowie  einen  großen  Teil  seiner 
(jugendlichen  und  greisen)  Bevölkerung  zu  kommen.    Bei  indischen 
Mißernten  kann  Birma  seinen  riesigen  Reisexport  (roher  Reis 
pro  Kilogramm  nahezu  so  teuer  als  Weizenmehl!)  statt  wie  sonst 
nach  Europa  und  Ostasien  nach  dem  benachbarten  Indien  lenken  -). 
Das  glücklichere  Klima  erklärt  auch  den  mehr  heiteren  Qiarakter 
der  birmanischen  Bevölkerung,  der  sich  scharf  von  dem  Ernst  der 
Inder  abhebt.      Freilich  sind  nicht  nur  die  klimatischen,  sondern 
auch  die  Bevölkerungsverhältnisse  Birmas  infolge  des  Buddhis- 
mus, der  die  sozialen  und  sogar  nationalen  Unterschiede  ausgleicht, 
günstiger  als  jene  Indiens.    Unter  den  ca.  10,5  Mülionen  Einwohnern 
Birmas  nach  der  Volkszählung  von  1901  waren  nämlich  9,2  Millionen 
Buddhisten.     Die  Stellung  der  Frauen  ist  freier,  geachteter  als  in 


*)  Im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts  hat  übrigens  die  angloindische 
Verwaltung  insofern  einen  bemerkenswerten  Erfolg  erzielt,  als  die  infolge  von  Dürre, 
Hungersnot,  Pest  und  Cholera  schwache  Volksvermehrung  zwischen  den 
zwei  indischen  Volkszählungen  von  1891  und  1901  um  rund  vier  Millionen  (von  291 
auf  295  Milüonen)  im  Jahrzehnt  1901 — 191 1  einer  solchen  um  20  Millionen  (von 
295  auf  315  Millionen)  Platz  machte;  von  diesen  20  MilHonen  entfallen  freilich  1,73 
Millionen  auf  neueinbezogene  Distrikte. 

^)  In  den  letzten  J  ahren  zeigte  sich  übrigens  die  Reisproduktion  Birmas, 
mangels  der  nötigen  Düngerzufuhr,  stationär,  wenn  nicht  rückgängig.  Der  erweiterten 
Anwendung  von  Dünger  steht  aber,  trotz  der  dahin  gehenden  Bemühungen  der  Regierung, 
einstweilen  noch  der  auch  dort  zäh  konservative  Sinn  der  Bevölkerung  entgegen. 
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Indien,  und  ihr  Anteil  am  Erwerbsleben  größer.  Auch  die  in  großer 
Zahl  eingewanderten  Chinesen  sind  wirtschaftlich  rühriger  und 
leistungsfähiger  als  die  Inder.  Bs  ist  charakteristisch,  daß  sich  in 
den  letzten  fünf  Jahren  in  Birma  sogar  eine  Strömung  geltend  machte, 
die  für  administrative  Trennung  vom  indischen 
Kaiserreiche  eintrat,  da  das  wohlhabendere  Birma  für  die 
meist  ärmeren  übrigen  Provinzen  Indiens  finanziell  eintreten  muß. 

Ein  ebenso  glänzendes  Beispiel  für  die  im  allgemeinen,  abge- 
sehen von  den  besonderen  Verhältnissen  Indiens,  zu  beobachtende 
relative  Zweckmäßigkeit  der  früher  charakterisierten  Kolonialpolitik 
bzw.  britischen  Politik  gegenüber  tropischen  und  subtropischen 
Gebieten  liefert  Ceylon  ^).  Das  Klima  der  Insel  ist  vom  Stand- 
punkte der  agrarischen  Produktion  eine  glückliche  Verbindung 
tropischer  Wärme  mit  der  Feuchtigkeit  des  Meeres  und  höherer 
Gebirge.  Infolge  der  administrativen  Trennung  vom 
indischen  Kaiserreich 2)  kann  auch  die  Steuerkraft  der 
Insel  dem  eigenen  Wohle  zugute  kommen,  anstatt  wie  in  Birma 
für  die  unabsehbaren  finanziellen  Aufgaben  Indiens  in  Anspruch 
genommen  zu  werden.  Auch  die  sozialen  Verhältnisse 
der  Insel  sind  bei  den  vorwiegend  buddhistischen  und  auch  moham- 
medanischen Religionsbekenntnissen  der  Bevölkerung  nebst  einer 
starken  christlichen  Bekennerschaft  weit  besser  als  in  dem  über- 
wiegend von  brahmanischem  Kastengeist  erfüllten  Indien.  Ceylon 
verfügt  über  eine  größere  Anzahl  von  Produkten,  in  denen  ein  mehr 
oder  weniger  hoher  Arbeitswert  steckt,  wie  Tee,  allerlei 
Gewürze,  Palmnüsse,  Palmöl,  Kopra,  Betelnüsse,  in  neuerer  Zeit 
auch  Kautschuk,  daneben  einige  mineralische  Produkte,  wie  Graphit 
usw.  Demgemäß  genügt  die  Arbeitsfähigkeit  der  auf  Ceylon  be- 
findlichen Bevölkerung  (Berechnung  Ende  1909  4,08  Millionen, 
62  Einwohner  per  km  ^)  den  Bedürfnissen  der  dortigen  Produktion 
nicht,  und  es  wandern  alljährlich  viele  Kuli  aus  Südindien  (Tamüen) 
nach  Ceylon  aus,  um  insbesondere  in  den  dortigen  Teeplantagen, 
seit  einigen  Jahren  auch  in  großen  Kautschukanlagen  Dienst  zu 
nehmen.  Dabei  standen  im  Jahre  1910  von  den  rund  6,6  Millionen 
Ha  Ceylons  nur  1,16  Millionen  Ha  in  Bebauung,  so  daß  für  weitere 
Produktions-  und  Bevölkerungszunahmen  reichlich  Platz  bleibt. 

Am  größten  sind  die  Erfolge  der  erwähnten  britischen  Politik 
in  den  Straits  Settlements  (einschließlich  der  malaiischen 


^)    Innerhalb  der  Jahre  1876 — 1908  stieg  die  Einfuhr  Ceylons  von  49  auf  122 
und  die  Ausfuhr  von  46  auf  129  Millionen  Rupien. 

«)  Vgl.  die  Bemerkungen  über  Ceylon  in  der  XI.  Abteilung  des  VI.  Kapitels. 
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Schutzstaaten).  Dort  kommen  zu  einem  tatsächlich  glücklich  insularen 
Klima,  tropisch  üppigen  Pflanzenwachstum  mit  Produkten  von 
höherem  Werte  pro  Gewichtseinheit  (Zuckerrohr,  Gewürze,  neuerer 
Zeit  insbesondere  Kautschuk  usw.)  auch  noch  so  wertvolle  Mineral- 
schätze, wie  die  dortigen  Zinnlager  (in  ihrer  möglichst  nutzbringenden 
Ausbeutung  durch  einen  Ausführzoll  für  rohes  Zinnerz  geschützt) 
sowie  der  Handelsgewinn  und  Bedarf  eines  internationalen  Umschlag- 
platzes ersten  Ranges  wie  Singapore  mit  einer  halb  malaiischen, 
halb  chinesischen  Bevölkerung.  Namentlich  die  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  und  Energie  der  chinesischen  Arbeiter  und  Händler, 
die  allmählich  auch  das  numerische  Übergewicht  über  die  einge- 
borenen Malaien  gewinnen,  hilft  zu  diesem  Aufschwünge  mit.  Bei- 
spielsweise sei  erwähnt,  daß  die  in  den  malaiischen  Schutzstaaten 
(Vereinigte  Malaienstaaten)  kaum  ein  Jahrzehnt  alte  Kautschuk- 
kultur Ende  1910  schon  über  Kautschukplantagen  von  579  598 
Acres  (etwa  gleich  dem  Herzogtum  Sachsen-Meiningen)  verfügte, 
von  denen  bereits  245  774  Acres  bepflanzt  waren,  gegen  nur  168  048 
Acres  zu  Ende  1908.  Die  nächstgrößte  kommerzielle  Kultur,  die 
der  Kokospalme,  umfaßte  Ende  1910  nur  130  344  Acres.  Dabei  stieg 
die  Kautschukproduktion  von  3,19  Mülionen  englischen  Pfund  im 
Jahr  1908  auf  12,56  Mülionen  im  Jahre  1910. 

Tatsächlich  hat  Großbritannien  eine  ähnliche  Politik 
auch  in  seinen  sonstigen  asiatischen,  afrikanischen,  amerikanischen 
und  australischen  tropischen  und  subtropischen  Kolonien  verfolgt, 
soweit  nicht  besondere  Hindernisse  entgegenstehen,  wie  in  dem  zum 
autonomen  australischen  Bundesstaate  gehörenden  tropischen  Nord- 
rande des  australischen  Kontinents  oder  wie  in 
R  h  o  d  e  s  i  a.  Dieses  ausgedehnte  afrikanische  Gebiet  mit  mehr 
als  einer  MÜlion  km^  Flächenraum  und  vorläufig  erst  rund  zwei 
Millionen  Bewohnern  wird  wohl  früher  oder  später  definitiv  in  den 
Bannkreis  des  am  i.  Juni  1910  ins  Leben  getretenen  Südafrikanischen 
Bundesstaates  treten.  Überdies  besitzt  Rhodesia  vermöge  seines 
verhältnismäßig  hohen  Niveaus  über  dem  Meere  ein  bedeutend 
gemäßigteres  Klima,  als  seiner  geographischen  Breite  entspricht. 
Südrhodesia  ist  übrigens  dem  „Südafrikanischen  Zollverein",  diesem 
Vorläufer  des  Bundesstaates,  bereits  im  Jahr  1903  und  Nordwest-^ 
Rhodesia  seit  i.  Dezember  1905  beigetreten.  Natürlich  kann  in  min- 
der zivÜisierten  oder  halbbarbarischen  Negergebieten  Afrikas  (des 
Sudans)  von  einer  anderen  Wirtschaftspolitik  eines  Kolonialstaates 
als  von  der  erwähnten  britischen  überhaupt  keine  Rede  sein.  Ihr 
dienen  z.  B.  die  von  der  Küste  des  Nigeria-Gebietes  nach  den  dortigen 

Schilder.    17. 
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binnenländischen  BaumwoU-Produktionsbezirken  führenden  Bisen- 
bahnen, die  von  Mombasa  nach  dem  besiedlungsfähigen  Kenia- 
Gebiet  und  dem  produktenr eichen  Uganda  führende  Uganda-Bahn, 
und  zwar  wurden  beide  große  Eisenbahnsysteme  auf  Kosten  der 
britischen  Steuerzahler  erbaut.  Ein  Gegenstand  freier 
Wahl  ist  diese  Wirtschaftspolitik  für  Großbritannien  nur  in  halb- 
zivilisierten  oder  zum  Teil  sogar  europäisierten  Gebieten  wie  Ägypten, 
Britisch-Indien,  Ceylon,  Straits  Settlements,  aber  auch  für  Frank- 
reich in  Algerien,  Tunis,  Französisch-Hinterindien  usw. 

Demnach  ist  eine  gemilderte  Form  der  alten 
brutalen  Kolonialpolitik  auch  noch  heute  möglich,  die 
das  Wachstum  agrarischer  und  bergbaulicher  Rohstoffproduktionen 
begünstigt,  sich  aber  gegen  industrielle  Betätigungen  der  Kolonial- 
bevölkerungen in  den  meisten  Fällen,  wenn  schon  nicht  geradezu 
feindlich,  so  doch  zum  mindesten  gleichgültig  stellt.  Es  gilt  dies 
zwar  nicht  mehr  für  die  rüstigeren,  schwerer  zu  behandelnden  Völker 
der  gemäßigten  Zone,  aber  noch  immer  für  jene  der  Tropen  und 
Subtropen,  und  für  die  der  Subtropen  wiederum  in  schwächerem 
Ausmaße  als  für  die  Tropenbevölkerungen.  Im  allgemeinen  ist  aber 
in  den  Tropen,  wie  auch  in  den  Subtropen  eine  solche  Kolonial- 
politik nicht  nur  möglich,  sondern  auch  für  die  betreffenden  Völker 
öfters,  wenn  auch  nicht  immer,  recht  nützlich;  es  sind 
nämlich  gerade  in  den  tropisch-subtropischen  Klimaten  Rohstoff- 
produktionen leicht  in  Aufschwung  zu  bringen,  die  wegen  der  zu 
ihrer  Gewinnung  pro  Gewichtseinheit  erforderlichen  großen 
Arbeitsmengen  nicht  nur  bedeutende  Werte  hervorbringen, 
sondern  auch  auf  die  betreffenden  kolonialen  Volkswirtschaften  be- 
fruchtender wirken,  als  es  vielleicht  manche  minder  arbeitsintensive 
und  daher  auch  nur  billigere  Produkte  erzeugende  Industrien  imstande 
wären.  Als  Beispiele  hierfür  wären,  außer  den  besonders  in  Betracht 
kommenden  Textilrohstoffen  Baumwolle,  Jute,  Seide,  Ma- 
nilahanf, Henequen,  Kapok  usw.,  noch  zu  erwähnen:  Kautschuk, 
andere  Harze,  Kaffee,  Kakao,  Tee,  Gewürze,  wertvolle  Nutzhölzer 
zu  Bau-,  Färbe-  und  Gerbereizwecken,  verschiedene  Ölfrüchte,  Stein- 
nüsse und  dergleichen  mehr.  Diese  koloniale  Wirtschaftspolitik  be- 
deutet aber  auch  nichts  weniger  als  eine  vereinzelte 
Erscheinung  oder  ein  historisches  Überbleibsel. 
Sie  erstreckt  sich  vielmehr  auf  weite  Gebiete  in  Süd-  und  Ostasien, 
gegenwärtig  auch  auf  verschiedene  Punkte  Westasiens,  wie  Cypern, 
Sinai,  Aden  usw.,  und  umfaßt  vor  allem  den  größten  Teil  Afrikas, 
soweit  nicht  der  selbständige  Südafrikanische  Zollverein  und  einzelne 
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Gebiete  der  offenen  Tür  ^)  älteren  Stiles,  wie  Marokko, Tripo- 
litanien,  Abessinien,  noch  außerhalb  des  Bereiches  dieser 
Kolonialpolitik  stehen  oder  wenigstens  bis  191 1  außerhalb  dieses 
Bereiches  standen  ^).  Die  durch  die  Berliner  Kongokonferenz 
von  1885  geschaffenen  neuartigen,  ausgedehnten  Gebiete  der  offenen 
Tür  in  Zentralafrika  (östliches  und  westliches  Kongobecken)  be- 
deuten im  Grunde  nur  eine  Kombination  von  Kolonialgebiet  mit 
einem  solchen  der  offenen  Türe,  wie  es  insbesondere  der  im  Jahre 
1908  in  eine  belgische  Kolonie  umgewandelte  Kongostaat  selbst  ist, 
aber  auch  Deutsch-Ostafrika,  Britisch-Zentralafrika,  Britisch-Ost- 
afrika,  die  durch  das  deutsch- fr anzösiche  Marokko-Kongoabkommen 
vom  4.  November  191 1  so  eigentümlich  abgegrenzten  deutschen 
und  französischen  Kongogebiete. 


IV.     Hollands,  Belgiens,  Deutschlands,  Italiens,  Dänemarks,  Spaniens 

usw.    koloniale    Freihandelsgebiete;    Mischformen    von    Gebieten    der 

offenen  Tür  ^)  und  kolonialen  Besitzungen. 

Neben  Großbritannien  verfolgt  auch  Holland  in  seinen  aus- 
gedehnten und  reichen  Kolonialgebieten  (2,046  Millionen  Quadrat- 
kilometer mit  ungefähr  39 — 40  Millionen  Bewohnern)  eine  zugleich 
freihändlerische,  wie  vorwiegend  auf  die  Förderung  landwirtschaft- 
licher und  bergbaulicher  Urproduktion  gerichtete  Politik ;  es  bestehen 
auch  gar  keine  Anzeichen  dafür,  daß  Holland  in  absehbarer  Zeit 
einen  anderen  Weg  einschlagen  würde,  zumal  das  liberale  Zollregime 
seiner  Kolonien  ein  Moment  darstellt,  das  geeignet  ist,  diese  Über- 
seegebiete in  seinem  Besitze  zu  erhalten.  Ferner  ist  für  Holland 
der  Kapitalsgewinn  aus  den  in  seinen  ostindischen  Kolonien  begrün- 
deten  Industrieunternehmungen  (Zucker,  Zeresin,  Petroleum)  ein 
Faktor  von  Bedeutung.  Auch  Deutschland  bekennt  sich  vor- 
läufig in  seinem  zum  mindesten  territorial  bedeutsamen  Kolonial- 
gebiete von  2,66  Millionen  Quadratküometer  mit  ungefähr  13 — 15 
Millionen  Einwohnern^)  zu  den  gleichen  Grundsätzen.  Denn  sonst 
würde  eben  das  deutsche  Reich  seiner  Politik  des  tatsächlichen  und 


*)    Vgl.  hierüber  Abteilung  III  und  IV  des  VIII.  Kapitels. 

*)  Das  deutsch-französische  Marokko-Kongoabkommen  vom  4.  November  191 1 
und  der  itaUenische  Einfall  nach  Tripolitanien  von  Ende  September  1 9 1 1  scheinen 
die  Verwandlung  Marokkos  und  Tripolitaniens  in  Kolonialgebiete  von  ähnlicher 
Stellung,   wie  etwa  Ägypten,  anzubahnen. 

')    Vgl.  hierüber  Kapitel  VIII  Abteilung  IV. 
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formellen  Protestes  gegen  die  Vorzugszölle  der  britischen  Kolonien 
(Zollkrieg  mit  Canada)  präjudizieren  ^).  Zum  Teil  stehen  aber  einer 
deutschen  Politik  kolonialer  Vorzugszölle  auch  Abmachungen  über 
neuartige  Gebiete  der  offenen  Tür  (Berliner  Kongokonferenz  von 
1885  sowie  koloniale  Meistbegünstigungs-Verträge  mit  Frankreich 
und  Großbritannien)  sowohl  in  Ozeanien  als  auch  in  West-  und 
Ostafrika  ^)  entgegen. 

Auch  die  anglo-ägyptische  Herrschaft  im  Nil- 
tale (bis  Wadi  Haifa)  ist  vorläufig  noch  teüweise  nach  den  für 
Gebiete  der  offenen  Tür  geltenden  Gesichtspunkten  zu  beurteilen, 
mag  man  es  auch  von  1934  an  mit  einem  kolonialem  Freihandels- 
gebiet oder  zollpolitischem  Reservat  zu  tun  haben.  Südwärts  von  Wadi 
Haifa  in  dem  mit  Ägypten  zollvereinten  ägyptischen  Sudan 
überwiegt  bereits  jetzt  der  Charakter  der  britischen  Kolonie  bei 
weitem,  der  in  den  noch  südlicher  liegenden,  mit  dem  Sudan  terri- 
torial zusammenhängenden  britischen  Besitzungen  Uganda  und 
Britisch -Ostafrika  zweifellos  ist.  Die  italienische  Eritrea 
(118  610  km^  mit  ca.  280  000  Einwohnern)  wurde  zwar  in  der  zweiten 
Hälfte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  von  Frankreich 
und  der  Türkei  als  ein  Gebiet  der  für  den  Weltverkehr  offenen  Tür 
in  Anspruch  genommen ;  aber  diese  Ansprüche  wurden  vom  damaligen 
Ministerium  Crispi  in  sehr  energisch  gehaltenen,  auf  die  überlegene 
Macht  des  Dreibundes  und  die  englische  Freundschaft  gestützten 
Noten  zurückgewiesen.  Es  verblieb  demnach  bis  heute  bei  der  zoll- 
freien Einfuhr  italienischer  Waren  und  der  Zollbelastung  fremder. 
Doch  begnügt  sich  Italien  in  kluger  Nachgiebigkeit  damit,  nur  auf 
einige  Warengattungen,  wie  Tabak,  Weizen,  Weizenmehl,  Kleie, 
geistige  Getränke,  Mineralöle,  Taschenuhren  sowie  Baumwoll-  und 
lycinen waren,  Zölle  zu  legen,  welche  die  in  der  Türkei  bis  1907  und 
in  Ägypten  noch  derzeit  geltenden  8  Prozent  des  Wertes  überschreiten ; 
sonst  aber  werden  in  der  Eritrea  nur  8  Prozent  des  Wertes  der 
nichtitalienischen  Waren  als  Einfuhrzoll  eingehoben.  Italienisch 
Somaliland  (etwa  371  500  km^  mit  ca.  400  000  Einwohnern) 
fällt  wenigstens  zum  Teil  (Benadir)  in  das  „östliche  Kongobecken" 
der  Kongokonferenz  von  1885  und  ist  insoweit  ein  (übrigens  prak- 
tisch kaum  anerkanntes)   Gebiet  der  offenen  Tür. 


^)  Der  erwähnte  Protest  Deutschlands  hat  allerdings  sein  Ende  gefunden,  als 
der  am  31.  Juli  1898  begonnene  deutsch-kanadische  Zollkrieg  am  i.  März  1910  durch 
einen  Tarifvertrag  zwischen  beiden  Ländern,  bei  Fortbestand  der  kanadischen  Vorzugs- 
zölle für  britische  Waren,  abgeschlossen  wurde. 

«)    Vgl.  hierüber  die  IV.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels. 
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Dagegen  sind  die  freilich  weder  dem  Umfange,  noch  der  Be- 
völkerung nach  bedeutenden  dänischen  überseeischen  Be- 
sitzungen in  überwiegendem  Maße  koloniale  Freihandelsgebiete  ^) 
mit  Zöllen  von  fiskalischem  Charakter,  was  bei  dem  wenig  produzieren- 
den und  dabei  gegenüber  Dänemark  im  hohen  Grade  autonomen 
(freilich  bereits  knapp  unter  dem  Polarkreis  liegenden)  Island 
eigentlich  selbstverständlich  ist.  Nahezu  Freigebiete  sind  auch  die 
spanischen  Kanarischen  Inseln  sowie  Presidios  in  Nordmarokko  ^), 
die  französischen  Besitzungen  in  Vorderindien  sind  in  das 
Zollsystem  des  britisch-indischen  Kaiserreiches  eingeordnet,  während 
das  portugiesische  Timor  (Sunda-Inseln)  für  die  meisten  Waren, 
das  gleichfalls  portugiesische  Macao  (Südchina),  desgleichen  auch 
Portugiesisch  Guinea  und  Portugiesisch  Kongo,  ferner  die  im  Be- 
sitze der  Vereinigten  Staaten  befindlichen  pazifischen  Inseln  Guam 
und  Tutuila  völlig  Freihandelsgebiete  darstellen. 

In  der  IV.  Abteilung  des  VIII.  Kapitels  wird  die  neuere,  seit 
der  Mitte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  (Berliner  Kongo- 
konferenz von  1885)  sich  geltend  machende  Neigung  besprochen, 
in  bewußter  Anlehnung  an  die  älteren  Gebiete  der  offenen  Tür  im 
näheren,  mittleren  und  fernen  Orient  neue  Kolonial- 
besitzungen womöglich  nur  als  Gebiete  der 
offenen  Tür  entstehen  zu  lassen,  so  im  Falle 
des  östlichen  und  westlichen  Kongobeckens,  der  britischen 
und  deutschen  Besitzungen  in  Ozeanien  nebst  verschiedenen  Sonder- 
abmachungen über  Afganistan,  die  Marianen,  Karolinen,  Samoa- 
Inseln,  Dahome,  Zahnküste,  Nigeria,  Togo,  Kamerun.  Sollte  es, 
was  noch  keineswegs  sicher  ist,  zu  einer  Teilung  Persiens 
zwischen  Rußland,  Großbritannien  und  der  Türkei  kommen,  dann 
dürfte  die  offene  Tür  in  Persien,  insbesondere  durch  das  deutsch- 
russische Abkommen  über  dieses  Land  vom  19.  August  191 1,  ge- 
währleistet sein,  dessen  einleitende  Worte  lauten:  „Von  dem  Grund- 
satze ausgehend,  daß  der  Handel  aller  Nationen  in  Persien  gleich- 
berechtigt ist ".     Bezüglich  der  französischen  und  spanischen 

Erwerbungen  in  Marokko  besagt  das  deutsch -französische 
Marokko -Kongo -Abkommen  vom  4.  November  191 1  das  Gleiche, 
und  es    ist   wenig  wahrscheinlich,    daß    durch  etwaige   italienische 

*)  Eine  Ausnahme  bildet  die  kleine  Antilleninsel  St.  Croix  (218  km'  mit  ca. 
19  000  Einwohnern),  wo  dänische  Waren  Befreiung  von  den  übrigens  mäßigen  Wert- 
zöllen genießen. 

*)  Seit  dem  i.  April  1908  genießt  die  Einfuhr  spanischer  Waren  in  Spanisch- 
Guinea    einigermaßen    wertvollere    Vorzugszölle    gegenüber    sonstigen    Herkünften. 
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Eroberungen  in  Türkisch  Afrika  (Tripolitanien)  dieses  Land  seines 
bisherigen  Charakters  als  Gebiet  der  offenen  Tür  entkleidet  würde. 
Die  genannten  britischen,  niederländischen,  deutschen,  dänischen, 
belgischen  usw.  kolonialen  Freihandelsgebiete  sind 
natürlich  untereinander  von  sehr  verschiedenem  Werte.  Besonders 
die  deutschen,  aber  auch  manche  englische  (unter  den  letzteren 
auch  sehr  alte,  wie  z.  B.  Britisch-Honduras)  sind  noch  in  den  ersten 
Entwicklungsstadien  begriffen.  Aber  alle  zusammen  umfassen 
gegenwärtig  noch  sehr  bedeutende  Bodenflächen,  Menschenmassen, 
Absatzgebiete,  Handelsbeziehungen  und  engen  das  uferlosen  Schutz- 
zollphantasien überlassene  Gebiet  bedeutend  ein. 


V.  Sind  die  kolonialen  Absatzgebiete  in  nationalwirtschaftlicher  oder 
weltwirtschaftlicher  Beziehung  von  größerer  Bedeutung?  Welchem 
Schicksal  gehen  die  tropisch-subtropischen  kolonialen  Freihandelsgebiete 
Großbritanniens  entgegen?   Das  freihändlerische  Moment  in  den  riesigen 

Zollgebieten. 

Gegenüber  den  Hinweisen  auf  das  umfangreiche  Freihandels- 
gebiet der  Kolonien  mit  seinen  großen  Absatzmöglichkeiten  für 
Fabrikate  aller  Art  wird  nicht  selten  der  Einwand  erhoben,  daß 
die  kolonialen  Absatzgebiete  häufig  nur  den  Industrien 
einzelner  Länder  zugute  kommen,  wie  dies  mit  den 
meisten  und  wichtigsten  Kolonien  Frankreichs  und  Portu- 
gals der  Fall  sei.  Auch  Japan  habe  bereits  seit  1899  gegenüber 
dem  im  Jahre  1895  den  Chinesen  entrissenen  F  o  r  m  o  s  a  den  gleichen 
Weg  eingeschlagen  und  schicke  sich  in  dem  am  29.  August  1910 
veröffentlichten  „Annexionsvertrag**  an,  Korea  allmählich  (wahr- 
scheinlich spätestens  bis  1920)  in  das  gleiche  zollpolitische  Verhältnis 
wie  Formosa  zu  bringen.  In  Artikel  V  des  Payne-Tarifes  vom  5.  August 
1909  hätten  die  Vereinigten  Staaten  für  die  Philip- 
pinen die  Konsequenz  daraus  gezogen,  daß  der  von  der  Union  mit 
Spanien  im  Jahre  1899  für  10  Jahre  abgeschlossene  Meistbe- 
günstigungsvertrag (Teil  des  damaligen  Friedensvertrages  zwischen 
beiden  Ländern)  bereits  am  11.  April  1909  abgelaufen  war.  Seither 
stehen  die  Phüippinen  in  einer  Art  von  Zollverein  ^)  mit  den  Ver- 


^)  Die  Philippinen  (vgl.  XI.  Abteilung  des  VI.  Kapitels)  erhielten  einen 
besonderen,  mit  dem  Payne-Tarif  nicht  übereinstimmenden,  aber  gleichzeitig  mit 
diesem  am  5.  August  1909  in  Kraft  getretenen  Zolltarif  für  Waren,  die  nicht  aus  den 
Vereinigten  Staaten  stammen.   Erzeugnisse  der  Vereinigten  Staaten  gehen  zollfrei  ein, 
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einigten  Staaten.  Hierzu  komme  noch  die  Einbeziehung  der  ehe- 
mals spanischen  Kolonien  Portorico  (völlige  Hinverleibung)  und  Cuba 
(wechselseitige  Vorzugszölle  im  Vertrage  von  ii.  Dezember  1902) 
sowie  des  ehemaligen  Gebiets  der  offenen  Tür  H  a  w  a  i  (völlige 
Einverleibung)  in  das  Wirtschaftsgebiet  der  hochschutzzöllnerischen 
Vereinigten  Staaten.  Auch  sei  in  den  im  Besitz  Großbritanniens 
befindlichen,  bedeutendsten  kolonialen  Freihandelsgebieten  sowohl 
mit  der  englischen  Fair  Trade-Bewegung,  als  auch  mit  national- 
wirtschaftlichen Bestrebungen  innerhalb  dieser  tropisch-subtropischen 
Kolonien  selbst,  so  namentlich  innerhalb  Indiens  und  Ägyptens, 
zu  rechnen;  daher  hätten  die  nichtenglischen  Industrieländer  auch 
hier  die  Möglichkeit  eines  begünstigten  britischen  Wettbewerbes  in 
Betracht  zu  ziehen. 

Auf  diese  Einwände  wäre  vorerst  zu  erwidern,  daß  die  durch 
Vorzugszölle  für  Frankreich^)  gesicherten  Kolonien  die  Indu- 
strie dieses  I^andes  ähnlich  beeinflussen,  wie  die  gesicherten, 
vorwiegend  agrarischen  Absatzgebiete  der  österreichischen 
Industrie  in  Ungarn,  GaUzien,  der  Bukowina,  Bosnien  auf  die 
letztgenannte  Industrie  einwirkten.  Wenigstens  haben  diese  agra- 
rischen Absatzgebiete  bis  zu  den  seit  1897  immer  lauter  werdenden 
(seit  den  ungarischen  Parlamentswahlen  von  19 10  aber  sehr  abge- 
schwächten) Diskussionen  über  eine  eventuelle  Zolltrennung  beider 
Staaten  der  Doppelmonarchie  auf  die  österreichische  Industrie  derart 
eingewirkt,  nämlich  erschlaffend,  die  Fähigkeit  zum  Kampf  auf 
dem  offenen  Weltmarkte  schwächend  und  die  Neigung  einflößend, 
mehr  auf  Schutzzölle,  als  auf  die  eigene  Kraft  zu  bauen.  Die 
gesteigerte  Sicherheit  Frankreichs  im  Bereiche  seiner  Kolonien  wird 
durch  eine  entschiedene  Schwächung  seiner  lycistungsfähigkeit  auf 
allen  übrigen  Märkten,  offenen  wie  auch  mehr  oder  weniger  ge- 
schlossenen, erkauft.  So  haben  z.  B.  in  den  Balkanstaaten  und  in 
der  I/evante  die  deutschen,  italienischen  und  (seit  etwa  anderthalb 
Jahrzehnten)  österreichischen  Industrien,  die  alle  über  keinen  dem 
französischen  vergleichbaren  Kolonialbesitz,  wenigstens  bisher,  ver- 
fügten, seit  dem  hochschutzzöllnerischen  französischen  Zolltarife  von 


desgleichen  solche  der  Philippinen  in  den  Vereinigten  Staaten ;  eine  Ausnahme  bilden 
nur  Zucker  und  Tabakwaren,  die  nur  innerhalb  gewisser  ziffernmäßiger,  übrigens 
verhältnismäßig  hoch  angesetzter  Grenzen  (Zucker  bis  300  000  Groß-Tons)  zollfrei 
aus  den  Philippinen  bezogen  werden  dürfen,  sowie  Reis,  dessen  wechselseitige  Einfuhr 
aus  der  Kolonie  oder  dem  Mutterlande  den  allgemeinen  Zöllen  unterUegt. 

^)  Vgl.  hierüber  im  II.  Bande  Abteilung  XI  der  Anlage  ,, Details  über  die  Großen 
Zollgebiete;  Subkontinente". 


264 


VII.    Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft. 


1892  beträchtliche  Fortschritte  gemacht.  Frankreichs  Fabrikaten- 
export stünde  dort  in  vielen  Beziehungen,  namentlich,  wo  es  sich 
um  öffentliche,  Eisenbahnlieferungen  usw.  handelt,  noch  viel  schlimmer 
da,  als  es  tatsächlich  der  Fall  ist,  wenn  die  Franzosen  nicht  ihre 
Kapitalskraft  zugunsten  ihrer  Industrie  in  die  Wagschale  werfen 
könnten.  Bei  jedem  öffentlichen  Anlehen  auf  dem  vielumworbenen 
Pariser  Geldmarkt  wird  nämlich  von  den  Industriellen  und  der 
Regierung  Frankreichs  darauf  gedrungen,  daß  ein  namhafter  Teil 
des  Anlehens  in  Bestellungen  französischer  Fabrikate  verausgabt 
werde.  Sonst  gibt  die  Regierung  die  immerhin  wertvolle  Erlaubnis 
zur  Kotierung  auf  der  Pariser  Börse  nicht.  (Vgl.  hierüber  das 
IX.  Kapitel  Abteilung  I  b.)  Noch  viel  weniger  haben  vom  Stand- 
punkte des  internationalen  Fabrikatenabsatzes  jene  Vorzugszölle  zu 
bedeuten,  womit  das  industriell  wenig  leistungsfähige  Portugal 
seine  Kolonien  in  West-  und  Ostafrika  sowie  in  Indien  der  eigenen 
Industrie  zu  sichern  sucht,  mögen  auch  diese  kolonialen  Vorzugs- 
zölle für  die  wenigen,  stärker  entwickelten  portugiesischen  Industrie- 
zweige von  größerer  Bedeutung  ^)  sein. 

Der  französische  koloniale  Reichszollver- 
ein verbindet  Frankreich  besonders  innig  mit  Algier  und  Tunis, 
in  minder  inniger  Weise  (aber  immerhin  mit  bedeutenden  wirtschaft- 
lichen Konsequenzen)  auch  mit  Madagaskar,  Komoren,  Mayotte, 
Französisch-Hinterindien,  Reunion,  Martinique,  Guadeloupe,  Guayana, 
St.  Pierre,  Miquelon,  Neukaledonien  usw.  und  stellt  zwischen  diesen 
Kolonien  untereinander  eine  keineswegs  gleichgültige  Verbindung 
her.  Hier  spielt  ein  wichtiger,  einer  besonderen,  ausführlicheren 
Behandlung  werter  Gesichtspunkt  eine  Rolle,  der  im  VI.  Kapitel 
(Abteilung  V,  X  und  XIII)  eingehend  dargelegt  wurde.  Frankreich 
samt  seinem  kolonialen  Zollverein  gehört  zu  jenen  Riese n^r eichen 
oder  großen  Zollgebieten,  für  deren  Beurteilung  die  größere 
oder  geringere  Höhe  der  sie  vom  Ausland  trennenden  Zollsätze 
von  geringerer  Bedeutung  ist.  Bei  diesen  großen  Zollgebieten  (Ver- 
einigte Staaten,  Rußland,  Indien  usw.)  kommt  es  vielmehr  in  erster 
Linie  darauf  an,  daß  es  überhaupt  gelingen  konnte,  Ländermassen 
von  so  großer  Erstreckung  und  Volkszahl  zu  einem  von  Zollmauern 
wenig  oder  (bis  auf  einige  fiskalische  Zölle)  gar  nicht  durchbrochenen 
Wirtschaftsgebiete  zusammenzuschließen.  Hierin  liegt  ein  ähnlicher 
Sieg  der  Freihandelsidee,  oder  wie  man  vielleicht  auch  sagen 


*)    Vgl.  die  sorgfältigen  Zustammenstellungen  über  die  kolonialen  Vorzugszölle 
in  der  Arbeit  von  E.  Trescber   „Vorzugszölle"  (Berlin  1908),  Seite  73 — 138. 
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könnte,  der  modernen,  umfassenden  Weltwirt- 
schaftstendenzen, wie  seinerzeit  in  der  Schaffung  des 
deutschen  Zollvereins.  Dieser  bedeutete  auf  der  kleineren  (haupt- 
sächlich auf  Europa  und  die  Mittelmeerländer  beschränkten)  Welt- 
bühne in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  eine  ähnlich  zu 
Bewunderung  und  Besorgnis  aneifernde  Massenerscheinung,  wie  etwa 
gegenwärtig  das  allmähliche  Hineinwachsen  der  Vereinigten  Staaten, 
Rußlands,  Indiens,  Chinas,  Brasiliens  und  nicht  zum  mindesten  des 
französischen  kolonialen  Zollvereins  in  jenen  großartigenBnt- 
wicklungsgang,  zu  welchem  diese  Riesenreiche  vermöge  ihrer 
ungeheuren  Dimensionen  und  ihres  bereits  vorhandenen  oder  zu 
erwartenden  Menschen-  und  Produktenreichtums  gewissermaßen 
prädestiniert  sind.  Es  trifft  z.  B.  bei  den  Vereinigten  Staaten  oder 
Britisch-Indien  nicht  ganz  zu,  wenn  man  nur  sagt,  diese  Gebiete  seien 
durch  mehr  oder  weniger  hohe  Zollmauern  vom  Auslande  abge- 
trennt; richtiger  ist,  wenn  man  ausführt,  daß  Ende  1910  in  ersterem 
Reiche  etwa  ein  Dreizehntel  des  gesamten  Festlandes  (mit  Ausschluß 
der  Polarländer)  und  ein  Fünf  zehntel  der  Erdbevölkerung,  in  letzterem 
(samt  Nebenländern)  etwa  4,7  bzw.  20  Prozent^)  zu  freiem  Verkehre 
vereint  seien. 

In  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  wurde  das  Auf- 
kommen des  deutschen  Zollvereins  von  bedeutenden  Ver- 
tretern der  damaligen  Freihandelsschule  als 
ein  Sieg  des  Freihandels  an  sich,  ganz  abgesehen  vom  jeweüigen 
Zolltarif  dieses  Zollvereins,  gefeiert.  Nun  sind  aber  derzeit  die 
europäischen  Zollgebiete  Deutschlands,  Frankreichs,  Österreich- 
Ungarns  usw. zu  relativer  Kleinheit  zusammengeschrumpft ^) . 
Da  kann  man  wohl  an  den  französischen  Reichszollverein,  der  sich 
Ende  1910  mit  seinen  11%  Millionen  Quadratkilometern  und  ca. 
91  Millionen  Bewohnern  über  etwa  8ß  Prozent  der  bewohnbaren  Erde 
(ohne  Polarländer)  und  über  5,5  Prozent  der  Erdbevölkerung  erstreckte, 
einen  ähnlichen  Maßstab  anlegen  und  ihn  eher  als  eine  wertvolle 
Annäherung  zum  universellen  Freihandel,  denn 
als  einen  Triumph  der  Schutzzollidee  ansprechen.  Was  für  ein 
Reich  von  etwa  0,3 — 0,6  Millionen  Quadratkilometer  und  30  bis 
60  Millionen  Menschen  noch  engherziger  Schutzzoll  ist,  das  wird 
für  8 — IG  Millionen  Quadratkilometer  und  mindestens  80 — 100  Millio- 
nen Menschen  zu  einem  gewaltigen  Fortschritte  und  Siege  des  freien 
internationalen  Handelsverkehres. 


^)  Vgl.  über  diese  Zahlen  besonders  Abteilung  XIII  des  VI.  Kapitels. 
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Freilich  wird  in  diesem  großartigen  Bilde  des  französischen 
Reichszollvereines  vorläufig  zum  Teil  noch  mehr  die  Zukunft 
eskomptiert,  als  die  Gegenwart  genau  abgebildet;  denn  der 
Kern  des  gewaltigen  französischen  Kolonialreiches,  die  umfang- 
reichen zusammenhängenden  Landmassen  in  West-  und  Nordwest- 
afrika, sind  deizeit  wohl  noch  mehr  disjecta  membra  als  organisch 
gegliederte  Teile  eines  einzigen  überseeischen  Besitzes.  Ebendeshalb 
stehen  weite  Teile  der  west afrikanischen  Besitzungen  auch  nur  in  einem 
loseren  Verhältnisse  zum  übrigen  französischen  Reichs-  oder  Kolonial- 
zollvereine. Aber  die  Durchführung  großer  Verkehrspläne  (Trans- 
saharabahn) und  intensivere  administrative  Detailarbeit  innerhalb 
dieser  Landmassen  dürfte  in  absehbarer  Zeit  auch  in  diesem  umfang- 
reichsten, wenn  auch  noch  nicht  menschenreichsten  Zentralgebiete 
des  französischen  Imperiums  eine  Wendung  herbeiführen;  hierdurch 
würde  an  Stelle  der  vorläufig  noch  mehr  vorausgesetzten  Einheit 
und  Zollverbindung  eine  lebendige  Tatsache  treten  ^). 

Abgesehen  von  dieser  Frage  der  Weiterbildung  des  französischen 
kolonialen  Zollvereines  ist  wohl  jene  hinsichtlich  der  Gestaltung  der 
zollpolitischen  Verhältnisse  zwischen  dem  britischenMutter- 
lande  undseinen  tropischen  und  subtropisc  hen 
Kolonien  von  der  größten  Bedeutung.  Die  britischen  sogenannten 
Kolonialgebiete  innerhalb  oder  vorwiegend  innerhalb  der  gemäßigten 


*)  Seitdem  dieser  Absatz  zum  erstenmal  im  Juli/ Augustheft  1907  der  „Zeit- 
schrift für  Sozial  Wissenschaft"  als  Teil  eines  Aufsatzes  „Die  Kolonien  in  der  Welt- 
wirtschaft" erschienen  ist,  hat  die  Befestigung  der  französischen  Herrschaft  in  und 
über  West-  und  Nordwestafrika  weitere  Fortschritte  gemacht,  so  durch  die  Besetzung 
von  Wadai  und  Mauretanien,  durch  die  nachdrücklichere  Behauptung  der  Sahara 
mittels  Kamelreitertruppen,  durch  den  weiteren  Ausbau  der  von  der  Küste  landein- 
wärts führenden  Kisenbahnlinien.  Hierzu  kommt  noch  das  Ergebnis  des  deutsch- 
französischen Marokko-Kongovertrages  vom  4.  November  191 1.  Dieser  brachte 
zwar  den  Franzosen  den  Verlust  des  unmittelbaren  territorialen  Zusammenhanges 
mit  ihren  Besitzungen  an  der  Küste  zwischen  Kongo  und  Gabun  infolge  eines  Ver- 
lustes an  Ivandflächen  im  Kongogebiet  (zugunsten  der  bis  zum  Kongo  und  Ubangi 
erweiterten  deutschen  Kolonie  Kamerun)  von  250 — 300  000  km^  mit  etwa  einer  MilHon 
Einwohnern.  Aber  der  Wert  der  abgetretenen  tropischen  Urwaldgebiete,  eines  bisher 
imgemein  vernachläßigten  Teils  des  französischen  Kolonialbesitzes,  erscheint  derzeit 
gering.  Dafür  erhielt  aber  Frankreich  nicht  nur  laoookm*  des  bisher  deutschen, 
ungemein  fruchtbaren,  gut  bewohnten,  zum  Baumwollanbau  geeigneten  Zwischen- 
stromlandes zwischen  Schari  undivogone,  sondern  auch  die  Herrschaf  t  über  den  größten 
Teil  Marokkos,  mindestens  400  000  km^  mit  6  Millionen  Einwohnern,  das  freilich 
nach  wie  vor  Gebiet  der  offenen  Tür  verbleiben  soll.  Auch  wurde  Frankreich  durch  den 
Ende  September  191 1  begonnenen  italienischen  Eroberungszug  in  Tripolitanien 
vom  türkischen  Wettbewerb  in  der  mittleren  und  östlichen  Sahara  (Djanet,  Bilma, 
Tibesti)  befreit. 
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Zone,  wie  Australien,  Neuseeland,  Kanada,  Neufundland,  Süd- 
afrikanischer Zollverein  ^),  kommen  als  lyänder  mit  autonomer  Zoll- 
politik hier  nicht  in  Betracht.  Zwei  Momente  sind  es,  wodurch 
eine  Abweichung  von  der  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ^)  zur 
Geltung  gelangten  britischen  Kolonialpolitik,  die  Waren  des  Mutter- 
landes und  jene  des  nichtbritischen  Auslandes  mit  Zöllen  von  gleicher 
Höhe  zu  belegen,  herbeigeführt  werden  könnte:  i.  Die  britische 
Regierung  könnte  durch  mächtige  populäre  Strö- 
mungen in  den  zum  mindesten  halbzivili- 
sierten tropischen  und  subtropischen  Kolo- 
nien bewogen  werden,  überhaupt  eine  mäßig  schutzzöllner ische 
Politik  in  diesen  Kolonien  einzuschlagen,  wobei  sie  selbstverständlich 
bestrebt  sein  würde,  für  die  englische  Industrie  wenigstens  Vor- 
zugszölle zu  retten.  Hierfür  kommen  aber  tatsächlich  überhaupt 
nur  zwei  freilich  sehr  wichtige  britische  Kolonialgebiete  in  Frage: 
Ägypten  und  Britisch-Ostindien.  Ägypten  dürfte 
aber  wohl  zu  schwach  sein,  seinen  Willen  gegen  die  ge- 
sammelte Macht  des  britischen  Weltreiches  durchzusetzen;  Indien 
ist  zu  sehr  durch  nationale,  religiöse  und  Rassengegensätze  zer- 
splittert, um  seine  wuchtigen  sozialen  Kräfte  gegen  die  zwar 
mäßig  großen,  aber  wohlorganisierten  und  zielbewußt  verwendeten 
britischen  Machtmittel  durchzusetzen,  so  lange  das  britische  Welt- 
reich stark  genug  ist,  durch  Allianzen  und  Seemacht  eine  Inter- 
vention des  Auslandes  verhindern  zu  können.  Was  aber 
nicht  nur  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt,  sondern  auch  schon 
tatsächlich  erfolgt,  ist  eine  der  industriellen  Entwicklung,  ins- 
besondere Indiens  wohlwollender  gesinnte  Wirtschaftspolitik,  die 
sich  nicht  gerade  in  Zöllen  zu  äußern  braucht.  Es  gibt  auch  eine 
Industrieförderung  ohne  Zölle,  wovon  z.  B.  Ungarn 
innerhalb  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes  ein  lehrreiches 


^)  Britisch-Südafrika,  Australien  und  sogar  die  Nordinsel  von  Neuseeland 
gehören  in  überwiegendem  Ausmaße  der  subtropischen  Zone  an.  Aber  die  Wärme  wdrd 
teils  durch  Erhebung  über  das  Niveau  des  Meeres  (Südafrika),  teils  dmrch  jene  all- 
gemeinen Ursachen  gemäßigt,  welche  die  überwiegend  ozeanische  Südhälfte  der 
Erdkugel  einigermaßen  abkühlen. 

*)  Im  Jahre  1848  leistete  Großbritannien  auf  die  ihm  in  den  Kolonien  zukommen- 
den Vorzugszölle  vollkommen  Verzicht,  und  im  Jahre  1860  wurden  durch  Einführung 
eines  für  alle  Herkünfte  gleichen  britischen  Holzzolles  (völlige  Zollfreiheit  für  Holz  erst 
im  Jahre  1866)  die  letzten  Reste  der  in  Großbritannien  zugunsten  der  Kolonien  be- 
stehenden Vorzugszölle  beseitigt.  Vgl.  hierüber  Trescher  „Vorzugszölle"  (Berlin  1908) 
Seite  3.  Vgl.  noch  im  II.  Bande  die  Abteilungen  IV — X  der  Anlage  „Details  über  die 
Großen  Zollgebiete;  Subkontinente". 
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Beispiel  liefert.  Diese  mag  sogar  durch  Hebung  der  Kaufkraft 
einer  besser  entlohnten,  weil  teilweise  auch  industriell  beschäftigten 
Arbeiterbevölkerung  den  Fabrikatenexport  des  Auslandes  mehr 
fördern  als  eindämmen.  Auch  hierfür  stellen  Ungarn,  ja  sogar  Bosnien- 
Herzegowina  innerhalb  des  österreichisch-ungarischen  Zollgebietes 
bezeichnende  Beispiele  dar. 

Daß  Großbritannien  die  Vorzugszölle  für  britische 
Waren,  die  es  bisher  bloß  von  seinen  autonomen  Besitzungen 
(Südafrikanischer  Zollverein,  Neuseeland,  Australien,  Kanada),  ohne 
zollpolitische  Gegenleistungen,  erhielt,  auch  seinen  tropischen  und 
subtropischen  Kolonien  einschließlich  Indiens  auferlegen  würde, 
scheint  an  und  für  sich  weit  eher  möglich  zu  sein,  als  daß  die  letzt- 
genannten Kolonien  unter  Widerstreben  des  Mutterlandes  Schutzzölle 
einführen  sollten,  wobei  sie  britischen  Waren  zum  Entgelt  Vorzugs- 
zölle gewähren  würden.  Daß  sich  Großbritannien  in  den  Wahlen 
vom  Januar  1906  sowie  Januar  und  Dezember  1910  mit  Entschieden- 
heit und  anscheinend  für  längere  Zeit  zugunsten  eines  Vo  r  z  u  g  s- 
zölle  ausschließenden  Freihandels  aussprach, 
würde  eine  solche  Eventualität  noch  keineswegs  ausschließen; 
denn  die  englische  Geschichte  weist  ja  nicht  selten  starke  Wand- 
lungen auf,  die  in  den  Gesinnungen  der  Wählerschaft  über  grund- 
legende wirtschaftliche  und  politische  Fragen  binnen  kurzer  Fristen 
von  ein  bis  zwei  Jahrzehnten  stattfanden.  Hiergegen  spricht  vielmehr 
eine  Reihe  anderer  Umstände.  Es  ist  nämlich  nicht  vorauszusetzen, 
daß  sich  eine  britische  Regierung  so  leicht  entschließen  könnte, 
speziell  den  empfindsamen  Wirtschaftskörper  Indiens  den  Retor- 
sionen dritter,  durch  Vorzugszölle  zugunsten  Englands  benach- 
teüigter  Staaten  auszusetzen;  diese  Retorsionen  könnten  sich  z.  B. 
gegen  Jutefabrikate,  Tee  usw.  richten,  wie  ja  sogar  der  durchaus 
konservative  und  imperialistische  Vizekönig  lyord  C  u  r  z  o  n  stets 
vor  indischen  Vorzugszöllen  zugunsten  Englands  gewarnt  hat.  Ge- 
genwärtig spricht  aber  sowohl  in  Indien  als  auch  in  Äg3rpten  gegen 
solche  Vorzugszölle  noch  viel  stärker  die  weitere  Erwägung,  daß 
sie  von  den  dortigen,  auf  Schutzzölle  bedachten  nationalwirt- 
schaftlichen, industriefreundlichen  Strö- 
mungen als  eine  Bekräftigung  und  moralische  Rechtfertigung 
ihres  Vorhabens  aufgefaßt  würden.  Wenn  aber  eine  derartige  Politik 
von  Vorzugszöllen  in  den  tropischen  und  subtropischen  Kolonien 
Englands  gerade  die  wichtigsten,  Indien  und  Ägypten  (letzteres  bis 
1934  sogar  noch  Gebiet  der  offenen  Tür),  auslassen  müßte,  würde 
sie  wohl  als  ein  wenig  imponierender  Torso  erscheinen.    Überdies 
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käme  noch  eine  Reihe  anderer  afrikanischer,  asiatischer  und  austra- 
lischer Kolonien  Englands  für  die  Politik  der  Vorzugszölle  nicht  in 
Betracht,  und  zwar  sind  dies  teils  Freihafengebiete,  teils 
Besitzungen  der  britischen  Krone,  die  seit  1885  durch  Verträge 
mit  anderen  völlig  souveränen  Mächten  i)  zu  Gebieten  der  offenen 
Tür  gemacht  wurden. 

An  die  Erhaltung  der  tropischen  und  subtropischen  Kolonien 
Englands  als  Freihandelsgebiete,  die  den  englischen  und  anderen 
Waren  zu  gleichen  Bedingungen  geöffnet  sind,  ist  aber  auch  wohl 
das  Verbleiben  der  Kolonien  zweier  anderer  wichtiger  Kolonialreiche 
im  gleichen  zollpolitischen  Zustande  geknüpft.  Deutschland 
und  die  Niederlande  müssen  schon  deshalb,  um  nicht  ihrem 
Interesse  an  der  Aufrechterhaltung  zollpolitischer  Gleichheit  in  den 
britischen  Kolonien  zu  schaden,  in  ihren  eigenen  Kolonien  fremde 
und  eigene  Waren  den  gleichen  Zöllen  unterwerfen.  Übrigens  sind 
die  deutschen  Kolonien  in  Ostafrika  und  Ozeanien,  ferner  Kamerun 
und  Togo  gemäß  völkerrechtlichen  Vereinbarungen  aus  den  achtziger 
und  neunziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  ^)  ohnehin  als  Gebiete 
der  offenen  Tür  zu  betrachten.  Bei  Holland  kommt  noch  das  starke 
Zwischen  handelsinteresse  dieses  lyandes  hinzu,  das 
einer  Differenzierung  holländischer  und  anderer  Waren  in  den  nieder- 
ländischen Kolonien  durchaus  widerstreitet.  Die  belgische 
Kongokolonie  ist  vorläufig  überhaupt  noch  für  absehbare  Zeit  als 
ein  Gebiet  der  offenen  Tür  zu  betrachten. 

Hierbei  ist  nicht  zu  übersehen,  daß  schon  jetzt  innerhalb  des 
britischen  Weltreiches,  mögen  nun  liberale  oder  konservative  Re- 
gierungen am  Ruder  sein,  hinsichtlich  der  öffentlichen  Lieferungen  ^) 
bereits  seit  Jahren  eine  entschiedene  Tendenz  zur  Auffassung  dieses 


^)  Britische  Freihafengebiete  sind:  Hongkong,  Weihaiwei,  Aden,  Singapore, 
Walfischbai,  Gibraltar,  Malta;  seit  1885  geschaffene  Gebiete  der  offenen  Tür  (vgl.  Ab- 
teilung IV  des  VIII.  Kapitels) :  Die  pazifischen  Inseln  mit  Einschluß  von  Britisch-Neu- 
guinea,  Britisch-Ostafrika,  Britisch-Zentralafrika,  Nigeria,  das  überhaupt  noch  ziem- 
Uch  selbständige  Oman.  Andererseits  sind  Zollbevorzugungen  Kanadas  und  auch  Groß- 
britanniens in  jenen  westindischen  Kolonien  nicht  unwahrscheinlich,  die  auf 
den  Markt  der  Vereinigten  Staaten  nicht  angewiesen  sind,  wie  etwa  Britisch-Guayana, 
Barbados,  St.  Vincent  und  andere  vorwiegend  Zucker  produzierende  Gebiete. 
Noch  eher  könnte  es  zu  westindischen  Vorzugszöllen  für  britische  und  kanadische  Er- 
zeugnisse kommen,  wenn  der  schwierige  Plan  einer  umfassenden  Commonwealth  des 
gesamten  insularen  und  kontinentalen  Britisch- Westindiens  je  zur  Verwirklichung  ge- 
langen sollte. 

2)  Vgl.  hierüber  Abteilung  IV  des  Kapitels  VIII. 

3)  Vgl.  Abteüung  VI  des  V.  Kapitels. 
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Weltreiches  als  einer  nach  außen  hin  geschlossenen 
wirtschaftlichen  Einheit  zutage  tritt ;  es  werden  näm- 
lich in  den  Kolonien  Produkte  des  Mutterlandes  oder  anderer  Kolonien, 
im  Mutterlande  koloniale  Produkte  vor  denen  dritter  Länder  bei 
öffentlichen  Lieferungen  bevorzugt.  Diese  Praxis  hat 
sich  sogar  in  Ägypten  bereits  vor  dem  britisch-französischen  Kolonial- 
vertrage von   1904  in  bedeutendem  Ausmaße  ^)   geltend  gemacht. 

Wenn  es  aber  dennoch  in  absehbarer  Zeit  zu  einer  mehr  oder 
weniger  weitgehenden  zollpolitischen  Absperrung  auch  der  tropischen 
und  subtropischen  Kolonien  Englands  gegenüber  dem  nichtbritischen 
Auslande  kommen  sollte?  Für  ein  Weltreich,  das  (abgesehen  vom 
Alutterlande  selbst  sowie  den  autonomen  Kolonien  in  gemäßigter 
Zone)  Gebiete  vom  Umfange,  der  Menschenzahl  und  dem  Produkten- 
reichtum Indiens  (einschließlich  Ceylons  und  der  Straits),  Ägyptens, 
Nigerias  usw.  umfaßt,  wären  dann  jene  Gesichtspunkte,  die  in 
dieser  Beziehung  soeben  hinsichtlich  des  französischen  Reichs- 
und Kolonialzollvereines  entw^ickelt  wurden,  in  noch  verstärktem 
Maße  anwendbar,  daß  nämlich  bei  der  Zolleinigungsolcher 
Riesenreiche,  falls  sie  überhaupt  vom  Standpunkte  des  Gegen- 
satzes zwischen  Schutzzoll  und  Freihandel  beurteilt  wird,  „weniger 
die  größere  oder  geringere  Höhe  ihrer  Zollsätze  als  vielmehr  der 
Umstand  in  Frage  kommt,  daß  es  gelingen  konnte,  Ländermassen 
von  so  großer  Erstreckung  und  Volkszahl  zu  einem  von  Zollmauern 
wenig  oder  (bis  auf  einige  fiskalische  Zölle)  gar  nicht  durchzogenen 
Wirtschaftsgebiete  zusammenzuschließen/ ' 

So  läßt  sich  zusammenfassend  sagen :  Wenn  man  unter  Kolonien 
Gebiete  versteht,  in  welchen  die  von  der  Regierung  und  Verwaltung 
verfolgte  Wirtschaftspolitik  grundsätzlich  darauf  ausgeht,  in  erster 
Reihe  agrarische  oder  bergbauliche  RohstofFproduktionen  zu  fördern, 
unter  matter  Begünstigung,  wenn  nicht  geradezu  Vernachlässigung 
und  Bekämpfung  industrieller  Entwicklungen,  so  sind  solche  Kolonien 
noch  heute  in  den  Tropen  und  Subtropen  als  lebens- 
kräftige Gebilde  von  bedeutender  Größe  und 
Volkszahl  vorhanden ;  sie  sind  lebenskräftig,  weil  und  insofern 
sie    sich    auf    reichtumschaffende    Erzeugung     hochwertiger 


*)  So  machte  man  z.  B.  1 898/1 899  der  angloägyptischen  Regierung 
einen  schweren  Vorwurf  daraus,  daß  sie  das  Material  zur  Eisenbahnbrücke  über  den 
(südlich  von  Berber  in  den  Nil  mündenden)  Atbara,  ein  Glied  der  zur  Eroberung  und 
Pesthaltung  des  ägyptischen  Sudan  dienenden  Verkehrseinrichtungen,  in  der  drängen- 
den Not  des  Augenblicks  bei  schneller  liefernden  Eisenwerken  der  Vereinigten  Staaten 
und  nicht  in  Großbritannien  bestellt  habe. 
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Rohstoffe,  insbesondere  der  Textilindustrien,  stützen  können. 
Diese  Gebilde  erleichtern  schon  durch  ihre  bloße  Existenz  die  Fabri- 
katenausfuhr nicht  nur  ihrer  Mutterländer,  sondern  auch  direkt  und 
indirekt  den  Fabrikatenexport  anderer  Industriestaaten.  Vermöge 
der  schlechteren  Eignung  der  Tropengebiete  für  industrielle  Ent- 
wicklung großen  Stils,  bei  gleichzeitiger  Neigung  zu  schnellerem 
Wachstum  der  einem  zivilisierten  Regime  unterworfenen  dortigen 
Bevölkerungen,  als  es  in  Gebieten  gemäßigter  Zone  zu  verzeichnen 
ist  ^),  bilden  die  Kolonien  ein  an  Bedeutung  stets  zu- 
nehmendes Absatzgebiet  für  die  Industrie- 
staaten gemäßigter  Zone.  Dem  belebenden  Einflüsse 
der  kolonialen  Tropen-  und  Subtropengebiete  auf  die  Industrie  der 
lyänder  gemäßigter  Zone  kann  mit  umso  größerem  Vertrauen  ent- 
gegengesehen werden,  als  Aussicht  besteht,  daß  ein  nach  Flächen- 
raum, Bevölkerungszahl  und  Produktenreichtum  stark  überwiegender 
Teil  dieser  Kolonialgebiete  und  insbesondere  jene  Englands,  Deutsch- 
lands und  Hollands  für  absehbare  Zeit  zu  gleichen 
Zöllen  den  Waren  des  Auslandes  wie  jenen  des  Mutterlandes 
offenstehen  ^)  werden. 


^)  Vgl.  die  Bemerkungen  in  der  II.  Abteilung  der  Einleitung  über  das  Kapitel 
des  II.  Bandes  ,,Die  Tropen  in  der  Weltwirtschaft"  und  dieses  Kapitel  selbst. 

')  Die  hier  und  bereits  im  Aufsatze  ,,Die  Kolonien  in  der  Weltwirtschaft" 
(„Zeitschrift  für  Sozial  Wissenschaft"  Juli/August  1907)  geäußerte  Ansicht  über  das 
demnächst  zu  erwartende  Zollregime  der  Kolonialgebiete  wird  von  B.  Trescher 
in  seiner  bereits  erwähnten,  im  allgemeinen  sehr  sorgfältig  ausgearbeiteten  Schrift 
„Vorzugszölle"  (Berlin  1908)  als  allzu  weitgehender  Optimismus  bezeichnet.  Dem- 
gegenüber wäre  zu  bemerken,  daß  es  sich  hier  nur  um  die  tropisch-sub  tro- 
pischen Kolonien  und  zwar  namentlich  um  jene  Englands  handelt.  Die  auto- 
nomen Kolonien  Großbritanniens  in  gemäßigter  Zone  führen  diesen  Namen  eigentlich 
mit  Unrecht  und  sollten  eher  als  ,, Bundesstaaten  unter  dem  Vorsitz  der  britischen 
Krone"  aufgefaßt  werden.  Die  Gründe  aber,  die  gerade  in  einigen  der  wichtigsten  bri- 
tischen Kolonien  eine  Zolldifferenzierung  britischer  und  nichtbritischer  Waren  sehr 
erschweren  oder  sogar  unmöglich  machen,  wurden  bereits  im  zitierten  Aufsatze  von 
1907  genannt  und  werden  hier  noch  ausführlicher  dargelegt.  Um  dieses  Torsos  seiner 
tropisch-subtropischen  Kolonien  willen  wird  Großbritannien  einen  mit  seinem  bis- 
herigen Verhalten  in  so  starkem  Widerspruche  stehenden  Schritt  wohl  kaum  unter- 
nehmen. Ob  etwa  Großbritannien  selbst  zu  Vorzugszöllen  für  koloniale  Waren  schreiten 
werde  und  was  es  davon  zurückhalten  körmte,  war  in  diesem  Zusammenhange  nicht 
zu  erörtern;  hierüber  wurde  im  V.  Kapitel  ausführlich  gesprochen.  Der  Verfasser 
will  nicht  ableugnen,  daß  er  im  Jahre  1907  noch  zu  stark  unter  dem  gewaltigen,  un- 
mittelbaren Eindrucke  der  im  Januar  1906  stattgefundenen  britischen  Parlaments- 
wahlen stand,  die  ein  so  deutliches  Bekenntnis  zum  Freihandel  dar- 
zustellen schienen.  Die  eine  weniger  unzweideutige  Entscheidung  bringenden  Par- 
lamentswahlen vom  J  anuar  und  Dezember  19 10  scheinen  aber  auch  nur  in  beschränktem 
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Maße  für  die  Neigung  der  britischen  Bevölkerung  zum  Schutzzolle  beweiskräftig  zu 
sein  und  vielmehr  für  die  Stärke  der  damals  angegriffenen  Grundrenten- 
Interessen  zu  sprechen.  Andererseits  hat  Trescher  gegen  meine  Darlegung 
der  Gründe  für  das  Andauern  des  Freihandelsregimes  in  den  holländischen  Kolonien 
nichts  zu  sagen.  Wenn  er  aber  bezüglich  der  deutschen  Kolonien  für  wechselseitige 
Vorzugszölle  im  Handelsverkehre  mit  dem  Mutterlande  eintritt,  möge  er  bedenken, 
daß  Deutsch-Ostafrika,  Kamerun,  die  deutschen  Besitzungen  in  Ozeanien  vermöge 
völkerrechtHcher  Verträge  aus  den  achtziger  und  neunziger  Jahren  als  Gebiete  der 
offenen  Tür  zu  betrachten  sind.  Gerade  Kamerun  ist  durch  seine  bedeutende  Ver- 
größerung infolge  des  deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkommens  vom 
4.  November  191 1  in  besonders  weitgehendem  Maße  mit  dem  westUchen  Kongo- 
becken verknüpft  worden  und  stellt  daher  noch  mehr  als  je  zuvor  ein  völkerrechthch 
gesichertes  Gebiet  der  offenen  Tür  dar.  (Vgl.  hierüber  Abteilung  IV  des  VIII.  Kapitels.) 
Bloß  um  Deutsch-Südwestafrikas  und  vielleicht  noch  Togos  willen  dürfte  sich  aber 
auch  für  Deutschland  eine  grundsätzUche  Umkehr  seiner  kolonialen  Zollpolitik  kaum 
lohnen.  So  sah  ich  mich  durch  Treschers  Polemik  nur  veranlaßt,  die  von  ihm  ange- 
griffenen Stellen  etwas  vorsichtiger  zu  formulieren,  glaube  aber  keineswegs,  die 
betreffenden  Äußerungen  zurücknehmen  zu  müssen. 
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Achtes  Kapitel. 

Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft  M 

I.   Ein  historisches  Entwicklungsgesetz  der  Gebiete  der  offenen  Tür; 
Begriffsbestimmung  dieser  Gebiete. 

Unter  den  Argumenten  der  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Welt- 
marktsentwicklung*'2)  und  der  von  diesen  beeinflußten  Praktiker 
spielt  auch  das  allmähliche  Dahinschwinden  der 
„G  ebiete  der  offenen  Tür"  eine  hervorragende  Rolle, 
Es  handelt  sich  hier   ähnlich  wie  bei  der    Freihandelstendenz    der 


')  Meine  gegen  vielfache,  weitverbreitete  Unklarheiten  und  Irrtümer  gerichteten 
Gedanken  über  das  Problem  der  Gebiete  der  offenen  Tür  habe  ich 
zum  erstenmal  an  einem  Diskussionsabend  des  „Österreichischen  Orientvereins" 
in  Wien  am  i8.  Dezember  1906  in  der  Öffentlichkeit  vorgebracht,  und  dieser  Vortrag 
wurde  bald  darauf  in  den  von  diesem  Vereine  herausgegebenen  „Mitteüungen"  ab- 
gedruckt. In  schärferer  wissenschaftlicher  Durcharbeitung  behandelte  ich  denselben 
Gegenstand  im  Maiheft  1907  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissenschaft"  unter  dem  Titel 
,,Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft".  Mehrere  neue  Gedanken  zu  diesem 
Thema  brachte  auch  mein  Aufsatz  ,, Wandlungen  in  den  Gebieten  der  offenen  Tür"  im 
Wiener  ,, Handelsmuseum"  vom  22.  Oktober  1908.  Studien  über  einzelne  hierbei  in 
Betracht  kommende  Länder  enthalten  folgende  von  mir  verfaßte  Aufsätze:  „Die 
internationale  Stellung  S  i  a  m  s"  im  ,,  Handelsmuse  um"  vom  9.  September  1909 
(unsigniert),  „Bulgarische  Zollpolitik"  ebendort,  28.  Oktober  1909,  „Die 
Rechte  der  Vertragsstaaten  in    Korea",  ebendort  S.September  1910. 

Anfangs  begegneten  meine  Ansichten  über  das  Problem  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  mannigfachem  Widerspruch,  um  nach  einiger  Zeit  als  „selbstver- 
ständlich" zu  gelten.  Bei  den  auf  sozialwisseuschaftlichem  Gebiete  leider  so  häufigen 
räuberhaften  Anschauungen  über  geistiges  Eigentum  drückten  mir  einige  Herren,  die 
ich  wegen  der  mir  durch  meine  Berufsstellung  auferlegten  Zurückhaltung  nicht  gut 
nennen  kann,  im  Laufe  des  Jahres  1910  ihre  Zustimmung  derart  aus,  daß  sie  meine 
Ansichten  über  die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  öffentHchen,  nachher  im  Druck  er- 
schienenen und  auch  von  den  Tagesblättern  ausführlich  mitgeteilten  Vorträgen  aus- 
giebig benützten,  ohne  mich  aber  als  Quelle  zu  nennen. 
Ich  war  den  Herren  wohl  gut  genug,  um  mich  abzuschreiben,  aber  wahrscheinlich  zu 
gering,  um  mich  zu  zitieren.  Zur  Wahrung  meines  geistigen  Eigentums  schienen  mir 
diese  persönlichen  Bemerkungen  nicht  überflüssig  zu  sein.  Zum  gleichen  Zwecke  habe 
ich  die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  vorliegender  Schrift  besonders  eingehend  behandelt. 

')    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
Schilder.    18. 
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Ausfuhrerzeugungen,  beim  wehrhaften  und  nicht  wehrhaften  Frei- 
handel um  das  Schicksal  einer  bewußt  auf  die  Förderung 
des  internationalen  Handelsverkehrs  abzielen- 
den Einrichtung.  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  sind  fast  immer 
unabhängige  oder  zum  mindesten  staatsrechtlich  formell  unab- 
hängige, doch  meist  nur  halbzivilisierte  lyänder.  Diesen  Gebieten 
mangelt  es  aber  bezüglich  einer  Reihe  wichtiger  staatlicher  Befugnisse 
am  üblichen  vollen  Ausmaße  der  Souveränität.  Die  Gebiete  der 
offenen  Tür  haben  insbesondere  hinsichtlich  ihrer 
Handels-  und  Zollpolitik  keine  freie  Hand. 
Ferner  sind  sie  bezüglich  der  Gerichtsbarkeit  über  die 
Fremden,  die  den  europäischen  und  amerika- 
nischen Kulturstaaten  entstammen,  starken  Ein- 
schränkungen unterworfen.  Diese  Fremden  unterstehen  nämlich  in 
zahlreichen  judiziellen  und  administrativen  Belangen  ihren  eigenen 
Konsulaten  und  nicht  den  Behörden  der  Gebiete  der  offenen  Tür. 
BisweÜen  dehnen  sich  diese  Einschränkungen  der  Souveränität  auch 
auf  die  innere  Steuerpolitik  aus  und  beschränken  die 
Freiheit  des  betreffenden  Gebietes  der  offenen  Tür,  Verbrauchssteuern 
und  Monopole  einzuführen.  Ja  sogar  die  Ausdehnung  direkter  Steuern 
auf  die  Fremden  kann  einer  Schwierigkeit  begegnen:  es  wird  nämlich 
die  zur  Durchführung  des  Steuerstrafrechtes  und  der  Steuerexe- 
kutionen gegenüber  den  Fremden  erforderliche  Mitwirkung  der 
fremden  Konsulargerichte  oder  der  Verzicht  der  Auslandsstaaten 
auf  diese  Mitwirkung  nicht  immer  gewährt. 

Bezüglich  der  Gebiete  der  offenen  Tür  scheint  man  es  tatsäch- 
lich mit  einer  Art  von  historischem  Gesetz  zu  tun  zu 
haben,  dessen  Wirkungen  sich  in  drei  Hauptfälle  gruppieren  lassen. 

1.  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  fallen  den  europäischen 
Großmächten  und  Kulturstaaten  oder  deren  außer- 
europäischen Mitbewerbern  (Japan,  auch  den  Vereinigten  Staaten) 
zu,  und  dies  war,  wenigstens  bis  vor  kurzem,  der  häufigste  Fall. 

2.  Einzelne  Gebietsteüe  eines  Landes  der  offenen  Tür  reißen 
sich  von  dem  früher  über  sie  herrschenden 
Staatswesen  los  und  erwerben  nach  längerer  oder  kürzerer 
Übergangsfrist  die  volle  Souveränität  in  politischer  und  wirtschaft- 
licher Beziehung;  das  ist  der  Fall  der  kleinstaatlichen  oder  mittel- 
staatlichen Rang  behauptenden  Balkanländer.  Dies  ist  eine 
im  ganzen  genommen  nicht  so  häufige  Erscheinung  wie  die  unter  i  ver- 
zeichnete.   Übrigens  könnte  auch  Ägypten  von  1806  (Beginn  der 
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Statthalterschaft  des  Mehemet  Ali)  bis  1882  (britische  Okkupation 
des  Landes)  hierher  gerechnet  werden. 

3.  Am  seltensten  kommt  es  vor,  daß  sich  ein  ehemaliges 
h  a  Ib  z  i  V  i  1  i  s  i  e  r  t  e  s  o  der  halbbarbarisches  größeres 
Gebiet  der  offenen  Tür  in  mehr  oder  weniger  schnellem 
Fortschritte  die  Elemente  der  materiellen  und  moralischen  euro- 
päisch-amerikanischen Kultur  aneignet.  Gerade  dies  ist  aber  in  politi- 
scher und  wirtschaftlicher  Beziehung  von  den  bedeutsamsten  Folgen 
begleitet.  Das  betreffende  Gebiet  der  offenen  Tür  steigt  auf  diese  Weise 
allmählich  zum  Range  eines  in  Weltpolitik  und  Weltwirtschaft  aus 
eigener  Initiative  eingreifenden,  völlig  souveränen,  mittel-  oder  wohl 
auch  großstaatlichen  Staatswesens  empor. 

Bis  zum  Sommer  1908  schien  nur  Japan  in  diese  dritte  Gruppe 
zu  gehören.  Man  konnte  etwa  noch  glauben,  daß  sich  auch  S  i  a  m 
und  Persien  diesem  besseren  Zustande  nähern  würden.  Im  ge- 
nannten Zeitpunkte  gelangte  aber  in  der  Türkei  ein  müitärisch 
gestützter  Konstitutionalismus  zur  Herrschaft.  Besonders  seit  der 
Besiegung  des  von  Abdul  Hamid  angezettelten  reaktionär- absolutisti- 
schen Putschversuches  und  Entthronung  dieses  Sultans  im  April  1909 
kann  die  Türkei  wohl  nicht  mehr  als  Musterbeispiel  eines  zur  dauern- 
den Selbstbehauptung  unfähigen  Gebietes  der  offenen  Tür  angeführt 
werden,  wie  es  bis  dahin  üblich  war.  Die  Türkei  von  heute  nähert 
sich  immer  mehr  dem  Niveau  minder  entwickelter  südeuropäischer 
lyänder.  Sie  scheint  zu  den  schönsten  und  besten  Hoffnungen  für  ab- 
sehbare Zukunft  zu  berechtigen,  insofern  nicht  ein  gewisser  chauvi- 
nistischer Überschwang  des  bisherigen  türkischen  Herrenvolkes,  der 
gegen  Slaven,  Griechen,  Albanesen,  Araber  und  verschiedene  Aus- 
landsstaaten gerichtet  ist,  zu  gefährlichen  inneren  und  äußeren  Ver- 
wicklungen i)  führen  sollte. 

Um  gegenüber  dieser  dreifachen  Entwicklung  kein  Mißverständnis 
aufkommen  zu  lassen,  wäre  auf  folgendes  hinzuweisen:  der  ursprüng- 
lich so  bestimmte  und  klare  Ausdruck  „Gebiete  der  offenen  Tür", 
der  seit  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  allgemeine 
Verbreitung  gewann,  ist  in  der  seitherigen  Anwendung  in  leichtherziger 
Weise  verallgemeinert  und  dadurch  minder  klar  geworden^). 


*)  Vgl.  über  diese  für  die  Türkei  gefährlichen  Möglichkeiten  die  Schlußbe- 
merkungen der  VIII.  Abteilung  dieses  Kapitels. 

2)  Diese  Worte  wurden  zuerst  im  Frühjahr  1907  für  den  eingangs  erwähnten, 
mit  diesem  Kapitel  gleichnamigen  Aufsatz  in  der  „Zeitschrift  für  Sozial  Wissenschaft" 
niedergeschrieben.  Aber  gerade  durch  meine  früher  genannten,  seit  Beginn  des  Jahres 
1907  erschienenen  Aufsätze  und  die  von  ihnen  ausgegangene,  teilweise  Beeinflussung 
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Er  entwickelte  sich  nämlich  aus  den  Diskussionen,  die  damals  über 
die  wirtschaftliche  und  politische  Zukunft  des  großen  chinesi- 
schen Reiches  geführt  wurden.  Diese  Diskussionen  wurden 
angeregt  durch  die  Abtrennung  Formosas  und  der  südöstlichen 
Mandschurei  von  China  sowie  durch  den  Anfall  Koreas  an  Japan 
im  ursprünglichen,  chinesisch-japanischen  Friedensvertrage  von 
Schimonoseki  vom  .17.  April  1895.  Diese  Veränderungen  wurden  frei- 
lich durch  das  sofortige  Eingreifen  Rußlands,  Frankreichs  und  Deutsch- 
lands im  wesentlichen  darauf  beschränkt,  daß  die  bisher  chinesische 
Insel  Formosa  auf  Japan  überging.  Dann  kamen  die  Vereinbarungen 
über  Aufrechterhaltung  der  „offenen  Tür"  in  Korea  gegen  schutz- 
zöllnerische  Gelüste  einzelner  Mächte,  die  Bedrohung  der  „offenen 
Tür"  in  China  (bei  äußerlicher  Aufrechterhaltung  dieses  völker- 
rechtlichen Begriffes)  durch  das  Eindringen  verschiedener 
europäischer  Staaten  in  einzelne  Provinzen  des  chinesischen 
Reiches,  so  der  Russen  in  die  Mandschurei,  der  Deutschen  und  Eng 
länder  in  Schantung,  der  Franzosen  und  Engländer  in  Kwangtung. 

Später  wandte  die  publizistische  Diskussion  den  Ausdruck  „Ge- 
biete der  offenen  Tür"  auch  auf  Kolonien  an,  in  denen  auf 
Grund  eines  freien,  völkerrechtlich  nicht  gebundenen  Entschlusses 
ihrer  Mutterländer  niedrige  Einfuhrzölle  erhoben  werden  oder  die  gar 
dem  internationalen  Handel  zu  gleichen  Bedingungen  offenstehen, 
wie  dem  Handel  des  Mutterlandes  selbst.  Dies  ist  z.  B.  in  den  britischen 
Kronkolonien,  in  allen  deutschen  und  holländischen  Kolonien  usw.  der 
Fall.  Aber  derartige  Kolonien  gehören  den  Gebieten  der  offenen  Tür 
im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  überhaupt  nicht  an.  Denn  der  Wille 
des  Mutterlandes  vermag  diesen  für  den  internationalen  Handels- 
verkehr so  bequemen  Zustand  mit  größerer  oder  geringerer  I/cichtig- 
keit  alsbald  in  einen  minder  angenehmen  zu  verwandeln,  wofern 
nicht  etwa  internationale  Verträge  dem  ent- 
gegenstehen. Solche  hemmende  internationale  Verträge  be- 
stehen z.  B.  bezüglich  der  ozeanischen  Kolonien  Deutsch- 
lands und  dortiger  Kronkolonien  Englands,  also  nicht  hinsichtlich 
der  Commonwealth  of  Australia  und  Neuseelands,  wohl  aber  bezüglich 
Britisch-Neuguineas.  Die  gleiche  Erscheinung  vertragsmäßig  ge- 
bundener Zölle  findet  man  auch  in  verschiedenen  deutschen,  französi- 
schen imd  englischen  Kolonien  Westafrikas.  Aber  eben  durch 
diese  dauernde  vertragsmäßige  Gebundenheit  des  Zollsystems  gehö- 
ren die  letztgenannten  ozeanischen  und  westafrikanischen  Kolonien 

der  Öffentlichkeit  hat  der  Begriff  der  „Gebiete  der  offenen  Tür"    wiederum  etwas 
mehr  Bestimmtheit  erhalten. 


I 


VIII.  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft.  277 

(vgl.  hierüber  Abteilung  IV  dieses  Kapitels)  bereits  den  Gebieten 
der  offenen  Tür  im  eigentlichen  Sinne  des  Wortes  an. 

Noch  weniger  sind  natürlich  den  Gebieten  der  offenen  Tür  jene 
vollständig  souveränen  Kulturstaaten  beizu- 
zählen, die  eine  liberale  Zollpolitik  aus  eigenem  freien  Entschlüsse 
einschlagen,  den  sie  aber,  abgesehen  von  kurzfristigen  Tarifverträgen, 
jeden  Moment  zurücknehmen  können.  Hierfür  kommt  insbesondere 
Großbritannien  in  Betracht,  und  in  schwächerem  Maße 
gilt  dies  auch  für    Belgien,    Holland    und    Dänemark. 

Ebensowenig  paßt  die  gelegentliche  Anwendung  des  Ausdrucks 
„Gebiete  der  offenen  Tür"  auf  gewisse  gleichfalls  souveräne 
lyänder  mit  oft  recht  hohen  und  teilweise  so- 
gar prohibitiven  Zolltarifen,  deren  Fabrikatenzölle 
sich  trotzdem  zum  großen  Teile  nur  als  Finanzzölle  darstellen, 
solange  nur  einzelnen  Mächten  keine  Vorzugszölle  gewährt  werden. 
Es  sind  dies  lyänder,  die  bisher  eine  geringere  industrielle  Entwick- 
lung aufwiesen;  einzelne  von  ihnen  mögen  vielleicht  überhaupt  nur 
eine  beschränkte  industrielle  Entwicklungsfähigkeit  besitzen.  Als 
Beispiel  hierfür  wären  die  Balkanstaaten  und  die  Republiken 
des    romanischen    Amerikas    zu  nennen. 

Freilich  wäre  bezüglich  des  romanischen  Amerika  auf  eine  ge- 
wisse Parallele  hinzuweisen,  die  zwischen  dem  Abfall  der  ehe- 
mals spanischen  bzw.  portugiesischen  Kolonien 
vom  Mutterlande  und  dem  Selbständigwerden  der  ehemals 
türkischen  Gebiete  besteht,  zumal  Spanien  und  Portugal  bis  vor  un- 
gefähr zwanzig  Jahren  industriell  noch  wenig  entwickelt  waren  und 
es  auch  noch  heute  nur  in  mäßigem  Grade  sind.  Auch  schienen  beide 
Königreiche  der  Pyrenäen-Halbinsel  um  die  Wende  des  i8.  zum 
19.  Jahrhundert  in  vielfacher  Beziehung  und  besonders  hinsichtlich 
ihrer  Verwaltungszustände  wohl  mehr  Verwandtschaft  mit  dem  be- 
nachbarten n  o  r  d  a  f  r  ik  an  i  s  c  h  en  O  r  i  e  n  t  al  i  s  mu  s 
als  mit  der  europäischen  Kulturwelt  zu  haben.  Mit  wenigen  Aus- 
nahmen, zu  denen  namentlich  Chile  und  Argentinien 
zu  rechnen  wären,  stellen  die  Republiken  des  romanischen  Amerika 
mangelhaft  verwaltete,  in  mancher  Beziehung  sogar  nur  halbzivüi- 
sierte  Staaten,  gewissermaßen  einen  amerikanischenOrient 
dar.  Dort  spielen  die  Vereinigten  Staaten  seit  einigen  Jahrzehnten 
eine  ähnliche  Rolle,  wie  sie  seit  mehr  als  zweihundert  Jahren  ins- 
besondere Rußland,  Österreich,  England  und  Frankreich  gegenüber 
dem  Orient  der  alten  Welt,  und  zwar  bis  Sommer  1908  namentlich 
gegenüber  der  Türkei,  gespielt  haben.    Die  Vereinigten  Staaten  haben 
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innerhalb  dieses  amerikanischen  Orients  eine  immer  größere  tatsäch- 
liche Machtstellung  erlangt  und  auf  Panama  sowie  auf  die  (freilich 
erst  im  Jahre  1898  den  Spaniern  entrissenen)  großen  Antilleninseln 
Cuba  und  Portoriko  bereits  ihre  Hand  gelegt.  Auch  der  großartige 
Aufschwung,  den  Produktion  sowie  Export  und  Import  dieser  ehe- 
mals spanischen  und  portugiesischen  Besitzungen  genommen  haben, 
erinnert  einigermaßen  an  das  in  diesem  Kapitel  unter  dem  Schlag- 
worte „Selbständigwerden  einzelner  Provinzen 
von  Staaten  der  offenen  Tür"  (siehe  Abteilung  VII) 
Gesagte.  Doch  sei  hier  ausdrücklich  darauf  hingewiesen,  daß  es  sich 
hier  nur  um  Ähnlichkeiten,  historische  Parallelen,  aber  keineswegs 
um  Vorgänge  handelt,  die  mit  den  in  der  Türkei,  Persien,  Nordafrika 
usw.  beobachteten  Vorkommnissen  identisch  wären.  Das  tatsächlich 
Gemeinsame  scheint  vielmehr  in  ähnlichen  klimatischen  Ver- 
hältnissen zu  liegen,  worüber  das  Kapitel  des  II.  Bandes  „Die  Tropen 
in  der  Weltwirtschaft"  und  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in 
Abteilung  II  der  Einleitung  des  I.  Bandes  zu  vergleichen  wären. 

Ohne  Rücksicht  auf  solche  Ähnlichkeiten  und  historische  Pa- 
rallelenmuß man  aber  bei  der  Feststellung  dessen,  wasunter  einem  Ge- 
biete der  offenen  Tür  zu  verstehen  sei,  von  der  nachherigen  Erweite- 
rung dieses  Begriffes  durch  wenig  genaue  publizistische  Erörterungen 
absehen.  Dann  bleibt  diese  Bezeichnung  auf  jene  Ivänder  beschränkt, 
die  durch  internationaleAbmachungen  dauernd 
in  ihrer  handeis-  und  z  ol  1  p  ol  i  t  i  s  c  h  e  n  Bewe- 
gungsfreiheit gehemmt  sind  und  auch  in  ihrer  Ge- 
richtsbarkeit Beschränkungen  unterliegen. 
Das  Hauptgewicht  ist  auf  den  dauernden  Charakter  dieser 
Hemmungen  und  Beschränkungen  zu  legen,  da  ja  auch  formell  und 
tatsächlich  völlig  souveräne  Staaten  durch  den  Abschluß  von  Handels- 
verträgen auf  kürzere  Fristen  in  ihrer  handeis-  und  zollpolitischen  Be- 
wegungsfreiheit und  auch  noch  in  anderen  Belangen  beschränkt 
werden. 

n.  Große  Schwierigkeiten,  die  ein  Gebiet  der  offenen  Tür  zu  überwinden 
hat,  wenn  es  seine  geminderte  handeis-  und  rechtspolitische  Souveränität 
erweitem  oder  völlig  souverän  werden  will;  hieraus  entspringende 
Gelegenheiten  für  die  europäisch-amerikanischen  Vertragsstaaten  zum 
Abschlüsse  vorteilhafter  Handelsverträge. 
Infolge  des  grundsätzlich  dauernden  Charakters  seiner  vertrags- 
mäßigen Einschränkungen  begegnet  ein  Gebiet  der  offenen  Tür 
großen   Schwierigkeiten,    sobald  es  das  Ziel  verfolgt,  an 
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Stelle  seiner  handeis-  und  zollpolitischen  sowie  judiziellen  Gebunden- 
heit; den  völkerrechtlich  normalen  Zustand  uneingeschränkter  Sou- 
veränität zu  setzen.  Erst  nach  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten 
ist  ein  Gebiet  der  offenen  Tür  imstande,  seine  Zölle,  gemäß  seinen 
wirklichen  oder  vermeintlichen  Produktionsinteressen,  über  das  Aus- 
maß jener  verhältnismäßig  niedrigen  Wertzölle 
hinaus  zu  erhöhen,  die  in  den  meisten  Gebieten  der  offenen  Tür  üblich 
sind.  Ein  derartiges  Gebiet  ist  nämlich  in  handelspolitischer  geradeso 
wie  in  judizieller  Beziehung  vom  guten  Willen  jener  Mächte  völlig 
abhängig,  gegenüber  denen  es  sich  dauernd  völkerrechtlich  ge- 
bunden hat.  Diese  Abhängigkeit  besteht  nicht  nur  gegenüber  dem 
guten  Willen  einzelner  Vertragsstaaten;  es  kommt  vielmehr 
auf  alle  politischnamhafteren  Staaten  an,  die  an  jenen 
Abmachungen  beteiligt  sind,  wodurch  ein  Gebiet  der  offenen  Tür 
diesen  Charakter  erhalten  hat.  Alle  diese  Staaten  müssen  überein- 
stimmend auf  ihr  unbefristetes  Recht  verzichten,  das  betreffende  Ge- 
biet als  ein  solches  der  offenen  Tür  zu  behandeln.  Erst  dann  hört 
dieses  auf,  ein  solches  zu  sein.  Die  gleichen  Schwierigkeiten  sind  bei 
jeder  durchgreifenden  Zollerhöhung  zu  überwinden, 
die  ein  Gebiet  der  offenen  Tür,  ohne  Abstreifung  dieses  seines 
Charakters,  vornehmen  will. 

Die  großen  Schwierigkeiten,  unter  welchen  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür  zur  vollständigen  oder  auch  nur  teilweisen  handeis-  und  zoll- 
politischen, steuerrechtlichen,  judiziellen  usw.  Souveränität  ge- 
langt, sind  natürlich  ebensoviele  gute  Gelegenheiten 
für  die  e  u  r  o  p  ä  i  s  c  h  -  a  m  e  r  i  k  a  n  i  s  c  h  e  n  Vertrags- 
staaten. Diese  letzteren  sichern  sich  dafür,  daß  sie  auf  die  grund- 
sätzlich dauernden  Einschränkungen  eines  Gebietes  der  offenen  Tür 
verzichten,  in  langfristigen  Verträgen  wertvolle  Zollzugeständnisse, 
Begünstigungen  ihrer  Schiffahrt,  wichtige  Konzessionen  für  öffent- 
liche Arbeiten  oder  Privatunternehmungen  usw.  Sogar  Staaten,  die 
wie  das  britische  Reich,  sonst  wegen  ihres  starr  grundsätz- 
lichen wehrlosen  Freihandels  wenig  befähigt  sind, 
vorteilhafte  Vertragszölle  zu  erzielen,  sind  gegenüber  Gebieten  der 
offenen  Tür  hierzu  imstande.  Das  britische  Reich  läßt  sich 
eben  jeden  Verzicht  auf  irgend  eines  der  hier  in  Betracht  kommenden, 
grundsätzlich  unbefristeten  Vertragsrechte  teuer  abkaufen.  Gerade 
bezüglich  Großbritanniens  wurden  die  hier  in  Betracht  kommenden 
Verhältnisse  in  Abteilung  XI  des  V.  Kapitels  eingehend  erörtert. 

Des  gleichen  Behelfs  können  sich  wohl  auch  schutzzöll- 
nerische   Staaten    mit  Vorteil   bedienen,    die   gegenüber   einem 
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Gebiete   der   offenen   Tür    keine   handelspolitischen   Zugeständnisse 
zu  vergeben  haben,  sei  es,    weil  sie  vom  betreffenden  Gebiete  ^vor- 
wiegend    nur     kaum     entbehrliche     Rohstoffe      oder 
Fabrikate    niedriger   Verarbeitungsstufe   beziehen,    sei   es,    weil   sie 
nach  dem  fraglichen  Gebiete  der  offenen  Tür  weit  mehr  versenden, 
als  sie   dorther   empfangen.      So    konnte    z.    B.   österreich- 
U  n  g  a  r  n  ,  als  es  mit  Japan  den  Handelsvertrag  vom  5.  Dezember 
1897  abschloß,  einen  Vertragstarif  durchsetzen,  der  wenigstens  dazu- 
mal für  wertvoll  gehalten  wurde.    Dabei  waren  die  österreichischen 
Bezüge   japanischer   Waren    damals   weit   geringer    als   die   gleich- 
zeitigen österreichischen  Versendungen  nach  Japan;  überdies  kamen 
nach   Österreich-Ungarn    aus    dem    ostasiatischen    Inselreiche    vor- 
wiegend nur  ganz  unentbehrliche  Materialien,  wie  Kupfer,  Kampfer 
usw.,   oder  zollpolitisch  kaum    angreifbare  japanische  Kuriositäten 
kunstgewerblicher    Art.      Im    genannten    öst  er  reichisch- japanischen 
Vertrage   befindet   sich   zwar    auch    ein    Vertragstarif   zu- 
gunsten   Japans.      Dieser    enthält    aber    a)    Zollbefreiungen 
für  unentbehrliche  Materialien  wie  Kupfer  und  Rohseide;  b)  niedrige 
Zölle  für  ein  gleichfalls  unentbehrliches,  zur  Weiterverarbeitung  die- 
nendes Fabrikat  niedriger  Verarbeitungsstufe,   wie  Strohbänder;   c) 
mäßige  Zölle  für  japanische  Kuriositäten,  wie  Tapeten  und  Porzellan- 
waren, und  diese  Zölle  waren  übrigens  auch  in  damaligen  Verträgen 
Österreich-Ungarns  mit  europäischen  Staaten  enthalten;   d)  einen  ein- 
zigen, gleichfalls  nur  scheinbar  bedeutsamen  Fabrikatzoll  für  glatte 
Seidengewebe,  der  einen  bereits  in  den  damaligen  Verträgen  Öster- 
reich-Ungarns mit  Deutschland,  Italien  und  der  Schweiz  enthaltenen 
Vertragszoll  auch  noch  für  Japan  bindet. 

Den  schwierigen  Übergangsprozeß  vom  Gebiete 
der  offenen  Tür  zum  handeis-  und  zollpolitisch,  steuerrechtlich,  judi- 
ziell  usw.  völlig  souveränen  Staat  hatte  Japan  in  den  neunziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  durchzumachen.  Rumänien  und 
Serbien  befanden  sich  in  gleicher  Lage  von  den  Anfängen  ihrer 
Staatlichkeit  bis  zum  Berliner  Kongreß  von  1878.  Serbien  und  Ru- 
mänien wurde  in  den  Beschlüssen  des  Berliner  Kongresses  sogar  ein 
Übergangszustand  auferlegt,  wonach  die  Bestimmungen 
der  alten  türkischen  Kapitulationen  weiter  galten.  Es  heißt  im 
Artikel  XXXVII  der  Kongreßakte:  „Bis  zum  Abschlüsse  neuer  Über- 
einkommen soll  in  Serbien  nichts  an  dem  gegenwärtigen  Zustande 
der  Handelsbeziehungen  des  Fürstentumes  zu  den  Auslandsstaaten 
geändert  werden....  Die  Immunitäten  und  Privilegien  fremder  Unter- 
tanen sowie  die  Jurisdiktion  der  Konsulate  und  die  Konsularschutz- 
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rechte,  wie  sie  heute  bestehen,  bleiben  in  voller  Kraft,  so  lange  sie  nicht 
durch  eine  zwischen  dem  Fürstentum  und  den  interessierten  Mächten 
vereinbarte  Abmachung  eine  Änderung  erfahren  haben."  Durch  die 
seitherigen  Handelsverträge  Serbiens  namentlich  mit  dem  maß- 
gebenden Österreich-Ungarn  sind  alle  diese  Beschrän- 
kungen verschwunden.  Die  in  den  Kapitulationen  enthaltenen  Be- 
schränkungen hinsichtlich  der  Finanzmonopole  sind  freilich 
erst  durch  den  letzten  österreichisch-serbischen  Vertrag  vom 
14./27.  Juli  1910  weggefallen,  der  am  24.  Januar  1911  in  Kraft 
trat.  Die  ähnliche  Übergangsbestimmung  für  Rumänien  im 
Artikel  XlylX  der  Berliner  Kongreßakte  ist  schon  längst  durch 
Handelsverträge  gegenstandslos  gemacht  worden. 

Das  auf  dem  genannten  Kongresse  geschaffene  Bulgarien 
hat  seine  nahezu  völlige  handelspolitische  und  sonstige  Unabhängig- 
keit in  zwölfjähriger,  mühseliger  Arbeit  erlangt,  die  mit  dem  Ab- 
schlüsse der  Verträge  des  Jahres  1897  begann  und  mit  der  Aner- 
kennung seiner  Stellung  als  souveränes  Königreich  im  Frühjahr  1909 
endete.  Die  geringen  Überreste  der  türkischen  Kapitulationen,  die  in 
handelspolitischer  und  sonstiger  Beziehung  zur  Zeit  der  Anerkennung 
der  bulgarischen  Souveränität  für  Bulgarien  noch  in  Kraft  standen, 
werden  wohl  durch  die  nächsten  Handelsverträge  völlig  beseitigt 
werden,  über  die  Bulgarien  mit  den  Vertragsstaaten  der  Türkei  seit 
191 1  in  Verhandlungen  steht. 

S  i  a  m^)  ist  in  dieser  Arbeit  gerade  mitten  drinnen.  Für  Tunis 
konnte  Frankreich  dieses  Ziel  erst  im  Jahre  1898,  siebzehn  Jahre  nach 
Eroberung  des  lyandes  und  nicht  ohne  einige  wichtige  Gegenzuge- 
ständnisse, erreichen.  Für  Korea  hat  Japan  den  Weg  zum  gleichen 
Ziel  mittels  der  Annexionserklärung  vom  29.  August  19 10,  fünf  Jahre 
nach  dem  Frieden  von  Portsmouth,  zu  beschreiten  begonnen. 

Mit  den  gleichen  Schwierigkeiten  ist  jede  durchgreifende 
Zollerhöhung  verknüpft,  die  ein  Gebiet  der  offenen  Tür,  ohne 
Abstreifung  dieses  seines  Charakters,  vornehmen  wül.  Auch  hierzu 
ist  ein  Einverständnis  aller  jener  europäisch-amerikanischen  Staaten 
oder  wenigstens  Großmächte  notwendig,  die  von  früher  her  derartige 
grundsätzlich  unbefristete  Verträge  mit  dem  betreffenden  Gebiet 
der  offenen  Tür  abgeschlossen  haben.  Dies  war  z.  B.  bei  der  Erhöhung 
der  türkischen  Einfuhrzölle  (behufs  Bestreitung  der  Kosten 
der  mazedonischen  Verwaltungsreform)  von  8  auf  11  Prozent  der  Fall. 
Diese  Erhöhung  erfolgte  mittels  des  gesamteuropäischen  Protokollar- 

^)  Vgl.  hierüber  den  (unsignierten)  Aufsatz  des  Verfassers  „Die  internationale 
Stellung  Siams"  im  ,, Handelsmuseum"  vom  9.  September  1909. 


282  VIII.  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft. 

Übereinkommens  vom  25.  April  1907,  trat  aber  erst  am  25.  Juni  1907, 
nach  Einholung  der  nötigen  parlamentarischen  Genehmigungen  in 
Kraft.  Über  die  weitere  Zollerhöhung  auf  15  Prozent  wird  seit  dem 
Inslebentreten  des  türkischen  Konstitutionalismus  verhandelt,  wobei 
als  erster  türkischer  Erfolg  in  diesen  Verhandlungen  der  Artikel  VI 
des  österreichisch-türkischen  Staatsvertrages  über  Bosnien-Herzego- 
wina vom  26.  Februar  1909  zu  betrachten  ist. 

Der  gleiche  langwierige  Vorgang  wurde  seinerzeit  bei  Erhöhung 
der  chinesischen  Einfuhrzölle  auf  fünf  Prozent  des  wirklichen 
Wertes  (bis  dahin  nur  nach  einem  vertragsmäßigen,  viel  zu  niedrigen 
Zoll  Werttarife)  beobachtet;  diese  Erhöhung  wurde  im  Jahre  1901,  im 
Schlußprotokoll  der  Mächte  und  der  chinesischen  Regierung  vom 
7.  September  1901,  behufs  Deckung  der  Zinsen  für  die  Kriegsent- 
schädigungsanleihe nach  dem  Boxer  auf  stände  des  Jahres  1900,  ge- 
währt. In  ähnlich  weitwendiger  Weise  kam  es  zur  Einführung  von 
Zöllen  im  Kongostaate.  Dieser  war  von  den  auf  der  Berliner 
Kongokonferenz  versammelten  Mächten  im  Jahre  1885  unter  der  Be- 
dingung zollfreier  Einfuhr  anerkannt  worden,  und  erst  die  internatio- 
nale Brüsseler  Konferenz  vom  2.  Juli  1890  gestattete  Zölle 
im  Höchstausmaß  von  10  Prozent  des  Wertes.  Ebenso  bedurfte  es  der 
internationalen  Konferenz  von  Algeciras  {Generalakte 
vom  7.  April  1906),  um  die  finanziell  unumgänglich  notwendige  Er- 
höhung der  marokkanischen  Einfuhrzölle  von  5  und  10  auf 
7^  und  12%  Prozent  des  Wertes  zustandezubringen.  Dieser  inter- 
nationale Konferenzbeschluß  trat  erst  am  19.  Februar  1907  für  die 
marokkanischen  Zollämter  in  Kraft  und  wird  in  seiner  andauernden 
Giltigkeit  durch  das  deutsch-französische  Marokko-Kongo-Abkommen 
vom  4.  November  191 1  nicht  beeinträchtigt. 

Der  Wert  des  Zustandes  dauernder  völkerrecht- 
licher Gebundenheit,  in  dem  sich  die  Gebiete  der  offenen 
Tür  gegenüber  den  Vertragsstaaten  europäisch-amerikanischer  Kultur 
befinden,  besteht  für  diese  letzteren  insbesondere  in  folgendem:  Die 
Gebiete  der  offenen  Tür  müssen  auf  die  Waren  der  Vertragsstaaten 
gewisse  verhältnismäßig  niedrige  Zollsätze  (meist 
Wertzölle)  in  Anwendung  bringen  und  den  Vertragsstaaten  überhaupt 
in  allen  handeis-  und  zollpolitischen,  personalrechtlichen,  kommer- 
ziellen usw.  Belangen  Meistbegünstigung  zugestehen. 
Die  Gebiete  der  offenen  Tür  dürfen  hiervon  nicht  abgehen,  auch  wenn 
ihre  Waren  in  den  betreffenden  europäisch-amerikanischen  Vertrags- 
staaten keine  Meistbegünstigung  genießen,  natürlich  abgesehen  von 
besonderen,    diesen  äußersten  Fall  ausschließenden    Abmachungen. 
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Auch  können  sich  die  Gebiete  der  offenen  Tür  dagegen  nicht  wehren, 
daß  ihnen  von  einem  Vertragsstaate  die  Meistbegünstigung  vielleicht 
der  Form  nach  gewährt  wird,  während  ihre  Ausfuhr  tatsächlich  unter 
besonders  konstruierten,  formell  allgemeinen  Zöllen  leidet^).  Die 
Gebiete  der  offenen  Tür  können  nämlich  wegen  der  unbedingten  Ver- 
pflichtung zur  Meistbegünstigung  gegenüber  den  Vertragsstaaten  gegen 
diese  keinen   Zollkrieg   führen. 

Doch  darf  dies  nicht  derart  mißverstanden  werden,  als  ob  die 
Gebiete  der  offenen  Tür  überhaupt  keinen  Zollkrieg  führen  könnten. 
Sie  sind  hierzu  wohl  imstande  gegenüber  jenen  Ländern,  zu  denen  sie 
nicht  in  dem  erwähnten  Verhältnisse  dauernder  völkerrechtlicher  Ge- 
bundenheit stehen.  So  kann  z.B. die  Türkei  mit  den  aus  ihrem  eigenen 
Territorium  entstandenen  Balkanstaaten  Zollkriege  führen  und  hat 
sie  auch  gelegentlich  geführt,  so  z.  B.  von  Ende  Mai  1900  an  einige 
Monate  hindurch  gegen  Serbien,  Rumänien  und  Montenegro,  gegen 
Griechenland  sogar  bis  in  den  April  1901  hinein,  worauf  es  auch  zum 
Abschlüsse  mehr  oder  minder  vorteilhafter  türkischer  Tarifverträge 
mit  den  Balkanstaaten  kam.  Auch  zum  Abschlüsse  des  türkisch- 
bulgarischen  Handelsabkommens  vom  6./19.  Februar  1911 
kam  es  erst,  nachdem  von  beiden  Seiten  durch  kurze  Zeit  Zollkriegs- 
maßregeln angewandt  worden  waren.  Selbstverständlich  hat  es 
mit  der  Meistbegünstigung  für  die  Waren  solcher  Länder  ein  Ende, 
die  das  Gebiet  der  offenen  Tür  mit  Krieg  überziehen,  wie  z.  B. 
die  Türkei  anläßlich  des  Ende  September  1911  erfolgten  italienischen 
Eroberungszuges  nach  Tripolitanien  Zollkriegsmaßregeln  gegenüber 
Italien  traf  (vgl.  hierüber  Abteilung  III  des  IV.  Kapitels).  Doch 
wurde  in  den  Friedensverhandlungen  mit  der  Türkei  der  alte  Zu- 
stand völkerrechtlicher  Gebundenheit  meist  wiederhergestellt,  so  in 
den  Friedensschlüssen  Österreichs  und  Rußlands  mit  der  Türkei 
im  18.  und  19.  Jahrhundert  und  für  alle  beteüigten  Mächte  in  den 
russisch-türkische  Kriege  abschließenden  Kongressen  zu  Paris  von 
1856  und  zu  Berlin  von  1878. 

Im  Vergleich  zu  der  judiziell-administrativen 
eigennützigen  Willkür  und  Grausamkeit,  welche 
die  Machthaber  der  Gebiete  der  offenen  Tür  nicht  selten  gegen  ihre 
eigenen  Untertanen  ausüben,  erscheint  die  Stellung  der 
durchweitgehendeVertragsrechtegeschützten 
Fremden  geradezu  privilegiert.  Das  wichtigste  hierher 
gehörende  Privilegium  liegt  darin,  daß  die  Fremden  in  nicht  wenigen 


^)    Vgl.  hierüber  Abteilung  XIII  des  III.  Kapitels. 
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judiziellen  und  administrativen  Belangen  ihren  eigenen,  mehr 
oder  weniger  streng  gesetzmäßig  vorgehenden  Konsulaten  unter- 
stehen. 


in.  Die  älteren  Gebiete  der  offenen  Tür,  beruhend  au!  Verträgen,  die 
deren  Staatsgewalten  im  19.  Jahrhundert  oder  noch  früher  mit  den  euro- 
päisch-amerikanischen Eulturstaaten  abgeschlossen  haben. 

Man  kann  unter  den  Gebieten  der  offenen  Tür  zwei  Haupt- 
gruppen unterscheiden,  eine  ältere  und  eine  jüngere. 
Von  den  Staaten  der  europäisch-amerikanischen  Kultur  wurden  die 
an  der  älteren  Gruppe  erprobten,  altbewährten  Grundsätze  und  Ver- 
tragsbestimmungen auf  die  neuere  Gruppe  übertragen.  Das  Muster- 
beispiel und  den  wichtigsten  BestandteÜ  der  älteren  Gruppe  bÜdet 
die  Türkei.  Wenigstens  war  dies  bis  zu  dem  im  Juli  1908  erfolgten 
Sturze  des  türkischen  Absolutismus  der  Fall;  seither  nähert  sich  die 
Türkei  immer  mehr  den  minder  vorgeschrittenen  Kulturstaaten  Süd- 
europas. Außerdem  wären  noch  unter  den  halbzivÜisierten  moham- 
medanischen Staaten  als  Gebiete  der  offenen  Tür  zu  nennen : 
Ägypten  (insoweit  es  nicht  als  britische  Kolonie  aufzufassen  ist), 
Marokko,  Persien,  Oman  (am  persischen  Meerbusen,  tat- 
sächlich ein  britisches  Protektorat)  und,  zum  mindesten  bis  zum 
deutsch-britischen  Kolonialabkommen  über  Afrika  vom  i.  Juli  1890, 
auch  Zanzibar.  Algerien  gehörte  bis  zur  Eroberung  durch  Frank- 
reich im  Jahre  1830  und  Tunis  auch  nach  der  Besitznahme  durch 
Frankreich  im  Jahre  1881  bis  zum  Jahre  1898  gleichfalls  der  älteren 
Gruppe  der  Gebiete  der  offenen  Tür  an.  In  den  älteren  Verträgen 
der  europäischen  Staaten  mit  der  Türkei,  den  sogenannten  Kapi- 
tulationen, wird  auch  häufig  auf  diese  damals  formell  dem 
türkischen  Sultan  unterstehenden  nordafrikanischen  Gebiete  Bezug 
genommen,  abgesehen  von  etwaigen  Verträgen  der  Kulturstaaten 
mit  dem  Dey  von  Algier  oder  dem  Bey  von  Tunis  selbst. 

Ferner  unterstanden  mit  Ausnahme  Griechenlands  alle  aus  der 
Türkei  hervorgegangenen  Balkanstaaten  noch  längere  Zeit  dem 
völkerrechtlichen  System  der  offenen  Tür,  und  zwar  Rumänien, 
Serbien  und  Montenegro  bis  zum  Berliner  Kongreß  von 
1878.  Dieser  schuf  speziell  für  Rumänien  und  Serbien  die  Grundlage 
zur  baldigen  Abschaffung  der  letzten  Reste  der  Kapitulationen  mittels 
Einzelverträge  mit  den  Vertragsstaaten  der  Türkei.  Bulgarien 
erreichte  dieses  vorletzte  Stadium  erst  durch  die  internationale  An- 
erkennung seiner  Stellung  als  souveränes  Königreich  im  Frühjahr 
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1909.  Freilich  hat  Bulgarien  ein  weitgehendes  Ausmaß  zollpolitischer 
Selbständigkeit  bereits  durch  die  seit  1897  abgeschlossenen  Handels- 
verträge erlangt.  Auch  in  judizieller  Beziehung  war  dem  bulgarischen 
Staatswesen  durch  das  Entgegenkommen  der  Großmächte  und 
namentlich  Österreich-Ungarns  bereits  im  Jahre  1907  nahezu  völlige 
Souveränität  zuteil  geworden.  Aber,  abgesehen  von  Beschränkungen 
hinsichtlich  der  Finanzmonopole,  war  Bulgarien  bis  zuletzt  in  seiner 
Handelspolitik  namentlich  dadurch  behindert,  daß  es  gegen  die  Ver- 
tragsstaaten der  Türkei  keinen  Zollkrieg  führen  konnte. 

Ägypten  dürfte  mindestens  bis  1934,  gemäß  den  Bestim- 
mungen des  britisch-französischen  Kolonialvertrages  vom  8.  April 
1904,  Gebiet  der  offenen  Tür  bleiben.  C  y  p  e  r  n  unterliegt  dagegen 
als  britische  Kolonie  diesem  Zustande  völkerrechtlicher  Gebundenheit 
nicht  mehr.  Das  früher  selbständige  Sultanat  Z  a  n  z  i  b  a  r  ist, 
trotz  des  deutsch-britischen  Kolonialvertrages  über  Afrika  vom 
I.  Juli  1890,  durch  den  das  Inselgebiet  zur  britischen  Kolonie  geworden 
ist,  in  seiner  früheren  Eigenschaft  als  Gebiet  der  offenen  Tür  wohl  be- 
lassen worden  ^).  Die  Frage  ist  freilich  praktisch  belanglos,  da 
Zanzibar  vermöge  seiner  wirtschaftlichen  Stellung  als  Transit- 
hafen höchstens  mit  fiskalischen  Zöllen  belastet  werden  kann  und 
während  der  Jahre  1892 — 1899  von  den  Briten  sogar  als  Freihafen- 
gebiet behandelt  worden  ist. 

Den  Übergang  zu  den  neueren  Gebieten  der  offenen  Tür  bildeten 
die  von  den  vierziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  an  mit  den  ost- 
asiatischen  Staaten  C  h  i  n  a  ,  -  A  n  n  a  m  2)^    S  i  a  m ,    B  i  r  m  a  ^), 


*)  Die  britischen  Machthaber  auf  Zanzibar  haben  die  Verträge  Großbritanniens 
mit  Zanzibar  und  Maskat  (dem  früheren  Herrenland  Zanzibars)  von  1886  und  1839 
sowie  auch  den  Handelsvertrag  Deutschlands  mit  Zanzibar  vom  20.  Dezember  1885 
gekündigt.  Darauf  erklärte  die  deutsche  Regierung  am  18.  August  191 1  das  Fort- 
bestehen des  unkündbaren  Handelsvertrages  Zanzibars  mit  den  drei  hanseatischen 
Freistaaten  vom  13.  Juni  1859,  der  als  Höchstsatz  der  Einfuhrzölle  5  Prozent  des 
Wertes  vorsieht.  Doch  betragen  die  Einfuhrzölle  Zanzibars  seit  i.  Januar  1908, 
abgesehen  von  einer  mäßig  ausgedehnten  Freiliste,  7^^  Prozent  des  Wertes. 

')  Der  erste  Handelsvertrag  mit  A  n  n  a  m  war  der  Saigoner  Friedensvertrag 
vom  5.  Juni  1862  mit  Frankreich,  in  dem  sich  der  Kaiser  von  Annam  zur  Abtretung 
Cochinchinas  und  Kambodschas  an  die  Franzosen  verstehen  mußte.  Es  verblieben  ihm 
nur  das  eigentliche  Annam  und  Tongking,  die  erst  in  den  Jahren  1883 — 1885  in  den 
Besitz  Frankreichs  gelangten.  In  den  Jahren  1886  und  1887  begann  in  den  eroberten 
Gebieten   das   System   weitgehender   Vorzugszölle    zugtmsten   französischer   Waren. 

^)  Der  erste  britisch  -birmanische  Handelsvertrag,  der  den  Birmanen 
nur  durch  Waffengewalt  nach  schweren  Niederlagen  aufgezwungen  werden  konnte, 
datiert  sogar  vom  23.  November  1826.  Dagegen  datieren:  der  erste  britische  Vertrag 
mit   China,    der   Friedensvertrag    nach    dem   sogenannten    „Opiumkriege",  vom 
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Japan  und  Korea  abgeschlossenen  Verträge,  in  welchen  mit 
klarer,  bewußter  Absicht  die  bei  der  Türkei  erprobten  und  altbe- 
währten grundsätzlichen  Vertragsbestimmungen  den  besonderen 
Verhältnissen  Ost-  und  Südasiens  angepaßt  wurden.  Seither  haben 
Birma  durch  die  britische  Eroberung  in  den  letzten  Monaten  des 
Jahres  1885,  Annam  durch  die  französische  Eroberung  in  den  Jahren 
1883 — 1885,  Japan  durch  eine  glänzende  selbständige  Entwicklung 
aufgehört,  Gebiete  der  offenen  Tür  zu  sein. 

Nach  dem  in  Ost-  und  Südasien  befolgten  Muster  wurde  auch  in 
den  kleineren  Gebieten  der  offenen  Tür  im  Inselgebiet  des  Stillen 
Ozeans  (Polynesien)  vorgegangen,  soweit  überhaupt  schon  organi- 
sierte Staatswesen  und  nicht  die  halbwüden  Bewohner  Neuguineas, 
des  Bismarckarchipels,  der  Salomonsinseln  usw.  in  Frage  kamen. 
Es  handelt  sich  hierbei  insbesondere  um  die  Sandwich-Inseln  oder 
H  a  w  a  i,  das  aber  in  den  Jahren  1897 — 1899  den  Vereinigten  Staaten 
und  ihrem  Zollgebiete  einverleibt  wurde.  Femer  kommen  in  Betracht: 
die  S  a  m  o  a  -  Inseln,  die  in  der  Generalakte  der  Berliner  Samoa- 
Konferenz  vom  14.  Juni  1889  ausdrücklich  als  Gebiet  der  offenen  Tür 
bezeichnet  wurden,  und  die  Tonga-  Inseln.  Nach  gleichem 
Muster  wurde  auch  auf  der  großen  Insel  Madagaskar^)  im  In- 
dischen Ozean  (Vertrag  mit  Großbritannien  vom  September  1865) 
und  im  christlichen    Abessinien^)    vorgegangen. 

Mit  letzterem  halbbarbarischen  Staate  wurden  von  Frankreich 
im  Jahre  1839  und  von  Großbritannien  im  Jahre  1 841  Verträge  abge- 
schlossen. Diese  Verträge  stellten  aber  kaum  den  Anfang  eines  Anfangs 
der  Einbeziehung  Abessiniens  in  den  großen  weltwirtschaftlichen 
Handelsverkehr  dar,  mögen  auch  gelegentliche  kommerzielle  und 
kirchliche  Beziehungen  zwischen  Abessinien  und  den  europäischen 
Ländern  schon  seit  Jahrhunderten  zu  verzeichnen  sein  (Hilfe  der 
Portugiesen  gegen  den  Islam  und  katholische  Missionstätigkeit  in 
Abessinien  im  16.  Jahrhundert  und  während  der  ersten  Jahrzehnte  des 
17.  Jahrhunderts);  im  I^aufe  des  19.  Jahrhunderts  gewannen  aber  die 
friedlich-kommerziellen  sowie  die  kriegerischen  Berührungen  Abessi- 


29.  August  1842  (mit  kommerziellem  Ergänizungsvertrag  vom  18.  Oktober  1843), 
J  a  p  a  n  s  erster  Handelsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  vom  11.  Juli  1854  und 
die  ersten  Verträge  Koreas  mit  J  apan,  Großbritannien  und  Deutschland  sogar 
erst  aus  dem  Jahre    1883. 

^)  In  den  Jahren  1896  und  1897  wurde  das  System  weitgehender  Vorzugs- 
zölle zugunsten  französischer  Waren  auf  das  im  Jahre  1895  von  Frankreich  eroberte 
Madagaskar  ausgedehnt. 

*)  Vgl.   über  Abessinien  auch  Abteilung  VIII  dieses  Kapitels. 
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niens  mit  Buropa  an  Intensität.  Unter  diesen  letzteren  Berührungen 
wären  insbesondere  zu  nennen:  der  Feldzug  der  Briten  gegen  den 
Negus  Theodor  im  Jahre  1868  und  die  Kämpfe  der  Italiener  mit  den 
Abessiniern  von  1885  bis  1896.  Der  von  Italien  nach  verschiedenen 
militärischen  Erfolgen  und  Mißerfolgen  durchgesetzte  Vertrag 
von  Ucciali  vom  2.  Mai  1889  schien  den  allmählichen  Übergang 
Abessiniens  unter  italienische  Botmäßigkeit  vorzubereiten,  und  zwar 
besonders  der  Artikel  17  dieses  Vertrages,  worin  es  heißt:  „Seine 
Majestät  der  König  der  Könige  willigt  darein,  bei  allen  geschäftlichen 
Verhandlungen  mit  anderen  Mächten  oder  Regierungen  sich  der  Ver- 
mittlung der  Regierung  Seiner  Majestät  des  Königs  von  Italien  zu 
bedienen."  Die  Niederlage  der  Italiener  bei  Adua 
am  I.  März  1896  machte  ihren  hochfliegenden  Plänen  bezüglich  eines 
ausgedehnten,  nordostafrikanischen  Kolonialbesitzes  ein  Ende.  Es 
folgte  nunmehr  eine  Reihe  von  Handels-  und  Freundschaftsverträgen 
Abessiniens  mit  europäischen  Mächten  und  den  Vereinigten  Staaten. 
Hierdurch  wurde  Abessinien,  unter  Ausschaltung  kolonialer  Ab- 
hängigkeit gegenüber  einer  einzelnen  Großmacht,  ein  aufstrebendes, 
selbständiges  Gebiet  der  offenen  Tür  etwa  in  der  Art  von  Siam  oder 
Persien,  doch  auf  weit  barbarischerem  Lebensfuße. 

Das  westafrikanische  Liberia  wurde  in  der  ersten  Hälfte 
der  zwanziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  mittels  Ansiedlung  befreiter 
Negersklaven  begründet,  im  Jahre  1847  als  unabhängige  Republik 
erklärt  und  bald  darauf  als  solche  von  den  Vereinigten  Staaten  und 
den  europäischen  Mächten  anerkannt.  Liberia  hat  seit  jeher  zwischen 
drei  Möglichkeiten  geschwankt :Gebiet  der  offenen 
Tür  mit  weitgehenden  Jurisdiktionsrechten  der  Konsuln  und  be- 
deutsamen tatsächlichen  Interventionen  der  Großmächte,  zumal  bei 
fast  völligem  Mangel  einer  sicheren  Abgrenzung  gegenüber  den  be- 
nachbarten französischen  und  britischen  Kolonien;  Abbüd  gewisser, 
wenigstens  formell  völlig  souveräner,  wenig  ge- 
ordneter amerikanischer  Neger-  und  Farbigen- 
republiken^)  mit  bloß  fiskalischem  Zolltarif  mangels  nennens- 
werter industrieller  Entwicklung;  Kolonie  der  Vereinigten 
Staaten. 

Eine  gewisse  Klärung  ist  aber  seit  der  vorerst  vorwiegend 
finanziellen  Hilfsaktion  der  Washingtoner  Regierung 
eingetreten,  die  in  der  zweiten  Julihälfte  des  Jahres  19 10  der  Öffent- 
lichkeit kundgegeben  wurde,  namentlich  aber  seit  Mitte  November 


*)    Vgl.  hierüber  die  Bemerkungen  in  Abteilung  I  dieses  Kapitels. 
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1910,  da  Liberia,  mit  Zustimmung  Großbritanniens,  Frankreichs  und 
Deutschlands,  seine  Vertretung  im  Auslande  der  Union 
anvertraute  und  von  den  genannten  vier  Großmächten  eine  ge- 
meinsame Finanz-  und  Zollkontrolle  über  Liberia 
beschlossen  wurde.  Die  Vertretung  Liberias  im  Auslande  durch  die 
Union  scheint  darauf  hinzudeuten,  daß  die  westafrikanische  Neger- 
republik vor  allem  eine  Kolonie  der  Vereinigten  Staaten  werden  soll. 
Andererseits  scheint  die  erwähnte  gemeinsame  Finanz-  und  Zollkontrolle 
eher  ein  Gebiet  der  oiTenen  Tür  zu  begründen.  Jedenfalls  ist  der  gegen- 
wärtige Zolltarif  Liberias  (nach  dem  Stande  vom  März  19 10  im 
Oktoberheft  1911  des  „Deutschen  Handelsarchiv")  tatsächlich 
mäßig  hoch,  da  er,  neben  einer  beschränkten  Anzahl  spezifischer 
Zölle  für  Genußmittel  und  einige  andere  Waren  sowie  einer  nicht  un- 
beträchtlichen Freüiste,  nur  Einfuhrzölle  von  12  V2  Prozent  des  Wertes 
enthält.  Bemerkenswert  ist  dagegen,  daß  die  älteren  Handels- 
verträge Liberias,  so  namentlich  der  grundlegende  mit  Groß- 
l)ritannien  vom  21.  November  1848,  nicht  einmal  die  un- 
bedingte Meistbegünstigung  in  zollpolitischen  An- 
gelegenheiten enthalten,  sondern  nur  die  früher  übliche  bedingte, 
was  freilich  für  die  Rohstoffausfuhr  Liberias  praktisch  von  geringem 
Belange  ist.  Dagegen  besagt  Abschnitt  3  des  erwähnten  Zolltarifes 
von  1910 :  „Es  bestehen  keine  Vorzugszölle  für  Länder, 
von  wo  Waren  eingeführt  oder  wohin  Erzeugnisse  ausgeführt 
werden";  d.  h.  die  Zollbehandlung  aller  Auslandsstaaten  ist 
völlig  gleich. 

In  der  ersten  Dezemberhälfte  1911  kam  ein  Vertrag  Liberias 
mit  Bankfirmen  der  genannten  vier  Großmächte  über  ein  5  proz. 
A  n  1  e  h  e  n  von  1,7  Millionen  Dollar  zustande,  und  zwar  auf  Grund 
von  diplomatischen  Verhandlungen  der  Vereinigten  Staaten,  Deutsch- 
lands, Frankreichs,  Großbritanniens  sowohl  untereinander,  als  auch 
mit  Liberia  und  den  Bankfirmen.  Darin  wird  einerseits  die  offene 
T  ü  r  in  Liberia  festgestellt,  andrerseits  aber  den  Vereinigten 
Staaten  ein  gewisser  Vorrang  gewährt.  Zu  der 
aus  vier  Vertretern  der  genannten  vier  Großmächte  bestehenden 
internationalen  Zollbehörde  (vgl.  in  der  „Köln.  Zeitung"  vom 
16.  Dezember  1911  den  Artikel  „Eine  internationale  Anleihe  Liberias") 
stellt  nämlich  die  Union  einen  Generalzolleinnehmer  bei,  der  auch 
als  Finanzberater  und  Budgetzensor  der  liberianischen  Regierung 
tätig  ist,  die  anderen  drei  Mächte  nur  je  einen  Einnehmer  mit  minder 
weitgehenden  Befugnissen.  Fragen  größerer  Wichtigkeit  hat  aber 
das  Vier -Männerkollegium    mit  Stimmenmehrheit  zu  entscheiden; 
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bei  Stimmengleichheit  gibt  die  Stimme  des  Generaleinnehmers  den 
Ausschlag. 

IV.   Die  neueren  Gebiete  der  offenen  Tür,  beruhend  auf  Verträgen,  die 

von  Staaten  europäischer  Kultur  untereinander  abgeschlossen  wurden, 

insbesondere  die  BerUner  Eongokonferenz  von  1885. 

In  den  achtziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  tauchte  der 
Gedanke  auf,  die  kolonialen  Erwerbungen  der  euro- 
päisch-amerikanischen Kulturstaaten,  die  gerade  damals  in  Afrika 
und  Ozeanien  in  lebhaftem  Vordringen  begriffen  waren,  dem  im  euro- 
päischen Orient  sowie  in  Ostasien  gangbaren  Systeme  zollpolitischer 
Gebundenheit  zu  unterwerfen.  Das  wichtigste  Resultat  dieser  Be- 
strebungen hat  man  in  der  Generalakte  der  Berliner 
Kongokonferenz  von  1885  zu  erblicken,  die  von  allen  be- 
teiligten Mächten  (mit  Ausnahme  der  Vereinigten  Staaten)  am 
19.  Aprü  1886  in  Berlin  unterzeichnet  wurde. 

Hierbei  ist  folgender  wichtige  Unterschied  zwischen  diesen 
neueren  Gebieten  der  offenen  Tür  und  den  älteren  festzuhalten:  Die 
älteren  kamen  derart  zustande,  daß  sich  an  den  ersten  Handels-, 
Friedens-  und  Freundschaftsvertrag,  den  ein  Staat  europäischer  Kultur 
mit  einem  solchen  Gebiete  vereinbarte,  andere  Staaten  mittels  ein- 
facher Meistbegünstigungsklausel  oder  mit  besonderen  Abmachungen 
anschlössen.  Dagegen  entsteht  ein  neueres  Gebiet  der  offenen  Tür  da- 
durch, daß  mindestens  zwei  Staaten  europäischer  Kultur  für  sich  Gleich- 
berechtigung und  Gleichbegünstigung  im  betreffenden  Gebiete  verein- 
baren. Dieses  Gebiet  selbst  spielt  hierbei  meist  nur  eine  passive 
Rolle. 

Auf  der  Berliner  Kongokonferenz  von  1885  kam  es  nicht  bloß 
zur  Gründung  des  Kongofreistaates,  d.  h.  zur  Anerkennung 
der  bisherigen,  imter  dem  Protektorate  desbelgischen  Königs  Leopold  II. 
stehenden  „Internationalen  Kongogesellschaft"  als  selbständiges 
Staatswesen;  es  wurde  auch  noch  darüber  hinaus  ein  „östliches 
und  westliches  Kongobecken"  festgestellt,  innerhalb 
dessen  zollfreie  Einfuhr  bestehen  sollte. 

Zum  östlichen  Kongobecken  gehören:  das  Gebiet 
des  heutigen  Deutsch-Ostafrika,  des  britischen  N  y  a  s  s  a- 
1  a  n  d  -  Protektorats  (früher  Britisch-Zentralafrika  genannt), 
Britisch-Ostafrika  und  Uganda,  sowie  der  Süden  von 
Italienisch-Somaliland,  das  sogenannte  Benadir.  Zum 
westlichen    Kongobecken   wird,  außer  dem  Kongostaate 

Schilder,     ig. 
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selbst,  der  heutigen  belgischen  Kongokolonie,  noch 
gerechnet :  die  in  unmittelbarer  Nähe  des  unteren  Kongo  befindlichen, 
räumlich  beschränkten  portugiesischen  Besitzungen  im- 
mittelbar  nördlich  und  südlich  der  Kongomündung  sowie  die  f  r  a  n  - 
zösische  Kongokolonie  bis  zur  Wasserscheide  des  Ogowe, 
Schari  und  Nil  gegenüber  dem  Kongo.  Bis  vor  kurzem  gehörte 
nur  die  Südostecke  der  deutschen  Kolonie  Kamerun  hierher. 
Doch  im  deutsch-französischen  Marokko-Kongo-Abkommen  vom 
4.  November  1911  (vgl.  hierüber  Abteilung  V  des  VII.  Kapitels) 
wurde  der  Anteil  Kameruns  am  westlichen  Kongobecken  namhaft 
erweitert  unter  gleichzeitiger,  entsprechender  Verkleinerung  der 
französischen  Kongokolonie. 

Sehr  bald  stellte  sich  die  völlig  zollfreie  Einfuhr 
im  westlichen  und  östlichen  Kongobecken  als  eine  finanzielle 
Unmöglichkeit  dar,  die  auch  speziell  hinsichtlich  der  Einfuhr 
von  geistigen  Getränken,  Waffen  und  Munition  verschiedene  nichts 
weniger  als  wünschenswerte  Wirkungen  zeitigte.  So  kam  es  zur 
Brüsseler  Konferenz  von  1890.  Deren  vom  2.  Juli  1890 
datierte  Akte  ermächtigte  die  im  Kongobecken  herrschenden  Staaten 
zur  Erhebimg  von  Einfuhrzöllen  bis  zum  Höchstausmaße  von  zehn 
Prozent  des  Wertes.  Deutschland,  Großbritannien  und  Italien  trafen 
sodann  für  das  östliche  Kongobecken  eine  besondere  Ab- 
machung, wonach  die  dortigen  Zölle  im  allgemeinen  fünf,  für  Waffen 
und  Munition  zehn  Prozent  des  Wertes  zu  betragen  hätten,  während 
für  geistige  Getränke  besondere  spezifische  Zölle  ausgemacht  wurden. 
Für  das  westliche  Kongobecken  vereinbarten  der  Kongo- 
staat, Frankreich  und  Portugal  in  einem  Vertrage  vom  8.  AprÜ  1892, 
daß  im  allgemeinen  sechs,  für  Waffen  und  Munition  aber  zehn  Prozent 
des  Wertes  als  Einfuhrzoll  zu  entrichten  seien.  Diese  Zollsätze  wurden 
seither  durch  neue  Vereinbarungen  erhöht.  Mittels  Notenaustausches 
vom  10.  Mai  1902  verständigten  sich  der  Kongostaat,  Frankreich  und 
Portugal  über  eine  Steigerung  des  allgemeinen  Zollniveaus  im  west- 
lichen Kongobecken  auf  10  Prozent,  die  noch  im  Jahre  1902  in  Kraft 
trat.  Auch  in  den  zum  östlichen  Kongobecken  gehörigen  Kolonial- 
besitzungen ist  inzwischen  eine  Erhöhung  der  Einfuhrzölle  auf  zehn 
Prozent  des  Wertes  eingetreten. 

Die  Festsetzungen  der  Berliner  Kongokonferenz  von  1885  über 
den  Kongofreistaat  bzw.  über  das  östliche  und  westliche  Kongo- 
becken sind  nur  das  wichtigste,  aber  keineswegs  das  einzige  Beispiel 
der  erwähnten  neueren  internationalen  Abmach- 
ungen über  koloniale  Gebiete  der  offenen  Tür. 
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So  kam  es  bereits  am  7.  März  1885  zu  einem  Vertrag  zwischen  Deutsch- 
land, Großbritannien  und  Spanien,  wonach  die  von  Spanien  nicht 
effektiv  besetzten  Plätze  des  Sulu-Archipels,  das  sogenannte 
Sultanat  Sulu  oder  Jolo  im  Süden  der  eigentlichen  Philippinen,  dem 
Handel  aller  drei  Vertragsstaaten  in  gleicher  Weise  unbehindert  zu- 
gänglich sein  sollten.  Gleichzeitig  wurde  von  Großbritannien  „volle 
Freiheit  des  Handels  und  der  Schiffahrt"  in  seinen  Besitzungen  in 
Nordborneo  versprochen.  Durch  den  Übergang  der  Philippinen 
an  die  Vereinigten  Staaten  im  Jahre  1898  ist  dieser  Vertrag  wohl  zum 
mindesten  hinsichtlich  des  Sulu-Archipels  hinfällig  geworden.  Die 
Philippinen  selbst  sind  freilich  infolge  der  zehnjährigen  Meist- 
begünstigungsklausel des  spanisch-amerikanischen  Friedensvertrages 
zu  Paris  von  1899  bis  zum  11.  April  1909  vorübergehend  ein  offenes 
Gebiet  ^)  gewesen. 

Ein  deutsch-französisches  Protokoll  über  die  Sklavenküste 
vom  24.  Dezember  1885  vereinbart  den  künftigen  „Erlaß  gemeinsamer 
Zollbestimmungen  für  ihre  beiderseitigen  Gebiete"  d.  h.  für  Togo 
und  D  a  h  o  m  e.  Der  auf  Grund  dieser  vorläufigen  Abmachung  zu- 
stande gekommene  deutsch-französische  Vertrag  vom  25.  Mai  1887 
trifft  Bestimmungen  über  ein  einheitliches  Zollgebiet 
oder  über  einen  Zollverein  beider  Kolonien.  In  der  deutsch-britischen 
„Erklärung  betreffend  die  gegenseitige  Handels-  und  Verkehrsfreiheit 
in  den  deutschen  und  britischen  Besitzungen 
und  Schutzgebieten  im  westlichen  Stillen 
Ozean**  vom  10.  April  1886  gewähren  beide  Staaten  in  den  ge- 
nannten Gebieten  einander  die  unbedingte  Meistbegünstigung.  Es 
handelt  sich  hierbei  um  Deutsch-  und  Britisch-Neuguinea  sowie  die 
vorgelagerten  kleineren  britischen  und  deutschen  Inseln  mit  Einschluß 
der  Salomonsinseln,  der  Fidschi-Inseln,  Norfolks,  der  Marschall-, 
Gilbert-,  Ellice-  usw.  Inseln.  Sehr  bemerkenswert  ist  auch  der 
britisch-französische  Abgrenzungs-  und  Handelsvertrag  betreffend 
mehrere  britische  und  französische  Kolonien  in  Westafiika,  nämHch 
Nigeria,  Dahome,  Goldküste,  Elfenbeinküste, 
vom  14.  Juni  1898.  Dieser  Vertrag  ist  zwar  nur  auf  dreißig  Jahre 
beschränkt  und  ermangelt  der  zum  Begriffe  des  Gebietes  der  offenen 
Tür  gehörenden  „ewigen"  Dauer.  Aber  er  sichert  immerhin  während 
jener  Frist  in  seinem  Artikel  IX  innerhalb  der  genannten  Gebiete, 
die  Ende  des  ersten  Jahrzehnts   des  20.   Jahrhunderts  etwa   1,82 


^)  Vgl.    über    die    Zollverhältnisse    der    Philippinen    die    XI.  Abteilung    des 
VI.  Kapitels  und  die  V.  Abteilung  des  VII.  Kapitels. 
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Millionen  km*  mit  28  Millionen  Einwohnern  umfaßten,  beiden  ver- 
tragschließenden Reichen  die  Gleichbegünstigung  in  Handels-  und 
Schiffahrtsangelegenheiten,  persönlichen  Rechten,  Zöllen  undSteuern. 
Außerdem  dürfte  Frankreich  geneigt  sein,  diesen  Vertrag  für  Dahome 
auch  über  1928  hinaus  zu  verlängern  in  Anbetracht  der  schmalen, 
lang  gestreckten,  der  Erhebimg  hoher  Zölle  nachteiligen  Gestaltung 
dieser  seiner  Kolonie.  Viel  weniger  wahrscheinlich  ist  dies  für  das 
breit-massige  französische  Gebiet  an  der  Elfenbeinküste. 

Die  S  a  m  o  a  -  Inseln  wurden  (siehe  AbteÜung  III  dieses  Kapitels) 
in  der  Generalakte  der  Berliner  Samoakonferenz  vom  14.  Juni  1889 
ausdrücklich  als  Gebiet  der  offenen  Tür  bezeichnet.  Im  Abkommen 
zwischen  Deutschland,  Großbritannien  und  den  Vereinigten  Staaten 
vom  14.  November  1899,  das  die  genannte  Inselgruppe  zwischen 
Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten  aufteüte,  wurde  den  drei 
genannten  Großstaaten  auf  Samoa  die  Meistbegünstigung  zuerkannt. 
Gleichzeitig  wurden  die  Tonga-  Inseln  dem  britischen  Reiche  zu- 
gewiesen, bei  gleicher  Verpflichtung  zur  Meistbegünstigung  der  beiden 
anderen  Vertragschließenden.  Im  spanisch-deutschen  Vertrage  vom 
12.  Februar  1899,  welcher  den  Verkauf  der  den  Spaniern  im  Stillen 
Ozean  verbliebenen  Besitzungen  an  Deutschland  betraf,  wurden 
Spanien  in  den  drei  Inselgruppen  der  Karolinen,  Palau  und 
Mariannen  Meistbegünstigungsrechte  gesichert.  Überdies  fallen 
diese  drei  ozeanischen  Inselgruppen  in  den  Bereich  des  erwähnten 
britisch-deutschen  Meistbegünstigungsvertrages  vom  10.  Aprü  1886. 
Daher  hebt  Deutschland  in  den  Karolinen,  Palau  und  Mariannen 
überhaupt  keine  Zölle  ein.  Endlich  wurde  in  einem  britisch-deutschen 
Notenwechsel  vom  16.  Mai  und  2.  Juni  1885  über  die  britischen 
und  deutschen  Schutzgebiete  am  Golfe  von 
Guinea,  d.  h.  für  Nigeria  und  Kamerun,  Gleichheit 
der  Zollsätze  vereinbart,  die  so  niedrig  gehalten  sein  sollen,  als  nur 
möglich  und  eben  nur  „zur  Deckung  der  Verwaltungskosten"  dienen 
dürfen. 

Wohl  das  jüngste  der  vertragsmäßigen  Gebiete  der  offenen  Tür 
ist  Afganistan.  Bis  vor  kurzem  ein  Gegenstand  eifersüchtiger 
Kämpfe  zwischen  russischen  und  britischen  Einflüssen,  hat  es  durch 
das  britisch-russische  Abkommen  vom  31.  August  1907  im  wirtschaft- 
lichen Sinne  den  Charakter  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  erlangt, 
unter  Anerkennung  einer  gewissen  Vormachtstellung  des  britischen 
Reiches.  Im  Artikel  I  dieses  Vertrages  verpflichtet  sich  nämlich 
die  russische  Regierung,  sich  in  ihrem  politischen  Verkehr 
mit  AfganistanderVermittlung  der  britischen. 
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Regierung  zu  bedienen  und  keinerlei  Agenten  nach  Afganistan 
zu  entsenden.  Überdies  erhält  der  Emir  von  Afganistan  eine  Jahres- 
subvention von  der  indischen  Regierung  im  Betrage  von 
120  000  Pfund  Sterling.  Noch  wichtiger  ist  der  Artikel  IV  des  ge- 
nannten Vertrages,  worin  es  heißt:  „Die  britische  und  russische  Re- 
gierung erklären  sich  mit  dem  Grundsatze  kommerzieller  Gleich- 
berechtigung in  Afganistan  einverstanden  und  vereinbaren,  daß  alle 
Erleichterungen,  die  für  britische  oder  britisch-indische  Handels- 
beziehungen gegolten  haben  oder  noch  gelten  werden,  ebenso  russischen 
Handelsbeziehungen  zugute  kommen  sollen".  Tatsächlich  steht 
Afganistan,  ähnlich  wie  die  gleichfalls  vom  Meere  aus  nicht  zugäng- 
lichen mittelasiatischen  Khanate  Chiwa,  Bochara,  Kokand, 
Samarkand,  Taschkend  vor  der  Eroberung  durch  Rußland, 
zwar  den  asiatischen  (indischen,  persischen  usw.)  Kaufleuten  offen, 
gemäß  der  alten  Handelsfreundlichkeit  des  Islam,  wie  des  Orientalis- 
mus überhaupt;  Afganistan  ist  aber  Europäern,  die  nicht  etwa  in 
offizieller  Mission  reisen,  also  auch  europäischen  Kaufleuten,  so  gut 
wie  verschlossen. 

Es  kommen  zwar  alle  internationalen  Verträge,  wodurch  seit  den 
achtziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts  neuartige  Gebiete  der  offenen 
Tür  geschaffen  wurden,in  erster  I^inie  nur  den  zunächst 
beteiligten  Vertragschließenden  zugute.  Es 
hätte  aber  wenigSinn,  die  betreffenden,  ohnehin  öfters  nur  schwer  einer 
Zollverwaltung  zu  unterwerfenden  Gebiete  (z.  B.  ozeanische  Insel- 
gruppen) einem  oder  mehreren  der  großen  Industriestaaten  eröffnen 
und  vor  anderen,  vielleicht  schwächeren  Konkurrenten  verschließen 
zu  wollen.  Besonders  unangebracht  wäre  dies  bezüglich  der  von  der 
Berliner  Kongokonferenz  von  1885  als  östliches  und  west- 
liches Kongobecken  bezeichneten  und  zu  zollpolitischen 
Fteigebieten  gemachten  Ländern;  denn  an  dieser  Konferenz  haben 
fast  alle  kommerziell  und  industriell  einigermaßen  in  Betracht  kom- 
menden lyänder  und  sogar  die  Türkei  teilgenommen. 

Nicht  zu  verwechseln  mit  der  Schaffung  eines  derartigen  neueren 
Gebietes  der  offenen  Tür  ist  der  nicht  seltene  Vorgang,  daß  zwei  oder 
mehrere  Staaten  untereinander  vereinbaren,  für  die  Aufrechterhaltung 
der  offenen  Tür  in  irgend  einem  älteren  Gebiete  dieser  Art  einzutreten. 
Solche  Vereinbarungen  über  Korea  sind  z.B.  in  den  britisch- japanischen 
und  russisch-französischen  Bündnisverträgen  hinsichtlich  Ostasiens 
aus  dem  Jahre  1902  enthalten  und  finden  sich  auch  in  dem  (am 
Schlüsse  der  III.  Abteüung  dieses  Kapitels  besprochenen)  liberiani- 
schen Anleihevertrage,   der  Dezember  1911,  auf  Grund  von  Unter- 
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handlungen  der  Vereinigten  Staaten,  Deutschlands,  Frankreichs  und 
Großbritanniens  sowohl  untereinander  als  auch  mit  Liberia  und  den 
emittierenden  Bankfirmen,  zustande  gekommen  war. 


V.  Der  historische  Prozeß,  durch  den  es  zur  Entstehung  der  eigentüm- 
lichen völkerrechtUchen  Konstruktion  der  älteren  Gebiete  der  offenen 
Tür  gekommen  ist;   die  übertriebene  Besorgnis  über  das  allmähliche 
Dahinschwinden   dieser  Gebiete. 

Nach  heutigen  Begriffen  mutet  die  völkerrechtlich-zollpolitische 
Konstruktion  der  Gebiete  der  offenen  Tür  sehr  sonderbar  an.  Nament- 
lich gilt  dies  für  jene  Ausgestaltung,  welche  die  erwähnte  Konstruktion 
in  den  älteren  Gebieten  der  offenen  Tür  in  Nordafrika  und  im  näheren 
Orient  sowie  in  Ost-  und  Südasien  erfahren  hat.  Diese  Konstruktion 
ist  auch  nur  historisch  zu  begreifen.  Sie  entstammt 
speziell  in  der  Türkei,  dem  wichtigsten  und  ältesten  Muster- 
beispiel, einer  Zeit,  in  welcher  die  noch  bis  zum  Sturze  des  Absolutismus^) 
halbbarbarische  türkische  Staatsverwaltung  jenes  äußeren  Anstriches 
europäischer  Kultur  entbehrte,  der  dort  während  der  letzten  zwei  bis 
drei  Jahrzehnte  bereits  vorhanden  war.  Damals,  d.  h.  im  i6.  bis 
i8.  Jahrhundert  war  es  für  die  türkischen  Herrscher  von  keinem  Be- 
lang, den  Erzeugnissen  des  eigenen  Landes  vorteilhaften  Eingang  auf 
den  Märkten  der  europäischen  Länder  zu  verschaffen;  sondern  es 
handelte  sich  darum,  den  Untertanen  der  christlichen  Staaten  in  der 
Türkei  jenes  Minimum  an  Bewegungsfreiheit  und 
Sicherheit  widerwülig  (vielfach  nur  nach  minder  glücklich  ge- 
führten Kriegen)  zuzugestehen,  das  diese  Fremden  für  ihre  Handels- 
geschäfte unumgänglich  benötigten.  Dieses  Minimum  war  übrigens 
schon  in  den  Verträgen  der  mittelalterlichen  italienischen  Handels- 
republiken mit  den  vorderasiatischen  Sultanen  2)  enthalten;  um  seinet- 
willen mit  einer  mächtigen  europäischen  Nation  in  Streit  zu  geraten, 
schien  den  türkischen  Sultanen  der  Neuzeit  (15.  bis  18.  Jahrhundert) 
kaum  der  Mühe  wert  zu  sein,  so  sehr  sie  auch  für  die  christlichen 
Nationen  Verachtung   empfanden. 


^)  Inwiefern  die  Türkei  seit  dem  Sturze  des  Absolutismus  im  Juli  1908  überhaupt 
noch  ein  Musterbeispiel  für  die  älteren  Gebiete  der  offenen  Tür  darstellt,  hierüber  vgl. 
Abteilung  VIII  dieses  Kapitels. 

*)  Vgl.  Carl  Peez  „Vom  Balkan  zum  Libanon"  (Wien  191 1),  S.  81 — 87,  über 
diese  mittelalterlichen  Verträge,  die  Vorläufer  und  Muster  der  späteren  türkischen 
Kapitulationen. 
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Deshalb  wurde  die  von  den  europäischen  Staaten  verlangte 
Meistbegünstigung  von  der  Türkei  ohne  weiteres  als  selbst- 
verständliche Formsache  zugestanden.  Besonders  leicht  entschlossen 
sich  die  türkischen  Sultane  zu  derartigen  Zugeständnissen  gegenüber 
FranJcreich  (so  im  Vertrag  zwischen  Franz  I.  und  Soliman  II.  vom 
Februar  1535),  mit  dem  sie  Jahrhunderte  hindurch  gegen  das  Haus 
Habsbirg  im  Bunde  waren.  Die  geringfügigen  Zollsätze, 
die  in  den  Kapitulationen  nebenher  angeführt  werden,  nämlich  seit 
dem  16  Jahrhundert  drei  Prozent  des  Wertes  der  ein-  und  ausgeführten 
Waren,  hatten  für  die  Türkei  nur  rein  finanzielle  und  keinerlei  pro- 
duktionipolitische   Bedeutung. 

Diese  Verträge  waren  aber  in  erster  Linie  als  politische 
gedacht  md  stellten  vielfach  geradezu  Friedens-  oder  Bundesverträge 
dar.  So  var  z.  B.  der  früher  erwähnte,  grundlegende  türkisch-fran- 
zösische Vertrag  von  1535  ein  förmlicher  Friedens-  und  Freundschaf  ts- 
vertrag sowie  zugleich  eine  Abmachung  über  Handel,  Schiffahrt,  Nieder- 
lassungsreclte  und  Konsularwesen.  Daher  nahmen  die  erwähnten 
niedrigen  ZiUsätze  samt  der  Meistbegünstigung  an  der  g  r  u  n  d  - 
sätzlich  in  Unkündbarkeit  solcher  Verträge  teil.  Hier- 
mit ist  es  zu  tklären,  daß  in  der  Türkei  die  Verzollung  der  Ein-  und 
Ausfuhrwaren  Tiit  drei  Prozent  des  Wertes  bis  in  die  ersten  sechziger 
Jahre  des  19.  Jhrhunderts  erhalten  blieb.  Erst  um  diese  Zeit  wurden, 
nach  längeren  Verhandlungen  der  beteiligten  Mächte,  die  Einfuhrzölle 
auf  acht  Frozen  erhöht,  um  zur  teÜweisen  Deckung  der  damaligen 
argen  türkischen  Defizitwirtschaft  zu  dienen,  während  die  Ausfuhr- 
zölle gleichzeitig  ine  Ermäßigung  auf  ein  Prozent  erfuhren.  Die 
Verträge  mit  der  'ürkei,  wie  auch  die  nach  diesem  Muster  mit  den 
anderen  Staaten  de  offenen  Tür  abgeschlossenen  Vereinbarungen,  so 
jene  mit  Marokko,  l>rsien,  mit  den  Reichen  Ost-  und  Südasiens,  mit 
dem  christlichen  Abtsinien,  mit  Madagaskar,  Hawai,  alle  diese  Ab- 
kommen stellen  politche  Verträge  (Niederlassungsverträge,  Freund- 
schaftsverträge, Friedisverträge,  Waffenstillstände)  dar,  die  auch 
einige  handeis-  und  unpolitische  Abmachungen  enthalten,  oder 
denen  solche  angehängtsind. 

Alle  diese  Abmachu^rgn  gingen  in  erster  Linie  darauf  aus,  den 
handeltreibenden  Angehören  der  Kulturstaaten  in  den  Gebieten  der 
offenen  Tür  gewisse  Vo^echte  gegenüber  den  Einheimischen 
zu  sichern.  Hierdurch  scten  nämlich  die  dort  lebenden 
Europäer  der  Willür  und  den  Erpressungen 
der  dortigen  minor^ertigen  Verwaltungen 
entzogen   werden.    Dies  at  im  Zeitpunkte  des  Abschlusses  der 


296 


VIII.  Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft. 


betreffenden  Verträge  als  Hauptsache  und  wurde  unter  Umständen 
von  den  Regierungen  der  Gebiete  der  offenen  Tür,  so  insbesondere 
von  jenen  Chinas  und  Japans,  als  eine  mehr  oder  weniger  empfind- 
liche Einschränkung  ihrer  Machtsphäre  betrachtet.  Dagegen  vrurde 
von  den  Regierungen  der  Gebiete  der  offenen  Tür  den  später  ztj  ent- 
scheidender Wichtigkeit  gelangten  zollpolitischen/  Be- 
stimmungen anfänglich  als  Regelung  kleiner  finanzieller  Fragp  nur 
mindere  Bedeutung  beigemessen. 

Wenn  man  von  der  unstatthaften,  auf  unklarer  Auffassung  be- 
ruhenden Erweiterung  absieht,  die  der  Begriff  der  „Gebiete  der 
offenen  Tür"  in  den  seit  Mitte  der  neunziger  Jahre  des  19.  Jahrmnderts 
geführten  handelspolitischen  Erörterungen  ^)  erfuhr,  dann  beten  sich 
für  die  Entstehung  neuer  Gebiete  der  offenen 
Tür,  ja  sogar  für  die  weitere  Erhaltung  der/beste- 
h  e  n  d  e  n  heutzutage  keine  besonders  günstigen  Aussiebtet^  Hiermit 
scheint  es  zwar  in  Widerspruch  zu  stehen,  daß  w  ä  h  r/  n  d  der 
letzten  achtzig  Jahre  eine  Anzahl  mehr  o/er  weniger 
wichtiger  I^änder  bei  Einbeziehung  in  d^  inter- 
nationalen Handelsverkehr  Gebiite  der 
offenen  Tür  geworden  sind,  so  China,  Japan  Korea,  Siam, 
Abessinien,  wohl  auch  Liberia,  ferner  das  westlich/  und  östliche 
Kongobecken,  verschiedene  deutsche,  französische  und  britische 
Kolonien  in  Westafrika,  einzelne  deutsche,  britische  And  nordameri- 
kanische Besitzungen  in  Ozeanien,  endlich  auch  Afg^istan. 

Der  Widerspruch  erweist  sich  aber  nur  als  schföbar,  wenn  man 
die  Gegenrechnung  darüber  aufstellt,  we/he  Länder  eben- 
falls seit  achtzig  Jahren  aufgehört  haben,  Gebiete/er  offenen  Tür  zu 
sein.  In  dieser  Beziehung  sind  zu  nennen:  Fra;^ösisch-Nordafrika, 
Japan  samt  Formosa,  Ussurigebiet  und  Amurprcy^nz,  die  christlichen 
Balkanstaaten  samt  Bosnien-Herzegowina,  Cyp^,  Batum,  Kars  und 
Ardahan,  Birma,  verschiedene  östliche  und  südöstliche  Grenzgebiete 
Siams,  Französisch-Hinterindien  (Annam,  Coo^^china,  Kambodscha 
und  Tongking),  Hawai.  Streng  genommen /ären  in  diese  Gegen- 
rechnung auch  jene  Gebiete  der  offenen  T*^  einzubeziehen,  deren 
Fortbestehen  als  solche  keine  lange  Dau'  mehr  verspricht,  wie 
namentlich  Korea,  vielleicht  auch  Kreta, 

Tatsächlich  besteht  eine  Entwicklung  die  zu  dem  allmählichen 
Dahinschwinden  der  dem  Welthandel  so/'oße  Bequemlichkeiten  ge- 
währenden Gebiete  der  offenen  Tür  füh>  bei  geringer  Wahrschein- 


^)  Siehe  hierüber  Abteilung  I  dieses  K{ 
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lichkeit  des  Entstehens  neuer  solcher  Gebiete.  Diese  Entwicklung  wird 
sehr  häufig  mit  lebhafter  Besorgnis  verfolgt.  Nicht  wenige  handels- 
politische Theoretiker  und  die  unter  ihrem  Einflüsse  stehenden 
kommerziellen  Praktiker,  Staatsmänner  und  Diplomaten  pflegen  eine 
zu  schweren  Opfern  an  Gut  und  Blut  bereite 
Entschlossenheit  zu  zeigen,  sobald  es  sich  um  den  Übergang 
eines  Gebietes  der  offenen  Tür  in  fremden  Kolonialbesitz  handelt  oder 
eine  Provinz  eines  solchen  Gebietes  zur  Selbständigkeit  aufzu- 
steigen beginnt  oder  gar  ein  Gebiet  der  offenen  Tür  als  solches  die 
Umwandlung  in  einen  völlig  souveränen  Staat  kleineren  oder  größeren 
Kalibers  erfährt.  Als  Beispiele  hierfür  wären  zu  erwähnen:  Die 
bösartige  Entwicklung  der  Marokkofrage  in  den  Jahren 
1905/1906  und  im  Sommer  1911,  die  österreichische  Politik  gegen 
Schaffung  oder  Erweiterung  der  Balkanstaaten  seit  dem  Be- 
ginne des  19.  Jahrhunderts  bis  zur  anders  gerichteten  Ministerschaft 
Andrassys  in  den  siebziger  Jahren,  die  geringschätzige  Behandlung 
Japans  von  selten  des  europäischen  Kontinents,  nicht  aber  durch 
das  besser  informierte  Großbritannien  in  den  neunziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts  usw. 

Ist  diese  auf  Erhaltung  der  Gebiete  der  offenen  Tür  hinzielende 
Politik  sachlich  gerechtfertigt?  Im  weiteren  wird  diese  Frage  folgende, 
möglicherweise  vielen  paradox  erscheinende  Beantwortung 
finden:  „Die  mit  dem  aufrechten  Bestände  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  verknüpften  wirtschaftspolitischen  Hoffnungen  sowie  die  mit  dem 
Dahinschwinden  dieser  Gebiete  verbundenen  Befürchtungen  sind  arg 
übertrieben.  Dagegen  erweisen  sich  jene  Entwicklungen,  vermöge 
welcher  sich  die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  völlig  souveräne,  über  ihre 
Handelspolitik  frei  entscheidende  Staaten  oder  Bestandteile  solcher 
Staaten  verwandeln,  als  segensreich  für  Weltwirtschaft 
und  Weltverkehr.  Sicherlich  sind  diese  Entwicklungen  von 
weit  größerem  Nutzen  für  das  Wachstum  der  internationalen  Handels- 
und Verkehrsbeziehungen,  als  etwa  das  Beharren  solcher  zumeist 
halbbarbarischer,  bestenfalls  halbzivilisierter  Gebiete  in  ihrer  kulturellen 
Rückständigkeit  und  handelspolitischen  Gebundenheit''.  Die  drei 
eingangs  (siehe  I.  Abteilung  dieses  Kapitels)  erwähnten  historischen 
Entwicklungen,  vermöge  welcher  die  Gebiete  der  offenen  Tür  als 
solche  zu  bestehen  aufhören,  sollen  nun  der  Reihe  nach  erörtert  werden. 
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VI.  Auf  saugung  der  Gebiete  der  offenen  Tür  durch  die  Großmächte; 
weltwirtschaftliche    Nützlichkeit     dieses     historischen   Prozesses,    be- 
leuchtet am  Beispiele  Bosniens,  Algeriens,  Tunesiens,  Formosas,  Cyperns, 
des   belgischen  Kongogebietes    usw.;    Steigerung    der   Kaufkraft   und 
Ausfuhrerzeugungen  der  aufgesaugten  Gebiete. 

Im  größten  Maßstabe  spielte  sich  diese  Erscheinung  auf  dem 
Boden  der  Türkei  ab.  Sie  verlor,  von  früheren  Verlusten  abgesehen, 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  Bosnien  und  die  Herzegowina  an 
Österreich-Ungarn,  Bessarabien  und  das  westliche  Transkaukasien  an 
Rußland,  Cypern  und  Koweit  (Westküste  des  persischen  Meerbusens) 
an  England.  S  i  a  m  s  ursprünglich  viel  größeres  Gebiet  wurde  im 
Osten  von  Frankreich,  im  Südwesten  (Halbinsel  Malakka)  von  Eng- 
land eingeengt.  P  e  r  s  i  e  n  mußte  das  östliche  Transkaukasien  mit 
Eriwan  an  Rußland  abtreten.  China  trat  das  Transbaikalgebiet 
und  das  Ussurigebiet  Ende  der  fünfziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts 
an  Rußland  ab  und  erlitt  eine  Reihe  von  Verlusten  in  seinen  Seepro- 
vinzen; es  wurden  besetzt:  Formosa  1895  von  Japan,  Port  Arthur 
(Kwantung-Halbinsel)  1898  von  Rußland,  1905  von  Japan,  Kiaot- 
schau  1897  von  Deutschland,  Hongkong  1842  und  Weihaiwei  1898 
(zuerst  1895  von  Japan)  von  England,  Kwangtschauwan  1898  von 
Frankreich;  ferner  wurde  im  Jahre  1898  das  Festlandsgebiet  von 
Hongkong  namhaft  vergrößert.  Die  Vereinigten  Staaten  nahmen 
1897 — 1899  H  a  w  a  i  in  Besitz,  das  sie  schon  seit  den  siebziger  Jahren 
tatsächlich  beherrschten,  besetzten  den  zu  den  Philippinen  gehörigen 
S  u  1  u  -  Archipel  (inwiefern  dieser  seit  1885  als  ein  Gebiet  der  offenen 
Tür  zu  betrachten  war,  siehe  Abschnitt  IV  dieses  Kapitels)  und  ge- 
wannen 1899  einen  Teil  der  S  a  m  o  a  -  Inseln  (Tutuila),  während  den 
anderen  Teil  Deutschland  erhielt  und  die  Tonga-  Inseln  an  Eng- 
land fielen.  Auch  Liberia,  insofern  es  überhaupt  als  ein  Gebiet  der 
offenen  Tür  zu  betrachten  ist,  dürfte  sich  infolge  des  finanziellen  und 
diplomatischen  Patronats,  das  die  Vereinigten  Staaten  seit  Juli  1910 
dieser  Negerrepublik  angedeihen  lassen  wollen,  allmählich  in  eine 
Kolonie  der  nordamerikanischen  Weltmacht  verwandeln  (vgl.  Ab- 
schnitt III  dieses  Kapitels).  Die  nordafrikanischen  Barbaresken- 
staaten  Algier  und  Tunis,  halb  selbständige  Reiche,  halb 
türkische  Vasallengebiete,  sowie  Madagaskar,  Annam, 
T  o  n  g  k  i  n  g  und  Kambodscha  wurden  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts von  Frankreich  in  Besitz  genommen.  Das  in  ähnlichen 
Staats-  und  völkerrechtlichen  Verhältnissen  wie  die  Türkei  befindliche 
Ägypten  kam  1882  tatsächlich  und  seit  1904  auch  gewissermaßen 
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rechtlich  in  den  Besitz  Englands.  Oman  im  persischen  Meerbusen 
unterliegt  einem  der  völligen  Beherrschung  bereits  nahekommenden 
britischen  Protektorate.  Die  Insel-  und  Küstengebiete  Zanzibars 
wurden  zwischen  England  und  Deutschland  im  Kolonialvertrag  vom 
I.  Juli  1890  geteilt.  Birma  wurde  im  Jahre  1885  ein  Teil  des 
angloindischen  Reiches,  nachdem  schon  in  den  zwanziger  und  fünfziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  die  Seeprovinzen  Birmas  von  den  Briten 
erobert  worden  waren.  Marokko  verwandelt  sich  infolge  des 
deutsch-französischen  Marokko-Kongo- Abkommens  vom  4.  November 
1911  in  eine  zum  überwiegenden  Teile  französische,  zum  kleineren 
Teile  spanische  Kolonie,  freilich  unter  nachdrücklicher  Wahrung; 
des  Grundsatzes  der  offenen  Tür. 

Diese  Gebiete  befanden  sich  zwar  vor  ihrer  Eroberung  durch  die 
genannten  Großmächte  in  einer  für  den  Weltverkehr 
scheinbar  vorteilhafteren  handelspolitischen 
Rechtslage^).  Trotzdem  kann  man  dessen  sicher  sein,  daß" 
durch  diese  weltpolitischen  Umwandlungen  Weltwirtschaft  und  inter- 
nationaler Verkehr  weit  mehr  gewonnen  haben,  als  ihnen  beim  Fort- 
bestehen der  früheren  korrupten,  unfähigen  Verwaltungen  der  be- 
treffenden halbzivilisierten  Länder  Nutzen  erwachsen  wäre.  Dies  gilt 
nicht  nur,  wenn  solche  Gebiete  der  offenen  Tür  in  die  Hand  eines- 
derzeit  noch  grundsätzlich  freihändlerischen 
Staates  wie  Großbritannien  gekommen  sind  (wie  imFalleÄgyptens, 
Cyperns,  Zanzibars  usw.),  oder  daselbst  aus  besonderen  Gründen, 
wie  an  der  chinesischen  Seeküste,  Freigebiete  (Freihäfen) 
errichtet  wurden.  Dies  trifft  vielmehr  auch  zu,  wenn  derartige  Gebiete 
imter  die  Herrschaft  eines  protektionistischen  Staates 
gelangten,  wie  Algier  und  Tunis  unter  jene  Frankreichs  oder  Trans- 
kaukasien,  Bessarabien,  Amurprovinz  und  Ussurigebiet  unter  jene 
Rußlands,  Hawai  unter  die  der  Vereinigten  Staaten,  oder  Bosnien- 
Herzegowina  unter  jene  Österreich-Ungarns. 

Dies  läßt  sich  gerade  am  letztgenannten  Beispiele  mit  großer 
Klarheit  nachweisen.    Die   noch   bis    Juli    1908   in   Maze- 


*)  In  Ägypten  verbleiben  übrigens  jedenfalls  noch  bis  1934  die  bisherigen 
Einfuhrzölle  von  acht  Prozent  des  Wertes,  in  Oman  für  unbestimmte  Zeit  die  alten 
Zollsätze  von  fünf  Prozent.  Die  S  a  m  o  a  -  und  Tonga-  Inseln  gehören  den  seit 
Mitte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  zur  Entstehung  gelangten  neueren 
vertragsmäßigen  Gebieten  der  offenen  Tür  an;  diesen  Gebieten  werden  seit  dem 
deutsch-französischen  Marokko-Kongo- Abkommen  vom  4.  November  1911  wohl  auch 
Marokko  und  seit  dem  früher  (Schluß  der  III.  Abteilung  dieses  Kapitels)  be- 
sprochenen liberianischen  Anleihevertrag  wohl  auch  Iv  i  b  e  r  i  a  dauernd  beizu- 
zählen sein. 
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donien  oder  Armenien  sich  abspielenden  traurigen  Vor- 
fälle, wie  Mord,  Brand,  Totschlag,  Bandenkämpfe,  Ausplünderung 
der  breiten  Massen  durch  korrupte  Beamte,  Mangel  hinreichender 
Garantien  für  die  öffentliche  Sicherheit,  ein  relativ  kleiner  und  durch 
innere  Unruhen  häufig  gestörter  Einfuhrhandel,  all  dies  war  Mitte 
der  siebziger  Jahre,  kurz  vor  der  Okkupation  Bos- 
niens und  der  Herzegowina  durchÖsterreich-Ungarn,  auch  für  diese 
Länder  charakteristisch.  Die  Einfuhr  des  Okkupationsgebietes 
(51 200  km*  mit  1,9  Mülionen  Einwohnern)  betrug  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1903 — 1905  91,8,  die  Ausfuhr  90,8  MÜlionen  Kronen,  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1906 — 1909  die  Einfuhr  sogar  121,47,  die  Aus- 
fuhr 117,83  Millionen,  gegen  höchstens  je  20  MÜlionen  Kronen  in  Ein- 
und  Ausfuhr  Mitte  der  siebziger  Jahre.  Im  beträchtlich  stärker  be- 
völkerten Serbien  (derzeit  48  300  km^  mit  ungefähr  2,9  Mülionen 
Einwohnern)  balancierten  im  Durchschnitt  der  Jahre  1907 — 1909^) 
Ein-  und  Ausfuhr  um  je  ungefähr  74  Mülionen  Kronen. 

Nun  stammt  zwar  die  beträchtliche  bosnische  Einfuhr  zum  weit- 
aus überwiegenden  Teile  aus  Österreich-Ungarn.  Aber  auch  die 
Länder  außerhalb  des  österreichisch-ungarischen  ZoUgebietes  sind 
in  hohem  Maße  an  dem  Kulturwerk  interessiert,  das  von  Österreich- 
Ungarn  in  den  beiden  ehemals  türkischen  Provinzen  geleistet  wurde; 
dieses  Interesse  ist  zurückzuführen  auf  Bosniens  Bedarf  an  aus- 
ländischen Transitwaren  (wie  Kaffee,  Tee,  Südfrüchte,  Ge- 
würze, von  welchen  Artikeln  im  Jahre  1909  für  7,66  Mülionen  Kronen 
eingeführt  wurde),  ferner  auf  die  zum  Teil  recht  hochwertigen  aus- 
ländischen Rohmaterialien  der  von  Bosnien  aus  Österreich- 
Ungarn  bezogenen  Fabrikate  (Baumwolle,  Jute,  Wolle,  Kautschuk, 
allerlei  unedle  Metalle  usw.).  Selbstverständlich  wäre  dieser  riesige 
Fortschritt  der  bosnischen  Einfuhr  nicht  möglich  gewesen  ohne 
eine  entsprechende  Hebung  der  Produktivkräfte 
und  der  Exportfähigkeit  des  Okkupationsgebietes  (ins- 
besondere nicht  ohne  eifrige,  planmäßige  Ausnützimg  der  Wälder, 
Wasserkräfte  und  Erzlager,'  des  Landes),  ohne  Herstellung  von 
Frieden  und  Ordnung  sowie  ohne  Verbreitung  der  verschiedensten 
materiellen  und  geistigen  Kultur  demente. 

Hierbei  wäre  auf  ein  interessantes  und  für  den  Zweck  dieser  Dar- 
stellung lehrreiches  Beispiel  der  Wirkungen  aufmerksam  zu  machen, 

^)  Das  für  den  Ausfuhrhandel  Serbiens  außerordentlich  günstige  Jahr  1909 
wies  freilich  den  Ausfuhrrekord  von  etwa  88  Millionen  Kronen  auf.  Im  Jahre  19 10 
betrugen:  die  Einfuhr  Serbiens  80,7,  jene  von  Bosnien-Herzegowina  144,5,  die  Aus- 
fuhr Serbiens  93,7,  die  von  Bosnien-Herzegowina   135,5   Millionen  Kronen. 
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diedurch  wechselseitige  Kreuzung  und  Verschlin- 
gung der  internationalen  Handelsverkehre 
hervorgerufen  werden.  Bosnien-Herzegowina  deckt  zwar  den  weitaus 
überwiegenden  Teil  seiner  Bedürfnisse  innerhalb  des  österreichisch- 
ungarischen Zollgebietes;  doch  bezieht  Bosnien  den  Kaffee  (im 
Jahre  1909  für  6,83  Millionen  Kronen),  dessen  Verbrauch  im  I^ande, 
gemäß  der  allgemeinen  Besserung  der  dortigen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse, beträchtlich  gestiegen  ist,  vorwiegend  aus  Brasilien. 
Nun  liefert  aber  Österreich-Ungarn  nur  einen  verhältnismäßig  kleinen 
Teü  des  brasilianischen  Einfuhrbedarfes,  und  so  kann  sich  das  Aus- 
land für  seinen  Ausschluß  von  den  bosnischen  Märkten  durch  die  Zölle 
Österreich-Ungarns  wenigstens  zum  Teil  in  Brasüien  erholen.  Ähn- 
liches gilt  mehr  oder  weniger  auch  für  die  direkten  oder  indirekten 
Bezüge  Bosniens  an  sonstigen  Kolonialwaren,  gewissen  Rohstoffen i 
der  Textü-  und  metallurgischen  Industrien  usw. 

Ähnlich  wie  in  Bosnien  hat  sich  auch  in  Algerien  der  zur 
Zeit  der  Krobenmg  dieses  Landes  durch  Frankreich  auf  einen  relativ 
kleinen  Betrag  beschränkte  Kinfuhrhandel  im  Jahre  1849  auf  65,3, 
im  Jahre  1855  auf  105,  zu  Beginn  der  sechziger  Jahre  auf  160  bis . 
170  Millionen  erhoben,  um  in  den  letzten  Jahren  450 — 460  Millionen  ^) 
Franken  zu  erreichen.  Freilich  ist  auch  die  Bevölkerung  des  Landes, 
ohne  sehr  bedeutende  territoriale  Erweiterung  (bereits  der  Sahara 
angehörende  Südterritorien  mit  etwa  0,45  Millionen  Einwohnern),, 
von  etwa  2,5  Mülionen  in  der  ersten  Hälfte  der  fünfziger  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  auf  5,23  MÜlionen  im  Jahre  1906  gestiegen,  hat  sich 
also,  unter  Abrechnung  der  Gebietserweiterungen,  in  einem  halben 
Jahrhundert  nahezu  verdoppelt.  Demgemäß  wurde  durch  die  fran- 
zösische Eroberung  Algeriens  eine  bedeutende  Zunahme  auch  des  nicht- 
französischen Handelsverkehrs  bewirkt,  wofern  man  die  direkten 
Bezüge  Algeriens  aus  dem  nichtfranzösischen  Auslande  sowie  die  in- 
direkten Bezüge  von  Rohstoffen  der  aus  Frankreich  bezogenen 
Fabrikate  auch  nur  auf  20  Prozent  schätzen  würde.  Wahrscheitilich 
ist  diese  Prozentziffer  mit  den  Kolonialwaren  sowie  Rohstoffen  der 
Textilindustrie  und  Metallwarenfabrikation  beträchtlich  höher.  2) 

*)  Im  besonders  günstigen  Jahre  19 10,  da  die  starken  Weinversendungen 
Algeriens  zu  guten  Preisen  nach  dem  eine  Mißernte  verzeichnenden  Frankreich  auch 
die  Kaufkraft  der  algerischen  Bevölkerung  namhaft  erhöhten,  stieg  die  Einfuhr  des 
Landes  sogar  auf  508  Mülionen  Franken. 

*)  Vgl.  die  Betrachtungen  über  den  Anteil  des  nichtfranzösischen  Auslandes 
am  algerischen  Außenhandel  in  den  Schlußbemerkungen  des  Jahresberichts  für  19 10 
des  deutschen  Konsulats  in  Algier,  im  „Deutschen  Handelsarchiv"  (Berichte), 
Juliheft  1911. 
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Eine  ähnliche,  wenn  auch  noch  nicht  so  großartige  Entwicklung 
weist  Tunis  auf,  dessen  Einfuhr  von  ungefähr  25 — 29  Millionen 
Franken,  in  den  ersten  Jahren  nach  der  1881  erfolgten  französischen 
Besitznahme,  im  Durchschnitte  von  1907 — 1910  auf  120  Millionen  an- 
wuchs; hiervon  entfallen  dank  der  Vorzugszölle,  subventionierter 
Schiffahrtslinien  und  billiger  inter französischer  Postpaketbeförderung 
ungefähr  zwei  Drittel  i)  auf  Frankreich,  Algerien  und  seine  Kolonien. 
Hierbei  kommt  derzeit  den  ausländischen  Industriestaaten  noch  ein 
fünfprozentiger  Wertzoll  für  Baumwollwaren 
zugute.  Großbritannien  sicherte  sich  diesen  Zoll  im  Vertrage  vom 
18.  September  1897  als  Gegenzugeständnis  für  den  Verzicht  auf  die 
den  Engländern  in  Tunis,  als  einem  Gebiete  der  offenen  Tür,  dauernd 
zustehenden  Vertragsrechte.  Doch  ist  die  Dauer  dieses  niedrigen  Ver- 
tragszolles nur  bis  Ende  191 2  gewährleistet. 

Auch  auf  Madagaskar  stieg  die  Einfuhr  von  etwa  4,5  Millionen 
Franken  in  den  letzten  Jahren  vor  der  1895  erfolgten  Eroberung  durch 
Frankreich  auf  34,14  Millionen  Franken  im  Jahre  1909.  Infolgedessen 
hat  das  nichtfranzösische  Ausland  trotz  des  bedeutenden  Über- 
:gewichts  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  innerhalb  der  Einfuhr  des 
Inselgebietes  (im  Jahre  1909  31,36  von  34,14  Millionen  Franken)  kaum 
etwas  verloren,  wenn  man  noch  an  die  Transitwaren  und  ausländischen 
Rohstoffe  innerhalb  der  Bezüge  aus  Frankreich  denkt.  An  der  gleich- 
zeitigen, meist  sehr  nützliche  Rohmaterialien  umfassenden  Ausfuhr 
Madagaskars  von  33,38  Millionen  Franken  war  das  nichtfranzösische 
Ausland  sogar  mit  10,03  Millionen  beteiligt.  Diese  Feststellungen  sind 
um  so  wichtiger,  als  Madagaskar  häufig  als  ein  Beispiel  für  die  üblen 
Folgen  der  geschlossenen  Tür  genannt  wird. 

Noch  gewaltiger  sind  die  Fortschritte  Ägyptens  unter  briti- 
scher Herrschaft,  dessen  Einfuhr  von  ca.  8  Millionen  ägyptische  Pfund 
(ungefähr  208  Millionen  Franken)  in  der  ersten  Hälfte  der  achtziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts  auf  23,75  Mülionen  ägyptische  Pfund 
(616  Mülionen  Franken)  im  Durchschnitt  der  Jahre  1905 — 1910  stieg. 

Die  durch  das  britisch-türkische  Abkommen  von  4.  Juli  1878 
in  britischen  Besitz  übergegangene  Insel  C  y  p  e  r  n  gehört  nominell 
noch  immer  zur  Türkei  und  leistet  sogar  an  diese  einen  Tribut  von 
2,3  Millionen  Franken,  dessen  Bezahlung  für  die  Bevölkerung  eine 
schwere  finanzielle  Last  büdet.     Doch  hat  Großbritannien  die  ZoU- 


^)  Vgl.  auch  hier  die  Betrachtungen  über  den  in  der  Statistik  zu  klein  ange- 
gebenen Anteil  des  nichtfranzösischen  Auslandes  am  tunesischen  Außenhandel  im 
Bericht  des  deutschen  Klonsulats  in  Tunis  für  1910,  im  ,, Deutschen  Handelsarchiv** 
(Berichte),  Augustheft  191 1. 
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Verhältnisse  der  Insel  seit  jeher  unabhängig  von  denen  der  Türkei 
geregelt  und  Einfuhrzölle  von  lo  Prozent  des  Wertes  bereits  zu 
einer  Zeit  erhoben,  da  die  Türkei  noch  auf  8  Prozent  beschränkt 
war.  Die  Einfuhr  des  lyandes  stieg  vom  Jahre  1879  ^^^  1900,  1905 
und  1909  von  7,60  auf  9,20,  10,63  ^nd  15,01  Millionen  Franken. 
Gleichzeitig  hob  sich  die  Ausfuhr  von  5,48  auf  9,10,  10,47  ^^^  12,86 
Millionen  Franken.  Im  günstigeren  Jahre  1908  betrug  die  Ausfuhr 
sogar  16,14  Millionen.  Die  Bevölkerung  hat  sich  während  der  unge- 
fähr 34  Jahre  britischer  Herrschaft  über  Cypern  von  180,000  auf 
ungefähr  270,000  Köpfe  vermehrt.  Die  quantitativ-qualitativen 
Fortschritte  in  lyandwirtschaft,  Bergbau,  Gewerbe,  Fischerei  waren 
bei  dem  Konservativismus  und  Kapitalsmangel  der  Bevölkerung 
nicht  sehr  beträchtlich.  Aber  der  Hauptfortschritt,  auf  dem  alles 
übrige  beruht,  liegt  in  folgenden,  unter  dem  türkischen  Despotismus 
gar  nicht  oder  unzureichend  vorhandenen  Momenten:  in  einer  ehr- 
lichen, planmäßigen  Finanzverwaltung,  in  imbefangener  Rechts- 
pflege und  zweifelloser  Gewährleistung  des  inneren  Friedens  und 
der  öffentlichen  Sicherheit. 

Ein  lehrreiches  Beispiel  dafür,  daß  in  einem  ehemaligen  Gebiete 
der  offenen  Tür,  trotz  des  Zollschutzes  zugunsten  der  erobernden 
Macht,  dritte  I^änder  noch  immer  ganz  gut  wegkommen,  büdet  auch 
das  den  Chinesen  vor  etwa  siebzehn  Jahren  von  Japan  abgenommene 
F  o  r  m  o  s  a  (Taiwan).  Sein  Außenhandel,  Ein-  und  Ausfuhr  zu- 
sammengenommen, betrug  im  Jahre  1873:  3,276,  im  Jahre  1883: 
7,335  und  im  Jahre  1893  kurz  vor  der  Eroberung  durch  Japan  (ja- 
panisch-chinesischer Krieg  von  1894/1895)  11,176  Mülionen  Yen. 
Im  Jahre  1902  war  er  unter  der  sorgfältigen  Verwaltung  Japans  be- 
reits auf  40,05  Millionen  Yen  gestiegen.  Hiervon  entfielen  23,41  Millionen 
auf  den  Anteü  des  Auslandes,  also  beträchtlich  mehr  als  die  Gesamt- 
ziffer des  Jahres  1893,  und  auf  Japan  (darunter  viel  Transitartikel  aus 
dritten  lyändern)  16,64  Mülionen  Yen.  Im  Jahre  1908  betrug  der 
Außenhandel  Formosas  bereits  71,923  Mülionen  Yen,  hiervon  der 
Anteü  Japans  45,338,  und  zwar  die  Ausfuhr  nach  Japan  24,419,  die 
Einfuhr  aus  Japan  mit  allen  seinen  Transitartikeln  20,919  Millionen 
Yen;  der  Anteü  des  nichtjapanischen  Auslandes  machte  26,585  Millionen 
aus,  wovon  auf  dessen  Anteil  an  der  Ausfuhr  Formosas  9,297,  auf 
den  Anteil  an  der  Einfuhr  17,288  Mülionen  Yen  entfielen,  darunter 
viele  technische  Bedarfsartikel  für  Rohrzucker-Fabriken.  Im  Jahre  1910 
war  der  Gesamthandel  Formosas  auf  109,56  Millionen  Yen  gestiegen 
bei  einer  Einfuhr  von  49,24  imd  einer  Ausfuhr  von  60,32  Millionen. 
Der  Anteil  des  Auslandes  an  der  Einfuhr  betrug,  ohne  zahlreiche, 
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Japan  zugewiesene,  nicht  japanische  Transitartikel,  freilich  auch  ohne 
die  bedeutenden  Maschinenimporte  des  Jahres  1908,  immerhin  noch 
19,98  und  der  Auslandsanteil  an  der  Ausfuhr  12,06  Millionen  Yen. 
Diese  kommerzielle  Entwicklung  war  für  das  nichtjapanische  Aus- 
land durchaus  nicht  tmgünstig.  Allerdings  liegt  sie  noch  vor  dem 
Inkrafttreten  des  neuen,  stark  schutzzöllnerischen  japanischen 
Tarifes  am  17.  Juli  1911. 

Bezeichnend  für  den  zwingenden  Charakter  jener  Entwicklung, 
welche  zur  direkten  Einverleibung  der  Gebiete  der  offenen  Tür  in 
den  Besitz  europäisch-amerikanischer  Kulturstaaten  drängt,  ist  die 
Tatsache,  daß  das  jüngste  unter  den  größeren  Gebieten  der  offenen 
Tür,  der  im  Januar  1885  durch  einen  internationalen  Akt  geschaffene 
Kongostaat,  im  August  1908  auch  im  Rechtsinne  belgische 
Kolonie  wurde;  tatsächlich  und  wirtschaftlich  war  er  dies  schon 
längst,  indem  die  Brüsseler  Zentralverwaltung  den  größten  Teil  der 
öffentlichen  Lieferungen  des  Kongostaates  der  belgischen  Industrie  zu 
sichern  wußte.  Aber  auch  in  diesem  Falle  wird  die  wohlbegründete 
Hoffnung  gehegt,  daß  die  vielfachem  und  gerechtem  Tadel  aus- 
gesetzte Verwaltung  des  Kongostaates  im  Interesse  seiner  Bewohner 
und  der  ganzen  Weltwirtschaft  durch  den  Übergang  in  direkten 
belgischen  Besitz  eine  namhafte  Besserung  erfahren  werde. 

Die  nunmehr  vom  belgischen  Parlament  wirksam  kontrollierte 
Verwaltung  von  Belgisch-Kongo  geht  allmählich  daran,  jenem 
gewalttätigen  Treiben  ein  Ende  zu  machen,  wodurch  die 
einheimische  Bevölkerung  des  Kongostaates  gezwungen  wurde,  im 
Dividendeninteresse  der  belgischen  Kautschukgesellschaften  gegen 
geringes  Entgelt  einen  großen  Teil  ihrer  Arbeitskraft  der 
Kautschuksuche  in  den  zentralafrikanischen  Urwäldern  zu  widmen. 
Infolge  der  Geringfügigkeit  dieses  Entgelts  war  die  Einfuhr  des 
Kongostaates  klein,  die  nach  dem  bedeutenden  Werte 
des  Kautschuks  auf  dem  Weltmarkte  bemessene  Ausfuhr  weit 
größer.  Im  Jahre  1907  belief  sich  die  Einfuhr  von  Belgisch-Kongo 
auf  25,2,  die  zum  weitaus  überwiegenden  Teile  aus  Kautschuk  be- 
stehende Ausfuhr  auf  58,9  Millionen  Franken;  sogar  im  Jahre  1908,. 
da  Kautschuk  infolge  der  internationalen  Geschäftskrise  ungewöhn- 
lich tiefe  Preise  verzeichnete,  betrug  die  Einfuhr  21,2  und  die  Ausfuhr 
34,6  Millionen  Franken.  Bei  den  bereits  namhaft  höheren  Kautschuk- 
preisen des  Jahres  1909  betrug  die  Einfuhr  wiederum  nur  22,2,  die 
Ausfuhr  dagegen  56,3  Mülionen  Franken.  In  diesem  Ausfuhrüberschuß 
stecken  eben  zum  überwiegenden  Teile  die  mit  blutiger  Gewalttätigkeit 
erwirtschafteten  Dividenden  und  Tantiemen  der  belgischen  Kongo- 
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Kautschukgesellschaften.  Die  neuere,  mildere,  auf  Beseitigung  der 
früheren  Greuel  bedachte  Finanz-  und  Produktionspolitik  der  Re- 
gierung von  Belgisch-Kongo  seit  dem  Tode  des  Königs  Leopold  II. 
im  Jahre  1909  dürfte  die  Kaufkraft  der  Negerbevölke- 
rung bedeutend  erhöhen.  Eben  dadurch  würde  die  Einfuhr  des 
Landes,  die  jedoch  nach  wie  vor  vertragsmäßig  dauernd  gebundenen, 
mäßigen  Zöllen  unterworfen  bleibt,  verhältnismäßig  noch  stärker 
zunehmen  als  die  Ausfuhr.  Tatsächlich  ist  bereits  i.  J.  1910  die 
Einfuhr  auf  36,85,  die  Ausfuhr  nur  auf  66,60  Millionen  Franken 
gestiegen;  gleichzeitig  erhöhten  sich  die  durchschnittlichen  Ant- 
werpener Preise  für  Kongokautschuk  pro  100  kg  von  1135  Franken 
i.  J.  1909  auf  1493  Franken  i.  J.  1910. 

Von  Liberia  wurde  (vgl.  Abteüung  III  dieses  Kapitels)  die 
Hilfe  der  Vereinigten  Staaten  sowohl  in  finanzieller  Beziehung,  als 
auch  behufs  Erreichung  einer  sicheren  Abgrenzung  gegenüber  den 
benachbarten  französischen  und  britischen  Kolonialbesitzungen  im 
ersten  Halbjahr  19 10  mit  Erfolg  angerufen.  Diese  Hüfeleistung 
muß  zwar  durchaus  nicht  dazu  führen,  daß  Liberia  zu  einer  Kolonie 
der  großen  nordamerikanischen  Republik  mit  wechselseitiger  Gewäh- 
rung von  Vorzugszöllen  werde  ^).  Aber  auch  dann  würde  es  der 
Union  wahrlich  nicht  schwer  fallen,  eine  Hebung  der  Ausfuhrer- 
zeugungen und  zugleich  der  Kaufkraft  Liberias  zu  bewirken,  wodurch 
allen  anderen,  mit  Westafrika  im  Verkehr  stehenden  Handelsstaaten 
ein  reichlicher  Ersatz  für  den  Verlust  der  offenen  Tür  in  Liberia 
zuteil  würde. 

Denn  die  dortige  Einfuhr  hat  in  den  Jahren  1907 — 1909  Be- 
träge von  etwa  4 — 5  Millionen  Franken  erreicht,  und  die  Ausfuhr 
ist  sogar  hinter  dieser  kleinen  Summe  noch  zurückgeblieben.  Über 
die  wirtschaftlichen  Möglichkeiten  Liberias 
äußert  sich  aber  der  (in  den  „Nachrichten  für  Handel  und  Industrie" 
vom  22.  Oktober  1909  veröffentlichte)  Jahresbericht  des  deutschen 
Konsulats  in  Monrovia  (Hauptstadt  Liberias)  für  1908  folgender- 
maßen: „Aus  Liberia  werden  an  Waren  ausschließ- 
lich Rohprodukte  ausgeführt;  eine  irgendwie  nennens- 
werte Industrie  gibt  es  im  Lande  nicht.  Auch 
der  Pr o duk t en e xp o r t  steckt  noch  in  seinen 
Anfängen.     Die   wildwachsenden   verwertbaren 


*)  Der  in  Abteilung  III  dieses  Kapitels  besprochene  Anleihevertrag,  den  Liberia 
in  der  ersten  Dezemberhälfte  191 1  unter  Beihilfe  der  nordamerikanischen,  deutschen, 
englischen  und  französischen  Diplomatie  abschloß,  dürfte  dort  sogar  für  absehbare 
Zeit  die  offene  Tür  sicherstellen. 
Schilder.    20. 
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B oden er z eu gnisse  werden  noch  nicht  entfernt 
in  dem  Umfange,  in  dem  dies  mit  genügenden 
Arbeitskräften  und  bei  guten  Transportmitteln 
zur  Küste  möglich  wäre,  zur  Verschiffung  ge- 
bracht. Speziell  die  Ausfuhr  wertvoller  Hölzer  würde 
sich  dann  sicher  lohnend  gestalten.  Von  einem  Anbau  und  einer 
Kultur  ist  nur  bei  wenigen  Produkten,  wie  bei  Kaffee,  die  Rede. 
Aber  auch  bei  diesem  wäre  eine  Steigerung  der  Produktion  zu  er- 
zielen. Klima  und  Boden  lassen  außerdem  den 
Anbau  einer  ganzen  Reihe  von  Bodenerzeug- 
nissen, speziell  von  Mais,  aussichtsreich  er- 
scheinen, deren  Ausfuhr  gewinnbringend  wer- 
den würde.*'  Sollten  die  Vereinigten  Staaten  diese  wirtschaft- 
lichen Möglichkeiten  Liberias  zur  entsprechenden  Ausnützung  bringen, 
dann  hätten  die  europäischen  Industrieländer  und  sonstigen  Handels- 
staaten der  Erde  reichlichenErsatz  für  den  etwaigen, 
für  absehbare  Zeit  übrigens  wenig  wahrscheinlichen  Verlust  der 
offenen  Tür   in  der  westafrikanischen  Negerrepublik. 

Wie  schon  früher  bei  Besprechung  der  Entwicklung  Bosniens 
angedeutet  wurde,  muß  man  sich  vor  der  Einseitigkeit  hüten,  zum 
Maßstabe  für  die  Bedeutung  derartiger,  von  den  Großstaaten  er- 
worbener ehemaliger  Gebiete  der  offenen  Tür  nur  die  Import- 
steigerung dieser  Länder  zu  nehmen.  Nicht  minder  hoch  ist 
der  Nutzen  für  den  Verbrauch  und  gerade  auch  für  die  Industrie 
der  souveränen  Kulturstaaten  zu  veranschlagen,  der  ihnen  durch 
Steigerung  der  Exportproduktion  von  allerlei  Rohstoffen 
und  Agrarprodukten  in  den  ehemals  offenen  Gebieten  erwuchs.  Die 
Einfuhrzunahmen  für  sich  allein  sind  schon  deshalb  bisweilen  kein 
ganz  verläßliches  Anzeichen  für  das  Aufblühen  mancher  ehemaliger 
Gebiete  der  offenen  Tür,  weil  die  Importsteigerungen  einiger  dieser 
Gebiete,  die  während  der  ersten  Jahre  (Madagaskar)  und  sogar  Jahr- 
zehnte (Algerien)  der  neuen  Herrschaft  zu  verzeichnen  sind,  zum  nicht 
geringen  TeÜe  nur  die  Kosten  der  militärischen  Okkupation  zum 
Ausdruck  bringen. 

Als  Beispiel  derartiger  weltwirtschaftlich-wich- 
tiger Ausfuhrproduktionen,  die  unter  der  Frieden, 
Ordnung  und  wirtschaftlichen  Aufschwung  garantierenden  Herrschaft 
eines  europäischen  Großstaates  (auch  Japans  oder  der  Vereinigten 
Staaten)  emporblühen,  wären  zu  nennen:  Die  unter  der  früheren  per- 
sischen Herrschaft  vernachlässigten  Erdöllager  Transkaukasiens; 
die  Produktion  von  Getreide,  Südfrüchten,  Schafwolle,  Häuten  und 
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Vieh,  Phosphaten,  Erzen  in  Algerien;  die  riesige  Steigerung  der 
ägyptischen  Baumwollproduktion  im  letzten  Viertel] ahrhundert; 
die  gewaltige  Zunahme  des  Reisanbaues  in  Französisch-Hinterindien ; 
der  Reisbau  und  die  Petroleumproduktion  in  Birma;  der,  trotz  ge- 
wisser japanischer  Accaparement -Versuche  und  trotz  der  neueren 
Versuche  synthetischer  Kampfererzeugung,  noch  immer  für  den  Welt- 
markt höchst  wertvolle  bessere  Betrieb  der  Kampferkultur  auf  Formosa; 
die  Erzeugung  von  tierischen  Produkten  (Häute,  Vieh),  Kautschuk, 
Gold  auf  Madagaskar  usw. 


VII.  Selbständigwerden  einzelner  Provinzen  von  Staaten  der  offenen 

Tür;  weltwirtschaftlicher  Vorteil  dieses  auf  ehemals  türkischem  Boden 

vor  sich  gegangenen  Prozesses  durch  Steigerung  der  Kaufkraft  und  der 

Ausfuhrerzeugungen  der  selbständig  gewordenen  Gebiete. 

Wie  für  die  erste  Entwicklungsmöglichkeit  der  Gebiete  der 
offenen  Tür,  so  liefert  auch  für  diese  zweite  die  Türkei  viele 
wichtige,  ja  sogar  nahezu  die  einzigen  Beispiele.  Es  entstanden  nämlich 
durch  Losreißung  einzelner  türkischer  Provinzen,  die  für  sich  mehr 
oder  weniger  lange  noch  immer  Gebiete  der  offenen  Tür  blieben, 
schließlich  politisch  und  wirtschaftlich,  namentlich  aber  handels- 
politisch völlig  souveräne  Staaten^).  Innerhalb  jener  Grenzen,  die 
das  türkische  Reich  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  vom  Auslande 
schieden,  sind  inzwischen  eine  Reihe  kleinerer  und  größerer  Staaten 
zur  Selbständigkeit  oder  bloß  nominellen  Abhängigkeit  von  der 
türkischen  Zentralregierung  emporgestiegen.  Nun  hatten  alle  diese 
Staaten  und  zwar  sowohl  die  auf  der  Balkanhalbinsel  entstandenen. 


^)  Annähernd  ähnliche  Verhältnisse  findet  man  höchstens  noch  im  chine- 
sischen Reich,  wo  aber  die  zu  einiger  Selbständigkeit  gelangten  Provinzen  diese 
schließlich  wieder  verloren  und  niemals  eine  der  chinesischen  Kultur  überlegene 
Zivilisation  erreichten.  So  hat  Tibet  gerade  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  eine 
von  China  besonders  unabhängige  Stellung  erlangt  und  wurde  sogar  im  Jahre  1905 
von  den  über  Sikkim  einmarschierenden  Briten  mit  Krieg  überzogen  (die  gleich- 
zeitig mit  China  gut  Freund  blieben),  aber  erst  im  Februar  19 10  von  China  in  engere 
Verbindung  mit  dem  Hauptlande  gebracht.  Tibet  ist  infolge  der  im  Oktober  191 1 
in  China  ausgebrochenen,  republikanisch  gefärbten  Revolution  wiederum  nahezu 
selbständig  geworden.  Chinesisch  Ostturkestan  hing  imter  der 
Herrschaft  von  Jakub  B6g  (1864 — ^^77)  nicht  einmal  formell  mit  China  zusammen, 
wurde  aber  nach  dem  Tode  dieses  Mannes  von  den  Chinesen  bald  wieder  unterworfen. 
In  der  Mongolei  beschränkte  sich  die  Herrschaft  der  Chinesen  seit  jeher  im 
wesentlichen  auf  die  Städte,  und  die  Mongolen  benützten  die  durch  die  früher  er- 
wähnte chinesische  Revolution  herbeigeführte  Verwirrung,  um  ihr  Land  mit  russischer 
Hilfe  vorübergehend  als  selbständiges  Staatswesen  zu  erklären. 

20* 


308  VIII.   Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft. 

als  auch  Ägypten,  das  bis  zur  englischen  Okkupation  im  Jahre  1882 
hierher  zu  rechnen  war,  gegen  die  Mißgunst  der  europäischen  In- 
dustriestaaten anzukämpfen.  Diese  befürchteten,  daß  die  Unab- 
hängigkeit der  ehemals  türkischen  Gebiete  schließlich  zum  Ver- 
lust d  e  s  vö  Ik  e  r  r  e  c  h  t  li  c  h  sichergestellten  nie- 
drigen Zollniveaus  der  Türkei  führen  würde.  Da- 
her kamen  diese  Staaten  auf  ehemals  türkischem  Gebiete,  mit  Ausnahme 
Griechenlands,  nicht  sofort,  sondern  nur  mittels  eines  mehr  oder 
weniger  lang  andauernden  Übergangsstadiums  zur  völligen  handels- 
und  zollpolitischen  Souveränität.  Innerhalb  dieser  Frist  mußten  die 
Regierungen  der  Balkanstaaten  (Ägypten  noch  bis  1934  ein  Gebiet  der 
offenen  Tür,  sodann  wahrscheinlich  britisches  Kolonialgebiet)  große 
diplomatische  Geschicklichkeit  im  Ausspielen  einer  Großmacht  gegen 
die  andere  aufwenden,  um  stückweise  zur  völligen  Souveränität  in 
handeis-  und  zollpolitischer  Beziehung  und  zur  Abstreifung  des 
letzten  Restes  der  lästigen  Kapitulationen^)  zu  gelangen. 

In  allen  Gebieten  der  offenen  Tür  herrscht  eine  sehr  starke 
nationale  Strömung,  jene  dauernden  Vereinbarungen  allmählich  zu 
beseitigen,  welche  die  volle  Souveränität  dieser  Gebiete  einschränken. 
In  den  aus  der  Türkei  hervorgegangenen  kleineren  Staaten  richtete 
sich  die  erwähnte  Strömung  gegen  die  Fortdauer  der  von  der  Türkei 
gewissermaßen  „ererbten"  Kapitulationen.  Eine  merk- 
würdige Ausnahme  macht  aber  neuerer  Zeit  Ägypten.  Dort 
wünscht  die  nationale  Bewegung  der  sogenannten  Jungägypter  die 
Fortdauer  der  Kapitulationen  und  namentlich  das  Weiterbestehen 
der  auf  diesen  beruhenden  Konsulargerichtsbarkeit  und  „Gemischten 
Gerichte",  da  hierin  eine  Erschwerung  britischer  Verfolgungsmaß- 
regeln und  ein  Hindernis  für  den  endgültigen  Übergang  des  I^andes 
in  den  Zustand  einer  britischen  Kolonie  erblickt  wird.  So  halten  sich 
z.  B.  nationaläg3rptische,  antienglische  Zeitungen  europäische  „Sitz- 
redakteure", die  der  Konsulargerichtsbarkeit  unterstehen.  Diese 
Strömtmg  innerhalb  der  jungägyptischen  Bewegung  geht  z.  B.  aus 
den  Erörterungen  hervor,  die  auf  dem  Genfer  jungägyptischen  Kon- 
gresse vom  September  1910  (am  23.  September)  von  Mustafa  Lom- 
baguis  den  Kapitulationen  gewidmet  wurden.  Er  fleht  darin  die 
Großmächte  an,  auf  die  Kapitulationen  nicht  zu  verzichten. 

Als  historisch  bemerkenswerte  Erfolge  einzelner  Balkanstaaten 
in  ihren  Bemühungen  um  Erlangung  der  vollen  Souveränität  wären  zu 


^)  Vgl.  über  die  Kapitulationen  die  Bemerkungen  in  Abteilung  II  und  III 
dieses  Kapitels.  « 
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nennen :  Der  vom  Grafen  Jtilius  Andrassy  abgeschlossene  Handels- 
vertrag zwischen  Österreich-Ungarn  und  Rumänien  vom  22.  Juni 
1875,  durch  den  Rumäniens  Recht,  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
über  seinen  Zolltarif  verfügen  zu  dürfen,  schon  vor  dem  Berliner 
Kongreß  von  1878  zur  Anerkennung  gelangte.  In  ähnlich  maßgebender 
Weise  kam  Österreich-Ungarn  der  zollpolitischen  Souveränität  Bul- 
gariens im  österreichisch-bulgarischen  Handelsvertrage  vom 
9./21.  Dezember  1896  entgegen,  der  am  9./21.  Mai  1897  in  Kraft 
getreten  ist.  Zehn  Jahre  später  machte  Österreich-Ungarn  den 
Bulgaren  durch  einen  weitgehenden,  wenn  auch  noch  nicht  voll- 
ständigen Verzicht  auf  die  Konsulargerichtsbarkeit  (Verordnung  des 
österreichisch-ungarischen  Ministers  des  Äußeren  vom  7.  Mai  1907) 
ein  wichtiges  Zugeständnis.  Inwiefern  Bulgarien  durch  die  im  Früh- 
jahr 1909  erfolgte  Anerkennung  seiner  Souveränität  seitens  der  Groß- 
mächte sich  dem  Zustande  völliger  Befreiung  von  den  Kapitulationen 
unmittelbar  angenähert  hat,  wurde  bereits  (siehe  Abteilung  II  dieses 
Kapitels)  erörtert. 

Freilich  haben  die  Balkanstaaten  (in  Äg>^pten  sind  ganz  andere 
Verhältnisse  eingetreten)  die  Erlangung  ihrer  zollpolitischen  Unab- 
hängigkeit zur  Durchführung  einer  mehr  oder  minder  schütz- 
zöllnerischen,  gelegentlich  sogar  hochschutzzöllnerischen Poli- 
tik benützt.  Doch  wiesen  sie  im  Vergleich  zur  absolutistischen  Türkei 
(d.  h.  also  bis  Juli  1908)  administrativ  gesündere  und  kulturell  höher 
stehende  Verhältnisse  auf.  Hierdurch  wurden  der  Weltwirtschaft 
und  dem  Weltverkehr  bedeutend  größere  Anregung  und  Förderung 
geboten,  als  wenn  die  Balkanstaaten  unter  der  jeden  Aufschwung 
verlangsamenden  Herrschaft  des  türkischen  Despotismus  geblieben 
wären.  Von  besonderem  Interesse  ist  in  dieser  Beziehung  die  Entwick- 
lung Rumäniens.  Diese  ist  wohl  um  so  höher  zu  schätzen,  weil 
sie  unter  einer  der  Entwicklung  des  Volkswohlstandes  ungemein 
ungünstigen  Agrarverfassung  erfolgte :  Der  landwirt- 
schaftlich bearbeitete  Grund  und  Boden  in  den  Händen  weniger 
tausend  rücksichtsloser,  ausbeuterischer  Bojaren-  und  Großpächter- 
famÜien;  die  tatsächlich  die  landwirtschaftliche  Arbeit  leistenden 
MÜlionen  der  Bauernbevölkerung  unter  stärkstem  wirtschaftlichen 
Drucke,  einer  ihren  Ausbeutern  gefügigen  Verwaltung  gegenüber- 
stehend, unwissend  und  unorientiert  infolge  Vernachlässigung  der 
ländlichen  Schuleinrichtungen,  vom  Stande  der  1864  durch  einen 
Staatsstreich  des  Fürsten  Cusa  beseitigten  Leibeigenschaft  tatsächlich 
nicht  sehr  weit  entfernt.  Der  furchtbare  Bauernaufstand  vom  Früh- 
jahr 1907  hat;  aber  zu  einer  Reihe  wohldurchdachter  sozialpolitischer 
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Maßregeln  geführt,  die  allmählich  eine  bedeutsame  Verbesserung 
der  gegenwärtigen  traurigen  Agrarverhältnisse  Rumäniens  bewirken 
dürften.  (Vgl.  hierüber  „Die  Agrarverfassung  Rumäniens,  ihre  Ge- 
schichte und  ihre  Reform"  von  Dimitri  J  o  n  e  s  c  u  ,  Leipzig  1909). 
Während  der  vier  Jahre  1907 — 1910  sollen  unter  Vermittlung  der  Re- 
gierung 286  000  ha  im  Werte  von  72  Millionen  Franken  infolge  der 
Durchführung  der  neuen  Agrargesetze  in  kleinbäuerlichen 
Besitz  übergegangen^)  sein,  bei  einer  Gesamtfläche  des  rumänischen 
Großgrundbesitzes  ^)  von  ungefähr  3  Mülionen  ha,  und  im  Sommer 
191 1  wurde  das  Kapital  der  zur  Förderung  des  bäuerlichen  Kredits  ge- 
schaffenen „Volksbanken*'  bereits  auf  100  Millionen  Franken  ge- 
schätzt. 

Rumäniens  Einfuhr  stieg  von  71,5  Mülionen  Franken  im  Jahre 
1866,  in  welchem  die  internationalen  Verhältnisse  des  Landes  noch 
ganz  von  den  Kapitulationen  beherrscht  wurden,  auf  337,5  Mülionen 
im  Jahre  1905,  bei  gleichzeitiger  Steigerung  der  Ausfuhr  von  116,5 
auf  447  Millionen  Franken,  wobei  der  Getreideexport  allein  von  5,48 
auf  26,47  Millionen  Q  stieg.  Im  Jahre  1907  betrug  sogar  die  Einfuhi 
430,5,  die  Ausfuhr  554  Mülionen  Franken  bei  einer  Getreideausfuhr 
von  32,24  Millionen  q,  im  Jahre  1909  wiederum  die  Einfuhr  nur 
368,30,  die  Ausfuhr  nur  445,06  Millionen  Franken  bei  einer  Ge- 
treideausfuhr von  nur  21,70  Millionen  q.  Bereits  das  Jahr  1910 
war  wiederum  sehr  günstig  mit  einer  Getreideausfuhr  von  32,01 
Millionen  q  bei  guten  Preisen. 

Die  Einfuhr  der  Türkei  betrug  im  Jahre  1 906/1 907  ca.  711 
und  ihre  Ausfuhr  (statistisch  wohl  etwas  zu  klein  erfaßt)  bloß  ca. 
446  Mülionen  Franken^).  Dies  ergibt  ein  Verhältnis  der  Einfuhr  beider 
Länder  *)  vom  zu  etwa  2,1,  während  die  Bevölkerungsziffern  Rumäniens 
und  der  Türkei  in  einem  Verhältnis  von  i  zu  3,5  (6,8  zu  24  Mülionen 


*)  Nach  dem  Artikel  „Rumänien  vor  den  Neuwahlen"  im  „Neuen  Wiener 
Tagblatt"  vom  24.  Dezember  1910. 

')  Die  Gesamtfläche  des  Ackerlandes  betrug  in  dem  13,135  Millionen  ha 
zählenden  Rumänien  im  Jahre  19 10,  abzüglich  von  Wald,  Wiesen,  Weiden,  Wein- 
bergen, 6,036  Millionen  ha  (nach  ,, Rumänien.  Wirtschaftliche  Verhältnisse  1910". 
Aus  den  Berichten  der  österreichisch-ungarischen  Konsularämter  in  Rumänien. 
Wien  191 1),  wovon  1,925  Millionen  ha  auf  den  Großgrundbesitz  entfielen.  Der  Rest 
des  Großgrundbesitzes  besteht  wohl  aus  Wald,  Wiesen  und  Weiden. 

3)  Die  neuerdings  bekannt  gewordenen  türkischen  Außenhandels-Ziffern  für 
1908/1909,  nämlich  Einfuhr  715,5,  Ausfuhr  420  Millionen  Franken,  sind  von  denen 
des  Jahres  1907/ 1908  nicht  sehr  verschieden. 

*)  Hier  kommt  in  Vergleich  für  Rumänien  das  Jahr  1907,  für  die  Türkei 
1906/ 1907. 
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Menschen)  standen.  Hierzu  kommt  noch  jene  große,  wirtschaftlich 
wertvolle  Kulturarbeit,  die  Rumänien  für  den  Welt- 
verkehr durch  den  Ausbau  eines  verhältnismäßig  engmaschigen  Eisen- 
bahnnetzes, durch  Hafenbauten  in  Konstanza  und  den  Donauhäfen 
sowie  durch  seine  nützliche  Mitarbeit  am  Werke  der  europäischen 
Donaukommission   usw.    geleistet  hat. 

Sogar  die  Einfuhr  Griechenlands  stieg  von  67  Mülionen 
Franken  im  Jahre  1865  auf  100  Mülionen  im  Jahre  1875  und  (in- 
zwischen, d.h.  im  Jahre  1881,  ist  freilich  Thessalien  mit  13,200  km^  und 
damals  390  000  Einwohnern  dazugekommen)  ca.  140 — 150  Millionen 
im  ersten  Jahrzehnt  des  20.  Jahrhunderts^).  Hierbei  wurde  ein  bei  den 
allseits  leicht  zugänglichen  Küsten  schwer  zu  verhindernder,  umfang- 
reicher Schmuggel  gar  nicht  in  Rechnung  gezogen.  Die  Steige- 
rung wäre  noch  viel  größer  gewesen,  wenn  nicht  eine  Reihe  wirtschaft- 
licher und  politischer  Katastrophen  und  Schäden  dazwischengekommen 
wären,  nämlich  die  Korinthenkrise 2),  Staatsbankerott  im  Jahre  1893, 
Niederlage  im  Kriege  mit  der  Türkei  im  Jahre  1897,  danach  die  Ein- 
setzung einer  internationalen  Finanzkontrolle  im  Friedensvertrage 
von  6./18.  September  1897,  gelegentliche  Unruhen  infolge  der  kreten- 
sischen  Wirren  und  andauernder,  geradezu  fieberhafter  Zustand  seit 
der  Ivossagungserklärung  der  Kretenser  von  der  Türkei  und  Prokla- 
mation der  Angliederung  Kretas  an  Griechenland  am  7.  Oktober 
1908  sowie  last  not  least  seit  1882  ein  bis  zur  Unvernunft  hochschutz- 
zöUnerisches  Regime.  Als  günstige  Momente  sind  freilich  wiederum 
zu  verzeichnen:  die  zahlreichen,  großen  Widmungen  zu  kulturellen 
und  patriotischen  Zwecken  des  Königreiches,  die  von  reichen  Hellenen 
im  Auslande  stammen;  die  bedeutenden,  z.  B.  für  das  Jahr  1910 
auf  50  Millionen  Franken  geschätzten  Geldsendungen  nach  Griechen- 
land, die  von  griechischen  Auswanderern  herrühren. 

Ähnliche  Ziffern  ließen  sich  über  Bulgarien,  Serbien  und 
wohl  auch  über  Montenegro  anführen,  insofern  man  die  jeweiligen 
abnormalen  Einwirkungen  von  Mißernten  oder  überreichen  Ernten,  von 
gelegentlichen  größeren  Kapitalinvestitionen  ausscheidet  und  nament- 
lich den  stoßweise,  in  unruhigen  Zeiten  in  MÜlionenbeträgen  aus  dem  Aus- 
lande bezogenen  militärischen  Bedarf  in  Rechnung  zieht.  So  ergibt  die 
bulgarische  Einfuhr  im  Durchschnitt  der  Jahre  1889 — 1893  eine  Ziffer 
von  81,4  und  im  Durchschnitt  der  Jahre  1904 — 1908  eine  solche  von 


^)  Im  Jahre  19 10  betrug  die  griechische  Einfuhr  sogar  158,5  Millionen  Franken. 

*)  Vgl.  hierüber  im  II.  Band  das  Kapitel  ,,Die  Monokultur  in  der  Weltwirt- 
schaft" und  die  Bemerkungen  über  dieses  Kapitel  in  Abteilung  II  der  Einleitung 
des  I.  Bandes. 
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123  Millionen  Franken  bei  einem  sogar  177,35  Millionen  erreichenden 
Einfuhrbetrage  im  Jahre  1910.  Auch  der  Außenhandel  des  auto- 
nomen Kreta  hat  sich  trotz  aller  Unruhe,  deren  Schauplatz  oder 
Anlaß  die  durch  Größe  (SöiSkm^),  Bevölkerung  (ca.  310,000),  Lage 
und  Fruchtbarkeit  wichtige  Insel  gewesen  ist,  im  Zeiträume  1901  bis 
1908  in  ziemlich  regelmäßiger  Steigerung  von  21,73  auf  39,44  Millionen 
Franken  gehoben,  und  zwar  die  Einfuhr  von  14,45  ^^^  21,07,  die  Aus- 
fuhr sogar  von  7,29  auf  18,37  Millionen^).  Die  Bevölkerung  war  im  letzt- 
genannten achtjährigen  Zeiträume  eben  doch  in  ihrer  Beschäftigung 
mit  dem  Landbau  viel  weniger  gestört,  als  in  den  letztvorangegangenen 
Jahrzehnten 2)  des  türkischen  Absolutismus,  der  gerade  auf  Kreta 
völlig   versagte. 

Es  mag  ja  vorkommen,  daß  die  Losreißung  einer 
Provinz  von  einem  Gebiet  der  offenen  Tür  nur  eine  Vorstufe 
zur  Okkupation  des  betreffenden  Landes  durch  eine  Groß- 
macht bedeutet.  Sogar  in  diesem  Falle  läßt  speziell  die  Entwicklung, 
die  Ägypten,  desgleichen  Algerien,  Tunis  ^)  usw.  tatsächlich  genommen 
haben,  ersehen,  daß  Weltverkehr  und  Welthandel  eine  solche  Eventua- 
lität nicht  zu  beklagen  hätten. 

Dabei  wäre  in  diesem  Falle  geradeso  wie  in  dem  erstbesprochenen 
der  Okkupation  einzelner  Gebiete  der  offenen  Tür  durch  europäische 
oder  sonstige  Großmächte  mit  Nachdruck  auf  folgendes  hinzuweisen  : 
eine  Reihe  von  Exportproduktionen  in  den  Balkan- 
staaten, wohl  auch  die  ägyptische  Baumwollproduktion  bereits  in 
der  Zeit  vor  der  britischen  Okkupation,  hätten  sicherlich  nicht  jenen 
Aufschwung  genommen,  den  sie  tatsächlich  zu  verzeichnen  hatten, 
falls  die  betreffenden  Länder  unter  der  Herrschaft  des  türkischen 


^)  Der  infolge  politischer  Wirren  (Erklärung  des  Anschlusses  an  Griechenland) 
und  minder  günstiger  Ernten  im  Jahre  1909  eingetretene  Rückgang  der  kretensischen 
Einfuhr  auf  17,48  und  der  Ausfuhr  auf  13,27  Millionen  Franken  hat  wohl  nur  vor- 
übergehenden Charakter. 

')  Vgl.  hierüber  den  Jahresbericht  für  1908  des  deutschen  Konsulats  in  Kanea 
im  „Deutschen  Handelsarchiv"   (Berichte),  Jahrgang  1909  Seite  633. 

')  Die  zweifellose  Herrschaft  der  Türkei  über  Algerien  dauerte  von  15 19  bis 
17 10;  von  da  an  bis  1830  hatte  diese  Herrschaft  einen  mehr  formellen  Charakter. 
Tunis  konnte  von  1534 — 1845  als  türkischer  Tributärstaat  betrachtet  werden, 
behauptete  aber  des  weiteren  mit  französischer  Unterstützung  seine  Unabhängigkeit 
von  der  Türkei;  von  1871  an  suchte  sich  aber  die  tunesische  Dynastie  wieder  mehr 
an  die  Türkei  anzulehnen.  Die  türkische  Herrschaft  in  Tripolitanien  dauerte 
von  155 1 — 1714;  hierauf  kam  die  unabhängige  Dynastie  der  Karamanli,  die  1835 
von  einer  abermaligen,  seit  Ende  September  191 1  von  Italien  erschütterten  türkischen 
Herrschaft  abgelöst  wurde.  Bengasi  oder  Cirenaica  verblieb  von  155 1  bis  191 1 
in  ungestörtem  türkischen   Besitz. 
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Despotismus  geblieben  wären.  In  dieser  Beziehung  sei  nur  erinnert 
an  die  Mineralöl-,  Getreide-,  Ölsaat-  und  Holzproduktion  Ru- 
mäniens, an  die  bulgarische  Produktion  von  Getreide, 
Eiern,  Häuten,  Obst,  Rosenöl  usw.,  an  die  serbische  Produktion 
von  Getreide,  Pflaumen,  allerlei  tierischen  Produkten,  an  die  g  r  i  e  c  h  i- 
s  c  h  e  von  Erzen,  Tabak,  Oliven  und  Olivenöl,  Feigen,  Korinthen  usw. 
Mag  auch  die  schutzzöllner ische  Politik  der  Balkanstaaten  die 
Einfuhr  einzelner  europäischer  Fabrikate,  wie  Konfektionsartikel, 
Schuhwaren,  Glas-  und  Ton  waren,  Papier  usw.,  mehr  oder  weniger 
stark  eingeschränkt  haben,  so  entwickelt  sich  dafür  dortselbst 
ein  namhafter  Bedarf  für  industrielle  und  landwirtschaftliche 
Maschinen  und  speziell  bei  dem  alten  griechischen  Seefahrer- 
volke für  Schiffe;  doch  kamen  die  Türkei  bis  zu  dem  im  Sommer 
1908  beseitigten  Absolutismus,  ferner  Persien  und  Marokko  noch  191 1 
für  diese  wichtigen  Produkte  gar  nicht  oder  nur  in  sehr  geringem 
Maße  in  Betracht.  Seit  Sommer  1908  beginnt  aber  eine  bemerkens- 
werte, großzügig-moderne  Ausstattung  der  wichtigeren  türkischen 
Plätze  mit  allerlei  elektrotechnischen  Einrichtungen,  wie  Licht-  und 
Kraftwerke,  Trambahnen,  Telephonnetze  usw.  Es  entwickelt  sich 
auch  bereits  eine  nennenswerte  türkische  Handelsmarine,  und  die 
unter  Abdul  Hamid  absichtlich  dem  Verfall  preisgegebene  türkische 
Seemacht  erwacht,  zum  großen  Nutzen  für  die  europäischen  Werften, 
zu  neuem  Leben. 


VIII.  Emporsteigende  selbständige  Entwicklung  der  Gebiete  der  offenen 
Tür  zu  höherer  Zivilisation  und  Macht;  früher  Japan  das  einzige  Beispiel 
hierfür,  aber  namentlich  seit  dem  russisch-japanischen  Krieg  ähnliche 
Fortschritte  auch  in  China,  Siam,  Abessinien  und  in  den  mohamme- 
danischen Ländern,  vornehmlich  in  der  Türkei. 

Das  Emporsteigen  ganzer  großer  Gebiete  der  offenen  Tür  zu 
besseren  Verwaltungszuständen,  zu  einem  höheren  Grade  der 
ZivÜisation  und  entsprechend  höherer  müitärischer  Leistungsfähigkeit 
in  selbständig  nationaler,  durch  keinen  fremden  Eroberer  vermittelter 
Entwicklung  büdet  die  großartigste,  freilich  auch, 
seltenste  Entwicklungsmöglichkeit  dieser  Länder.. 
Bis  vor  kurzem  glaubte  man,  daß  die  infolge  ihrer  wenig  leistungs- 
fähigen Verwaltung  und  unvollkommenen  Zivilisation  dem  Welt- 
handel zwar  mit  Leichtigkeit  völkerrechtlich  zu  sichernden,  aber  in 
ihrer  Bewegimgsfreiheit  mannigfach  eingeengten  Gebiete  der  offenen 
Tür    nur    einer     zweifachen     Entwicklung)   fähig 
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wären:  Entweder  Besitznahme  durch  einen  Großstaat  europäischer 
Kultur,  eventuell  auch  durch  einen  ebensolchen  Mittelstaat  (siehe 
■das  seit  August  1908  eingetretene  neue  Verhältnis  Belgiens  zum  Kongo- 
staat), oder  bestenfalls  allmähliche  selbständige  Entwicklung  einzelner 
ihrer  Provinzen  zu  souveränen  Staaten  nach  dem  auf  dem  Balkan  ge- 
botenen Beispiele.  Im  Gegensatz  zu  dieser  Ansicht  hat  Japan 
in  den  letzten  zwei  Jahrzehnten  ein  glänzendes  Beispiel  einer 
abständigen  nationalen  Entwicklung  zu  höherer  Zivilisation  und 
Macht  sowie  zu  bedeutendem  weltwirtschaftlichen  und  weltpolitischen 
Einflüsse  geboten.  Noch  anfangs  der  neunziger  Jahre  hielt 
man  das  ostasiatische  Inselreich  für  einen  grotesken,  wenig  vertrauens- 
würdigen, hinsichtlich  seiner  Zivilisation  lückenhaften  Staat.  Doch 
■war  diese  irrige  Beurteilung  mehr  auf  dem  europäischen  Kontinent, 
als  bei  den  in  dieser  Beziehung  schärfer  blickenden  Engländern 
:zu  finden. 

Japan  hat  sich  zwar  seit  seiner  binnen  vier,  höchstens  fünf  Jahr- 
zehnte erfolgten  kulturellen,  administrativen,  militärischen  und 
schließlich  völkerrechtlich-weltpolitischen  Erhöhung  einem  immer 
schärfer  ausgeprägten  Schutzzollsystem  ergeben.  In  besonders  hohem 
Maße  trägt  aber  diesen  Charakter  erst  der  neue  japanische  Zolltarif; 
er  ist  am  17.  Juli  1911  in  Kraft  getreten,  hat  aber  durch  Handelsver- 
träge eine  nicht  unbeträchtliche  Milderung  seiner  Schärfen  erfahren, 
^o  durch  den  mit  Großbritannien  vom  3.  April  1911,  mit  Deutsch- 
land vom  24.  Juni  1911  und  mit  Frankreich  vom  19.  August  1911. 
Doch  hat  Japan  gerade,  weil  es  sich  von  dem  völkerrechtlich  fest- 
•gelegten  Charakter  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  allmählich  emanzi- 
pierte, für  den  Weltverkehr  immer  größere  Bedeutung  erlangt.  Denn 
die  Voraussetzung  dieser  Emanzipierung,  die  Steigerung  der  kulturellen, 
administrativen  und  militärischen  lycistungsfähigkeit  Japans,  hat  auch 
seine  Exportproduktion  wie  seinen  Importbedarf, 
l:>eides  im  engsten  Zusammenhange,  in  riesigem  Ausmaße  gehoben. 
Im  Jahre  1862  belief  sich  Japans  Einfuhr  auf  ca.  15,4,  seine  Ausfuhr 
auf  37,8  Millionen  Franken.  Im  Jahre  1874  betrug  die  Einfuhr 
I>ereits  170,  die  Ausfuhr  191  Mülionen. 

Aber  die  im  Jahre  1874  so  beträchtlich  angewachsenen  japanischen 
Ein-  und  Ausfuhrziffern  sind  bis  zu  den  Jahren  1903 — 1906  wieder 
außerordentlich  gestiegen,  so  in  dem  von  den  störenden  Kriegs- 
ereignissen noch  wenig  berührten  Jahre  1903  in  der  Einfuhr  auf  837, 
in  der  Ausfuhr  auf  765  und  im  Jahre  1906,  dem  ersten  Jahre  be- 
-ginnender  Erholung  nach  den  die  japanische  Zahlungsbilanz  bis  zum 
Reißen  anspannenden  Kriegsereignissen,  in  der  Einfuhr  auf  1076,  in 
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der  Ausfuhr  auf  1089  Millionen  Franken.  Eine  einigermaßen  aktive 
Zahlungsbilanz  war  auch  im  Jahre  1909  zu  verzeichnen  bei  einer  Ein- 
fuhr von  1013  und  einer  Ausfuhr  von  1062  Millionen  Franken;  auch 
das  Passivum  der  Handelsbilanz  des  Jahres  19 10  war  bei  einer  Ein- 
fuhr von  1197  und  einer  Ausfuhr  von  1176  Millionen  Franken  nicht 
sehr  bedeutend  und  durch  die  Ergebnisse  des  Fremdenverkehrs 
sowie  der  Schiffahrt  reichlich  überdeckt. 

Bis  vor  wenigen  Jahren  glaubte  man  aber  den  Aufstieg  Japans  als 
einen  Einzelfall  ansehen  zu  können,  der  aus  den  ganz  be- 
sonders gearteten  Verhältnissen  dieses  Inselreiches  zu  erklären  sei. 
Man  hielt  sich  hierzu  um  so  mehr  für  berechtigt,  als  der  scheinbar  so 
großartige  Aufstieg  Ägyptens  im  19.  Jahrhundert,  dessen  Glanz- 
punkt in  das  Eröffnungsjahr  des  Suezkanals  (1869)  fiel,  bereits  zu 
Beginn  der  achtziger  Jahre  mit  finanziellem  Bankerott,  inneren  Un- 
ruhen, Abfall  wertvoller  Provinzen  und  der  englischen  Okkupation 
endete.  Auch  das  durch  seine  Größenverhältnisse  imponierende 
China  schien  noch  in  den  ersten  Jahren  des  20.  Jahrhunderts  durch 
die  von  den  Großmächten  verfolgte  Politik  der  Einflußsphären  sowie 
noch  viel  mehr  durch  die  Korruption  und  Unfähigkeit  seiner  Beamten 
dem  Unter  gange  geweiht  zu  sein.  Als  völlig  hoffnungslos  sah  man  die 
Verhältnisse  der  Türkei,  Persiens  und  Marokkos  an, 
und  hinsichtlich  des  von  englisch-französischen  Teilungsgelüsten  be- 
drohten S  i  a  m  s  hatte  man  keine  viel  bessere  Meinung. 

Die  gewaltige  Aufrüttelung  der  Geister,  die 
von  den  militärisch-kulturellen  Erfolgen  Japans  gegen  Rußland 
(i904/i905)undvon  der  daran  unmittelbar  anschließenden  russischen 
Revolution  ausging,  hat  aber  in  Asien  und  Afrika  sowie  bis  in  die 
europäische  Türkei  hinein  ein  wesentlich  verändertes  Büd  geschaffen. 
Chinas  Fortdauer  war  nun  nicht  mehr  bloß  von  der  wechsel- 
seitigen Eifersucht  der  in  der  Weltpolitik  maßgebenden  Großmächte 
einschließlich  Japans  abhängig;  nunmehr  strebten  auch  die  leitenden 
und  gebildeten  Klassen  des  chinesischen  Reiches  mit  aller  Kraft  da- 
nach, das  von  dem  weit  kleineren  Japan  gegebene  glänzende  Beispiel 
nachzuahmen.  Demgemäß  klang  nicht  nur  die  Politik  der  Einfluß- 
sphären, abgesehen  vielleicht  von  der  Mandschurei,  wie  ein  veraltetes 
Märchen,  sondern  es  wurden  auch  Betrachtungen  immer  häufiger, 
die  einem  zukünftigen,  an  wirtschaftlichen  und  politischen  Kräften 
riesenhaft  entwickelten  chinesischen  Staatswesen  galten ;  dieses  sollte 
sich  dereinst  den  großen  Weltreichen,  wie  Vereinigte  Staaten,  Ruß- 
land, Britisch-Indien  (als  überseeisches  Zentrum  des  britischen  Welt- 
reiches)  usw.,   an  die  Seite  stellen.     Bereits  in   den  bisherigen  An- 
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fangen  einer  militärisch-administrativ-kulturellen  Hebung  Chinas 
stieg  auch  die  Kauflust  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  auch 
schon  die  Kaufkraft  der  Chinesen  für  die  verschiedensten  Pro- 
dukte der  europäischen,]  apanischen  und  nordamerikanischen  Industrien 
in    bedeutendem    Maße. 

Doch  wurde  seit  1909  von  Kennern  der  chinesischen  Verhältnisse 
behauptet,  daß  der  Konservativismus  und  Dünkel  sowie 
die  Disziplinlosigkeit  der  gebildeten  und  leitenden  Kreise 
Chinas  noch  viel  zu  groß  seien,  als  daß  dort  ähnlich  schnelle  Fort- 
schritte, wie  etwa  in  Japan  während  der  siebziger  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts, in  absehbarer  Zeit  zu  erwarten  wären.  Auf  Grund  einer  ähn- 
lichen Beurteilung  Chinas  schien  auch  der  mit  dem  chinesischen  Selbst- 
gefühl nicht  besonders  schonungsvoll  umgehende  russisch-japanische 
Vertrag  vom  4.  Juli  1910  über  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen 
Einflußsphären  in  der  Mandschurei  zustande  ge- 
kommen zu  sein.  Freilich  bemühte  sich  China  seit  Sommer  191  o 
energischer  als  je,  durch  Kolonisationspläne  und 
Truppenverschiebungen  etwaigen  Absplitterungen  seiner 
Nebenländer  entgegenzuarbeiten.  In  Tibet  hat  die  chinesische 
Regierung  überhaupt  erst  seit  Februar  1910  (Vertreibung  des  Dalai- 
lama  aus  Lhasa)  festen  Fuß  gefaßt,  seither  aber  dort  überraschend 
große  Erfolge  erzielt  und  schien  aus  dem  lose  verbundenen  Nebenland 
eine  völlig  sichere  Provinz  gemacht  zu  haben. 

Ein  günstiges  Anzeichen  für  die  neuere  Entwicklung  Chinas  ist 
wohl  das  Anwachsen  des  Außenhandels.  Die  Einfuhr  stieg 
von  211  Millionen  Haikwan-Taels  (im  Jahre  1900  ein  Haikwan-Tael 
etwa  3,84,  im  Jahre  1909  ca.  3,07  Franken)  im  Jahre  1900,  dem  Jahre 
des  Boxeraufstandes,  der  China  der  Gefahr  der  AufteÜung  nahebrachte, 
auf  418  Millionen  im  Jahre  1909  bei  gleichzeitigem  Anwachsen  der 
Ausfuhr  von  159  auf  339  Mülionen.  Besonders  bemerkenswert  in 
diesem  Zusammenhange  ist  die  mit  japanischer  Unterstützung  an- 
gebahnte, bedeutende  chinesische  Ausfuhr  von  Soyabohnen 
aus  der  Mandschurei  (zum  kleineren  Teile  auch  aus  anderen  Provinzen 
Chinas),  die  im  Jahre  1909  bereits  14,43  Millionen  Pikul  (=  60,453  kg) 
für  33  Millionen  Haikwan-Taels  betrug. 

Noch  verheißungsvoller  war  die  geschickte  und  würdige  Art, 
in  welcher  sich  die  chinesische  Bevölkerung  der  parlamentari- 
schen Einrichtungen  zu  bedienen  wußte,  die  seit  1910 
von  der  Fortschrittspartei  der  bisher  alleinherrschenden  Bureaukratie 
abgerungen  wurden.  Die  diesen  Einrichtungen  in  China  entgegen- 
stehenden Hindernisse  waren  vor  allem  die  j  a  h  r  t  a  u  s  e^n  d  1  a  n  g  e 
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Gewöhnung  der  Chinesen  an  absolutistisch- 
bureaukratischeStaatsformen  sowie  die  ungemein  große 
Verschiedenheit  der  in  den  einzelnen  Teilen  Chinas  gesprochenen 
Dialekte,  bei  mangelhafter  Beherrschung  der  überall  gleichen, 
von  den  Beamten  bisher  vorwiegend  verwendeten  Literatursprache. 
Die  Angehörigen  verschiedener  Provinzen  mit  stark  abweichenden 
Dialekten  vermögen  sich  fast  ebensowenig  zu  verständigen,  als  etwa 
€in  Portugiese  und  ein  Rumäne.  Doch  bedeutete  dies  weit  mehr  eine 
Hemmung  für  das  Reichsparlament,  als  für  die  Provinzial- 
landtage. 

Die  Tagung  der  chinesischen  Provinziallandtage 
wurde  am  14.  Oktober  1910  eröffnet.  Ihre  geordneten,  würdigen 
Debatten  waren  reich  an  nützlichen  Anregungen  bezüglich  kom- 
merzieller, industrieller,  fiskalischer  (Grundsteuer),  sanitärer  (Opium- 
verbot) Fragen.  Von  noch  größerer  Wichtigkeit  für  China  erschien 
aber  die  am  3.  Oktober  1910  zusammengetretene  chinesische 
Reichsversammlung,  die  alle  Zweige  der  Staatsver- 
waltung, namentlich  aber  das  staatliche  Finanzwesen  mit  Energie 
und  ausgreifendem  Mute  ihren  Beratungen  unterzog.  Diese  Kammer 
war  auf  Grund  eines  leidlich  liberalen  Wahlverfahrens, 
wenn  auch  mit  Ausschluß  proletarischer  Elemente  vom  aktiven  und 
passiven  Wahlrecht,  zustandegekommen  und  bestand  in  weitaus  über- 
wiegendem Maße  aus  fortschrittlichen,  ja  sogar  radikalen  Männern 
bei  schwacher  Vertretung  konservativer  Elemente.  Besonders  be- 
merkenswert war  die  Unterstützung,  welche  die  Provinziallandtage 
in  der  Reichsversammlung  fanden,  namentlich,  wenn  es  sich  um 
Streitigkeiten  der  Provinzialparlamente  mit  willkürlich  vorgehenden 
Vizekönigen,  Generalgouverneuren  usw.  handelte.  Vielversprechend 
war  auch  der  Nachdruck,  womit  die  schwierigen  Finanzfragen 
Chinas  erörtert  und  die  Bureaukratie  als  unfähig  zur  Lösung  dieser 
Fragen  bezeichnet  wurden.  Der  schärfste  Kampf  der  Reichsversamm- 
lung ging  nicht  so  sehr  gegen  die  Minister,  als  vielmehr  gegen  das 
Zentrum  der  bisherigen  monarchisch-bureaukratischen  Organisation 
des  chinesischen  Reiches,  den  „Großen  Rat".  Dieser  wäre  etwa 
mit  dem  „Staatsrat"  zu  vergleichen,  der  in  Österreich  von  den  Zeiten 
der  Kaiserin  Maria  Theresia  her  bis  zur  Einrichtung  eines  verfassungs- 
mäßigen Ministeriums  bestand.  Die  Reichsversammlung  wandte  sich 
nicht  ohne  Erfolg  gegen  das  heimliche  Bemühen  des  „Großen  Rates", 
die  Einberufung  der  „Konstituierenden  Reichsver- 
sammlung" zu  verzögern;  diese  soll  der  am  3.  Oktober  1910  zu- 
sammengetretenen,   die    formell    nur    beratenden    Charakter    hatte, 
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nachfolgen.  Die  ursprünglich  vorgesehene  Einberufung  für  191 7 
wurde  bereits  auf  1913  angesetzt  und  dürfte  wohl  noch  früher  ein- 
treten. Die  Redner  der  beratenden  Reichsversammlung  suchten  die 
früher  erwähnte  Schwierigkeit,  die  in  der  Verschiedenartigkeit  der 
in  den  einzelnen  Provinzen  Chinas  gesprochenen  Dialekte  liegt, 
mit  einem  gewissen  Erfolge  dadurch  zu  überwinden,  daß  sie  ihre  An- 
schauungen in  verschiedenen  Dialekten  zum  Ausdrucke  brachten, 
woferne  nicht  einfach  Übersetzer  herangezogen  wurden.  Die  Oktober 
19 II  in  China  ausgebrochene  Revolution,  die  zur  Zeit  der 
Drucklegung  dieser  Zeilen  (Januar  1912)  bereits  zur  Proklamierung 
einer  radikal-reformistischen  Republik  (am  29.  Dezember  191 1)  ge- 
führt hatte,  eröffnet  die  Aussicht  auf  verschiedene  Möglichkeiten: 
Am  nächsten  erscheint,  trotz  aller  Zerrüttung  durch  Bürgerkrieg, 
wohl  noch  immer  eine  wirtschaftlich-kulturell-militärische  Kräftigung 
nach  dem  Muster  Japans;  nicht  ganz  ausgeschlossen  wäre  eine  hier- 
mit verbundene  Lockerung  des  Zusammenhanges  zwischen  dem 
eigentlichen  China  und  seinen  Nebenländern;  die  geringste  Wahr- 
scheinlichkeit besteht  wohl  für  einen  Rückfall  in  die  Periode  der 
Einflußsphären  und  Teilungsgelüste  oder  gar  für  die  Teilung  Chinas 
unter  die  Großmächte. 

Schon  vor  dem  russisch-japanischen  Kriege 
hatte  S  i  a  m^)  einen  vielversprechenden  Aufstieg 
zu  besseren  Kultur-  und  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  z  u - 
ständen  begonnen.  Der  erwähnte  Krieg  mußte  aber  für  Siam 
von  um  so  größerer  Bedeutung  werden,  als  es  schon  vorher  die  zu 
seinem  Fortschritte  nötigen  „Instruktoren"  mit  besonderer  Vorliebe 
aus  Japan  bezog.  Die  japanischen  Instruktoren  erfüllten  nämlich 
ihre  Aufgabe  mit  größerem  Verständnis  für  orientalisches  Wesen  und 
gegen  mäßigere  Entlohnung  als  die  aus  Europa  oder  Nordamerika  be- 
zogenen Kräfte.  Überdies  fiel  die  britisch-französische 
Kolonialverständigung  vom  8.  April  1904,  dieser  erste 
öffentliche  Ausdruck  der  seitherigen  Entente  beider  Staaten,  gerade 
in  die  ersten  Monate  des  erwähnten  Krieges.  Hierdurch  hörten  die 
Fragen  der  siamesischen  Landesgrenzen,  Zollpolitik  und  Gerichts- 
barkeit auf,  ein  Kampffeld  zwischen  der  französischen  und  britischen 
Diplomatie  zu  bilden,  und  wurden  weit  ruhiger,  bloß  nach  ihrer  sach- 
lichen Bedeutung  gewürdigt. 

Siam  konnte  vor  allem  finanzielle  Momente  dagegen 
ins  Treffen  führen,  daß  man  es  bei  den  Zöllen  von  drei  Prozent 


^)    Vgl.  den  Aufsatz  ,,Die  internationale  Stellung  Siams"  im  „ Handelst! useum"" 
▼om  9.  September  1909  von  Sigmund  Schilder  (nicht  signiert). 
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des  Wertes  für  Ein-  und  Ausfuhr  belasse,  zu  denen  sich  Siam 
in  jenen  Friedens-,  Freundschafts-  und  Handelsverträgen  dauernd 
verstanden  hatte,  die  von  ihm  mit  den  europäischen  Staaten  während 
der  fünfziger  und  sechziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  abgeschlossen 
worden  sind.  Dennoch  ließen  die  in  den  letzten  Jahren 
mit  Frankreich  und  Großbritannien  abge- 
schlossenen Verträge  vom  23.  März  1907  und  vom 
10.  März  1909  die  Zollverhältnisse  unberührt,  machten  aber  gerade 
in  den  Fragen  der  Gerichtsbarkeit  weitgehende  Zugeständnisse. 
Frankreich  verzichtete  im  Vertrage  vom  23.  März  1907  auf  die^ 
Konsulargerichtsbarkeit  für  seine  asiatischen  Unter- 
tanen und  Schutzgenossen,  und  zwar  unter  der  wohl' 
spätestens  bis  zum  Ende  des  zweiten  Jahrzehnts  des  20.  Jahrhunderts 
von  Siam  erfüllten  Bedingung,  daß  vorerst  die  bereits  vor- 
bereiteten, neuen  siamesischen  Gesetzbücher,  insbesondere  das  Straf- 
gesetzbuch in  Kraft  getreten  sein  müßten.  Nach  dem  Vertrage  mit 
Großbritannien  vom  10.  März  1909  sollen  für  die  britischen  Unter- 
tanen europäischer  oder  asiatischer  Herkunft,  die  bei  den  biitischen- 
Konsulaten  in  Siam  bis  zum  10.  März  1909  registriert  waren,  an  die 
Stelle  der  bisher  zuständigen  Konsulargerichte  die  seit  1883 
bestehenden  siamesischen  Internationalen  Gerichts- 
höfe treten;  diese  besitzen  eine  gewisse  Ähnlichkeit  mit  den  ägypti- 
schen gemischten  Gerichten.  Sobald  aber  eine  Reihe  siamesischer 
Gesetzbücher,  nämlich  das  vStrafrecht,  das  bürgerliche  und 
Handelsgesetzbuch,  das  Zivilprozeßrecht  und  das  Strafprozeßrecht,, 
mit  einem  den  europäisch- amerikanischen  Rechtsanschauungen  un- 
gefähr entsprechenden  Inhalt  in  Kraft  getreten  sein  werden,  dann  soll 
die  Gerichtsbarkeit  über  die  britischen  Untertanen  den  gewöhn- 
lichen siamesischen  Gerichtshöfen  übertragen 
werden.  Nun  ist  das  siamesische  Strafgesetzbuch  bereits 
am  21.  September  1908  in  Kraft  getreten,  und  die  anderen  genannten 
Gesetzbücher  sollen  möglichst  schnell  fertiggestellt  und  nach  einer 
Überprüfung  durch  England  und  Frankreich  veröffentlicht 
werden.  Für  die  anderen,  d.  h.  erst  nach  dem  10.  März  1909 
bei  den  britischen  Konsulaten  in  Siam  registrierten  britischen 
Untertanen  werden  die  gewöhnlichen  siamesischen  Gerichte 
sofort  zuständig.  Sodann  legt  der  britisch  -  siamesische  Ver- 
trag eine  Reihe  von  Prozeßgarantien  fest,  welche 
die  Anwesenheit  oder  Mitwirkung  europäischer  juristischer  Be- 
rater bei  Prozessen  britischer  Untertanen  vorsehen  und  den 
Instanzenzug  noch  besonders  regeln. 
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Slam  hat  zwar  diese  wichtigen  Zugeständnisse  zugunsten  seiner 
Gerichtsbarkeit  nur  erzielen  können,  indem  es  sowohl  an  Frankreich 
als  auch  an  Großbritannien  nicht  unbeträchtliche 
Strecken  I^andes  mit  bestrittenen  Besitztiteln 
für  immer  abtrat.  Frankreich  erhielt  im  Südosten  des  Reiches 
an  den  Grenzen  des  französischen  Kambodscha  20  000  km^  mit  etwa 
300  000  Einwohnern,  England  die  Distrikte  Kedah,  Kelantan  und 
Trengganu  auf  der  Malakka-Halbinsel  im  Südwesten  Slams  mit  ca. 
32  000  km*  und  500  000  Einwohnern.  Siam  behielt  noch  immer 
über  600  000  km  2  vorwiegend  fruchtbaren  Bodens,  etwas  mehr  als 
Spanien  und  Portugal  (europäische  Besitzungen)  zusammen,  mit 
etwa  6,5  Millionen  Einwohnern.  Den  Wert  dieser  ausgedehnten 
Gebiete  sucht  die  siamesische  Regierung  durch  allerlei  produk- 
tionspolitische Aktionen  (Bemühungen  der  staatlichen  Land- 
bauschule um  Verbesserung  der  Reisbauerträgnisse,  um  die  Seiden- 
zucht, den  Tabakbau  usw.,  Bewässerungs-  und  Entwässerungsan- 
lagen, Eisenbahnbauten)  zu  erhöhen.  Hierbei  kommt  ihr  die  starke 
Einwanderung  aus  China,  welche  im  Jahre  1909/19 10  die  Rück- 
wanderung um  mehr  als  9000  Köpfe  übertraf,  zu  Hufe. 

Df^egen  ist  noch  kein  Fortschritt  in  den  zollpolitischen 
Fragen  zu  verzeichnen,  und  es  ist  auch  in  den  Fragen  der  Gerichts- 
barkeit die  freüich  leichter  zu  gewinnende  Zustimmung  der  anderen 
Vertragsstaaten  außer  Frankreich  und  Großbritannien  noch  zu  er- 
reichen. Nichtsdestoweniger  ist  Siam  bereits  in  beträchtlichem  Aus- 
maße vorwärts  gekommen.  Hierbei  war  ihm  die  Anerkennung  seiner 
tatsächlich  bedeutenden  kulturellen  Fortschritte 
nicht  wenig  behüflich.  Um  nämlich  von  den  am  Stande  der  siamesi- 
schen Finanzen  auch  durch  auswärtige  Anleihen  interessierten  euro- 
päischen Staaten  die  Erlaubnis  zu  einer  Erhöhung  der  dreiprozentigen 
Zölle  zu  erhalten,  hat  die  siamesische  Regierung  die  von  den  Chinesen 
gepachteten  öffentlichen  Spielhäuser  in  den  Jahren 
1905  und  1906  aufgehoben  und  damit  auf  eine  große  Einnahmensumme 
verzichtet;  diese  hatte  noch  im  Jahre  1903  7,6Mülionen  Franken  be- 
tragen. Nur  in  Bangkok  selbst  bleibt  eine  allmählich  verminderte 
Anzahl  von  Spielhäusern  bis  zur  Gewährung  der  Zollerhöhung  be- 
stehen. Auch  die  Verpachtung  der  Opiumhandelskonzes- 
sionen wurde  behufs  Einengung  der  mit  dem  Opiumgenusse  ver- 
bundenen Unzukömmlichkeiten  und  unter  finanzieller  Einbuße  durch 
das  System  der  staatlichen  Regie  ersetzt.  In  gleicher  Absicht  wurde 
auch  die  Ausbeutung  des  Spiritusmonopols  von  der  siame- 
sischen Regierung  selbst  in  die  Hand  genommen. 
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Von  großem  Nutzen  für  Slam  dürfte  auch  die  moralische 
Unterstützung  Japans  gewesen  sein.  Diese  Unterstützung 
bildet  wohl  auch  einen  Ersatz  für  die  noch  immer  mangelhafte  Aus- 
bildung des  siamesischen  Militärwesens,  das  wohl  nur  zur 
Aufrechthaltung  der  inneren  Ordnung  genügt.  Innerhalb  der 
Jahre  1906 — 191 1  hielten  sich  die  Militärausgaben  Slams  auf  unge- 
fähr den  gleichen  Betrag  von  10  Mülionen  Tikal  ^)  jährlich. 

Eine  sehr  bezeichnende  Begleiterscheinung  der  erwähnten 
kulturellen  Fortschritte  ist  auch  das  bedeutende  Wachstum  der  Ziffern 
des  siamesischen  Außenhandels:  im  Jahre  1900/1901  betrug 
die  Einfuhr  43,39,  die  Ausfuhr  52,01,  im  Jahre  1908/1909  die  Einfuhr 
76,82,  die  Ausfuhr  100,76  Mülionen  Tikal.  Eine  Erhöhung 
der  siamesischen  Zölle  auf  11  Prozent  (türkischer  Satz 
seit  1907)  oder  12%  Prozent  (marokkanischer  Satz  seit  1907)  dürfte 
schließlich  um  so  geringeren  Bedenken  begegnen,  als  die  siamesische 
Regierung  den  Ertrag  der  Zollerhöhungen  vorwiegend  Werken 
wirtschaftlich-kultureller  Förderung  zu  widmen 
beabsichtigt.  Es  handelt  sich  hierbei  insbesondere  um  Eisenbahn- 
bauten, Bewässerungsanlagen  und  sonstige  Investitionen;  diese 
bieten  der  Betätigung  der  europäisch- amerikanischen  Exportindustrien 
wertvolle  Chancen  und  sind  geeignet,  die  Kaufkraft  der  siamesischen 
Bevölkerung  zu  heben,  zum  weiteren  VorteÜ  des  internationalen 
Handelsverkehrs.  Im  Jahre  1909/1910  hat  der  von  der  Regierung 
fehlerhafter  Weise  zu  hoch  angesetzte  Umrechnungskurs  des  Tikal 
von  13  Tikal  gleich  einem  Pfund  Sterling,  entsprechend  i  Tikal 
zu  1,57  Mark  oder  1,94  Franken,  zugleich  mit  spekulativer  Über- 
führung des  siamesischen  Marktes  durch  die  Importeure  die  Ge- 
schäftsverhältnisse beeinträchtigt  und  die  Einfuhr,  wohl  nur  vor- 
übergehend, auf  69,81  Millionen  Tikal  herabgedrückt;  doch  die 
Ausfuhr  erreichte  im  Jahre  1909/1910  sogar  102,57  Millionen.  Sie 
wäre  bei  richtiger  Bemessung  der  Wertziffern  des  ausgeführten 
Teakholzes,  ferner  bei  Berücksichtigung  der  nicht  einbezogenen 
Ziffern  des  nicht  über  Bangkok  gehenden  Außenhandels,  d.  h.  des- 
jenigen mit  Birma,  Französisch  Hinterindien  und  den  britischen 
Malaienstaaten  über  die  Landgrenzen,  wohl  noch  um  einige  Millionen 
Tikal  größer  gewesen. 

Von  besonderem  Interesse  für  Europa  sind  die  durch  den  russisch- 
japanischen Krieg  und  die  russische  Revolution  angeregten  Ent^ 
Wicklungen     in    den     mohammedanischen     I^ändern. 


*)   I  Tikal  war  im  Jahre  1908  im  Durchschnitt  1,52  Mark  oder  1,87  Franken  wert. 
Schilder.    21. 
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P  e  r  s  i  e  n  galt  bis  dahin  nicht  mit  Unrecht  als  eines  der  verrottetsten 
Länder  der  Erde  und  zum  mindesten,  was  den  Norden  des  Landes 
betrifft,  nur  mehr  formell  unabhängig.  Als  die  briti- 
sche Weltmacht  während  des  Burenkrieges  (Herbst  1899  bis  Sommer 
1902)  darniederlag,  setzten  sich  nämlich  die  Russen  durch  zwei  An- 
leihen unter  Verpfändung  der  Zolleinnahmen  wirtschaftlich  und 
politisch  fest.  Die  russische  Regierung  schoß  nämlich  dem  ver- 
schwenderischen und  willenschwachen  Schah  Muzaffer  Eddin  (i.  Mai 
1896  bis  7.  Januar  1907)  im  Januar  1900  22,5  und  im  März  1902  noch 
weitere  zehn  Millionen  Rubel  zum  niedrigen  Zinssatz  von  fünf  Prozent 
und  mit  Amortisierung  binnen  75  Jahre  vor.  Überdies  gründete  die 
russische  Diskonto-  und  Vorschußbank  in  Teheran  sowie  auf  verschie- 
denen persischen  Provinzplätzen  Niederlassungen  und  gewann  durch 
kommerzielle  Kreditferteilungen  und  Pfandleihgeschäfte  für  den  Be- 
darf von  Privatpersonen  (gegen  Handpfand)  großen  Einfluß  auf  das 
persische  Wirtschaftsleben. 

Für  Großbritannien  war  die  Sachlage  um  so  schlimmer, 
als  in  Persien  die  offene  Tür  im  kommerziellen  Sinne,  insoweit  sie  sich 
nicht  bloß  in  der  Meistbegünstigung,  sondern  auch  in  niedrigen  Zoll- 
sätzen ausdrückt,  einzig  und  allein  auf  dem  russisch-persi- 
schen Handelsvertrag  von  Turkmanschai  vom 
10./22.  Februar  1828.  beruhte;  dieser  setzte  in  Wiederaufnahme 
älterer  russisch-persischer  Vertragsbestimmungen  Einfuhr-  und  Aus- 
fuhrzölle von  höchstens  fünf  Prozent  des  Wertes  fest, 
imd  die  anderen  Staaten  einschließlich  Großbritanniens  sicherten  sich 
die  Vorteile  dieses  Vertrages  durch  dauernde  Meistbegünstigungsab- 
kommen, aber  nicht  durch  besondere  Tarifverträge.  Im  neuen 
russisch-persischen  Vertrage  (formell  Ergänzungs- 
vertrag zu  dem  von  1828)  vom  27.  Oktober  1901  wurden  nun  die  für 
Rußlands  Ausfuhrhandel  wichtigen  Artikel  im  Zolle  auf  dem  bisherigen 
niedrigen  Stande  festgehalten,  wofern  nicht  gar  ermäßigt.  Dagegen 
wurden  die  für  die  britischen  Interessen  wichtigen  Waren  sogar  noch 
mit  höheren  Zöllen  bedacht,  so  namentlich  der  für  den  Handelsverkehr 
mit  Indien  wichtige  Tee.  Vertragsmäßige  russische  Vor- 
zugszölle für  wichtige  persische  Waren  (nament- 
lich Baumwolle,  Südfrüchte,  Seiden  waren  usw.)  verstärkten  jene  Vor- 
herrschaft Rußlands  über  den  nordpersischen  Markt,  die,  wie  auf  der 
geographischen  Lage  überhaupt,  so  besonders  auf  dem  Verbote  zoll- 
freier Durchfuhr  für  andere  als  russische  oder  persische  Waren  auf 
der  transkaukasischen  Eisenbahn  beruhte.  Seither  bestand  eine  Art 
unvollkommenen  Zollvereins  zwischen  Rußland  und  Persien. 
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Die  britische  Regierung  suchte  die  Unterlassungssünde,  den 
rechtzeitigen  Abschluß  eines  Tarifvertrages  versäumt  und  so  die 
Verzollung  der  britischen  Ausfuhrwaren  in  die  Hände  Rußlands  ge- 
legt zu  haben,  schleunig  wieder  gut  zu  machen,  erreichte  aber  im 
neuen  britisch-persischen  Vertrage  vom  9.  Fe- 
bruar 1903  (formell  Ergänzung  zum  älteren  Vertrage  vom  4.  März 
1857)  nur  eine  mäßige  Herabsetzung  des  Teezolles,  und  zwar  vom 
russischen  Vertragsatze,  der  i  Toman  8  Kran  bzw.  i  Toman  2  Kran 
pro  Batman  ^)  beträgt,  auf  6  Kran  pro  Batman. 

Der  russisch-japanische  Krieg  von  1 904/1 905  schien  eine  dau- 
ernde Erschütterung  der  russischen  Vormachtstellung  in  Persien  her- 
beizuführen. Der  zweite  britisch-japanische  Bünd- 
nisvertrag vom  25.  August  1905,  obwohl  sonst  nur  Schutz- 
bündnis, war  hinsichtlich  der  Grenzländer  Indiens  (im  Artikel  IV) 
ausdrücklich  auch  als  Trutzbündnis  erklärt  worden.  Hierdurch 
schien  auch  die  Sicherung  Persiens  gegen  etwaige  russische 
Angriffe  gewährleistet  zu  sein.  Aber  sofort  nach  dem  Abschlüsse  des 
Portsmouther  Friedens  vom  5.  September  1905  sah  sich  Groß- 
britannien aus  Haß  und  Mißtrauen  gegen  Deutschland  veranlaßt, 
sich  Rußland  zu  nähern,  und  im  russisch-persischen 
A  b  gr  enz  un  gs  V  e  r  t  r  a  ge  über  die  beiderseitigen 
persischen  Einflußsphären  vom  31.  August  1907  wurde 
eine  Art  gemeinsamer  Schutzherrschaft  über  Persien  eingerichtet. 
Darnach  soll  Rußland  im  Norden,  Großbritannien  im  Südosten  be- 
sondere Rechte  genießen,  während  eine  neutrale  Zone  in  der  Mitte 
und  im  Südwesten  des  persischen  Reiches  verbleibt. 

Aber  inzwischen  hatten  die  Feuerfunken,  die  vom  russisch- 
japanischen Kriege  und  von  der  russischen  Revolution  her  über  ganz 
Asien  und  Nordafrika  flogen,  auch  in  Persien  einen  gewaltigen  Brand 
entfacht.  Bereits  im  Jahre  1905  griff  dort  eine  konstitutionell- 
revolutionäre Bewegung  weit  um  sich;  sie  wurde  von 
dem  persischen  Intellektuellen-Element  besonders  gefördert,  das  mit  den 
europäischen  Verhältnissen  durch  Reisen  usw.  besser  vertraut  ist. 
Im  Januar  1906  mußte  sich  Schah  Muzaffer  Eddin  ent- 
schließen, eine  Verfassung  zu  geben,  deren  nähere  Details  durch  einen 
Erlaß  vom  5.  August  1906  geregelt  wurden.  Am  7.  Oktober  1906  be- 
gann der  persische  Nationalrat  seine  Tätigkeit.  Der 
herrschsüchtig-grausame  und  zugleich  launenhafte  Nachfolger  Mu- 
zaffer Eddins,  sein  Sohn  Mohammed  Ali  (vom  7.  Januar  1907 


^)   I   Batman    =   2,944  kg. 
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bis  zu  seiner  Absetzung  oder  Abdankung  am  i6.  Juli  1909)  konnte 
mit  dem  jungen  persischen  Parlamentarismus  nicht  auskommen  und 
entledigte  sich  des  unbequemen,  vielköpfigen  Teilhabers  an  der  politi- 
schen Macht  durch  den  von  Rußland  unterstützten  Staatsstreich  vom 
23.  Juni  1908.  Dies  führte  in  weiterer  Folge  dazu,  daß  sich  das  leb- 
haftere nationale  Bewußtsein,  welches  seit  1905  erwacht 
und  mit  einem  vielversprechenden  Reformeifer  verbunden  war,  mit 
größten  Nachdrucke  gegen  den  Schah  wandte;  dieser  galt  als  Diener 
und  Schützling  des  alten  Feindes  der  nationalen  Unabhängigkeit, 
nämlich  Rußlands,  und  wurde  nach  zweiundeinhalbj  ähriger  stürmi- 
scher Regierung  gewaltsam  zur  Abdankung  genötigt. 

Der  persische  Parlamentarismus  schien  sich, 
als  vorläufig  freilich  schwache  Grundlage  einer  besseren  Zukunft 
des  lyandes,  aufrechthalten  zu  können,  obwohl  ihm 
eine  Reihe  ungünstiger  Momente  hinderlich  war : 
russische  Interventionsbemühungen  und  In- 
trigen (russische  Truppen  standen  unter  allerlei  Vorwänden  seit 
April  1909  in  der  nordwestlichen  Provinz  Azerbeidschan  und  seit 
Anfang  Mai  1909  speziell  in  Täbris;  aus  dem  nur  etwa  150  km  nord- 
westlich von  Teheran  liegenden  Kaswin  wurden  sie  freilich  Anfang 
März  191 1  zurückgezogen);  der  bisherigen  Schutzmacht  der  persischen 
Unabhängigkeit,  nämlich  Großbritannien,  sind  durch  ver- 
tragsmäßige Verpflichtungen  die  Hände  gegenüber  Rußland  gebunden 
sowie  Hoffnungen  auf  lyanderwerb  in  Südpersien  ^)  er- 
regt worden;  der  persischen  parlamentarischen  Regierung  sind  syste- 
matisch alle  Kreditquellen  außerhalb  des  britisch-russischen 
Bereiches  abgeschnitten  worden,  so  daß  ein  Darlehnsangebot,  das 
von  deutscher  finanzieller  Seite  im  ersten  Halbjahre  19 10  an  Persien 
erging,  in  lyondon  und  Petersburg  als  unbefugte,  unfreundliche  Ein- 
mischung bezeichnet  wurde.  Dagegen  konnte  Persien  von  britisch- 
russischer Seite  Darlehen  nur  zu  Bedingungen  erhalten,  welche  die 
Unabhängigkeit  des  Landes  gefährden.  Daher  befand  sich  die  persische 
Regierung  seit  der  Zurückweisung  des  ersten  derartigen  britisch- 
russischen Darlehnsangebotes  im  Winter  1 906/1 907  in  steter,  arger 
Finanznot.  Dieses  Anlehen  wurde  übrigens  weniger  angeboten,  als 
vielmehr  versucht  wurde,  es  gebieterisch  unter  demütigenden  Bedin- 
gungen aufzudrängen;  daher  war  schon  seine  Zurückweisung  eine 
ebenso  mutige,  als  kluge  Tat  des  jungen  persischen  Parlamentarismus 
gegenüber  dem  geeinten  britisch-russischen  Vorgehen. 

*)  Es  handelte  sich  namentlich  um  die  Einbeziehung  der  neutralen  Zone  des 
britisch-russischen  Vertrags  vom   31.   August   1907  in  die  britische  Einflußsphäre. 
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Wenn  sich  der  persische  fortschrittliche  Konstitutionalismus 
trotz  alledem  bisher  aufrechthalten  konnte,  so  lag  die  Ursache 
hierfür  nicht  zum  wenigsten  in  dem,  trotz  aller  Ententen  und  Verträge, 
doch  nicht  ganz  ausgetilgten  wechselseitigen  Mißtrauen 
zwischen  England  und  Rußland.  Dieses  Mißtrauen 
trat  in  Großbritannien  deutlich  hervor,  als  Mitte  November  1910 
in  Potsdam  die  vielbesprochenen  Verhandlungen  zwischen  dem 
deutschen  Reichskanzler  Bethmann  Hollweg  und  dem  russischen 
Minister  des  Äußeren  Sasonow  über  die  russische  Interessensphäre  in 
Nordpersien  und  die  Bagdadbahn  stattfanden,  deren  Ergebnis  im  Ver- 
trage vom  19.  August  1911,  mit  nicht  geringem  Vorteil  für  Deutsch- 
land, festgelegt  wurde. 

Von  großer  Bedeutung  für  die  Entwicklung  der  persischen  Frage 
war  aber  auch  die  Stellungnahme  des  seit  Sommer  1908  bedeutend 
erstarkten  türkischen  Reiches.  Dieses  ist  durchaus  nicht 
gewillt,  gegenüber  den  Vorgängen  an  seiner  östlichen,  ausgedehntesten 
lyandesgrenze  stummer  Zuschauer  zu  bleiben,  sondern  hat  schon  im 
Jahre  1909^)  seine  in  Armenien  stationierten  Truppen  die  Grenze  von 
Azerbeidschan,  gegen  den  Urmia-See  zu,  überschreiten  lassen. 
So  kam  die  kulturell-wirtschaftlich-müitärische  Erhebung  des  be- 
nachbarten großen  Gebietes  der  offenen  Tür  Persien  zugute,  ähnlich 
wie  auch  Siam  aus  den  japanischen  Siegen  über  Rußland  indirekt 
VorteÜ  zog.  Die  siegreiche  Zurückschlagung  eines  von  Rußland 
unterstützten  Einfalls  des  früheren  Schahs,  Mohammed  Ali,  ins 
nordwestliche  Persien  während  der  Monate  Juli  bis  September  191 1 
und  die  planmäßige,  energische  Verbesserungsarbeit  des  im  April 
191 1  nach  Persien  gekommenen,  aus  den  Vereinigten  Staaten  be- 
rufenen Finanzberaters  Shuster  schienen  für  die  Befestigung  des 
persischen  reformfreundlichen  Konstitutionalismus  zu  sprechen. 
Seither  hat  aber  Rußland  den  Angriff,  der  seinem  vorgeschobenen 
Posten,  dem  Exschah,  mißlungen  war,  unter  allerlei  Vorwänden  auf 
eigene  Rechnung  unternommen  und  bis  Ende  191 1  bereits  die  Ent- 
lassung Shusters  durchgesetzt  sowie  neuerlich  größere  Truppen- 
massen nach  Täbris  und  Kaswin  vorgeschoben.  Die  britische  Re- 
gierung, durch  den  Haß  gegen  Deutschland  (dem  sie  die  russische 
Freundschaft  um  jeden  Preis  entziehen  wollte),  vielleicht  auch  durch 


*)  In  den  letzten  Jahren  der  absolutistischen  Herrschaft  Abdul  Hamids  wurden 
die  Verlegenheiten  Persiens  von  der  türkischen  Regierung  in  kleinhcher  Politik  zu 
gewaltsamen  „Grenzberichtigungen"  auszunützen  gesucht.  Im  Laufe  des  Jahres  191 1 
war  übrigens  davon  die  Rede,  daß  die  türkische  Regierung  geneigt  sei,  ihre  Grenz- 
streitigkeiten mit  Persien  durch  das  Haager  Schiedsgericht  entscheiden  zu  lassen. 


326 


VIII.    Die  Gebiete  der  offenen  Tür  in  der  Weltwirtschaft. 


die  Hoffnung  auf  eine  Vergrößerung  Indiens  bis  an  den  Schat  el 
Arab  geblendet,  entsandte  gleichzeitig  indische  Truppen  nach  Buschir, 
Schiras  usw.  Sie  kümmerte  sich  hierbei  weder  um  den  Widerwillen 
der  öffentlichen  Meinung  Englands,  noch  um  die  bedenkliche  Mög- 
lichkeit einer  langgestreckten,  gemeinsamen  I^andgrenze  mit  Ruß- 
land quer  durch  Iran.  Die  Türkei  wurde  in  ihrer  Bewegungsfreiheit 
durch  den  Ende  September  1911  ausgebrochenen  Krieg  mit  Italien 
beeinträchtigt.  So  erschien  zur  Zeit  der  Drucklegung  dieser  Zeüen 
(Januar  1912)  eine  kritische  Wendung  für  Persien, 
ja  sogar  die  Möglichkeit  einer  Teüung  dieses  Landes  zwischen  Ruß- 
land und  Großbritannien,  mit  kleiner  Beteüigung  der  Türkei  an  der 
persischen  Westgrenze,  wieder  einmal  näher  gerückt  zu  sein. 

Infolge  der  beständigen  revolutionären  und  kontr  er  evolutionären 
Wirren  sowie  der  von  Rußland  ausgehenden  Störungen  konnte  gerade 
der  persische  Außenhandel  aus  dem  neuerrungenen  Konsti- 
tutionalismus nicht  jene  Anregungen  schöpfen,  die  ohne  diese  Hem- 
mungen wahrscheinlich  erfolgt  wären.  Immerhin  war  das  Jahr 
1906/1907  (21.  März  1906  bis  20.  März  1907),  in  welchem  der  persische 
Parlamentarismus  fast  ohne  gewaltsame  Störungen  von  Erfolg  zu 
Erfolg  schritt,  auch  ein  Rekordjahr  des  persischen  Außenhandels  mit 
431  Millionen  Kran^)  in  der  Einfuhr  und  353  Millionen  in  der  Aus- 
fuhr gegenüber  einer  Einfuhr  von  299  und  einer  Ausfuhr  von  151  Mill- 
ionen im  Jahre  1901/1902.  Im  Jahre  der  schärfsten  wechselseitigen 
Befehdung  der  konstitutionellen  und  der  von  Rußland  unterstützten 
antikonstitutionellen  Elemente  1 908/1 909  sank  freilich  die  Einfuhr 
auf  372,  die  Ausfuhr  auf  326  Millionen  Kran.  Das  etwas  ruhigere  Jahr 
1909/1910  brachte  die  noch  über  1906/1907  hinausgehenden  Ziffern 
von  442  Mülionen  Kran  in  der  Einfuhr  und  372  Millionen  in  der 
Ausfuhr. 

Auch  dem  jüngsten  unter  den  neueren  asiatischen  Gebieten  der 
offenen  Tür,  Afganistan  (vgl.  Abteilung  IV  dieses  Kapitels), 
ist  der  militärisch-kulturelle  Aufschwung  der  Türkei  seit  dem  Sturze 
des  Absolutismus  im  Sommer  1908  zugute  gekommen.  Der  Emir 
von  Afganistan  konnte  nämlich  in  europäischer  Taktik  geschulte 
türkische  Offiziere  als  Instruktoren  berufen, 
ohne  den  fanatischen  Haß  der  dortigen  molmmmedanischen  Bevölke- 
rung gegen  Nichtmoslim  aufzureizen.  Übrigens  hat  Afganistan  auch 
kommerziell,  wenigstens  in  seinen  Handelsbeziehungen  zu  Indien 
(den  einzigen,  über  welche  genaue  statistische  Aufnahmen  bestehen). 


^)   I   Kran  ungefähr  gleich  0,35 — 0,45  Franken. 
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im  letzten  Jahrzehnt  verhältnismäßig  ruhiger,  kampfloser  Entwicklung 
bedeutende  Fortschritte  gemacht.  Vom  Fiskaljahre  1898/1899  bis 
1908/1909  (das  indische  Fiskaljahr  endet  am  31.  März)  stieg  die 
indische  Einfuhr  aus  Afganistan  von  145  000  auf  570  000  und  die 
indische  Ausfuhr  dorthin  von  312  000  auf  764  000  Pfund  Sterling; 
der  Handelsverkehr  Afganistans  mit  dem  benachbarten  russischen 
Buchara  wird  im  Durchschnitt  der  letzten  Jahre  auf  ungefähr 
800  000  Pfund  Sterling  geschätzt,  woran  Ein-  und  Ausfuhr  Afganistans 
ziemlich  gleich  beteiligt  sind.  Zu  dem  kommerziellen  Aufschwung 
Afganistans  im  letzten  Jahrzehnt  dürfte  nicht  wenig  folgender  Um- 
stand beigetragen  haben:  Oktober  1901,  beim  Tode  des  seit  1880  das 
Land  beherrschenden  Emirs  Abdurrahman,  gelangte  sein 
Sohn  Habibullah  ohne  die  bisher  bei  solchen  Gelegenheiten 
üblichen  Thronstreitigkeiten  und  Bürgerkriege  zur  Herrschaft,  die  er 
bisher  ohne  stärkere  Anfechtungen  durch  die  Landesbevölkerung  be- 
haupten konnte.  Ob  aber  künftige  Thronwechsel  ebenso 
ruhig  verlaufen  und  nicht  vielleicht  gar  zu  Einmischungen  der  beiden 
benachbarten  europäisch-asiatischen  Großstaaten  Anlaß,  und  zwar 
für  Rußland  erwünschten,  für  Großbritannien  unerwünschten  Anlaß 
geben  werden,  mag  bei  den  noch  immer  halbbarbarischen  Sitten  und 
Einrichtungen  Afganistans  dahingestellt  bleiben. 

Auch  die  an  und  für  sich  nicht  gerade  unbefriedigende  Gestaltung 
der  abessinischen^)  Verhältnisse  muß  erst  die  Feuerprobe 
eines  Thronwechsels  nach  dem  Ableben  des  persönlich  bedeutenden, 
seit  1889  die  Regierung  führenden  Negus  M  e  n  e  1  i  k^)  durchmachen. 
Erst  dann  wird  man  mit  einiger  Sicherheit  annehmen  können,  daß 
dieses  christliche  Gebiet  der  offenen  Tür  gleichfalls  auf  jenem 
Wege  ist,  an  dessen  Ziel  Japan  mittels  bewunderungswürdiger,  jahr- 
>:ehntelanger  Anstrengungen  angelangt  ist  und  zu  dem  sich  die  Türkei 
unter  vielen  Hemmnissen  gerade  durchkämpft. 

Grundlegend  für  den  Charakter  Abessiniens  als  Gebiet  der  offenen 
Tür  ist  gegenwärtig  der  britisch-abessinische  Vertrag  vom  14.  Mai  1897. 
Denn  er  enthält  keine  Begrenzung  seiner  Dauer  im  Gegensatz  zu  den 


^)    Vgl.  über  Abessinien  Abteilung  III  dieses  Kapitels. 

*)  Schon  seit  Herbst  1909  liegt  Menelik  an  einem  Schlaganfall  schwer  erkrankt 
und  gelähmt  danieder.  Mehr  sein  Name,  als  seine  tatsächliche  Herrscherpersönlichkeit 
hielt  seither  das  Reich  zusammen.  Im  ersten  Halbjahr  19 10  und  auch  späterhin  waren 
sogar  Gerüchte  vernehmbar,  daß  er  bereits  gestorben  sei  und  sein  Tod  nur  behufs 
Vermeidung  von  Unruhen  verheimHcht  werde.  Jedenfalls  haben  bereits  seit  längerer  Zeit 
die  an  seiner  Stelle  für  den  im  Jahre  1896  geborenen  Kronprinzen  Lidj  Jeassu,  einem 
Enkel  Meneliks,  die  Regierung  nicht  ohne  Geschicklichkeit  führenden  Reichsverweser 
die  tatsächliche  Macht  in  Händen. 
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anderen,  nach  höchstens  zehnjähriger  Dauer  kündbaren  Verträgen. 
So  ist  jener  mit  Italien  vom  24.  Juni  1897  nach  dreijähriger  Dauer 
mit  sechsmonatlicher  Frist,  der  mit  den  Vereinigten  Staaten 
vom  27.  Dezember  1903  nach  zehnjähriger  Dauer  mit  einjähriger  Frist, 
derjenige  mit  Deutschland  vom  27.  Dezember  1905  nach  zehn- 
jähriger Dauer  mit  einjähriger  Frist  kündbar.  Der  Vertrag  mit  Öster- 
reich-Ungarn vom  21.  März  1905  (in  Kraft  getreten  erst  am 
4.  August  1910)  ist  zwar  stets  mittels  einjähriger  Frist  kündbar;  er 
enthält  aber  im  Gegensatz  zu  den  anderen  genannten  Verträgen, 
worin  wechselseitige  Meistbegünstigung  in  Zollangelegenheiten  ver- 
einbart wurde,  nur  einseitige  Meistbegünstigung  zugunsten  Österreich- 
Ungarns  in  Abessinien  und  tmterwirft  abessinische  Waren  dem  öster- 
reichisch-ungarischen Generaltarife ^).  Der  belgisch-  abessinische 
Vertrag  vom  6.  September  1906  enthält  wiederum  beiderseitige  Meist- 
begünstigung und  ist  nach  zehnjähriger  Dauer  mit  einjähriger  Frist 
kündbar. 

Von  größter  praktischer  Bedeutung  ist  aber  der  französisch- 
abessinische  Vertrag  vom  10.  Januar  1908  mit  zehnjähriger  Dauer 
und  einjähriger  Kündigungsfrist.  Auch  dieser  Vertrag  enthält,  ebenso 
wie  jener  mit  Österreich-Ungarn,  hinsichtlich  der  Zölle  nur  die  einseitige 
Meistbegünstigung  zugunsten  Frankreichs  in  Abessinien,  legt  aber 
die  dort  bisher  üblichen  zehnprozentigen  Wertzölle 
für  alle  Waren  vertragsmäßig  fest  und  sichert  den  für  Frankreich  be- 
sonders wichtigen  geistigen  und  anderen  Getränken  sogar  acht- 
prozentige  Wertzölle.  Großbritannien,  gewarnt  durch  die 
seinerzeitigen  schlimmen  Erfahrungen  mit  Persien  (russisch-persischer 
Handelsvertrag  vom  27.  Oktober  1901),  hat  sich  beeüt,  in  einem 
Notenwechsel  vom  13.  April  bzw.  5./12.  Mai  1909  die  gleichen  Be- 
günstigungen auch  für  britische  Waren  und  insbesondere  Getränke 
in   den   unkündbaren   britisch-abessinischen   Vertrag   aufzunehmen. 

Bei  einem  Vergleiche  der  Verhältnisse  Abes- 
siniens  mit  jenen  Afganistans  ergibt  sich  für  Abes- 
sinien eine  ungünstigereSachlage.  Afganistan  hat  es  nur  mit  zwei  euro- 
päischen Großmächten  zu  tun,  deren  jede  die  weiteren  Fortschritte 
der  anderen  im  fraglichen  Gebiete  der  offenen  Tür  zu  fürchten  hat. 
An  den   abessinischen   Grenzen  lauern  aber  drei  europäische  Groß- 

*)  Dies  bedeutet  vorläufig  für  das  fast  nur  Rohstoffe  und  Abfälle  zur  Ausfuhr 
bringende  Abessinien  noch  keinen  Nachteil,  da  diese  abessinischen  Ausfuhrwaren  in 
Österreich-Ungarn,  wofern  sie  nicht  völUg  zollfrei  sind,  im  General-  und 
Vertragstarif  zumeist  den  gleichen  Zöllen  oder  ZoUbefreiimgen  unterliegen,  so  z.  B. 
Kaffee,  Häute,  Wachs  usw. 
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Staaten,  die  sich  über  ein  gemeinsames  Vorgehen  in  ruhigen  und 
stürmischen  Zeiten,  ohne  Berührung  eines  Lebensinteresses,  leicht 
einigen  können  und  im  britisch-französisch-  italie- 
nischen Vertrage  vom  13.  Dezember  1906  bereits  geeinigt 
hab^n.  Zur  „Wahrung  des  Gesichtes"  wird  darin  die  formelle  Ver- 
sicherung abgegeben,  den  Territorialbestand  Abessiniens  achten  und 
schützen  sowie  keine  Eingriffe  in  die  inneren  Verhältnisse  des  Landes 
vornehmen  zu  wollen.  Sodann  erklären  aber  die  drei  Vertragsteile, 
sie  würden  dahin  wirken,  daß  die  den  Untertanen  eines  der  drei  Länder 
gewährten  Konzessionen  für  Industrie,  Handel  oder  Ackerbau 
den  Interessen  der  beiden  anderen  Staaten  nicht  zum  Schaden  gereichen 
mögen.  Ferner  soll  in  abessinischen  Bisenbahnangelegen- 
h  e  i  t  e  n  sowie  bei  Bedrohung  einer  britischen,  französischen 
oder  italienischen,  an  Abessinien  angrenzenden  Besitzung  von  allen 
drei  Staaten  gemeinsam  vorgegangen  werden.  Ein  anderer  Vertrag 
gleichen  Datums  zwischen  den  drei  genannten  Mächten  beschäftigt 
sich  mit  dem  Verbote  und  der  Regelung  der  Einfuhr  von 
Waffen  nach  Abessinien.  Im  Falle  von  heftigen,  länger  an- 
dauernden Kämpfen  über  die  Thronfolge,  vielleicht  sogar  schon  bei 
Ermangelung  eines  kräftigen,  persönlich  bedeutenden  Herrschers 
könnten  diese  britisch -französisch -italienischen  Abmachungen 
unschwer  zur  Grundlage  eines  Teüungsvertrages  über  Abessinien  ge- 
macht werden. 

Ganz  abgesehen  von  einer  nationalen  Bewegung,  die  angeblich 
seit  etwa  sechs  Jahren  inSüdarabien,  angeregt  durch  die  japa- 
nischen Erfolge  und  ihnen  nacheifernd,  entstanden  sein  soll  ^),  macht 
sich  in  Ägypten  2)  eine  der  englischen  Herrschaft  immer  größere 
Schwierigkeiten    und    Besorgnisse    bereitende,    halb    religiöse,    halb 


^)  Bs  dürfte  sich  hierbei  wohl  auch  in  nicht  geringem  Maße  um  britische 
Machenschaften  von  Aden  aus  gegen  die  Herrschaft  der  Türkei  handeln, 
die  sich  seit  Ende. Februar  1909  (österreichisch- türkischer  Vertrag  über  Bosnien 
vom  26.  Februar  1909)  nicht  mehr  als  Sturmbock  gegen  Deutschland  und  Österreich- 
Ungarn  mißbrauchen  lassen  will.  Die  türkische  Regierung  hat  das  Aufflammen 
panislamischer  Empfindungen  seit  dem  Ende  September  191 1  begonnenen  itaUenischen 
Eroberungszuge  nach  Tripolitanien  dazu  benützt,  um  ohne  Zeitverlust  zu  einer  fried- 
Hchen  Auseinandersetzung  mit  den  aufständischen  Arabern  im  Yemen  zu  gelangen. 
Allerdings  wurde  hierbei  dem  Führer  der  Aufständischen,  dem  bekannten  Imam 
Jahja,  die  Stellung  eines  halb  unabhängigen  Fürsten  mit  Steuerhoheit,  oberrichter- 
lichen Befugnissen  usw.  zugestanden,  dessen  Hauptverpflichtung  gegenüber  der 
Türkei  in  der  Heeresfolge  im  Kriegsfalle  besteht. 

*)  Vgl.  die  Bemerkungen  über  Ägypten  in  Abteilung  III  des  VII.  Kapitels  und 
in  Abteilung  VII  des  vorUegenden  Kapitels. 
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nationale  Bewegung  geltend.  Diese  Bewegung  fordert  als  Krönung 
der  durch  die  Engländer  bisher  erzielten  zivilisatorischen  Erfolge 
konstitutionelle  Einrichtungen.  Dies  ist  wohl  nur  ein  Schritt  auf  dem 
Wege,  auf  dem  Äg^^^ten  schließlich  aus  dem  Zustand  eines  britischen, 
abhängigen  Protektoratsgebietes  in  die  Stellung  eines  autonomen 
Gliedes  des  britischen  Reichsbundes,  nach  dem  Muster  Kanadas, 
Australiens,  Südafrikas  usw.  gelangen  dürfte.  Derzeit  ist  aber  Ägypten 
dem  Zustande  einer  britischen  Kronkolonie  nahe  und  wird  wohl  nach 
1934  (dreißigjährige  Frist  des  britisch-französischen  Kolonialvertrages 
vom  8.  April  1904)  auch  völkerrechtlich  eine  solche  Kolonie  werden.  Doch 
wären  weltpolitische  Entwicklungen  immerhin  denkbar,  wenn  auch 
wenig  wahrscheinlich,  vermöge  deren  Ägypten  zu  einer  selbständigen 
Stellung  nicht  etwa  innerhalb  des  britischen  Weltreiches,  sondern 
mit  oder  ohne  Anlehnung  an  die  benachbarte  Türkei  aufsteigen 
könnte. 

Es  mochte  noch  in  den  Jahren  1907  und  1908  die  Hoffnung  nicht 
ganz  ausgeschlossen  erscheinen,  daß  sich  in  Marokko  aus  dem 
Zustand  der  Sicherstellung  vor  einer  französischen  Okkupation  großen 
Stils,  wie  sie  der  Konferenz  von  Algeciras  ^)  zu  verdanken  war,  zu- 
mindest ein  ähnlicher  Fortschritt  entwickeln  werde,  wie  man  ihn  1905 
bis  1910  etwa  in  Persien  zu  verzeichnen  hatte.  Seither  konnten  aber 
innerhalb  Marokkos  Frankreich  ziemlich  unange- 
fochten im  Osten  (Udschda)  und  Westen  (Casablanca, 
Schauja),  Spanien  im  Norden  (von  Melilla  westwärts  bis 
zur  Halbinsel  Tres  Forcas,  ostwärts  bis  zum  südlich  von  den  Chaf  a- 
rinasinseln  unweit  der  Muluiamündung  liegenden  Capo  del  Agua) 
Verstöße  und  Besitznahmen  vollbringen^).  Dagegen 
zog  sich  Deutschland,  seit  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1905 
die  im  Vordergrunde  der  Ereignisse  stehende  Schutzmacht  Marok- 
kos, im  deutsch-französischen  Abkommen  vom  Februar  1909  auf 
ein  angeblich  rein  wirtschaftliches  Interesse  an  den  marokkanischen 
Vorgängen  zurück. 

Durch  diese  Vorgänge  sind  die  Hoffnungen  beträchtlich  abge- 
schwächt worden,  Marokko  werde  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  zum 
mindesten  Persien,  zu  einem  Zustande  besser  gesicherter  Selbständig- 
keit und  kulturellen  Fortschreitens  entwickeln.    Frankreich  war  sogar 


^)  Die  Generalakte  dieser  mehrmonatlichen  internationalen  Konferenz  datiert 
vom  7.  April  1906. 

*)  Die  erwähnten  Vorstöße  Spaniens  erhielten  vorerst  ihre  vertragsmäßige  Sicher- 
stellung durch  das  in  Madrid  abgeschlossene  spanisch-marokkanische  Abkommen 
vom  16.  November  1910. 
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imstande,  im  Sommer  1910  durch  Drohungen  (während  der  Verhand- 
lungen über  eine  Hundert-Millionen-Franken- Anleihe)  die  Entlassung 
türkischer  Instruktoren  für  die  marokkanische  Armee 
durchzusetzen.  Hiermit  wurde  Marokko  eines  gerade  bei  dem  mo- 
hammedanischen Fanatismus  seiner  Bevölkerung  unentbehrlichen 
Hüfsmittels  beraubt,  dessen  sich  Afganistan  gegenwärtig  mit  großem 
Vorteüe  bedient.  Dabei  fehlte  es  nicht  ganz  an  materiellen 
Fortschritt  en.  Hafenbauten  wurden  begonnen,  die  völlige 
Einigung  der  europäischen  Mächte  über  die  Bergwerkskonzessionen 
schien  in  absehbarer  Nähe  zu  sein  ^),  fremdländische  Handelskammern 
und  Filialen  europäischer  Banken  wurden  begründet,  und  im  Zeit- 
räume 1904 — 1909  stieg  die  marokkanische  Einfuhr  von  57  auf  80, 
die  Ausfuhr  von  42  auf  53  Millionen  Franken. 

Dennoch  schien  es,  bei  der  für  ein  selbständiges  Marokko 
w  e  n  i  g  gü  n  s  t  i  g  e  n  weltpolitischen  Gesamtlage, 
zweifelhaft,  ob  sich  diese  vereinzelten  wirtschaftlichen  Anregungen 
zu  einer  fortschrittlichen  Bewegung  in  großem  Stil  verdichten 
würden,  wie  sie  in  der  Türkei  seit  Sommer  1908,  in  Siam  bereits 
seit  anderthalb  Jahrzehnten,  oder  auch  nur  in  Persien  seit  1905  zu 
verzeichnen  war.  Auch  scheint  die  Bevölkerung  Marokkos 
hinter  jener  Persiens  an  Biegsamkeit  des  Geistes  und  allgemein  kultu- 
reller Begabung  zurückzustehen;  dagegen  waren  starrer  Konser- 
vativismus und  religiöser  Fanatismus  im  nordwestafrikanischen  Reiche 
stets  in  höherem  Maße  zu  finden,  als  unter  dem  seit  jeher  einigermaßen 
phÜosophisch-poetisch  angehauchten  persischen  Volke.  Aber  der  Ein- 
marsch der  Franzosen  in  Fez  zum  Entsatz  des  dort 
von  feindlichen  eingeborenen  Stämmen  belagerten  Mulay  Hafid, 
die.  darauf  als  Antwort  erfolgende  weitere  Festsetzung  der  Spanier 
in  ihrer  nordmarokkanischen  Einflußsphäre,  die  Entsendung  eines 
deutschen  Kreuzers  nach  dem  südmarokkanischen  Hafen  Agadir, 
die  daraufhin  angeknüpften  deutsch-französischen  Verhandlungen 
unter  wenig  deutschfreundlicher  Teilnahme  Englands,  alle  diese  Er- 
eignisse im  Frühjahr  und  Sommer  191 1  erwiesen  sich  als  der  Anfang 
vom  Ende  des  selbständigen  Marokko.  Dieses  Ende  wurde  durch 
den  deutsch-französischen  Marokko-Kongo- 
vertrag  vom  4.  November  19 11  besiegelt,  der  den  Franzosen 
das  Protektorat  über  Marokko,    ähnlich  wie  über  Tunis,   zuweist. 


^)  Im  soeben  erwähnten  spanisch-marokkanischen  Abkommen  vom  16.  No- 
vember 1910  wurden  sogar  die  Bergwerksabgaben  für  die  Raten  der  an 
Spanien  zu  zahlenden  Kriegsentschädigung  von  65  Millionen  Pesetas 
verpfändet. 
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aber  die  wirtschaftliche  Seite  der  offenen  Tür  mit  den  denkbar 
stärksten  Sicherungen  umgibt.  Die  Abgrenzung  des  weit  kleineren 
spanischen  Anteils  im  nördlichen  und  nordwestlichen  Marokko  vom 
weit  größeren  französischen  war  zwar  von  Spanien  im  Laufe  des 
Jahres  1911  durch  allerlei  militärische  Maßregeln  vorbereitet,  aber 
noch  nicht  in  Unterhandlungen  mit  dem  zunächst  beteiligten  Frank- 
reich zu  Ende  geführt  worden.  Bei  der  nicht  unwahrscheinlichen 
Erhaltung  der  offenen  Tür  in  Marokko  für  längere  Zeit  würde  der 
Handel  aller  Kulturstaaten  aus  den  wohl  sehr  bedeutenden  Fort- 
schritten Nutzen  ziehen,  die  während  der  nächsten  Jahrzehnte 
hauptsächlich  durch  französische  Aufwendungen  von  Gut  und  Blut 
auf  marokkanischem  Boden  zur  Entstehung  gelangen  dürften. 

Das  überraschendste  Beispiel  vom  Emporsteigen  eines  größeren 
Gebietes  der  offenen  Tür  aus  eigener  Kraft  zu  höherer  ZivÜisation  und 
Macht  bildet  seit  Juli  1908  die  Türkei.  Hier  scheint  sich  eine 
wirtschaftlich-kulturell-müitärische  Entwicklung  vorzubereiten,  die 
an  weltpolitischer  und  weltwirtschaftlicher  Bedeutsamkeit  den  Auf- 
stieg Japans  fast  noch  übertrifft  und  höchstens  durch  einen  ähnlichen 
Entwicklungsgang  des  chinesischen  Dreihundertmillionenreiches  in 
Schatten  gestellt  werden  könnte.  Die  Lage  des  türkischen  Reiches 
als  Randgebiet  dreier  Kontinente,  zwischen  den  tief  ins  Binnenland 
sich  hineinziehenden  Ausläufern  zweier  Ozeane,  seine  intellektuell  und 
physisch  hervorragende,  den  europäischen  Südländern  nahestehende 
Bevölkerung,  die  Schnelligkeit  und  der  Umfang  der  seit  Juli  1908 
bereits  erzielten  politischen,  wirtschaftlichen  und  zivilisatorischen 
Erfolge  lassen  die  erwähnten  großen  Erwartungen  begreiflich  er- 
scheinen. 

Sicherlich  handelt  es  sich  aber  hierbei  um  die  Ergebnisse 
einer  schon  seit  langem  vorbereiteten,  fort- 
schrittlichen Bewegung  in  wirtschaftlicher  und  kultu- 
reller Beziehung.  Diese  Bewegung  wurde  nur  bis  zum  Juli  1908  von 
der  weitaus  überwiegenden  Mehrzahl  der  Beobachter  unterschätzt 
und  ist,  obwohl  schon  längst  vorhanden,  erst  seit  dem  genannten  Zeit- 
punkte auch  für  minder  scharfe  Augen  sichtbar  geworden. 

Vor  allem  kommt  der  Einfluß  der  zahlreichen  Fremden  in 
Betracht,  welche,  durch  die  Kapitulationen  geschützt,  den  Einheimischen 
die  Überlegenheit  und  den  Wert  der  europäischen  Zivilisation  beständig 
vor  Augen  führten.  Abgesehen  von  den  vielen  zu  Geschäfts-, 
Studien-  und  Missionszwecken  in  der  Türkei  längere 
oder  kürzere  Zeit  verweilenden  Europäern  stellen  Konstantinopel, 
Smyrna,  Beirut  sowie  Jaffa  und  Jerusalem  schon  seit  langem  Zentren 
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eines  lebhaften  touristischen  Fremdenverkehrs  dar. 
Dieser  Fremdenverkehr  ist  bei  der  stark  passiven  Handelsbilanz  der 
Türkei  für  die  Ausgleichung  ihrer  Zahlungsbilanz  von  großer  Be- 
deutung, ja  sogar,  neben  den  umfangreichen  Geldsendungen  der 
türkischen  Auswanderer  in  ihre  Heimat,  hierfür  völlig  unentbehrlich. 
Hierher  gehört  auch  die  mohammedanische  Mekkawallfahrt  (vgl. 
hierüber  die  Daten  im  Jahresberichte  des  österreichisch-ungarischen 
Konsulats  in  Dschidda,  „Handelsmuseum''  vom  28.  Dezember  1911, 
S.  789),  die  z.  B.  im  Jahre  1910  nicht  weniger  als  92  Millionen  Franken 
nach  Türkisch-Arabien  gebracht  haben  soll. 

Die  verschiedenen  christlichen  Konfessionen  und  die  Juden 
konnten  sich  mit  Hufe  ihres  gleichfalls  vertragsmäßig  ge- 
schützten Schulwesens  die  Grundlagen  der  europäisch- 
amerikanischen Kultur,  ziemlich  unbehindert  durch  das  argwöhnische, 
dem  kulturellen  Fortschritt  feindliche  System  des  Sultans  Abdul 
Hamid  (1876 — 1909),  zu  eigen  machen.  Hierzu  kommt  die  nicht  un- 
bedeutende jüdische  Kolonisation  in  den  Städten  und  auf  dem  flachen 
Lande  Palästinas.  Tatsächlich  gehörten  Christen  (namentlich 
Armenier)  sowie  Juden  seit  Juli  1908  zu  den  entschlossensten  und 
opfermutigsten  Vertretern  des  türkischen  Konstitutionalismus. 

Türkische  Kaufleute  aller  Konfessionen  machen  seit 
Jahrzehnten  zumeist  als  Einkäufer,  seltener  als  Verkäufer,  ausgedehnte 
Reisen  nach  den  Industriestaaten  Europas,  auf  welchen  ihnen  Ver- 
gleiche zwischen  den  einheimischen  und  west-  oder  mitteleuropäischen 
Zuständen   nahegelegt    wurden. 

Die  türkische  Regierung  selbst  konnte,  trotz 
allen  Mißtrauens  Abdul  Hamids  gegen  kulturellen  Fortschritt,  doch 
nicht  umhin,  den  Offizieren  der  Armee  wenigstens  zum  Teil 
eine  höhere  Bildung  zu  vermitteln,  wodurch  diese  zu  Vorkämpfern  und 
festesten  Stützen  der  türkischen  Erneuerungsbewegung  wurden. 

Im  Zusammenhange  mit  der  mÜitärischen  Sicherung  des  Reiches 
standen  ausgedehnte  Eisenbahn-  und  Telegraphen- 
anlagen; sie  empfahlen  sich  dem  finanziell  begabten  Abdul 
Hamid  auch  vom  Standpunkte  der  Hebung  der  Steuerkraft  und  er- 
öffneten zugleich  eine  Fülle  wirtschaftlicher  Anre- 
gungen, technischer  Kenntnisse  und  Ausblicke 
auf  das  europäische  Kulturleben.  So  bemühen  sich 
z.  B.  die  Eisenbahn  Verwaltungen  der  europäischen  und  asiatischen 
Türkei  schon  seit  langem,  unter  der  lyandbevölkerung  der  von  den 
betreffenden  Eisenbahnen  durchzogenen  Gebiete  die  Kenntnis  und 
Verwendung    leistungsfähigerer     landwirtschaftlicher    Geräte     und 
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Maschinen  zu  verbreiten.  Die  genannten  Verwaltungen  vermitteln 
noch  überdies  den  Verkauf  solcher  landwirtschaftlicher  Behelfe  zu 
möglichst  niedrigen  Preisen  und  bequemen  Zahlungsbedingungen. 

Sogar  die  an  und  für  sich  als  ein  Zeichen  der  Schwäche  und  Ge- 
ringschätzung des  türkischen  Reiches  zu  betrachtende  inter- 
nationale Kontrolle  der  türkischen  Verwal- 
tung, teils  in  finanzieller  Hinsicht,  teils  bezüglich  einzelner  Pro- 
vinzen, wie  insbesondere  hinsichtlich  Mazedoniens,  des  Libanon- 
gebietes, Armeniens,  erwies  sich  auf  die  Dauer  als  nützlich;  diese 
Kontrolle  hatte  nämlich  schließlich,  wenn  auch  in  abgeschwächtem 
Grade,  eine  ähnliche  fortschrittsfördernde  Wirkung,  wie  sonst  die 
koloniale  Beherrschung  eines  ehemaligen  Gebietes  der  offenen  Tür. 

Ganz  besonders  gilt  dies  für  die  Wirksamkeit  der  „D  e  1 1  e 
publique",  die  auf  dem  sogenannten  Muharrem-Dekret  vom 
8./20.  Dezember  1881  beruht.  Diese  internationale  Finanzkontrolle 
erwies  ihre  Nützlichkeit  nicht  nur  direkt  durch  die  bedeutende  Steige- 
rung der  ihrer  Verwaltung  anvertrauten  Hinnahmen,  die  eben  in  ehr- 
lich-gewissenhafter und  dabei  schonender  Weise  erhoben  wurden; 
die  „Dette  publique"  nützte  auch  indirekt  durch  die  Aufmerksamkeit, 
die  von  ihr  jenen  Produktionszweigen  gewidmet  wurde,  deren  Be- 
steuerung sie  kontrollierte.  Es  sind  dies  namentlich  Fischerei, 
Weinbau  und  Spirituosenerzeugung,  Salzge- 
gewinnung,  Tabakproduktion  und  Seidenbau. 
Gerade  der  türkische  Seidenbau  hat  aus  der  Wirksamkeit  der  „Dette 
publique"  besonderen  Nutzen  gezogen  und  ist  wohl  nicht  zum 
mindesten  durch  sie  zu  einem  nicht  unbeträchtlichen  Faktor  im  Welt- 
seidenmarkte geworden. 

Entsprechend  diesen ,  mannigfachen,  im  Sinne  des  wirtschaft- 
lichen Fortschrittes  wirkenden  Momenten  hatte  auch  der  Außen- 
handel der  Türkei  bereits  unter  dem  Absolutismus  ein  ge- 
wisses Wachstum  aufzuweisen.  Die  türkische  Einfuhr  betrug  (nach 
einem  im  Mai  1907  veröffentlichten  britischen  Konsularberichte)  im 
Jahre  1880:  17,65,  im  Jahre  1890:  20,83,  im  Jahre  1900:  21,67  und 
im  Jahre  1906  28,35  Mülionen  Pfund  Sterling.  Die  türkische  Ausfuhr 
hob  sich  gleichzeitig  von  7,96  auf  11,67,  13^55  ^^^  schließlich 
17,78   Mülionen   Pfund  Sterling. 

Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  der  Türkei  seit  Anbeginn 
der  konstitutionellen  Ära  im  Juli  1908  lassen  sich  noch  nicht  in  den 
Außenhandelsziffern  verfolgen.  Es  steht  hierbei  nicht  nur  die  Rück- 
ständigkeit der  türkischen  offiziellen  Handelstatistik  im  Wege,  sondern 
es  kommen  auch  die   vorübergehenden   Störungen    in 
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Betracht,  die  mit  der  erwähnten  Umwälzung 
verbunden  waren,  wie  der  Boykott  österreichischer  Waren  im 
Winter  1908/1909,  der  reaktionäre  Putsch  in  Konstantinopel  und  die 
sich  daran  anschließenden  Gewalttaten  in  einzelnen  asiatischen 
Provinzialgebieten  sowie  der  Sturz  Abdul  Hamids  im  April  1909, 
der  Kampf  um  die  internationale  Stellung  von  Kreta  bis  zum  anti- 
griechischen Boykott,  der  im  Sommer  1910  begann  und  erst  im 
Herbst  1911  endete.  Aufstände  im  nordöstlichen  Albanien,  im 
Ivibanongebiet,  in  Arabien,  und  Ende  September  1911  kam  die 
bedenklichste  Störung,  nämlich  der  heldenmütig  bekämpfte  italienische 
Broberungszug  nach  Tripolitanien.  So  ist  es  nicht  überraschend, 
daß  sich  die  türkische  Einfuhr  im  Fiskaljahr  1908/1909  nur  auf 
27,19  und   die  Ausfuhr  auf  15,95  Millionen  Pfund  Sterling  belief. 

Nichtsdestoweniger  waren  eine  Reihe  von  Anzeichen  für  den  seit- 
herigen wirtschaftlichen  Fortschritt  unverkennbar,  so  vor  allem  die 
umfassenden  staatlichen  und  kommunalen  sowie  provinziellen 
öffentlichen  Bauten  und  Anlagen,  wie  Eisenbahnen, 
Straßen,  elektrische  lyicht-  und  Kraftwerke,  Telephonnetze,  Wasser- 
leitungen usw.,  die  teüs  schon  in  Angriff  genommen,  teils  wenigstens 
vorbereitet  wurden.  Die  lebhaftere  wirtschaftlich-industrielle  Tätig- 
keit bei  größerer  politischer  Freiheit  hat  seit  Sommer  1908  in  Salonich, 
Konstantinopel,  Smyrna  usw.  auch  zu  einer  gewerkschaft- 
lich-sozialistischen Bewegung  geführt.  Diese  ist  als 
ein  die  städtischen  Massen  aller  Konfessionen  und  Nationen  geistig 
aufrüttelnder  und  wirtschaftlich  kräftigender  Faktor  zu  betrachten. 

Hierzu  kam  das  größere  Vertrauen,  das  die  Türkei  seit  Sommer 
1908  auf  dem  internationalen  Kapitalsmarkte  genoß.  Dieses 
Vertrauen  wurde  von  der  türkischen  Regierung  unter  anderem  auch 
durch  ein  anständigeres,  nicht  mehr  ausschließlich  durch  Bakschisch- 
Rücksichten  bestimmtes  Vorgehen  bei  der  Vergebung  der  öffent- 
lichen Lieferungen  gerechtfertigt.  Nicht  zum  mindesten 
zeigten  sich  die  gebesserten  staatsfinanziellen  Verhältnisse  auch  in  der 
regelmäßigenGehaltszahlungan  Beamte  und  Offiziere, 
da  die  Staatsgelder  nicht  mehr  von  den  Schmarotzern  des  „Palais" 
verschlungen  wurden,  wie  unter  dem  Absolutismus.  Die  hierdurch 
geförderte  Kaufkraft  und  Ehrlichkeit  der  bürgerlichen  und  militäri- 
schen Staatsdiener  bedeutete  schon  an  und  für  sich  eine  namhafte 
Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  türkischen  Reiches. 

Als  weitere,  nach  gleicher  Richtung  hinw^eisende  Anzeichen  wären 
beispielsweise  noch  zu  erwähnen :  Die  internationale 
Offiziersmission     in    Mazedonien    beendete   ihre   auf 
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den  Mürzsteger  russisch-österreichischen  Vereinbarungen  (Herbst  1903) 
beruhende  Tätigkeit  schon  anfangs  Herbst  1908,  da  die  in  Mazedonien 
unter  dem  neuen  Regime  eingetretene  Beruhigung  die  für  die  Türkei 
schimpflichen  Kontrollmaßregeln  überflüssig  machte;  die  Schluß- 
sitzung der  zur  Überwachung  der  mazedonischen 
Finanzen  eingesetzten,  gleichfalls  überflüssig  ge- 
wordenen Kommission  fand  ungefähr  ein  Jahr  später,  am 
13.  September  1909  statt. 

In  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1909  kam  es  auch  zur  ersten 
Einreihung  christlicher  „O  s  m  a  n  e  n"  in  das  türkische 
Heer;  bisher  hatten  im  Heere  nur  Mohammedaner  gedient,  und 
die  türkische  Armee  wurde  erst  durch  diese  Erweiterung  ihrer  Grund- 
lage aus  einem  staatlichen  Zwangsmittel  wenigstens  annähernd  zu 
einer  Einrichtung  der  Gesamtbevölkerung. 

Für  das  Finanzjahr  1909/1910  (1325  der  Hedschra)  wurde  auch 
die  wichtige  Neuerung  getroffen,  daß  die  Binnenzölle  von  zwei 
Prozent  des  Wertes,  die  bisher  bei  der  Warenbeförderung  von  einem 
Vilajet  ins  andere  zu  bezahlen  waren,  nicht  mehr  eingehoben  werden 
sollen.  Hiermit  war  auf  eine  rohe,  ohne  alle  Rücksicht  auf  Produktion 
und  Verbrauch  eingeführte,  schädliche  Staatseinnahme  Verzicht  ge- 
leistet worden. 

All  dies  sind  natürlich  nur  ungefähre,  dürftige  Hinweise  auf  die 
zahlreichen,  großen  Fortschritte,  welche  das  osmanische  Reich  fast 
in  jeder  Hinsicht  seit  dem  Umschwünge  vom  Juli  1908  zu  verzeichnen 
hat.  Jedenfalls  ist  der  Türkei  hiermit  die  Bahn  zu  einer  groß- 
artigen Entwicklung  als  Kulturstaat  und  Groß- 
macht eröffnet  worden,  insofern  nicht  ein  gewisser  chau- 
vinistischer Überschwang  des  bisherigen  türkischen 
Herrenvolkes  zu  gefährlichen  inneren  und  äußeren  Verwicklungen 
führen  sollte^).   Auf  dieser  Bahn  kann  die  Türkei  nicht  nur  selbst  zur 


*)  Der  höchst  gefährliche,  die  Türkei  an  der  Gefahr  eines  Balkan-  und  vielleicht 
sogar  europäischen  Krieges  knapp  vorüberführende  Aufstand  im  nordwestlichen  Al- 
banien (Malissoren)  im  Frühjahr  und  Sommer  191 1  schien  den  Wendepunkt  zu  einem 
minder  chauvinistischen  Verhalten  zu  bedeuten.  Was  in  dieser  Beziehung  noch 
fehlte,  hat  die  erschütternde  Lehre  der  italienischen  Kriegserklärung  wegen  Tripoli- 
taniens  zu  Ende  September  191 1  nachgetragen.  Andrerseits  hat  eben  dieser  Krieg 
(und  die  mit  ihm  zusammenhängenden  militärischen  Operationen  Italiens  im  Roten 
Meer)  das  seit  Jahrzehnten  einigermaßen  gelockerte  mohammedanische  Gemeinsam- 
keitsgefühl der  Türken  und  Araber  wieder  gekräftigt  und  dadurch  zur  Festigung 
der  Türkei  beigetragen.  Fast  noch  gefährlicher  für  den  dauernden  Zusammenhalt 
des  türkischen  Reiches  als  nationalistischer  Chauvinismus  und  äußere  Angriffe  erweist 
sich  aber  das  maßlose  Herrenbewußtsein  der  türkischen   (auch  kurdischen)    Groß- 
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Ebenbürtigkeit  mit  den  europäischen  Großmächten  gelangen,  sondern 
wird  auch  imstande  sein,  den  anderen  mohammedanischen  Gebieten 
der  offenen  Tür  eine  wichtige  Stütze^)  zu  bieten. 


IX.  Das  Dahinschwinden  der  Gebiete  der  offenen  Tür  ein  anaufhaltsamer, 
aber  weltwirtschaftlich   heilsamer  Prozeß. 

So  läßt  sich  zusammenfassend  sagen :  Wenn  die 
„Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarktsentwicklung"  2)  und  die  von 
ihnen  beeinflußten  Praktiker  unter  ihren  Argumenten  auch  dem  all- 
mählichen Dahinschwinden  der  Gebiete  der 
offenen  Tür  eine  hervorragende  Rolle  zuweisen,  so  hält  dieses 
Argument  einer  tiefer  dringenden  Betrachtung  der  weltwirtschaftlichen 
Verhältnisse  nicht  stand.  Es  mag  zwar  tatsächlich  ein  Gebiet  der 
offenen  Tür  nach  dem  anderen  seiner  hier  dargestellten  völkerrechtlich- 
handelspolitischen Eigentümlichkeiten  entkleidet  werden;  doch  ist 
diese  unaufhaltsame  Entwicklung  nicht  bloß  von  dem 
Standpunkte  aus  zu  betrachten,  daß  hierdurch  den  am  Welthandel 
interessierten  Industriestaaten  bequem  zugängliche  Absatzgebiete 
von  verhältnismäßig  niedrigem  Zollniveau  abhanden  kommen.  Diese 
scheinbar  so  wertvolle  Bequemlichkeit  wird  nämlich  mit  mannig- 
fachen Nachteilen  allzu  teuer  erkauft. 

So  ist  auf  einen  weltwirtschaftlich  sehr  in 
Betracht  kommenden  Abzugsposten  hinzu- 
weisen, der  vom  Gewinn  von  vornherein  abzuziehen  ist,  den  der 
internationale  Handelsverkehr  und  insbesondere  die  Produktion  der 
Industriestaaten  aus  den  dauernd  gesicherten,  niedrigen  Zöllen  der 
Gebiete  der  offenen  Tür  schöpfen.  Diese  Gebiete  sind  nämlich  zumeist 
halbbarbarische  oder  halbzivilisierte  Staaten 
mit  mangelhaften  Verwaltungseinrichtungen  und  unsicheren  politi- 
schen Grundlagen;  sie  stellen  daher  fast  immer  Zankäpfel  der 

grundbesitzer  oder  Grundherren  nicht  nur  gegenüber  den  christlichen  „Rajahs", 
sondern  auch  gegenüber  der  ärmeren  mohammedanischen  Landbevölkerung.  Die 
türkische  Landbevölkerung  wird  auch  durch  das  bei  Bestand  der  Kapitulationen 
nur  schwer  zu  ändernde  irrationelle  Steuersystem,  namentlich  durch 
die  zur  Verschuldung  und  Bewucherung  führende  Verpachtung  des  Zehnts,  femer 
durch  die  Hammelsteuer  arg  bedrückt.  Die  bisher  nur  sehr  zaghaft,  wenn  über- 
haupt in  Angriff  genommene  Agrarfrage  stellt  sich  immer  mehr  als  die  Lebens- 
frage der  Türkei  heraus. 

^)  Vgl.  hierüber  die  früheren  Bemerkungen  über  türkische  Militärinstruktoren 
für  Afganistan  und  Marokko. 

')    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seite  26. 
Schilder.    L2 
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Großmächte  dar,  sind  ein  Spielball  der  diplomatischen  Intrigen 
dieser  Mächte,  werden  oft  von  mehr  oder  minder  blutigen  inneren 
Unruhen  erschüttert  und  bieten  darum  beständig  Anlaß  zu  welt- 
politischer Beunruhigung.  Mit  dieser  Beunruhigung  im  Zusammen- 
hange stehen  kostspielige  militärische  Rüstungen,  welche  die  wirt- 
schaftliche Kraft  der  Großmächte  erschöpfen,  wofern  es  nicht  gar  zu 
blutigen,  opfervollen  Kriegen  größeren  und  kleineren  Stils  kommt. 
Beispiele  für  letzteres  sind:  die  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  von 
Rußland  gegen  die  Türkei  geführten  Feldzüge  einschließlich  des 
Krimkrieges;  die  französischen,  englischen,  russischen,  deutschen 
usw.  Expeditionen  nach  China,  die  im  Boxer feldzuge  von  1900 
gipfelten;  der  russisch-japanische  Krieg  um  die  offene  Tür  in  Ostasien; 
der  Feldzug  Frankreichs  gegen  Marokko  im  Jahre  1844  sowie  die 
französischen  „Strafexpeditionen"  auf  marokkanischem  Gebiete  seit 
1907  (Casablanca,  Udscha,  französischer  Zug  nach  Fez  im  Frühjahr 
1911);  der  Feldzug  Spaniens  gegen  Marokko  in  den  Jahren  1859/1860, 
die  mit  dem  Aufstand  in  Katalonien  (Ferr er- Affäre)  ursächlich  zu- 
sammenhängenden Kämpfe  Spaniens  gegen  die  nordmarokkanischen 
RLffkabylen  im  Sommer  und  Herbst  1909,  Festsetzung  der  Spanier  in 
ihrer  nordmarokkanischen  Einflußsphäre  seit  Sommer  1911,  italieni- 
scher Eroberungszug  nach  Tripolitanien  seit  Ende  September  191 1 
mit  seinen  schädlichen  Einwirkungen  auf  Ruhe  und  Frieden  im 
östlichen  Mittelmeerbecken  und  im  Roten  Meer  usw. 

In  noch  viel  höherem  Maße  werden  die  Vorteüe  der  Gebiete  der 
offenen  Tür  für  den  Welthandel,  nämlich  relativ  niedrige 
Zölle  und  Mangel  industrieller  Entwicklung, 
durch  folgenden  Umstand  aufgewogen :  diese  Länder  besitzen  infolge 
des  relativ  niedrigen  Niveaus  ihrer  gesamten  produktiven  Leistungs- 
fähigkeit und  ihrer  kulturellen  Verhältnisse  sowie  wegen  ihrer  meist 
mangelhaften  inneren  Sicherheitszustände  nur  eine  geringe 
Kaufkraft  und  eine  bescheidene  Aufnahmefähigkeit  für  aus- 
ländische Waren.  Es  hatten  zwar  einzelne  Fabrikationen 
der  Industriestaaten  in  den  ehemaligen  Gebieten  der  offenen  Tür  zu 
niedrigen  Zöllen  bequem  Absatz  gefunden  und  sind  nunmehr  durch 
die  zollgeschützte  Entwicklung  der  (souverän  gewordenen  oder  in  den 
Besitz  eines  souveränen  Staates  übergegangenen)  Gebiete  der  offenen 
Tür  zu  Schaden  gekommen;  diese  einzelnen  Fabrikationen  mögen 
wohl  die  Schließung  der  ehemals  offenen  Tür  mit  Recht  beklagen. 
Aber  der  gesamte  Fabrikatenexport  der  Industrie- 
staaten hat  durch  die  gesteigerte  Aufnahmefähigkeit  der  ehemaligen 
Gebiete  der  offenen  Tür  sicherlich  beträchtlichen  Nutzen  erfahren. 
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Bs  beruhte  daher  auf  durchaus  unrichtigen,  unzutreffenden  Er- 
wägungen, wenn  nicht  wenige  Politiker  und  Diplomaten 
des  19.  und  sogar  des  20.  Jahrhunderts  geneigt  waren, 
die  Erhaltung  eines  Gebietes  der  offenen  Tür  in  diesem  völker- 
rechtlich eingeengtem  Zustande  als  eine  ebenso  wichtige  wie  welt- 
wirtschaftlich gemeinnützige  Aufgabe  zu  betrachten.  Derartige  Be- 
strebungen sind  auch  auf  die  Dauer  meist  erfolglos.  Koloniale  Er- 
werbungen auf  dem  Boden  ehemaliger  Gebiete  der  offenen  Tür  mögen 
vielleicht  durch  den  Einspruch  der  Großmächte  wenigstens  eine  Zeit- 
lang zu  verhindern  sein;  doch  ist  es  für  ein  zu  höherer  Zivüisation 
gelangtes  Gebiet  der  offenen  Tür  nur  einigermaßen  schwierig,  aber 
durchaus  nicht  unmöglich,  von  einem  Großstaate  nach 
dem  anderen  denVerzicht  auf  die  Privilegien  aus 
älterer  Zeit  zu  erlangen.  Sobald  nur  ein  Staat  mit  dem 
Verzicht  begonnen  hat,  müssen  die  anderen  früher  oder  später  nach- 
folgen, um  dem  Verdachte  der  politischen  Gehässigkeit 
gegenüber  dem  wohl  bald  einen  bedeutenden  Machtfaktor  dar- 
stellenden, zivilisierter  gewordenen  Gebiete  der  offenen  Tür  zu  ent- 
gehen. Solche  Verzichtleistungen  lassen  aber  nicht  lange  auf  sich 
warten,  sobald  nur  das  zivilisierter  gewordene  Gebiet  der  offenen  Tür 
einen  Machtfaktor  zu  bilden  anfängt,  wie  z.  B. 
Japan  in  der  ersten  Hälfte  der  neunziger  Jahre  noch  vor  dem  Beginn  des 
chinesisch-japanischen  Krieges,  Rumänien  seit  seiner  erfolgreichen 
Beteiligung  am  russisch-türkischen  Kriege  von  1877/1878  und  sogar 
schon  einige  Jahre  früher,  Bulgarien  seit  seiner  politischen  Kon- 
solidierung von  der  Mitte  der  neunziger  Jahre  an,  die  Türkei  seit 
Sommer  1908  usw.  Noch  leichter  sind  derartige  Verzichtleistungen 
selbstverständlich  zu  erzielen,  wenn  das  betreffende  Gebiet  der 
offenen  Tür  Kolonialgebiet  im  Besitze  einer  Groß- 
macht geworden  ist  (wie  Tunis,  Ägypten,  Cypern,  die  Eritrea 
seit  der  ersten  Hälfte  der  achtziger  Jahre  des  19.  Jahrhunderts), 
mag  auch  die  Beibehaltung  des  Regimes  der  offenen  Tür  in  solchen 
neuerworbenen  Kolonialgebieten  für  einige  Zeit  durchzusetzen  sein, 
wie  z.  B.  in  Tunis  von  1881  bis  1898. 

Wie  wenig  übrigens,  auch  abgesehen  von  solchen  zwingenden 
politischen  Momenten,  gegen  diese  Entwicklung  mittels  Eigen- 
sinn und  Gewaltsamkeit  aufzukommen  ist,  geht  schon  aus  folgender 
Erwägung  hervor:  Die  Großmächte  können  den  Gebieten  der  offenen 
Tür  in  deren  finanziellen  Notlagen  zeitweÜige  Er- 
höhungen der  völkerrechtlich  gebundenen 
Zölle  wohl  nicht  versagen.    Diese  erreichen  aber  sodann  bald  eine 
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Höhe  (etwa  ii — 12  Prozent,  so  in  der  Türkei,  auf  Kreta,  in  Marokko), 
die  für  Kulturstaaten  einen  bereits  ganz  beträchtlichen 
Zollschutz  ausmacht.  Wenn  nun  ein  solches  Gebiet  der  offenen 
Tür  aus  eigenem  Antrieb  den  europäischen  Kultur-  und  Industrie- 
staaten nacheifert,  tritt  eben  die  Schutzwirkung  dieser  Zölle  in  Er- 
scheinung; dieser  Vorgang  ist  z.  B.  bei  einzelnen  türkischen 
Industrien  bereits  sichtbar  geworden,  so  in  den  dortigen  Baum- 
wollspinnereien, in  der  Konfektionsindustrie,  Schuhfabrikation,  den 
Glas-  und  keramischen  Fabrikationen,  Mühlen,  Bierbrauereien  usw. 
In  schwächerem  Maßstabe  sind  derartige  industrielle  Entwicklungen 
auch  in  China,  Ägypten  usw.  zu  verzeichnen  und  fanden  im 
letzten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  auch  in  Japan  statt,  lange 
bevor  das  ostasiatische  Inselreich  zur  zollpolitischen  Souveränität  ge- 
langt war. 

Tatsächlich  ist  die  gewissermaßen  einem  historischen  Gesetz 
Folge  leistende,  augenscheinlich  geringe  Dauerhaftig- 
keit der  Gebiete  der  offenen  Tür  jenen  Faktoren  bei- 
zuzählen, die  dem  Aufschwung  der  Umsätze  des  Welthandels  günstig 
sind.  Denn  die  kulturell  zurückgebliebenen,  schlecht  verwalteten 
und  ebendeshalb  armen  Gebiete  der  offenen  Tür  stehen  an  produktiver 
Leistungsfähigkeit  (Ausfuhr)  und  Kaufkraft  (Einfuhr)  hinter  den 
später  auf  ihrem  Boden  entstandenen  unabhängigen  Staaten  oder 
Provinzen  und  Kolonialgebieten  der  Großmächte  weit  zurück.  Die 
in  jeder  Beziehung  rückständigen  Gebiete  der  offenen  Tür  bieten  daher 
für  Welthandel  und  Weltverkehr  weit  weniger  Anregung,  als  die  auf 
ihrem  Boden  allmählich  zur  Entstehung  gelangenden  andersartigen, 
dem  Zeitgeist  besser  entsprechenden,  politisch  abhängigen  oder 
souveränen  Gebilde.  Diese  Behauptung  bleibt  auch  dann  richtig, 
falls  in  den  nunmehr  völkerrechtlich  nicht  mehr  offenstehenden  Ge- 
bieten an  Stelle  der  früheren,  gleichmäßig  niedrigen  Zölle  ein  mehr 
oder  minder  weitgehendes  Schutzzollregime  eingeführt 
werden  sollte. 
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Neuntes  Kapitel. 

Kapitalsinvestitionen  im  Auslande. 

L  Eapitalsinvestitionen  im  Auslande  als  Exportförderungsmittel. 

la.  Kapitalsinvestitionen  im  Auslände  als  Hilfsmittel  zur  Erzielung  gewinnbringender 

Ausfuhrgeschäfte ;  hierauf  bezügliches  Verhalten  der  Finanzmänner,  der  öffentlichen 

Meinung  und^der  Regierungen  der  Gläubigerländer. 

Man  wird  die  „Skeptiker  hinsichtlich  der  Weltmarkts- 
entwicklung ^)''  vielleicht  zum  Einbekenn tnisse  bringen,  es  sei 
eine  Reihe  bedeutsamer  Momente  vorhanden,  die  im  Sinne  der 
Erhaltung  und  vielleicht  sogar  Erweiterung  des  gegenwärtigen  Um- 
fangs  der  internationalen  Handelsbeziehungen  (im  Vergleiche  zu  der 
für  den  Inlandsmarkt  arbeitenden  Nationalproduktion)  wirksam  sind, 
wie  die  mangelhafte  industrielle  Entwicklung  oder  Entwicklungsfähig- 
keit der  Tropen,  die  hiermit  einigermaßen  zusammenhängenden  Mono- 
kulturen, ferner  die  Luxusbedürfnisse,  der  Bedarf  an  wertvollen  Roh- 
stoffen und  überseeischen  Genußmitteln,  das  Eintreten  von  „Impro- 
visa*'  usw.  Die  erwähnten  Skeptiker  werden  sich  aber  auf  die  Be- 
hauptung zurückziehen  wollen,  daß  der  von  ihnen  zugestandene  ab- 
solute und  wohl  auch  relative  Aufschwung  der  inter- 
nationalen Handelsumsätze  zu  immer  un- 
günstigeren Bedingungen  vor  sich  gehe;  infolge  der  all- 
seitigen Zollerhöhungen  und  bei  der  Schärfe  der  Weltmarktskonkurrenz 
hätten  die  Exporteure  oder  Exportindustriellen  mit  verminderten, 
wenn  überhaupt  mit  irgendwelchen  Profiten,  die  Arbeiter  mit  wenig 
befriedigenden  Löhnen  zu  rechnen. 

Diese  wie  manche  andere  Behauptung  der  „Skeptiker  hinsichtlich 
der  Weltmarktsentwicklung' ^  verallgemeinert  und  über- 
treibt gelegentlich  zweifellos  vorhandene 
Nebentendenzen  in  unstatthafter  Weise.  Hier- 
bei wird  vor  allem  übersehen,  daß  den  reicheren  Industriestaaten 
ein  Mittel  zur  Hebung  ihrer  Ausfuhr  zur  Verfügung  steht  und  von 


*)    Vgl.  über  diesen  Ausdruck  die  Bemerkung  im  I.  Kapitel  Seit»  26. 
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ihnen  auch  in  bedeutendem  Maße  angewendet  wird,  das  geeignet  ist, 
den  Nutzen  des  Ausfuhrgeschäftes  sowohl  für  die  Unternehmer,  als 
auch  für  die  Arbeiterschaft  zu  erhöhen.  Mit  Hufe  dieses  Mittels  ge- 
lingt es  sehr  oft,  die  Fabrikatenausfuhr  für  Unternehmer  und  Arbeiter 
weit  weniger  unlohnend  zu  machen,  als  die  genannten  Skeptiker  an- 
zunehmen geneigt  sind. 

In  zahlreichen  Fällen  steht  nämlich  die  Fabrikatenausfuhr  in 
engem  Zusammenhange  mit  einem  über  den  Bedarf  des  Inlandsmarktes 
hinausgehenden  Kapitalsreichtume,  und  zwar  handelt  es  sich  um  einen 
mit  Unternehmungslust  und  Unternehmergeschick  gepaarten  Kapitals- 
reichtum. Es  ist  selbstverständlich,  daß  der  Gläubiger 
k  r  ed i t b e du r  f  t  i  gen  Schuldnern  Bedingungen 
stellen  kann.  Solche  Schuldner  sind  auch  die  Staats-, 
Provinzial-  und  Gemeindeverwaltungen  in  wirt- 
schaftlich und  namentlich  industriell  weniger  entwickelten  Ländern. 
Eine  naheliegende  Bedingung,  die  besonders  in  den  letzten  zwei 
Jahrzehnten  ungemein  häufig  gestellt  wurde,  besteht  darin,  der 
Schuldner  möge  die  empfangenen  Werte  zum  mehr  oder  minder  be- 
deutenden Teile  für  Fabrikate  des  Gläubigerlandes  ausgeben. 

öffentliche  Anleihen  nach  dem  Auslande  sind  gegenwärtig  durch- 
aus keine  vorwiegend  auf  die  Großfinanz  beschränkte  Angelegenheit. 
Jeder  Finanzmann  ist  durch  seine  Bankverbindungen  als 
Präsident,  Direktor,  Verwaltungsrat,  Großaktionär,  Inhaber  oder 
Leiter  eines  großen  privaten  Bankunternehmens  auch  in  enger 
Verbindung  mit  den  zahlreichen  Industrie- 
unternehmungen (Einzelfirmen  und  Aktiengesellschaften), 
deren  Emissionsinstitut,  Kreditquelle  und  Stütze  in  den  zahlreichen 
Fährlichkeiten  des  Geschäftslebens  das  betreffende  Bankunternehmen 
ist.  Sollte  ein  Finanzier  oder  ein  Finanzkonsortium  ein  auswärtiges 
Anlehen  bloß  um  des  Emissionsgewinnes  willen, 
ohne  Rücksicht  auf  Beschäftigung  der  nationalen  Industrien,  beim 
Kapitalistenpublikum  seines  Landes  unterbringen  wollen,  dann  steht 
dem  nicht  nur  die  öffentliche  Meinung  der  herkömmlichen 
Gläubigerländer  entgegen,  die  in  dieser  Beziehung  bereits  recht 
empfindlich  geworden  ist;  auch  die  Regierungen 
der  Gläubigerländer  wachen  mit  immer  größerer  Sorgfalt  darüber, 
daß  bei  der  Gewährung  von  Anlehen  nach  dem  Auslande  die  Industrie 
ihres  eigenen  Landes  nicht  leer  ausgehe,  sondern  je  nach  dem  Ver- 
wendungszwecke des  Darlehens  Lieferungen  von  Waffen,  Munition, 
Kriegsschiffen,  Eisenbahnmaterial,  Zement  usw.  erhalte  oder  an  dem 
Baue  von^Eisenbahnen,  Straßen,  Hafenanlagen  usw.,  an  Konzessionen 
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für  solche  Verkehrsunternehmungen,   ferner  für  Bergwerke,  Wald- 
exploitationen usw.  nutzbringend  beteiligt  werde. 

Ib)   Französische  Verbindung  von  Kreditpolitik  und  Exportförderung. 

Die  Regierungen  mancher  Gläubigerländer  begnügen  sich  damit, 
die  herkömmliche  Fühlungnahme  der  das  Darlehen  ver- 
mittelnden Banken  und  Finanzmänner  mit  der  I^eitung  der 
äußeren  Politik  abzuwarten.  Die  Finanzmänner  sind  seit 
jeher  gewohnt,  den  Hinweisen  der  I^eiter  der  äußeren  Politik  über  die 
Rätlichkeit  oder  Unrätlichkeit,  einem  um  Darlehen  ansuchenden  Staat 
den  gewünschten  Dienst  zu  erweisen,  in  weitgehendem  Maße  Folge 
zu  leisten.  In  Frankreich  hat  man  sich  aber  nicht  damit  begnügt, 
die  Anlehensgewährungen  gewissermaßen  durch  ein  ungeschrie- 
benes Recht  zu  regeln.  In  einer  Verordnung  vom 
6.  Februar  1880  (erläutert  durch  eine  Zuschrift  des  Finanzministers 
vom  12.  Februar  1880  an  den  Syndikus  der  Agents  de  Change)  nimmt 
das  Finanzministerium  ausdrücklich  das  Recht  in  Anspruch,  den 
Handel  mit  irgendwelchen  fremden  Werten  zu  untersagen  sowie 
die  Kotierung^)  fremder  Anleihen  an  den  französischen  Börsen 
nach  Gutdünken  zu  gestatten  oder  zu  verbieten. 

Durch  diese  Verordnung  sollte  es  wohl  ursprünglich  für 
schwindelhaft-unsichere  Schuldner  einigermaßen 
schwieriger  gemacht  werden,  französische  Kapitalien  in  die  Hand  zu 
bekommen.  Verhältnismäßig  bald  trat  aber  das  erwähnte  sicherheits- 
polizeiliche Moment  in  den  Hintergrund,  und  die  Verordnung  von  1880 
wurde  hauptsächlich  dazu  benützt,  um,  unter  Intervention  der  fran- 
zösischen Regierung,  bei  Anleihen  fremder  öffentlicher  Gewalten  oder 
auch  bedeutender  Privatunternehmungen  möglichst  große  Vor- 
teile  für    die    französische   Industrie  zu  erwirken. 

Besonderes  Aufsehen  haben  begreiflicherweise  jene  Fälle  erregt, 
in  welchen  ein  Staat,  der  auf  dem  Pariser  Geldmarkte  ein  Anlehen 
anstrebte,  gleichzeitig  wenig  Neigung  zeigte,  der  französischen  In- 
dustrie (namentlich  der  Fabrikation  von  Eisenbahn-  oder  Kriegs- 
material) Beschäftigung  zu  geben,  und  darum  die  Kotierungs- 
bewüligung  erst  nach  längeren  Verhandlungen  und  verschiedenen 
Zugeständnissen,  d.  h.  Bestellungen,  oder  auch  gar  nicht  erhielt. 
Das  gleiche  gilt  von  jenen  Fällen,  in  welchen  ein  Staat,  der  auf  dem 
französischen  Geldmarkte  große  Mengen  seiner  Papiere  untergebracht 


*)  Vgl.  die  Anlage  XII  „Französische  Vorschriften  über  Kotierung  ausländischer 
Werte"   im   II.    Bande. 
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hatte,  die  französische  Industrie  gegenüber  ihrer  Konkurrenz  ver- 
nachlässigte; er  konnte  dann  zu  hören  bekommen,  daß  er  in  Zukunft 
den    französischen    Geldmarkt    weniger    zugänglich    finden    werde. 

So  sah  sich  z.  B.  die  französische  Regierung  in  der  ersten  Januar- 
hälfte 1909  veranlaßt,  die  Ermächtigung  zur  Kotierung  eines  größeren 
argentinischen  Anlehens,  das  durch  Vermittlung  des  englischen 
Bankhauses  Baring  in  Paris  aufgelegt  werden  sollte,  zu  verweigern. 
Ungefähr  zur  selben  Zeit  lehnte  es  der  Finanzminister  Caillaux 
ab,  seine  Zustimmung  zur  offiziellen  Notierung  des  argentinischen 
fünfprozentigen  inneren  Anlehens  von  1895  auf  der  Pariser  Börse 
zu  erteilen.  Die  argentinische  Regierung  hatte  nämlich  im  Jahre  1908 
bei  einem  Geschützwettbewerb,  der  zwischen  der  deutschen  Firma 
Krupp  und  den  Schneider- Werken  in  Creusot  stattfand,  der  deutschen 
Firma  in  einer  Art  und  Weise  den  Vorzug  gegeben,  die  von  der  franzö- 
sischen Firma  als  illoyal  betrachtet  wurde.  Die  anfangs  1909  erfolgte 
Zurückweisung  der  argentinischen  Werte  vom  französischen  Geld- 
markte bildete  die  Antwort  der  französischen  Regierung  auf  das  an- 
geblich   unbillige    Vorgehen    der    argentinischen    Kriegs  Verwaltung. 

Als  ein  weiteres  Beispiel  hierfür  ist  die  ungünstige  Aufnahme  zu 
betrachten,  die  im  Dezember  1909  der  Plan  der  bulgarischen 
Regierung,  auf  dem  Pariser  Markte  ein  Anlehen  aufzunehmen,  bei 
den  maßgebenden  Faktoren  Frankreichs  fand.  Es  wurde  erklärt, 
Bulgarien  habe  auf  die  Kotierangsbewilligung  nicht  zu  rechnen,  da 
der  französischen  Industrie  aus  der  neuen  Anleihe  keine  Bestellungen 
zugesichert  worden  seien.  Anfangs  1910  wurde  dieses  Anlehen  von 
hundert  MÜlionen  Franken  von  einem  österreichisch- 
deutschen Konsortium  übernommen,  dem  von  öster- 
reichischen Bankfirmen  der  Wiener  Bankverein  und  die  Länderbank, 
von  deutschen  Gebrüder  Schröder  &  Comp,  in  Hamburg  ange- 
hörten. Doch  wurde  diese  Anleihe  in  Deutschland  nur  privat  ge- 
handelt und  nicht  an  den  deutschen  Börsen  zugelassen,  da  die 
bulgarische  Regierung  nicht  bereit  war,  eine  entsprechende  Be- 
rücksichtigung der  deutschen  Industrie  zuzusagen.  Erst  im 
November  1911,  nachdem  Bulgarien  eine  Reihe  handelspolitischer 
Zugeständnisse  (Verlängerung  des  deutsch-bulgarischen  Handels- 
vertrages vom  I.  August  1905  bis  Ende  1917,  ein  Konsularvertrag, 
ein  Rechtshüfe-  und  Auslieferungsvertrag)  gemacht  hatte,  wurde 
die  bulgarische  Anleihe  zum  Handel  und  zur  Notierung  an  den 
deutschen  Börsen    zugelassen. 

Bemerkenswert  sind  auch  die  lebhaften  französischen  Preß- 
angriffe, zu  deren  Gegenstand  gegen  Ende  August  19 10  der  damals 
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gerade  Europa  bereisende  brasilianische  Präsident  F  o  n  s  e  c  a  ge- 
macht wurde.  Man  warf  ihm  vor,  er  habe,  angeblich  aus  persönlicher 
Vorliebe  für  Deutschland  und  minder  freundlicher  Gesinnung  gegen- 
über Frankreich,  deutschen  Fabriken  für  allerlei  Kriegsmaterial  be- 
deutende Bestellungen  zukommen  lassen,  während  die  hierauf  be- 
züglichen französischen  Bemühungen  fruchtlos  geblieben  seien. 
Gegenüber  diesen  französischen  Zeitungsstimmen  soll  (nach  dem 
„Hamburger  Korrespondent")  ein  Mitglied  der  in  Paris  tätigen  bra- 
silianischen ,, Kommission  für  wirtschaftliche  Expansion"  einem  Be- 
richterstatter des  Pariser  „Journal"  erklärt  haben,  daß  die  brasüia- 
nischen  Bestellungen  von  Heeresmaterial  in  Deutschland  rein  sachliche 
Gründe  hätten;  aus  anderen  lyändern  kämen  eben  vorteÜhaftere 
Angebote  als  aus  Frankreich.  Die  französischen  Schiffs- 
werften hätten  zwei  große  Fehler:  sie  ver- 
kaufen zu  teuer  und  verlangen  viel  zu  aus- 
gedehnte Ivieferungstermine.  Brasilien  könne  in 
Deutschland  Kanonen  um  zehn  Prozent  billiger  erwerben,  die  noch 
dazu  in  sechzehn  Monaten  geliefert  würden,  während  Frankreich 
drei  Jahre  brauche.  Seine  Kanonen  und  Gewehre  kaufe 
Brasilien  in  Deutschland  und  nicht  in  Frank- 
reich, weil  ersteres  Waffen  liefere,  wie  sie 
in  der  deutschen  Armee  in  Gebrauch  seien; 
Frankreich  weigere  sich  aber,  seine  75  Milli- 
meter -  K  a  n  o  n  e  u  n  d  Iv  e  b  e  1  -  G  e  w  ehr  e  zu  liefern, 
die  bei  seiner  Armee  verwendet  würden.  Daß 
sich  Brasilien  also  an  Deutschland  wende,  habe  mit  Sympathien  nichts 
zu  tun.  Später  bemühte  sich  Fonseca,  die  öffentliche  Meinung  Frank- 
reichs durch  eine  in  wirtschaftlicher  Beziehung  entgegenkommendere 
Haltung   zu  versöhnen. 

Abgesehen  von  der  aus  begreiflichen  Gründen  bereits  seit  vier 
Jahrzehnten  bestehenden  Ausschließung  deutscher  öffentlicher 
Werte  vom  Pariser  Geldmarkte  machte  sich  dort  erst  seit  wenigen  Jahren 
die  Neigung  stärker  geltend,  die  Zulassung  fremder  Anleihen  zur  Ko- 
tierung als  ein  Mittel  zur  BenachteÜigung  politisch  mißliebiger  Aus- 
landsstaaten zu  verwenden,  so  bei  der  Verhinderung  eines 
größeren  ungarischen  Anlehens  (550  Mülionen 
Franken)  Mitte  September  1910  und  bei  dem  im  Oktober  1910  er- 
folgten Versuche,  der  Türkei  bei  einem  angestrebten  Anlehen  von 
136  Millionen  Franken  demütigende  Bedingungen  finanzieller  Kon- 
trolle aufzudrängen.  Doch  erzielte  Frankreich  in  keinem  der  beiden 
Fälle  den  gewünschten  Erfolg,  indem  die  ungarische  sowie  die  tür- 
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kisclie  Anleihe  zu  günstigen  Bedingungen  von  Konsortien  deutscher 
und  österreichischer  Bankfirmen  übernommen  wurden,  und  die 
großen  türkischen  Aufträge,  die  mit  der  März  1911  begebenen  türki- 
schen Anleihe  von  160  Millionen  Franken  verbunden  waren,  gingen 
nach  Deutschland  und  Österreich-Ungarn. 

Ic)    Durch  die  Verbindung  von  Kreditpolitik  mit  Exportförderung  tritt  nicht  selten 

an  die  Stelle  des  internationalen  Wettbewerbs  eine  beschränkte  Inlandskonkurrenz, 

gelegentlich  sogar  mit  korrupten  und  erpresserischen  Nebenerscheinungen. 

Nun  bedeutet  es  schon  einen  großen  Vorteil  der  mit  Lieferungen 
und  öffentlichen  Arbeiten  verbundenen  Anleihen,  daß  hierdurch  den 
arbeitenden  Massen,  Ingenieuren,  Händlern  und  Industriellen  des 
Gläubigerstaates  überhaupt  Lohn  oder  Verdienst  verschafft  wird. 
Noch  bedeutsamer  ist  aber  für  die  Gläubigerstaaten  ein  anderer 
Umstand:  für  ihre  Ausfuhr  nach  jenen  Ländern,  die  sich  diese  Ver- 
bindung von  Darlehensgewährung  mit  Bestellungen  für  die  Industrie 
gefallen  lassen  (oder  gefallen  lassen  müssen),  wird  eben  durch  diese 
Anleihebedingungen  die  volle  Schärfe  der  Weltmarkts- 
konkurrenz ausgeschalte  t^).  An  Stelle  des  internationalen 
Wettbewerbs  tritt  eine  beschränktere  Konkurrenz;  diese  umfaßt  nur 
die  einschlägigen  Fabriksunternehmungen  des  Gläubigerstaates  und 
mitunter  sogar  in  einer  an  Korruption  gemahnenden  Weise  nur  einige, 
aus  irgendwelchen  Gründen  besonders  gut  angeschriebene  Unter- 
nehmungen. Eine  solche  besondere  Stellung  genießen  z.  B.  die  Firma 
Krupp  in  Deutschland,  die  Werke  von  Schneider  &  Comp,  zu  Creusot 
in  Frankreich  usw. 

Man  sollte  zwar  meinen,  daß  von  einem  solchen  Monopol  kein 
übermäßiger    Gebrauch    gemacht    werden    könnte,    da    sonst    dem 


^)  Soviel  ich  der  vorhandenen  lyiteratur  über  Kapitalsanlagen  im  Auslande 
entnehmen  konnte,  wird  darin  zwar  die  ausfulirfördernde  Wirkung  dieser  Kapitals- 
anlagen ausführlich  erörtert;  doch  wird  meines  Wissens  dem  wohl  entscheidend 
wichtigen  Umstände  so  gut  wie  keine  Beachtung  geschenkt,  daß  die  durch  Kapitals- 
investitionen im  Auslande  bewirkte  Ausfuhr  auch  verhältnismäßig  gewinn- 
bringend für  Unternehmer  (Kapitalisten)  und  Arbeiterschaft  ist  (Inwiefern  dies 
auch  für  Kapitalsanlagen  in  rein  privaten  Unternehmungen  zutrifft,  siehe  Abteilung 
I  g  dieses  Kapitels.)  Dies  gilt  auch  von  dem  gedankenreichen,  eingehenden,  bedeut- 
samen Werke  von  A.  Sartorius  v.  Waltershausen  „Das  volkswirt- 
schaftHche  System  der  Kapitalanlage  im  Auslande".  Freilich  beschäftigt  sich  dieses 
Buch  fast  mehr  mit  der  Frage,  wie  die  Plutokratien  der  einzelnen  Länder  mittels 
Kapitalsanlagen  im  Auslande  einen  möglichst  großen  Teil  der  innerhalb  der  Welt- 
wirtschaft zu  gewinnenden  Kapitalszinsen  und  Grundrenten  an  sich  ziehen  könnten, 
als  mit  der  Untersuchung  der  Zusammenhänge  zwischen  der  Kapitalsinvestition  im 
Auslande   und  dem  Ausfuhrhandel. 
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Schuldnerlande  die  Anleihe  von  anderer  Seite  angeboten  würde,  und 
zwar  gegen  Übertragung  der  industriellen  Auf- 
träge an  den  neuen  Offerenten.  Doch  ist  die 
Möglichkeit,  größere  Anleihen  zu  erhalten,  namentlich  beim  fast 
unaufhörlichem,  direkten  oder  indirekten  Wettbewerb  der  Ver- 
einigten Staaten  um  alles  irgendwo  verfügbare  Kapital,  nicht 
selten  an  allerlei  Vorbedingungen  politischer  Freundschaft  und 
momentaner  Kapitalflüssigkeit  im  Gläubigerlande  gebunden. 
Daher  ist  die  Übertragung  solcher  Anleihen  von  einem  Gläubiger- 
staate auf  den  anderen  nicht  immer  eine  einfache  oder 
leichte  Sache. 

Es  kann  nichtsdestoweniger  zu  solchen  Übertragungen  kommen, 
wie  im  Herbst  des  Jahres  1910  (vgl.  Abteilung  Ib  dieses  Ka- 
pitels) ein  großes  ungarisches  und  ein  türkisches  Anlehen  vom  franzö- 
sisch-britischen auf  den  deutsch-österreichischen  Kapitalmarkt  über- 
tragen wurde.  Dies  mag  unter  Umständen  mittels  einer  heroischen 
Anstrengung  der  wirtschaftlichen  Kräfte  um  eines  bedeutsamen  poli- 
tischen Zieles  wülen  gelingen,  kann  aber  nicht  als  ein  normaler  Fall 
aufgefaßt  werden.  Daher  können  im  allgemeinen  für  die  im 
Anschlüsse  an  Darlehen  gewährten  industri- 
ellen Aufträge  verhältnismäßig  günstige  Be- 
dingungen erzielt  werden,  die  den  Unternehmern  bessere 
Gewinste  und  den  Arbeitern,  wenigstens  unter  Umständen,  auch  be- 
friedigendere Ivöhne  belassen.  Daß  diese  Art  von  Industrie-  und  Aus- 
fuhrförderung zu  arger  Überspannung  der  von  den 
Fabriken  des  Gläubigerlandes  gestellten  For- 
derungen führen  kann,  mag  folgender  telegraphischen  Pariser 
Korrespondenz  entnommen  werden,  die  in  der  „Neuen  Freien  Presse" 
vom  15.  Januar  1910  erschien,  vom  gleichen  Tage  datiert  war  und 
unwidersprochen  blieb : 

„Die  Emission  des  neuen  serbischen  Anlehens  von  150 
Millionen  Franken  in  Paris,  welches  bereits  abgeschlossen  und  von 
der  serbischen  Skupschtina  vor  einigen  Tagen  votiert  worden  ist, 
schien  auf  gewisse  Schwierigkeiten  zu  stoßen.  Zu  einer  der  stül- 
schweigenden  Bedingungen  dieses  Anlehens  gehört  nämlich  die 
Übertragung  einer  bed  eutenden  Waffenlieferung  für 
die  serbische  Armee  an  die  französische  Ge- 
sellschaft Schneider  &Comp.  in  Creusot.  Bisher 
konnte  sich  jedoch  die  serbische  Regierung  zu  dieser  Bestellung  nicht 
entschließen,  weil  die  Offerte  der  genannten  Firma 
bedeutend     höhere     Preise      enthielt,     als      das 
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gleichzeitig  eingelaufene  Angebot  der  deut- 
schen Firma  Krupp.  Die  französische  Regierung  verweigerte 
daher  die  Genehmigung  zur  Emission,  machte  aber  gleichzeitig  ihren 
Einfluß  bei  der  Creusot-Gesellschaft  geltend,  um  eine  Herabsetzung 
der  Offertpreise  auf  das  Niveau  der  Kruppschen  herbeizuführen.  Diese 
Bemühimgen  haben  Erfolg  gehabt.  Die  Creusot-Gesellschaft  hat 
eine  Ermäßigung  ihrer  Preise  bewilligt,  und  die  Emission  des  An- 
lehens  in  Paris  wird  mit  Genehmigung  der  französischen  Regierung 
in  den  nächsten  Tagen  stattfinden". 


Id)  Besondere  Wichtigkeit  der  Verbindung  von  Kreditpolitik  und  Exportförderung  für 
Industriestaaten  mit  einer  im  internationalen  Wettbewerbe  zweitklassigen  Leistungs- 
fähigkeit;  namentlich  industriell^schwach  entwickelte  Länder  lassen  sich  eine  solche 

Verbindung  gefallen. 

Es  ist  bezeichnend,  daß  gerade  Frankreich  die  geschilderte 
Praxis,  öffentliche  Anleihen  des  Auslandes  der  Fabrikatenausfuhr 
des  Gläubigerlandes  dienstbar  zu  machen,  in  den  letzten  zwei  Jahr- 
zehnten außerordentlich  häufig  und  mit  großem  Erfolge  geübt  hat. 
In  Frankreich  bestehen  hierfür  sehr  günstige  Vorbedin- 
gungen und  ein  besonders  zwingender  Anlaß. 
Eine  Vorbedingung  liegt  in  dem  ängstlich-nüchternen,  sparsamen 
Sinn  seiner  Bevölkerung,  die,  mit  Einrechnung  der  leichten  „Er- 
sparungen" der  französischen  Plutokratie,  jährlich  über  drei  Milli- 
arden Franken  für  neue  Anlagen  erübrigt  und  binnen  weniger  Jahre 
vielleicht  sogar  vier  Milliarden  ^)  hierfür  zur  Verfügung  haben  wird. 
Eine  andere  Vorbedingung  liegt  in  der  Gewöhnung  des  französischen 
Kapitalistenpublikums,  den  Ratschlägen  undWarnungen 
seiner  Bankverbindungen  hinsichtlich  der  vorzunehmen- 
den Kapitalsanlagen  weitgehende  Aufmerksamkeit  und  Beachtung 
zu  schenken. 


*)  Siehe  die  hierauf  bezügliche  Schätzung  von  Alfred  Neymark  im  Artikel 
„Die  Amortisation  der  Wertpapiere"  im  „Neuen  Wiener  Tagblatt"  vom  15.  Mai  1910 
auf  Grund  des  von  Neymark  an  das  Internationale  Statistische  Institut  im  Jahre  190g 
erstatteten  Berichtes  über  „La  statistique  internationale  des  valeurs  mobiHöres". 
Die  für  Kapitalsanlagen  alljährlich  zur  Verfügung  stehenden  Binkommensüber- 
schüsse  sollen  in  Deutschland,  nach  Angaben  des  Staatssekretärs  Delbrück 
(anläßHch  der  Beantwortung  einer  Interpellation  des  Grafen  Kanitz  über  die  Einfuhr 
fremder  Wertpapiere  in  Deutschland  im  deutschen  Reichstage  am  12.  Februar  191 1) 
sogar  vier  Milliarden  Mark,  also  nahezu  fünf  Milliarden  Franken  betragen.  Doch  ist  zu 
bedenken,  daß  der  inländische  Kapitalsbedarf  im  unternehmungslustigen,  an  Be- 
völkerung rasch  zunehmenden  deutschen  Reich  weit  größer  ist,  als  im  stationären 
Frankreich. 


IX.  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande.  349 

Den  zwingenden  Anlaß  für  das  geschilderte  Vorgehen  der  Re- 
gierung Frankreichs  bei  öffentlichen  Anleihen  des  Auslandes  auf  dem 
französischen  Kapitalsmarkte  bildet  die  beschränkte  Kon- 
kurrenzfähigkeit der  französischen  Industrie, 
namentlich  in  ihren  metallurgischen  und  Konstruktionsbranchen, 
auf  dem  Weltmarkte.  Unter  den  Ursachen  dieser  ge- 
minderten lycistungsfähigkeit  wichtiger  französischer  Industriezweige 
im  internationalen  Wettbewerb  wären  zu  erwähnen :  Verteue- 
rung einzelner  Rohstoffe  und  weiter  zu  verarbeitender 
Fabrikate  durch  das  Schutzzollsystem;  die  Verwöhnung  nicht 
weniger  Industriezweige,  die  seit  jeher  einen  reichlichen  Zollschutz 
auf  dem  ausgedehnten  Markte  Frankreichs  und  seiner  Kolonien  ge- 
nießen, durch  die  Schutzzölle;  schließlich  wohl  auch  die  ungemein 
schwierigen  Arbeiter  verhältnisse  Frankreichs.  Seine 
Arbeiterschaft  soll  nämlich,  wie  des  öfteren  behauptet  wird,  weder 
die  strenge  und  daher  verhältnismäßig  erfolgreiche  Disziplin  deutscher 
oder  britischer  lyohnkämpfe  aufbringen  können,  noch  geneigt  sein, 
sich  einer  genauen  Werkstättendisziplin  zu  unterwerfen;  daher  werde 
durch  einen  ewigen  Kleinkrieg  zwischen  der  Arbeiterschaft  und  den 
Unternehmern  die  industrielle  Tätigkeit  desorganisiert,  ohne  daß  die 
Arbeiter  hierdurch  besondere  Vorteile  für  sich  erzielen. 

Mögen  die  Gründe  der  industriellen  Inferiorität 
Frankreichs  welcher  Art  immer  sein,  jedenfalls  besteht  sie,  imd 
die  französische  Regierung  hat  allen  Anlaß,  den  Unternehmungen 
ihres  I^andes,  die  Waffen,  Munition,  Maschinen,  Eisenbahnmaterial, 
Schwachstromapparate,  Handels-  und  Kriegsschiffe  und  sonstige 
für  den  öffentlichen  Bedarf  in  Frage  kommende  Artikel  erzeugen, 
in  der  angegebenen  Weise  behilflich  zu  sein.  Tatsächlich  verdanken 
die  betreffenden  Fabriken  Frankreichs  einen  nicht  geringen  TeÜ  ihrer 
Beschäftigung  der  Wachsam  keit  der  öffentlichen  Meinung  und  der  Re- 
gierungsaufsicht über  den  Kapitalsmarkt. 

Auch  der  österreichisch-serbische  Zollkrie  g^) 
der  (mit  einer  siebenmonatlichen  Unterbrechung  1908/1909)  vom 
7.  Juli  1906  bis  zum  24.  Januar  191 1  andauerte,  war  ursprünglich, 
abgesehen  von  der  Feindseligkeit  der  Agrarier  Österreich-Ungarns 
gegen  die  serbische  Vieh-  und  Fleischausfuhr  und  von  den  einiger- 
maßen verworrenen  serbisch-bulgarischen  Zollvereinsplänen,  durch 
die  Anleihe-  und  Bestellungskonkurrenz  Frank- 
reichs und  Österreich-Ungarns  mitveranlaßt  worden; 


*)  Vgl.  hierüber  die  II.  Abteilung  des  IV.   Kapitels. 
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es  sind  dies  zwei  Staaten,  deren  Zolltarif  arisch  stark  geschützte  metall- 
urgische Industrien  in  der  scharfen  Luft  der  Weltnxarktskonkurrenz 
allerlei  Schwierigkeiten  begegnen  und  eben  deshalb  durch  Anwendung 
politisch-finanzieller  Machtmittel  die  damaligen  größeren  serbischen 
Militär-  und  Bisenbahnlieferungen  an  sich  ziehen  wollten.  Der  Vor- 
teil, den  Frankreich,  dank  seiner  gewaltigen  Kapitalskraft,  aus  der 
Ausschaltung  Österreich-Ungarns  durch  den  erwähnten  Zollkrieg 
zog,  war  nicht  gering:  blos  während  der  vier  Jahre  1908 — 1911  sollen 
(nach  dem  von  Paul  Deschanel  verfaßten  Bericht  über  das  französische 
auswärtige  Amt,  welcher  der  Budgetkommission  der  Deputierten- 
kammer im  Januar  1912  erstattet  wurde)  von  französischen  Firmen 
für  Kriegsmaterial  Sendungen  im  Werte  von  45  Millionen  Franken 
nach  Serbien  gegangen  sein. 

Freilich  pflegen  sich  nur  industriell  weniger  ent- 
wickelte Länder  diesen  von  der  öffentlichen  Meinung  und  den 
Regierungen  der  Gläubigerstaaten  erzwungenen  Zusammenhang 
zwischen  Anlehensge Währung  und  Bestellungen  für  den  öffentlichen 
Bedarf  gefallen  zu  lassen.  Dies  gilt  etwa  für  die  südamerikanischen 
Republiken  oder  die  Balkanstaaten,  wohl  auch  noch  für  die  Türkei, 
Siam  usw.  Länder,  in  welchen  die  industrielle  Entwicklung  auch  nur 
über  die  Anfangsstadien  hinausgekommen  ist,  wie  etwa  Rußland, 
Spanien  usw.,  weisen  derartige  Bedingungen  gewöhnlich  zurück. 
Doch  werden  auch  solche  Staaten  in  Zeiten  finanzieller 
Beengung  minder  unzugänglich.  So  hat  Rußland,  gewissermaßen 
zum  Entgelt  für  jene  Darlehen,  die  es  von  Frankreich  während  der 
schlimmsten  Zeiten  der  Kriegs-  und  Revolutionsepoche  1904 — 1907 
erhielt,  damals  mehrere  Kriegsschiffe  bei  französischen  Werften  bestellt. 
Wahrscheinlich  mußte  die  russische  Regierung  hierfür  höhere  Preise 
auslegen,  als  wenn  die  Bestellung  britischen  Werften  erteüt  worden 
wäre. 

le)  Das  Schuldnerland  wird  verhalten,  bei  Aufnahme  eines  Darlehens  dem  Gläubiger- 
lande handelspolitische  Vorteile  vertragsmäßig  zu  sichern:  österreichisch-britischer 
Handelsvertrag  vom  16.  Dezember  1865;  russisch-französischer  Handelsvertrag  vom 
16./29.  September  1905 ;  schwedisch-französischer  Handelsvertrag  vom  2.  Dezember  1908; 
dänisch-französische  Verständigung  vom  April  1908;  französisch- japanischer  Handels- 
vertrag vom  19.  August  1911 ;  der  Paynetarif  der  Vereinigten  Staaten. 

Der  Gläubigerstaat  kann  ein  besonderes  Entgelt  für  die  Ge- 
währung des  Darlehens  vom  Schuldnerlande  nicht  nur  in  Gestalt 
von  Lieferungen,  Aufträgen,  Konzessionen  für  einzelne  Unter- 
nehmungen, sondern  auch  noch  in  anderer  Weise  einkassieren.  Der 
Gläubigerstaat  kann  sich  nämlich  die  vertragsmäßige  Siehe- 
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rung  handelspolitischer  Vorteile  ausbedingen.  Ein 
historisch  berühmtes  Beispiel  älterer  Zeit  ist  der  österreichisch- 
britische  Handelsvertrag  vom  i6.  Dezember  1865, 
der  am  i.  Januar  1867  in  Kraft  trat.  Abgesehen  von  einigen,  für 
die  britische  Ausfuhr  günstigen  Nebenzugeständnissen  wurde  die 
damals  noch  mäßig  entwickelte,  des  früheren,  nahezu  prohibitiven  Zoll- 
schutzes kaum  entwöhnte  österreichische  Industrie  insbesondere  durch 
die  den  Briten  für  zehn  Jahre  eingeräumten  Vertragszölle  in  eine 
schwierige  Lage  versetzt.  Diese  Zollsätze,  die,  bei  einer  mehr  vorge- 
schrittenen oder  unter  günstigeren  Verhältnissen  arbeitenden  Industrie, 
als  es  die  damalige  Österreichs  war,  nicht  gerade  niedrig  erscheinen 
mögen,  betrugen  25  und  vom  i.  Januar  1870  an  20  Prozent  des  Wertes 
nebst  einer  Zollermäßigung  für  Heringe. 

Der  Abschluß  dieses  Vertrages  ist  nur  auf  die  drängende  Finanznot 
des  österreichischen  „Sistierungsministeriums"  B  e  1  c  r  e  d  i  zurück- 
zuführen. Diese  ebenso  bedenkenlose  als  ungeschickte  Regierung 
schmeichelte  sich  mit  der  Hoffnung,  es  sei  für  den  Abschluß  eines 
solchen  Vertrages  von  den  britischen  Finanzkreisen  ein  größeres  An- 
lehen  zu  erhalten.  Tatsächlich  kam  es  zwar  gegen  den  Willen  des 
damaligen  österreichischen  Handelsministers,  Admiral  W  ü  1 1  e  r  s  - 
torf-Urbair,  zum  Abschlüsse  dieses  Vertrages,  der  nachher 
im  österreichischen  Parlamente  den  schärfsten  Tadel  erfuhr,  gerade 
weÜ  er  bis  1877  nicht  abgeändert  werden  konnte;  aber  das  erhoffte 
Anlehen  blieb  aus,  und  so  wurden  diese  großen  handelspolitischen 
Zugeständnisse,  in  Anbetracht  der  vom  Abschlüsse  dieses  Vertrages 
ganz  unabhängigen  freihändlerischen  Richtung  der  damaligen  briti- 
schen Handelspolitik,  so  gut  wie  umsonst  gebracht. 

Aus  neuerer  Zeit  könnte  wohl  der  russisch-französische 
Handelsvertrag  vom  16./29.  September  1905  als  ein  be- 
merkenswertes Beispiel  bezeichnet  werden.  Darin  gewährt  Frankreich 
zumeist  nur  die  vertragsmäßige  Bindung  solcher  Minimalzölle,  an 
deren  Erhöhung  es  aus  Rücksicht  für  seine  Industrie .  oder  für  seine 
Verbraucher  ohnehin  nicht  denken  kann,  so  für  Getreide,  Hülsen- 
früchte, Rohholz,  Flachs,  Hanf,  Kleie,  Häute,  Mineralöle,  Mangan- 
erz usw.  Dagegen  erhält  Frankreich  einen  umfangreichen  Vertrags- 
tarif für  seine  landwirtschaftlichen  und  industriellen  Erzeugnisse, 
der  für  die  französische  Ausfuhr  nach  Rußland  von  bedeutendem 
Werte  ist.  Das  Zustandekommen  eines  solchen  Handelsvertrages 
war  eben  nur  zur  Zeit  der  größten  finanziellen  Bedrängnis  des  russischen 
Reiches,  nach  seiner  Niederlage  im  ostasiatischen  Kriege  und  während 
der  heftigsten  revolutionären  Kämpfe,  möglich.   Trotzdem  dieser  Ver- 
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trag  mit  einjähriger  Frist  jederzeit  kündbar  ist,  dürfte  das  finanziell 
noch  immer  von  Frankreich  abhängige  Rußland  durch  ihn  bis  Ende 
1917  (dem  allgemeinen  Ablaufstermine  der  zweiten  mitteleuropäischen 
Vertragsperiode)  gebunden  bleiben. 

Ein  weiteres  Beispiel  hierfür  bildet  der  schwedisch- 
französische Handelsvertrag  vom  2.  Dezember  1908,  der  am 
g.  AprÜ  1909  in  Kraft  trat.  In  diesem,  an  ältere  schwedisch-französische 
Meistbegünstigungsverträge  sich  anlehnenden  Vertrage  erhält  Frank- 
reich ohne  sichtbares  Gegenzugeständnis  von  seiner  Seite  die  Herab- 
setzung des  schwedischen  Zolles  auf  nichtschäumende  Faß- 
weine von  65  skand.  Kronen  pro  100  kg  auf  34,05  Kronen.  Auch 
darf  der  schwedische  Zollsatz  für  ebensolche  Flaschenweine  nur  um 
35  Kronen  höher  sein,  als  der  für  Faß  weine.  Das  französische  Gegen- 
zugeständnis liegt  aber  darin,  daß  den  öffentlichen  Werten  Schwedens 
die  früher  verweigerte  Kotierung  an  der  Pariser  Börse  zugestanden 
wurde.  Dabei  erklärten  noch  die  französischen  Zeitungen,  Frankreich 
habe  mit  diesem  Vertrage  ein  schlechtes  Geschäft  gemacht.  Denn  in 
Schweden  werde  der  Weinverbrauch  durch  die  dortige  starke  Anti- 
alkoholbewegung  beständig  vermindert,  während  die  Bedeutung  des 
französischen  Kapitalsmarktes  für  das  an  Bevölkerung  zu- 
nehmende und  industriell  aufblühende  Schweden  in  Zunahme  be- 
griffen   sei. 

Hierher  gehört  auch  einer  jener  ohne  Dazwischenkunft  der  Parla- 
menteauf rein  administrativ-diplomatischem  Wege 
zustandegekommenen  Handelsverträge,  wovon  bereits  an  anderer 
Stelle  ^)  die  Rede  war.  Gegen  Ende  1907  hatte  nämlich  die  dänische 
Regierung  dem  Parlamente  Vorschläge  über  die  Besteuerung  und  Ver- 
zollung von  Wein  und  anderen  geistigen  Getränken 
gemacht,  durch  die  sich  Frankreich  besonders  benachteiligt  fühlte. 
Die  französische  Regierung  lehnte  es  daraufhin  ab,  die  Obligationen 
der  dänischen  staatlichen  Hypothekenbank  zur  Kotierung  zuzulassen. 
Im  Zusammenhang  damit  machte  sich  in  französischen  Finanzkreisen 
eine  Mißstimmung  geltend,  die,  namentlich  während  der  damaligen 
scharfen  Einwirkung  der  gleichzeitigen  internationalen  Krise  auf  die 
dänischen  Geschäfts-  und  Finanz  Verhältnisse,  für  Dänemark  unan- 
genehm fühlbar  wurde.  In  mehrmonatlichen  Verhandlungen,  die 
erst  im  April  1908  zu  einem  befriedigenden  Resultate  führten,  wurde 
vereinbart,  Dänemark  werde  die  anstößigen  Bestimmungen  über 
Weinverzollung  in  einer  den  französischen  Interessen  entsprechenden 


^)    Vgl.  hierüber  Abteilung  II  des  III.  Kapitels. 
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Weise  mildern,  wofür  Frankreich  die  Kotierung  verschiedener  öffent- 
licher dänischer  Werte  an  der  Pariser  Börse  zugestand. 

Als  die  französischen  Ausfuhrinteressen  durch  den  japa- 
nischen Zolltarif  vom  15.  April  1910  mit  seinen  zahlreichen  Er- 
höhungen gegenüber  den  Sätzen  des  bisherigen  Vertragstarifes 
bedroht  erschienen,  wurde  in  offiziösen  Äußerungen  (z.  B.  im  Pariser 
„Siöde"  vom  24.  November  1910)  nicht  nur  erwähnt,  daß  Japans  Aus- 
fuhr nach  Frankreich  weit  größer  sei,  als  die  japanische  Einfuhr 
französischer  Waren;  es  wurde  auch  mit  Nachdruck  darauf  hinge- 
wiesen, daß  sich  der  französische  Geldmarkt  für  japanische  Anleihen 
sehr  aufnahmsfähig  gezeigt  habe.  Das  Ergebnis  dieses  „Winks  mit 
dem  Zaunpfahl"  ist  im  französisch-japanischen  Handelsvertrage 
vom  19.  August  191 1  zu  erblicken.  Dieser  gewährt  den  Japanern, 
abgesehen  von  der  wechselseitigen  Meistbegünstigung,  nur  den  franzö- 
sischen Minimaltarif.  Dagegen  erzielte  Frankreich  einen  Vertragstarif, 
der  Ermäßigungen  des  allgemeinen  japanischen  Tarifs  für  eine  Reihe 
wichtiger  französischer  Ausfuhrwaren  enthält^),  nämlich  für  stille  und 
schäumende  Weine,  für  Olivenöl,  ölsardinen,  Butter,  allerlei  Toüette- 
artikel  (Parfümerien)  und  Seifen,  verschiedene  Wollwaren,  Ferngläser, 
Automobile  und  Wirkmaschinen. 

Mitte  Juni  1909  wurde  das  an  die  französische  Regierung  gestellte 
Ansuchen  abschlägig  beschieden,  für  Aktien  (und  zwar  common 
shares  im  Gegensatz  zu  den  prefered  shares)  des  nordamerika- 
nischen Stahltrusts,  der  United  States  Steel  Corporation, 
die  Kotierung  an  der  Pariser  Börse  zu  gewähren.  Diese  Entscheidung 
mochte  zwar  zum  Teile  darauf  zurückzuführen  sein,  daß  dem  Finanz- 
ministerium die  wirtschaftliche  Grundlage  der  genannten  Aktien  zweifel- 
haft erschien  und  der  französische  Geldmarkt  für  eigene  Emissionen 
und  solche  befreundeter  Staaten  freigehalten  werden  sollte.  Ein 
gewichtiger  Grund  für  die  Verweigerung  der  Kotierung  bestand  aber 
sicherlich  in  der  hohen  Belastung,  die  im  (damals  gerade  im  Ver- 
handlungsstadium befindlichen)  Payne-Tarif  der  Vereinigten 
Staaten  vom  5.  August  1909  gewisse,  zum  großen  Teile  aus  Frankreich 
bezogene  lyuxusartikel  erfuhren,  wie  namentlich  Weine  und  andere 
geistige  Getränke,  Seidenwaren,  AutomobÜe  usw.  Das  an  den  hohen 
Sätzen  des  Payne-Tarifes  besonders  schuldige  Trustkapital  sollte  nun 


*)  Inwiefern  in  Japan  beim  Abschlüsse  des  für  Großbritannien  vorteilhaften 
britisch- japanischen  Tarifvertrages  vom  3.  April  191 1  neben  dem 
politischen  Gedanken  der  Rücksicht  auf  die  verbündete  englische  Weltmacht  auch 
die  Rücksichtnahme  auf  den  Londoner  Kapitalsmarkt  maßgebend  war,  wurde  schon 
in  der  X.  Abteilung  des  V.  Kapitels  besprochen. 
Schilder.    23. 
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an  einer  für  die  Trustleiter  besonders  empfindlichen  Stelle  getroffen 
werden. 

Endlich  wäre  noch  auf  folgendes  hinzuweisen:  die  deutsche  Re- 
gierung hatte  anfangs  (wie  bereits  in  Absatz  Ib  dieses  Kapitels  be- 
merkt wurde)  die  Zustimmung  zur  Votierung  und  zum  Handel  der 
bulgarischen  Hundert  Millionen  Franken- 
Anleihe  von  1910  auf  den  deutschen  Börsen,  mangels  bindender 
bulgarischer  Versprechungen  bezüglich  Bestellungen  bei  deutschen 
Industriefirmen,  verweigert;  diese  Zustimmung  wurde  aber  im  No- 
vember 191 1,  auf  verschiedene  handelspolitische  Zugeständnisse 
Bulgariens  hin,  erteilt. 


If)     Grenzen    der    französischen  Eotierangspolitik:    sie    ist    ein    aasgezeichnetes 
Hilfsmittel  für    Erzielung    wirtschaftlicher    Vorteile,    aber    ein   sehr    angeeigneter 
Behelf  zar  Befriedigang  politischer  Machtgelöste. 

Gerade  die  soeben  besprochene  Revanche,  welche  die  französische 
Regierung  an  den  Aktien  des  Stahltrusts  für  die  Zollerhöhungen  des 
Payne-Tarifes  genommen  hat,  ist  ein  bezeichnendes  Beispiel  für  die 
Grenzen  der  französischen  Kotierungspolitik. 
Schon  vor  dem  abschlägig  beschiedenen  Ansuchen  um  Kotierung  der 
Steel- Aktien  wurden  diese  in  Paris  von  Spekulanten  gekauft  und  ver- 
kauft, welche  die  betreffenden  Operationen  auf  der  Londoner  Börse 
abwickelten.  Diese  Elemente,  die  mit  dem  herkömmlichen,  vorsichtig- 
konservativen Anlegerpublikum  Frankreichs  (vgl.  Abteilung  I  d 
dieses  Kapitels)  keineswegs  identisch  sind,  haben  sich  durch  die  ver- 
weigerte Kotierung  wohl  kaum  dazu  bestimmen  lassen,  die  Steel- 
Aktien  als  verbotene  Frucht  zu  betrachten.  Doch  wäre  der  Absatz 
der  erwähnten  Aktien  in  Frankreich  bei  Genehmigung  der  Kotierung 
wahrscheinlich  beträchtlich  größer  geworden. 

Es  könnte  aber  der  französischen  Regierung  auch  die  Herrschaft 
über  das  minder  spekulativ  angelegte  Kapitalistenpublikum  ihres 
lyandes  allmählich  aus  den  Händen  gleiten,  falls  sie  fortfahren  sollte, 
ihre  Machtbefugnisse  hinsichtlich  der  Kotierung  von  Anleihen  ähnlich 
wie  im  Herbst  1910  mehr  zu  rein  politischen  als  zu 
wirtschaftlich-kommerziellen  Zwecken^)  zu  ver- 
wenden. Hier  entscheidet  nämlich  vor  allem  die  Höhe  des 
landesüblichen  Zinsfußes.  Da  dieser  in  Frankreich 
niedriger  ist,  als  in  den  Ländern  mit  stärkerer  Unternehmungslust 


^)  Vgl.  hierüber  den  Schlußabsatz  von  Abteilung  Ib  sowie  die   Abteilung  I  c 
dieses  Kapitels. 
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und  rascherem  Wachstum  der  Industrie  und  Bevölkerung,  ist  die  An- 
saugung des  französischen  Kapitals  durch  die  Banken  der  in  Paris 
gerade  politisch  mißliebigen  Gläubiger-  oder  Schuldnerländer  mit 
höherem  Zinsfuße  kaum  zu  hindern.  Eine  solche  Kapitalansaugung, 
mag  sie  nun  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  politisch  neutraler 
Geldmärkte  erfolgen,  wird  dann  am  wenigsten  zu  hindern  sein,  wenn 
der  Zinsfuß  in  London,  Berlin  und  Wien,  wie  so  häufig,  um  zwei 
Prozent  höher  steht  als  in  Paris  ^).  Nur  wäre  eine  derartige  indirekte 
Kapitalüberweisung  an  Schuldnerländer  durch  Vermittlung  der 
belgischen,  schweizer,  holländischen  usw.  Bankinstiute  für  die  fran- 
zösische Industrie  ohne  allen  Nutzen,  im  Gegensatze  zu  den  durch 
die  Kotierungsverweigerung  verhinderten  direkten  Darlehensge- 
währungen. Ob  demgegenüber  ein  noch  so  glühender  oder  sogar 
drohender  Appell  der  französischen  Regierung  an  den  Patri- 
otismus der  Finanzmänner  und  Finanzinstitute  ihres  Landes^)  eine 
durchgreifende  Wirkung  ausüben  würde,  mag  dahingestellt  bleiben. 


^)  In  dem  ausgezeichneten,  später  (siehe  Abteilung  I  i  und  II  a  dieses  Kapitels) 
noch  des  näheren  zu  besprechenden  Vortrag,  den  der  bekannte  Bank-  und  Finanz- 
fachmann Sir  Edgard  Speyer  gegen  Ende  Mai  191 1  in  einer  Versammlung  des 
Londoner  „Liberal  Colonial  Club"  hielt,  deren  Vorsitz  damals  Ministerpräsident 
Asquith  führte,  wird  über  die  britische  Kapitalausfuhr  (,,The  export  of  capital:  its 
effect  on  the  welfare  of  the  empire"  nach  einer  Beilage  des  ,, Statist"  vom  27.  Mai  191 1) 
gesagt:  „Die  Erfahrung  lehrt,  daß  Darlehen  an  das  Ausland  gleich  inländischen  In- 
vestitionen in  Großbritannien  durchgeführt  werden,  weim  der  Geldstand  flüssig  und 
Kredit  zu  billigen  Sätzen  erhältlich  ist.  Sobald  sich  aber  der  Inlandszinsfuß  dem  des 
Auslandes  annähert,  schwindet  der  Anreiz  dahin,  Kapital  im  Auslande  zu  investieren. 
Diese  Verhältnisse  regeln  sich  von  selbst;  weder  Gesetze,  noch  ein  Eingreifen  von 
Regierungs  wegen,  noch  Reden  oder  Zeitungsartikel  können  hierin  eine  Änderung  her- 
beiführen". Auch  erklärte  in  der  Sitzung  der  „Societe  d'Economie  poUtique"  vom 
5.  Februar  191 1  der  bekannte  Statistiker  und  Nationalökonom  Alfred  Neymarck 
in  einer  Polemik  gegen  die  Forderung  übermäßig  nationalistischer,  hochpoUtischer 
Investitionsmethoden  unter  anderem:  ,, Durch  Verbote  ist  die  Wanderung  der  be- 
Wegüchen  Kapitalien  gar  nicht  zu  hindern.  Mittels  eines  Cable  transfer  oder  eines 
telephonischen  Auftrages  können  die  Kapitalien  inkognito  von  einem  Lande  zum  anderen 
reisen.      Der  KapitaHst  ist  Weltbürger". 

2)  So  drückte  z.  B.  die  französische  Regierung  in  der  ersten  Hälfte  des  November 
1910  gegenüber  den  französischen  Großbanken  den  Wunsch  aus,  sie  mögen  die  kurz 
vorher  von  der  Regierung  zur  Kortierung  in  Paris  nicht  zugelassenen  Anleihen  U  n  - 
•g  a  r  n  s  und  der  Türkei  nicht  dadurch  unterstützen,  daß  sie  etwa  neue  ungarische 
oder  neue  türkische  Staatsschuldverschreibungen  als  Unterlage  für  Reportgelder 
akzeptieren.  Überhaupt  mögen  die  französischen  Großbanken  in  nächster  Zeit  in  Geld- 
offerten an  deutsche  und  österreichische  Banken  zurückhaltend  sein.  Die  letztere  Auf- 
forderung zur  ,, Zurückhaltung"  wurde  freilich  nachher  von  französischer  offizieller 
Seite  abgeleugnet,  wohl  hauptsächlich  deshalb,  weil  sie  in  Anbetracht  der  internationalen 
Finanzverhältnisse   gar   zu   töricht   war. 
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Daraus  wäre  der  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  Kapitalsin- 
vestitionen im  Ausland  zwar  ein  ausgezeichnetes  Mittel 
zur  Förderung  der  Fabrikatenausfuhr,  Schiffahrt  usw.  des  Gläubiger- 
landes sind,  aber  einen  sehr  fragwürdigen  Behelf  zur 
Befriedigung  politischer  Machtgelüste  darstellen. 
Die  französische  Regierung  ist  aber  verhältnismäßig  schnell  zur  Ein- 
sicht in  die  Fehlerhaftigkeit  dieser  hochpolitischen  Kotierungs- 
praxis gekommen,  hat  bereits  im  April  191 1  davon  abgesehen,  einer 
Anleihe  der  Stadt  Budapest  von  100  Mülionen  Kronen  irgendwelche 
Schwierigkeiten  zu  bereiten,  genehmigte  im  Mai  191 1  die  Kotierung 
für  die  Pfandbriefe  der  Ungarischen  Hypothekenbank  sowie  der  Un- 
garischen Kommerzialbank  und  schlug  gleichzeitig  dasselbe  Ver- 
fahren gegenüber  dem  Wunsche  der  türkischen  Regierung  um  eine 
Eisenbahnanleihe  von  25  Millionen  I^ivres  turques  (unter  Vermittlung 
der  Ottomanbank)  ein,  wobei  freÜich  der  Ausbruch  des  türkisch- 
italienischen Krieges  Ende  September  191 1  hinderlich  in  den  Weg 
trat.  Um  die  Wende  des  Jahres  191 1  zu  1912  kam  es  zwar  zu  einem 
neuerlichen  Feldzug  der  französischen  Zeitungen  gegen  die  etwaige 
Anlage  französischer  Kapitalien  in  öffentlichen  Werten  Österreich- 
Ungarns.  Der  hochoffiziöse  „Temps"  tat  sich  hierbei  hervor.  Hiermit 
zeitigte  die  kriegerische  Stimmung,  die  in  Frankreich  während  der 
kurz  vorbei  vor  sich  gegangenen  Marokkokrise  (Anfang  Juli  bis 
4.  November  1911)  gegen  Deutschland  und  die  verbündete  habs- 
burgische  Monarchie  herrschte,  eine  gegen  Österreich-Ungarn  gerich- 
tete Nachwirkung,  die  wohl  kaum  lange  Zeit  hindurch  anhalten  wird. 

Ig)  Rein  private  Eapitalsanlagen  mit  völlig  fehlender  oder  geringer  staatlicher 
EinflnSnahme  können  die  Ansfohr  sowohl  nach  kapitalsstarken  als  auch  ^nach 
kapitalsschwachen,  nach  industriell  entwickelten  sowie  unentwickelten  Ländern  fördern. 

Staaten  mit  einiger  industrieller  Entwicklung 
werden  sich,  wie  bereits  erwähnt  wurde  (siehe  Abteilung  I  d  dieses 
Kapitels),  die  besprochene  Zwangsverbindung  von  öffentlichen  Anleihen 
mit  Bestellungen,  Lieferungen,  Konzessionen  für  bestimmte  Unter- 
nehmungen usw.  wohl  nur  in  argen  finanziellen  Not- 
lagen gefallen  lassen.  Doch  steht  den  kapitalsstarken  Ländern 
auch  in  Staaten  mit  weiter  vorgeschrittener  industrieller  Entwicklung 
ein  anderes,  ähnliches,  wertvolles  Hüfsmittel  zu  Gebote,  um  als 
Gläubigerland  eine  Ausfuhr  unter  günstigen  Bedingungen  nach  dem 
Schuldnerlande  zu  unterhalten.  Dieses  Hilfsmittel  besteht  darin, 
daß  ausländische  Kapitalisten  in  industriell 
minder     entwickelten   Ländern   Fabriken,  Bergwerke,, 
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Plantagen,  Eisenbahnen,  Schiffahrtslinien  usw.  gründen.  Dieser 
mindere  Grad  der  industriellen  Entwicklung  kann  sich  auch  bloß  auf 
einzelne  Industriezweige  oder  Spezialerzeugungen  (Patentartikel) 
beziehen  und  muß  keineswegs  immer  das  Verhältnis  der  Gesamt- 
industrie des  Gläubiger-  und  Schuldnerlandes  betreffen.  Die  Kapi- 
talisten des  Gläubigerlandes  sind  sodann  als  I^eiter  der  von  ihnen  be- 
gründeten Unternehmungen  imstande,  zu  bestimmen,  wo- 
her ihre  ausländischen  Gründungen  die  be- 
nötigten Rohstoffe,  weiter  zu  verarbeitenden 
Fabrikate,  Maschinen,  Apparate,  Transport- 
behelfe, Baumaterialien  usw.  beziehen  sollen. 
Diese  Befugnis  wird  natürlich  zumeist  im  Interesse  jenes  Landes  aus- 
genützt, dem  die  investierten  Kapitalien  entstammen.  Die  Bank- 
verbindung der  im  Auslande  investierenden  oder  gründenden  Kapi- 
talisten sorgt  schon  dafür,  daß  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden 
Firmen  oder  Persönlichkeiten  des  Gläubigerlandes  nicht  leer  aus- 
gehen. 

Es  ist  allgemein  bekannt,  in  wie  hohem  Maße  unternehmende, 
kapitalsstarke  Völker  von  diesem  Hüfsmittel  zur  Förderung  ihrer 
Ausfuhr  Gebrauch  machen.  In  dieser  Beziehung  sind  insbesondere 
Großbritannien,  Deutschland,  Belgien  und  die 
Schweiz  zu  erwähnen,  wohl  auch  das  im  Inlande  weniger  unter- 
nehmungslustige Frankreich.  Bei  dieser  Art  von  Kapitals- 
investitionen im  Auslande  steht  zwar  nicht  ein  Ausfuhrge- 
schäft in  erster  lyinie,  sondern  die  nutzbringende  An- 
lage eines  verfügbaren  Kapitals;  aber  in  vielen 
Fällen  drängen  sich  die  durch  die  betreffenden  Kapitalsinvestitionen 
ermöglichten  Ausfuhrgeschäfte  geradezu  in  den  Vordergrund. 

So  kommt  es  nicht  selten  vor,  daß  sich  sach-  und  platzkundige 
Unternehmer  eines  industriell  weniger  entwickelten  Staates  mit  ein- 
leuchtenden Vorschlägen  zu  industriellen  Neugründungen  an  M  a  - 
schinenfabriken  eines  kapitalsstarken  Gläubigerlandes  wenden. 
Diese  Fabriken  besorgen  hierauf  das  fehlende  Kapital,  sei  es  direkt 
oder  durch  ZuhÜfenahme  ihrer  Bankverbindung,  die  der  betreffenden 
Maschinenfabrik  die  Möglichkeit  verschafft,  die  geforderten  Kredite 
zu  gewähren.  Der  Aufbau  der  russischen  Industrie  in 
den  neunziger  Jahren  des  neunzehnten  und  sogar  noch  im  ersten 
Jahrzehnt  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  vollzog  sich  zum  nicht 
geringen  TeÜe  mittels  derartiger  Beihüfe  der  deutschen  Maschinen- 
fabriken, was  selbstverständlich  auch  der  deutschen  Maschinen- 
ausfuhr nicht  wenig  zugute  kam. 
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In  solchen  und  ähnlichen  Fällen  handelt  es  sich  häufig  darum, 
statt  barerZahlung  für  Maschinen  usw.  Aktien 
oder  Obligationen  der  Neugründung  zu  übernehmen,  und 
der  Gläubiger  erhält  durch  seinen  Aktienbesitz  leicht  die  erste  Hand 
in  der  Verwaltung  des  Schuldnerunternehmens.  Es  stellt  hierbei 
keinen  wesentlichen  Unterschied  dar,  ob  die  Maschinenfabrik  selbst 
die  Aktien  behält,  oder  ob  die  Aktien  einer  Bank  als  Unterpfand 
gegeben  oder  an  diese  verkauft  werden,  ob  die  Bank  diesen  Aktien- 
besitz festhält  oder  ihn  an  ihre  Geschäftsfreunde,  vielleicht  sogar  an 
eine  zur  Aufnahme  solcher  industrieller  Gründungen  eigens  geschaffene 
Gesellschaft  oder  Bank  weiter  abgibt  ^).  In  allen  diesen  Fällen  ist 
die  Bankverbindung  der  Maschinenfabrik  in  der  Lage,  direkt  oder 
indirekt  ihren  Einfluß  auf  die  Verwaltung  und  die  Einkäufe  des 
Schuldnerunternehmens  im  Auslande  geltend  zu  machen. 

Die  den  Gläubigern  zustehende  Verfügungsgewalt  über  eine  aus- 
ländische Gründung  oder  über  einen  von  ihnen  kontrollierten^  bereits 
von  früher  her  bestehenden  Betrieb  bedeutet  aber  nicht  nur  das  Recht, 
diesen  Gründungen  oder  in  andere  Hand  übergegangenen  älteren 
Betrieben  ihre  Bezugsquellen  für  allerlei  Materialien  und  Maschinen, 
Hufs-  und  Rohstoffe  vorzuschreiben;  die  Gläubiger  kommen  hierdurch 
auch  in  die  Lage,  den  erwähnten  Gründungen  oder  älteren  Betrieben 
Vorschriften  darüber  zu  machen,  wessen  Dienstleistungen 
diese  nötigenfalls  in  Anspruch  zu  nehmen  haben.  Der  Gläubiger- 
kapitalist schreibt  der  Schuldnerunternehmung  vor,  welche  Bank- 
firma sie  zur  Besorgung  ihrer  Geldgeschäfte  heranziehen  soll,  und 
vor  allem,  welcher  Reedereien  sich  die  Schuldnerunternehmung 
für  ihre  überseeischen  Transporte  zu  bedienen  hat.  Wie  bedeutsam 
nicht  nur  für  den  Ausfuhrhandel,  sondern  auch  für  die  Schiffahrt 
Deutschlands  waren  seit  jeher  die  von  den  Kapitalisten 
der  Hansastädte  in  den  überseeischen  Gebieten  begründeten 
Plantagen !  Nicht  zum  wenigsten  diesen  Plantagengründungen  verdankt 
z.  B.  die  deutsche  Schiffahrt  ihre  hervorragende  Stellung  in  Guatemala 
und  den  anderen  kleinen  mittelamerikanischen  Repu- 
bliken mit  Ausnahme  Panamas.  Deutschlands  kommerziell- 
maritime Stellung  und  schließlich  Kolonialherrschaft  auf  den  S  a  m  o  a- 
Insdn  wurde  schon  seit  den  siebziger  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
durch  dortige  Plantagen  Hamburger  Unternehmer  vorbereitet. 


*)  Eine  zur  Aufnahme  von  Aktien  elektrischer  Unternehmungen  gegründete 
schweizerische  Bank  mit  stark  deutschem  Aktienanteil  ist  die  „Bank  für  elektrische 
Unternehmungen  in  Zürich";  vgl.  hierüber  ,,Bin  internationaler  elektrischer  Konzern" 
im  „Handelsmuseum"  vom  25.  August  1910. 
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Auch  die  Vereinigten  Staaten  verdanken  ihre  be- 
deutsame Stellung  in  Handel  und  Schiffahrt  von  Costarica  vor 
allem  der  United  Fruit  Comp,  mit  ihren  dortigen  ausge- 
dehnten Bananenplantagen  und  dem  von  dieser  Gesellschaft  be- 
triebenen lebhaften  Dampferverkehr  zwischen  dem  costaricanischen 
Hafen  lyimon  und  New  Orleans.  Diese  in  Boston  domizilierende 
Gesellschaft  unterhält  übrigens  auch  einen  lebhaften  Geschäfts- 
und Dampferverkehr  mit  anderen  zentralamerikanischen  Republiken 
sowie  mit  Kolumbien,  Jamaica  usw.  Sie  besaß  im  Frühjahr  1911  ein 
eingezahltes  Aktienkapital  von  23,5  Mülionen  Dollar,  30  große 
Frachtdampfer  nebst  mehreren  zeitweüig  gecharterten  Dampfern, 
1818  km^  lyändereien  und  Plantagen,  davon  182  km^  mit  Bananen, 
98  km^  mit  Zuckerrohr  (auf  Kuba)  bepflanzt,  etwa  40  km  Eisenbahn- 
linien (auf  Jamaica),  große  Herden  auf  168  km^  Weiden,  ein  Touristen- 
hotel auf  Jamaica  im  Werte  von  175  000  Dollar  usw. 

Die  zu  Ende  des  19.  Jahrhunderts  endgültig  festgelegte  Herrschaf t 
der  Vereinigten  Staaten  über  H  a  w  a  i  wurde  schon  seit  den  siebziger 
Jahren  durch  jene  Zuckerplantagen  und  die  hiermit  zusammen- 
hängenden Verschiffungen  nach  San  Francisco  und  New  York  an- 
gebahnt, die  von  den  Nordamerikanern  auf  der  damals  wenigstens 
formell  noch  unabhängigen  Inselgruppe  angelegt  worden  sind. 

Ein  bemerkenswertes  Einzelbeispiel^)  büdet  der  geschäftliche  Zu- 
sammenhang der  französischen  Reederei  „Chargeur  Reunis"  mit 
einem  mexikanischen  Bergwerksunternehmen,  Diese  Reederei  schickt 
nämlich  ihre  Dampfer  von  Havre  aus  alle  anderthalb  Monate  durch 
den  Suezkanal  über  China  und  Japan  nach  dem  westlichen  Kanada 
(Vancouver)  und  von  dort  über  San  Francisco  und  Mazatlan  nach 
St.  R  o  s  a  1  i  a  auf  der  Halbinsel  Niederkalifornien  (im  Golf  von  Kali- 
iornien,  unter  dem  27.  Grad  nördlicher  Breite),  wo  die  französische 
„Compagnie  du  Boleo**  Kupferminen  besitzt.  Dort  werden 
auf  jeder  Dampferausfahrt  etwa  3000 — 5000  Tonnen  Kupferbarren 
geladen  und  unter  Berührung  verschiedener  zentral-  und  südameri- 
kanischer Häfen  über  die  Magellanstraße  nach  Havre  gebracht, 
dem  Ausgangspunkt  der  Rundfahrt  um  die  Erde. 

In  neuerer  Zeit  ist  es  sogar  bei  öffentlichen  Anleihen 
üblich  geworden,  auch  die  Schiffahrtslinien  des  Gläubigerlandes  aus- 
zubedingen,  auf  welchen  der  Transport  jener  Bestellungen  erfolgen 


^)  Nach  dem  Jahresberichte  des  deutschen  Konsulats  in  Mazatlan  (pa- 
zifischer Hafen  Mexikos  gegenüber  der  Südspitze  der  Halbinsel  Niederkalifornien) 
für  das  Jahr  1908  im  Juliheft  1909  des  „Deutschen  Handelsarchiv". 
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soll,  die  als  Bedingungen  und  gewissermaßen  auch  als  teilweise  Valuta 
der  Anleihe  vereinbart  wurden. 


I  h)  Der  Zwischenhandel  in  Kapitalien  ist  für  das  Aasfahrgeschäft  aach  solcher 
Staaten  von  hervorragendem  Werte,  die  selbst  noch  Bedarf  an  aasländischem 
Kapital  haben;  besonders  geschickte  and  erfolgreiche  Zwischenhändler  in  Kapitalien 
sind  die  Bankfirmen  der  Vereinigten  Staaten,  in  geringerem,  doch  immerhin  be- 
merkenswertem Aasmaße  jene  Italiens  and  noch  weniger  diejenigen  Österreich« 
Ungarns;  eigentümliche  Stellang  Deatschlands,  das  zwar  hervorragendes  Oläabi- 
bigerland  ist,  dabei  aber  darch  allza  stürmischen  Unternehmangsgeist  bisweilen 
in  die  Stellang  eines  Schaldnerlandes  gerät  and  hiermit  zasammenhängende 
Unterschätzang  der  deatschen  Kapitalskraft;  einigermaßen  ähnliche  Stellang 
Belgiens  and  sogar  der  Schweiz. 

Als  ein  zu  Bxportförderungszwecken  dienliches  Hilfsmittel  steht 
aber  die  Kapitalsinvestition  in  ausländischen  Unternehmungen  nicht 
bloß  jenen  Staaten  zu  Gebote,  deren  Kapitalsmärkte  reiche  Überschüsse 
über  den  Kapitalsbedarf  der  eigenen  Volkswirtschaft  hinaus  aufzu- 
weisen haben.  Auch  Staaten,  die  selbst  noch  Kapital 
in  größeren  Mengen  importieren  müssen,  sind 
von  diesem  Exportförderungsmittel  nicht  ausgeschlossen  und  können 
nach  außen  hin  als  Darlehensgeber  auftreten,  mit  dem  so  wertvollen 
Rechte,  über  die  Vergebung  industrieller  Aufträge  zu  entscheiden. 
Nur  müssen  solche  I^änder  über  geschickte,  unter- 
nehmungslustige Finanzmänner  mit  großen  Ge- 
sichtspunkten verfügen. 

Bin  bedeutender  Teil  der  Kapitalsverleihungen  von  einem  I^ande 
ins  andere  besteht  bekanntlich  gar  nicht  aus  Krediten,  die  zu 
einem  bestimm  ten  Zwecke  erteilt  werden,  sondern 
aus  Eskompte-  oder  lyombardkrediten,  die  von 
großen  Bankfirmen  (Aktiengesellschaften  oder  Privatfirmen)  des  einen 
Landes  ebensolchen  Firmen  des  anderen  Landes  gegeben  werden  ^). 
Was  die  Bankfirma  des  Schuldnerlandes  mit  den  erhaltenen  Geldern 
macht,  ist  ihre  Sache;  diese  Bankfirma  ist  wohl  kaum  behindert, 
die  erhaltenen  Kredite  in  einem  dritten  ausländischen  Staate  anzulegen 
und  dadurch  der  eigenen  Industrie  sowohl  einmalige  größere  Be- 
schäftigung, als  auch  einen  Grundstock  sicherer  Exportaufträge  zu 
verschaffen. 

Der  Zwischenhandel  in  Kapitalien  geht  nicht  immer  so  ge- 
radlinig vor  sich,  wie  er  hier  skizziert  wurde.  Es  kann  auch 
vorkommen,  daß  ein  Kapitalist  (oder  Kapitalistenkonsortium)  eines 


*)    Vgl.  hierüber  Abteilung  I  f  dieses  Kapitels. 
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Ivandes,  das  selbst  seinen  Kapitalsbedarf  noch  zum  nicht  geringen 
Teile  im  Auslande  decken  muß,  Anlagen  in  einem  dritten  Staate  vor- 
nimmt, der  etwa  noch  kapitalschwächer  (Verhältnis  der  Vereinigten 
Staaten  gegenüber  dem  romanischen  Amerika)  oder  vielleicht  auch 
kapitalstärker  ist  (Anlagen  der  Standard  Oil  Comp,  in  Großbritannien, 
Frankreich,  Deutschland).  Indem  nun  dieser  Kapitalist  (oder  dieses 
Kapitalistenkonsortium)  seine  Kapitalien  aus  irgendeiner  Inlands- 
investition des  auf  Kapitalsimport  noch  angewiesenen  Staates  zieht, 
entsteht  eine  Lücke;  diese  wird  direkt  oder  indirekt  durch  den  Kapitals- 
bezug aus  irgendeinem  kapitalskräftigen,  ausgesprochenen  Gläubiger- 
lande gedeckt.  So  verkauft  z.B.  ein  Kapitalistenkonsortium  der  Ver- 
einigten Staaten  in  seinem  Besitz  befindliche  dortige  Eisenbahnpapiere 
nach  Westeuropa  und  legt  den  Erlös  hiervon  in  mexikanischen  Berg- 
werken, Eisenbahnen  usw.  an. 

Überhaupt  liefern  die  Vereinigten  Staaten  ganz  be- 
sonders in  die  Augen  fallende  Beispiele  für  den  Zwischenhandel  in 
Kapitalien^).  Die  Union  hat  zu  der  in  schnellem  Tempo  erfolgenden 
Entwicklung  ihrer  eigenen  Volkswirtschaft  noch  gewaltige  Kapitals- 
bezüge aus  den  europäischen  Gläubigerländern  nötig.  Trotzdem  haben 
es  die  Vereinigten  Staaten  namentlich  in  den  letzten  anderthalb  Jahr- 
zehnten zuwege  gebracht,  zum  großen  Vorteil  ihres  Fabrikaten- 
exports in  Mittel-  und  Südamerika,  insbesondere  aber  in  Mexiko, 
Kuba  und  Kanada,  Kapitalien  in  nutzbringenden  Unternehmungen 
(weniger  in  dortigen  öffentlichen  Anleihen)  zu  investieren,  deren 
Gesamtbetrag  in  die  Milliarden  Franken  oder  Mark^)  geht.  Gewisser- 
maßen im  Namen  der  Monroe-Doktrin  werden  die  von  den 
Vereinigten  Staaten  aus  Europa  bezogenen  Kapitalien  im  romanischen 


( 


l)A.  Sartorius  v.  Waltershausen  legt  in  seinem  „Volkswirt- 
schaftlichen System  der  Kapitalanlage  im  Auslande"  gerade  hinsichtlich  der  Ver- 
einigten Staaten  besonders  großes  Gewicht  auch  darauf,  daß  die,  unter 
günstigen  Verhältnissen  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz,  allmähUch  vor  sich  gehende 
Entwicklung  vom  Schuldnerlande  zum  Gläubigerlande,  abgesehen  vom  näherliegenden, 
gewissermaßen  ,, normalen"  Wege  des  Rückkaufs  der  eigenen  öffentlichen  und  privaten 
Wertpapiere,  auch  noch  auf  andere  Weise  erfolgen  könne;  dieser  andere  Weg  ist  die 
Anlage  der  rasch  anwachsenden  inländischen  Kapitalien 
in  ausländischen  Papieren  und  Unternehmungen.  Durch 
den  Ertrag  dieser  ausländischen  Papiere  und  Unternehmungen  werden  die  Zahlungen 
an  ausländische  Gläubigerländer  für  deren  Besitz  an  Papieren  oder  anderen  Werten 
des  ehemaligen  ausgesprochenen  Schuldnerlandes  allmähUch  ausgeglichen.  Doch 
stellt  sich  Sartorius  das  Tempo,  in  welchem  sich  die  Vereinigten  Staaten  zum  Gläubiger- 
ande entwickeln,  wohl  allzu  rasch  vor. 

*)  Vgl.  in  Abteilung  I  i  dieses  Kapitels  die  Ziffernangaben  über  Kapitalsanlagen 
der  Vereinigten  Staaten  in  Kanada  und  Mexiko. 
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Amerika  nutzbringend  angelegt,  und  zwar  nutzbringend  sowohl  für 
die  nordamerikanischen  Investoren,  als  auch  für  die  Ausfuhr industrien 
der  Union;  hierbei  besteht  nicht  selten  Personenidentität  zwischen 
den  nordamerikanischen  Investoren  und  den  an  der  betreffenden 
Investition  interessierten  Ausfuhrindustriellen  der  Vereinigten  Staaten. 

Beispielsweise  sei  hier  auf  folgende  Ausführungen  im  Jahres- 
bericht des  deutschen  Konsulats  in  St.  I,  o  u  i  s  für  1908  (August- 
heft 1909  des  „Deutschen  Handelsarchiv")  hingewiesen:  „Das 
Großkapital,  das  in  St.  Louis  teUs  aus  den  Glanzzeiten  der  Mississippi- 
schiffahrt in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  stammt,  teils 
jüngeren  und  jüngsten  Ursprungs  von  Bisenbahnunternehmungen  her- 
rührt, sucht  Anlage  und  Beschäftigung  zunächst  im  Bahnbau,  Berg- 
bau, in  der  Farmwirtschaft  und  der  Industrie  des  Landes,  greift  aber 
bereits  seit  längerem  auch  weiter  aus  und  hat  sich  namentlich  für  den 
Bahnbau  in  Mittel-  und  Südamerika  interessiert. 
Das  St.  Louis-Syndikat,  an  dessen  Spitze  ein  dortiger  Bisenbahn- 
magnat  steht,  ist  für  sich  allein  in  der  Pan  Amerika  RaÜway  in 
Mexiko  und  im  Verein  mit  New  Yorker  Geldmächten  an  boli- 
vianischen Unternehmungen  beteiligt.  Andere  lassen  ihr  Geld 
in  Honduras  arbeiten.  Die  Großindustrie,  namentlich  der  Bau 
von  Bisenbahnen-  und  Trambahnwagen,  die  Bierbrauerei,  Groß- 
müllerei, die  Schuhfabriken,  die  Holzverarbeitung,  die  Tabak-, 
Zigarren-  und  Zigarettenfabriken.,  Ofenfabriken  und  die  sonstige 
Bisenindustrie  bringen  ihreBrzeugnisse  auf  die  oft  geschilderten  Märkte, 
lassen  aber  daneben  ihre  Kapitalien  gleichfalls  im  großen  Stile  im 
Inland  wie  im  Ausland  Beschäftigung  suchen.  In  dieser  Beteiligung 
an  internationalen  Unternehmungen,  die  über  die  Grenzen  einzelner 
Länder  hinausreichen,  hat  St.  Louis  seit  der  Weltausstellung  im 
Jahre  1904  beachtenswerte  Fortschritte  gemacht,  die  auch  im  Jahre 
1908  nicht  gehemmt  worden  sind''. 

Hinsichtlich  der  Kreditbeschaffung  aus  Buropa  für  Investitionen 
innerhalb  und  in  nicht  geringem  Maße  auch  außerhalb  der  Vereinigten 
Staaten  nehmen  die  großen  nordamerikanischenBank- 
firmen  inLondon,  wie  Speier  Brothers,  Morgan  &  Comp,  usw., 
eine  bedeutungsvolle  Stellung  ein.  Sie  suchen  nämlich  nicht  nur  mög- 
lichst viel  britisches  Kapital  für  Unternehmungen  der  Vereinigten 
Staaten  flüssig  zu  machen,  sondern  bemühen  sich  auch,  das  britische 
Kapitalistenpublikum  hierbei  nach  Kräften  in  die  Rolle  des  „Nichts 
als  Geldgebers"  zu  drängen,  der  keine  Bestimmungsrechte 
hinsichtlich  der  inneren  Führung  jener  Unternehmungen  besitzen  soll, 
in  welche  das  britische  Kapital  von  den  Nordamerikanern  investiert 
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wird.  Freilich  gelingt  dies  den  großen  nordamerikanischen  Bank- 
häusern in  London  nicht  immer. 

Ähnlich  wie  die  Vereinigten  Staaten  stellt  auch  Italien  ein 
Land  dar,  das,  trotz  starker  Rückkäufe  seiner  im  Besitze  des  Aus- 
landes befindlichen  Papiere  während  der  letzten  anderthalb  Jahr- 
zehnte^), noch  immer  in  bedeutendem  Ausmaße  an  das  Ausland  ver- 
schuldet ist  und  ohne  weitere  Kapitalzuflüsse  aus  dem  Auslande  seine 
Volkswirtschaft  nicht  genügend  entwickeln  könnte.  Nichtsdesto- 
weniger suchte  Italien  seinen  wirtschaftlich-politischen  Einfluß,  nament- 
lich in  den  Balkanländern  und  in  der  Türkei 
(innerhalb  der  Türkei  aus  leicht  begreiflichen  Gründen  insbesondere 
in  Albanien  und  Tripolitanien)  durch  Investitionen  verschiedenster 
Art  zu  stärken,  so  durch  Bankunternehmungen,  industrielle  Beteili- 
gungen, Hafenanlagen,  Waldexploitationen,  Handelsgesellschaften  usw. 
Sogar  im  österreichischen  Dalmatien  wußte  sich  Italien  durch 
derartige  Investitionen  2)  eine  keineswegs  bedeutungslose  wirtschaftliche 
Stellung  zu  sichern. 

Bis  vor  kurzem  war  es  einer  der  größten  Mängel  der  Export- 
organisation des  noch  immer  kapitalsbedürftigen  Österreich- 
Ungarns,  daß  die  österreichischen  leitenden  Finanzmänner  so 
wenig  Neigung  oder  Fähigkeit  zeigten,  ähnlich  wie  die  Vereinigten 
Staaten  oder  Italien  eine  Art  von  Zwischenhandel  in 
Kapital  zugunsten  der  österreichischen  Ausfuhr  zu  betreiben. 
In  den  letzten  Jahren  ist  es  in  dieser  Beziehung  einigermaßen  besser 
geworden,  wenigstens  was  die  Investitionen  in  den  Balkanstaaten  mit 
Einschluß  der  Türkei,  wohl  auch  in  Rußland  und  Ägypten  anbetrifft. 
Januar  191 2  kam  sogar  ein  Anleihevertrag  zwischen  zwei  österreichi- 
schen Banken  und  der  chinesischen  Regierung  auf  Grundlage  einer  Be- 
stellung von  Kanonen  bei  den  Pilsener  Skodawerken  zustande. 

Eine  eigentümliche  Stellung  innerhalb  der  internationalen  Ge- 
meinschaft der  Gläubiger-  und  Schuldnerländer  nimmt  Deutsch- 
land  ein.    Sicherlich  steht  es  unter  den  Gläubigerländern  Mittel- 


*)  Besonders  die  italienische  Staatsrente  war  i.  J.  191 1  bis  auf  verhältnismäßig 
kleine  Reste  in  die  Heimat  zurückgeströmt. 

•)  In  dieser  Beziehung  wäre  z.  B.  zu  erwähnen  die  191 2  in  Triest  begründete 
„Aktiengesellschaft  zur  Nutzbarmachung  der  Wasserkräfte  Dalmatiens"  mit  einer 
Kalziumkarbidfabrik  bei  Sebenico  und  einer  Kalkstickstoff -Fabrik  bei  Almissa.  Seither 
haben  übrigens  österreischische  KapitaUsten  einen  beträchtHchen  Teil  der  Aktien  und 
Obligationen  dieses  ursprünglich  überwiegend  itaHenischen  Unternehmens  erworben. 
Sehr  bedeutend  sind  ferner  die  itaHenischen  Kapitalsanlagen  in  Montenegro,  so  die 
Hafenanlagen  von  Antivari,  die  Bisenbahn  Antivari — Virpazar,  das  montenegrinische 
Tabakmonopol,  die  Schiffahrt  auf  dem  Skutarisee  usw. 
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und  Westeuropas  an  hervorragender  Stelle,  wie  schon  aus  seinem  an- 
dauernden, bedeutenden  Überschuß  der  Einfuhr  über  die  Ausfuhr 
hervorgeht.  Dieses  Defizit  der  deutschen  Handelsbilanz  betrug  im 
Durchschnitt  der  Jahre  1906 — 1910  1538  Millionen  Mark  und  wird, 
abgesehen  von  Transportdiensten,  Bankoperationen  für  fremde 
Rechnung,  Fremdenverkehr  usw.,  vorwiegend  durch  Verzinsung 
und  A  mo  r  t  isier  u  n  g  der  im  Auslande  ange- 
legten deutschen  Kapitalien  gedeckt  ^).  Deutsch- 
land gehört  sogar  zu  jenen  Staaten,  in  welchen  die  Kapitalsinvestition 
im  Auslande  als  Mittel  nutzbringender  Exportförderung  in  großem 
Umfange  und  besonders  planmäßig  betrieben  wird. 

Dadurch  nun,  daß  Deutschland  in  der  Anwendung  dieses  Mittels 
sogar  die  ihm  zur  Verfügung  stehenden  bedeutenden  Kapitalsüber- 
schüsse (über  seinen  eigenen,  umfangreichen  inländischen  Investitions- 
bedarf hinaus)  nicht  selten  überschreitet^),  kommt  es  bisweilen  in  die 
seinen  Verhältnissen  gar  nicht  entsprechende  Lage  eines 
Schuldnerlandes;  seine  Stellung  weist  hiermit  eine  entfernte 
Ähnlichkeit  mit  jener  der  Vereinigten  Staaten  auf,  mit  welchen  Deutsch- 
land um  die  freien  Kapitalsüberschüsse  der  anderen  west-  und  mittel- 
europäischen Gläubigerländer  ständig,  bisweüen  auch  durch  Steige- 
rungen des  Bankzinsfußes  konkurriert.  Die  deutschen  Großbanken, 
die  mit  der  Industrie  und  namentlich  Exportindustrie  ihres  Landes 
viel  enger  verbunden  sind,  als  die  meisten  französischen  oder  sogar 


^)  Geheimrat  Helfferich,  Direktor  der  Deutschen  Bank,  berechnet  (im 
„Bankarchiv")  die  deutschen  Emissionen  ausländischer  Werte  auf  2322  Millionen 
Mark  im  Jahrfünft  1886 — 1890,  auf  1462  Millionen  während  1891 — 1895,  ^^^  2420  Mill. 
in  1896 — 1900,  auf  2147  Millionen  während  1901 — 1905  und  auf  nur  1497  Millionen  im 
Jahrfünft  1906 — 1910.  Gegenüber  diesen  ziemlich  stationären  Ziffern  der  EmissiDUen 
ausländischer  Werte  hoben  sich  gleichzeitig  die  Emissionen  inländischer  Werte  in 
allmähhcher,  ununterbrochener  Steigerung  von  4360  Millionen  Mark  im  Jahrfünft 
1886 — 1890  auf  12  615  MilHonen  im  Jahrfünft  1906 — 1910.  Nach  anderweitigen  An- 
gaben betrugen  in  Deutschland  die  Emissionen  ausländischer  Werte  im  Jahre  1910 
rund  546  und  im  Jahre  191 1  etwa  460  Millionen  Mark. 

Diese  Ziffern  dürften  hinter  den  Gesamtbeträgen  der  deutschen  Kapitalsinvesti- 
tionen im  Auslände  namhaft  zurückbleiben.  In  Deutschland  sind  nämlich  die 
statistisch  kaum  erfaßbaren  privaten  Kapitalsverleihungen  ins  Ausland  verhältnismäßig 
bedeutender,  als  in  Großbritannien,  wo  die  Vermittlerrolle  der  öffentUchen  Geldmärkte 
(Börsen)  und  die  Form  der  Aktien-  und  Obligationenemittierung  noch  immer  weit 
stärkere  Anwendung  finden  als  im  Deutschen  Reiche.  Auch  kommt  es  weit  häufiger 
vor,  daß  deutsche  Kapitalisten  in  England,  Nordamerika  usw.  emittierte  Werte  an 
sich  bringen,  als  der  umgekehrte  Fall  zu  verzeichnen  ist,  daß  in  Deutschland  emittierte 
Werte  von  den  KapitaUsten  anderer  Gläubigerländer  erworben  werden. 

*)  Vgl.  die  Anmerkung  über  die  Größe  der  in  Deutschland  alljährüch  zu  Anlage- 
zwecken zur  Verfügung  stehenden  Kapitalsüberschüsse  in  Abteilung  I  d  dieses  Kapitels. 
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britischen  Bankinstitute  ^),  helfen  sich  in  solchen  Zeiten  durch  be- 
deutende Ausnützung  ihres  Finanzkredites. 

Wenn  aber  die  Banken  und  Finanzmänner  der  beiden  größten, 
auf  den  politischen  und  exportindustriellen  Fortschritt  des  Deutschen 
Reiches  ohnehin  neidischen  Gläubigerländer,  Frankreich  und 
Großbritannien,  die  den  deutschen  Banken  erteilten  Finanz- 
kredite zurückzufordern  beginnen,  dann  hÜft  eben  nichts  anderes 
als  eine  Zinsfußsteigerung  der  deutschen  Notenbank  oder  eine  zeit- 
weüige  Einschränkung  der  mittels  Kapitalsinvestition  im  Auslande 
angebahnten  Ausfuhrgeschäfte  oder  eine  Verbindung  beider  Aushilfs- 
mittel. In  einigermaßen  ähnlicher  lyage  befindet  oder  befand  sich 
wenigstens  bis  vor  kurzer  Zeit  auch  das  gerade  in  der  Richtung  nach 
dem  Auslande  hin  ungemein  unternehmungslustige  Belgien.  ^) 
Freüich  werden  diesem  politisch  neutralen  Königreiche  in  Frankreich 
und  Großbritannien  keine  so  gehässigen,  wirtschaftlich-politischen 
Neidempfindungen  entgegengebracht,    wie    dem  Deutschen  Reiche. 

Die  gelegentlichen  Beengungen,  in  welche  der  deutsche  Kapitals- 
markt durch  ein  Übermaß  von  exportindustriell 
vorteilhaften  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande 
kam,  haben  in  Frankreich  und  Großbritannien  zu  einer  weltwirt- 
schaftlich und  weltpolitisch  nicht  unwichtigen  Unterschätzung 
der  deutschen  Kapitalskraft  überhaupt  geführt.  Man 
meinte  in  diesen  beiden  westeuropäischen  Gläubigerländem,  es  sei 
möglich,  Deutschland  durch  Einschränkung  der  nach  den  deutschen 
Plätzen  erteilten  französischen  und  britischen  Finanzkredite  ähnlich 
im  Zaum  halten  und  einschränken  zu  können,    wie   die  Vereinigten 


1)  Gerade  im  Laufe  des  Jahres  191 1  erfuhren  die  großen  französischen  Bank- 
institute, insbesondere  der  Credit  Lyonnais,  scharfe  Angriffe  in  der  französischen 
Presse,  daß  diese  Institute  individuellen  Ausfuhrgeschäften  mittlerer,  dabei  aber  noch 
immer  kräftiger  und  sicherer  französischer  Firmen  ziun  Schaden  des  französischen 
Außenhandels  zu  wenig  Unterstützung  angedeihen  ließen.  Gleichzeitig  wurde  auch 
in  Großbritannien  darauf  hingewiesen,  daß  die  britische  Volkswirtschaft  in  der  innigen 
Verbindung  zwischen  mittleren  und  großen  deutschen  Exportfirmen  einerseits,  mitt- 
leren und  großen  deutschen  Bankinstituten  andererseits  ein  vielfach  nachahmenswertes 
Beispiel  vor  sich  habe. 

•)  Die  belgischen  Kapitalsinvestitionen  sollen,  nach  einer  Zusammenstellung  im 
Berliner  „Export"  (vom  24.  November  1910)  in  Millionen  Franken  betragen:  in 
Holland  70,  Frankreich  137,  Brasilien  143,  Italien  166,  Ägypten  219,  Deutschland  244, 
Argentinien  290,  Kongostaat  322,  Spanien  337,  Rußland  441,  in  verschiedenen  Ländern 
338  Millionen  Franken,  insgesamt  2%  Milliarden  Franken.  Von  der  in  Rußland  an- 
gelegten, relativ  größten  Summe  soll  etwa  die  Hälfte  für  Eisenbahnen  imd  Trambahnen 
in  27  russischen  Städten  aufgewandt  worden  sein  (darunter  Moskau,  Odessa,  Warschau, 
Riga,  Reval,  Kiew,  Tiflis,  Kasan  usw.),  also  in  sehr  exportfördernder  Weise. 


36  6  IX.  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande. 

Staaten  (d.  h.  deren  spekulative  Ausschreitungen  im  Waren-  und 
Effektenmarkt)  von  London  und  Paris  aus  durch  Drosselung  der 
nach  New  York  erteilten  I^inanzkredite  mehr  als  einmal  mit  Erfolg 
in  Schranken  gehalten  wurden. 

Hierbei  wurde  aber  der  grundlegende  Unterschied 
zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten 
Staaten  übersehen :  die  letzteren  sind  ein  Schuldnerland  und 
borgen,  nach  einem  Ausspruche  der  „Times"  aus  dem  Jahre  1900, 
mitunter  von  Europa  so  viel  aus,  daß  sie  „sich  einbilden,  reich  zu  sein." 
So  wurden  sowohl  von  nordamerikanischer,  als  auch  von  englischer 
fachmännischer  Seite  die  Beträge,  wit  welchen  der  New  Yorker  Markt 
Mitte  Oktober  1909  den  Londoner  Bank-  und  Börsenkredit  in  An- 
spruch genommen  hatte,  auf  ungefähr  2%Milliarden  Franken 
geschätzt  ^).  Hierbei  wurden  nur  die  kurzfristigen,  bis  höchstens  zu 
Beginn  des  Jahres  1910  fälligen  Kredite  berücksichtigt,  und  der  Herbst 
1909  stellte  erst  den  Beginn  der  Erholung  der  Vereinigten  Staaten 
von  den  schweren  Schlägen  der  letzten  Krise  (vom  Herbst  1907  her)  dar. 

Dagegen  ist  Deutschland  zweifellos  ein  Gläu- 
bigerland, das  sich  nur  bisweilen  hinsichtlich  der  exportindustriell 
vorteilhaften  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  zuviel  zutraut.  Die 
leitenden  finanziellen  und  politischen  Kreise  Frankreichs  und  Groß- 
britanniens haben  sich  daher  mehr  als  einmal  verrechnet,  wenn  sie 
glaubten,  durch  Zurückhaltung  oder  direkte  Kreditentziehungen 
das  Zustandekommen  auch  solcher  deutscher  Finanz-  und  Ausfuhr- 
geschäfte vereiteln  zu  können,  mit  denen  Deutschlands  wirt- 
schaftliches und  politisches  Prestige  verbunden 
war,  wie  z.  B.  die  Fortsetzung  der  Bagdadbahn  seit  1903  oder  die 
von  Frankreich  feindselig  bekämpften  Staatsanleihen  Ungarns  und  der 
Türkei  im  September  und  Oktober  1910  (vgl.  Abteilung  I  b  dieses 
Kapitels).  In  solchen  Fällen  kommt  es  höchstens  zu  Verzögerungen, 
wie  bei  der  Bagdadbahn,  deren  Bau  nur.  langsamer  f ortschritt,  aber 
durch  die  britisch-französische  Abstinenz  keineswegs  völlig  auf- 
gehalten werden  konnte  und  seit  dem  Vertrage  der  türkischen  Re- 
gierung mit  der  Bagdadbahn-Gesellschaft  vom  21.  März  191 1  ziemlich 
rasch  fortschreiten  dürfte.  Bisweüen  leistete  der  deutsche  Kapitals- 
markt, zusammen  mit  dem  freüich  nicht  sehr  starken  österreischischen 
Markte  und  den  kleineren,  neutralen  Gläubigerländern  Belgien,  Holland 
und  Schweiz,  ohne  Verzug  das  Notwendige,  wie  im  Falle  der  erwähnten 


^)  Vgl.  hierüber  den  Artikel  „Brliöhung  des  Londoner  Bankzinsfußes  auf  fünf 
Prowait"  der  „Neuen  Freien  Presse"  vom  22.  Oktober  1909,  dessen  Verfasser  die  Ver- 
antwortung für  die  Richtigkeit  dieser  auffallend  hohen  Ziffer  überlassen  bleiben  muß. 


IX.  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande.  367 

Staatsanleihen  Ungarns  und  der  Türkei  im  Herbst  1910.  Auch  die 
teils  infolge  von  Kriegsbefürchtungen  (Marokkokrise),  teils  wohl 
auch  aus  politischer  Gehässigkeit  vorgenommenen  Rückforderungen 
von  einigen  hundert  Millionen  Franken  nach  Deutschland  verliehenen 
französischen  Finanzkapitals,  die  im  Sommer  und  Herbst  19 11  zu  ver- 
zeichnen waren,  hatten  auf  den  deutschen  Geldmärkten  nur  eine 
vorübergehende  Unbehaglichkeit,  aber  keine  ernsteren  Verwicklungen 
hervorgerufen. 

Übrigens  wird  der  deutsche  Kapitalsmarkt  durch 
jedes  weitere  Friedensjahr  stärker  und  lei- 
stungsfähiger, was  wohl  die  gelegentlichen  britisch-fran- 
zösischen Kriegshetzereien  gegen  Deutschland  mitveranlaßt.  Man 
mag  aus  all  dem  ersehen,  was  für  eine  bedeutende  Rolle  die 
Kapitalsinvestitionen  mit  ihren  das  Ausfuhrgeschäft  nicht  nur  be- 
lebenden, sondern  auch  nutzbringend  machenden  Eigenschaften  inner- 
halb der  internationalen  politischen  und  Handelsbewegung  spielen. 

Die  Schweiz  ist  wohl  ein  noch  schärfer  ausgeprägtes  Gläubiger- 
land als  das  Deutsche  Reich.  Ihre  kapitalistische  Einflußnahme  auf 
ausländische  Unternehmungen  wird  aber  noch  dadurch  verstärkt, 
daß  die  Schweizer  Kapitalisten  die  sicheren,  aber  niedrig  verzinslichen 
öffentlichen  Werte  des  eigenen  I^andes  auswärtigen  Käufern  ängst- 
licherer Natur  gern  überlassen,  dagegen  ihre  eigenen  Kapitalien  lieber 
in  Werten  des  Auslandes  anlegen.  Die  Kapitalisten  der  Schweiz 
bevorzugen  hierbei  die  minder  sicheren,  aber  höher  verzinslichen  in- 
dustrielleUj  Bergbau-,  Bank-  und  Transportwerte  des  Auslandes 
gegenüber  den  auswärtigen  öffentlichen  Werten.  In  schweizerischen 
Finanzblättern  waren  gelegentlich  sogar  hierauf  bezügliche  War- 
nungen zu  lesen.  Überdies  sahen  sich  in  den  allerletzten  Jahren 
führende  Unternehmungen  solcher  schweizerischer  Industrien,  die 
hauptsächlich  für  das  Ausland  arbeiten  (Stickerei,  Maschinenbau, 
Seidenstoff-  und  Bandfabrikation  e.  c.)  in  wachsendem  Maße  veran- 
laßt, in  schutzzöllnerischen  lyändern,  wie  Vereinigte  Staaten,  Frank- 
reich, Deutschland,  Niederlassungen  zu  errichten.  Dieser  Vorgang 
wurde  in  der  Schweiz  sogar  mit  einiger  Besorgnis  verfolgt. 
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li)  Schatzzöllnerische  and  hochschatzzöllnerische  Tendenzen  der  indastrieü 
aafstrebenden  Agrarländer  werden  dadurch  eingedämmt,  daß  sie  zu  ihrer  industriellen 
und  sonstigen  wirtschaftlichen  Entwicklung  großer  Mengen  ausländischer  Kapitalien 
bedürfen,  deren  Inhaber  die  Einkaufspolitik  der  von  ihnen  gegründeten  oder 
übernommenen  Unternehmungen  bestimmen;  auch  industriell  bereits  etwas  ent- 
wickeltere Staaten,  wie  Österreich- Ungarn,  Kanada  usw.,  müssen  sich  gelegentlich 
solche  Diktate  des  ausländischen  Kapitals  gefallen  lassen;  Ausnahmefall  der  an  und 
für  sich  stark  kapitalsbedürftigen  Vereinigten  Staaten  mit  ihrem  ausgedehnten 
Zwischenhandel  in  Kapitalien;  doch  werden  die  Wirkungen  dieses  Zwischenhandels 
zugunsten  der  Ausfuhr  der  Union  insbesondere  in  Süd-  und  Mittelamerika  sowie 
China   durch   die   dortigen    direkten  europäischen  Kapitalsinvestitionen  mehr  oder 

weniger  eingeschränkt. 

In  aufstrebenden  agrarischen  lyändern  mit  beginnender  oder 
bereits  etwas  weiter  vorgeschrittener  industrieller  Entwicklung  findet 
man  nicht  selten  die,  man  könnte  sagen,  naiv-unbekümmerten  Ten- 
denzen eines  jugendfrischen,  nahezu  schrankenlosen  Schutzzöllnertums; 
diese  werden  höchstens  durch  gewisse  freihändlerische  Gegentendenzen 
der  agrarischen  Ausfuhrproduktionen  ^)  in  Schranken  gehalten.  Da- 
neben stehen  die  auf  Förderung  der  Fabrikatenausfuhr  gerichteten 
Neigungen  der  vorwiegend  in  lyändern  höherer  industrieller  Ent- 
wicklung befindlichen,  auch  nach  außen  hin  leistungsfähigen  Kapitals- 
märkte. Nun  bedarf  aber  ein  vorwiegend  agrarischer 
und  industriell  vorerst  nur  mäßig  entwickelter 
Staat  großer  Mengen  ausländischen  Kapitals.  Denn  die  land- 
wirtschaftlichen Produktionen  und  sogar  die  kleine  Industrie  eines 
solchen  Staates  sind  wenig  befähigt,  große  Kapitalsmengen,  etwa 
für  Eisenbahnen,  Kanäle,  Hafenanlagen,  Bergwerke,  großindustrielle 
Betriebe,  zu  erübrigen;  auch  die  innerhalb  eines  größeren  Landes 
wohl  nicht  geringen  Gesamterübrigungen  der  zahlreichen  kleinen  und 
mittleren  Landwirte  sowie  der  Kleinindustriellen  werden  von  diesen 
in  deren  eigenen  Betrieben  mit  Vorliebe  und  Nutzen  verwendet. 
In  den  Großstädten  werden  zwar  vermöge  der  städtischen 
Grundrente,  die  ihre  herkömmliche  Monopolstellung  scharf 
ausnützt,  in  allen  Fällen  bedeutende  Kapitalsmengen  aus  der  Volks- 
wirtschaft angesaugt  und  in  größeren  Stücken  in  verhältnismäßig 
wenig  Händen  konzentriert.  Im  allgemeinen  sind  aber  die  Großstädte 
ein  Ergebnis  lebhafter  kommerzieller  und  industrieller  Tätigkeit 
und  können  in  vorwiegend  agrarischen  Gebieten  nicht  so  leicht  ent- 
stehen oder  wenigstens  nicht  leicht  ebenso  zahlreich  und  umfangreich 
werden,  wie  in  den  Industrieländern.     In  jenen  Gebieten  kann  es 


*)    Vgl.    die    Anlage 
im  II.    Bande. 


Freihandelstendenz     agrarischer    Ausfuhrerzeugiingen'* 
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daher  auch  nicht  leicht  dazu  kommen,  daß  mittels  der  Saugpumpe 
der  städtischen  Grundrente  aus  dem  Körper  der  Volkswirtschaft 
jene  bedeutenden  Kapitalien  in  größeren  Stücken  herausgeschöpft 
werden,  die  zum  Aufbau  einer  Industrie  großen  Stiles  und  großzügiger 
Verkehrseinrichtungen  nötig  sind. 

Hieraus  ergibt  sich:  Gerade  jene  Länder,  die  mit  größtem  Nach- 
drucke bestrebt  sind,  alle  ihre  Produktionszweige  und  insbesondere 
ihre  Industrie  behufs  Deckung  des  Inlandsbedarfes  in  die  Höhe  zu 
bringen,  sind  am  meisten  auf  den  ausländischen  Ka- 
pitalsmarkt angewiesen  und  empfangen  daher  durch  die 
ausländischen  Kapitalisten  maßgebende  Vorschriften  hinsichtlich  der 
Beschaffung  eines  großen  Teiles  ihrer  Einfuhr.  Aber  nicht  nur  in- 
dustriell wenig  entwickelte  Staaten  müssen  sich  die  hieraus  ent- 
springende ganze  oder  teilweise  Nullifizierung 
ihrer  Einfuhrzölle  zugunsten  bestimmter  Gläubigerländer 
gefallen  lassen  ^) ;  auch  in  verhältnismäßig  entwickelten 
Industriestaaten,  so  z.B.  in  Österreich-Ungarn,  werden 
hierdurch  gelegentlich  die  Fabrikatenzölle  in  ihrer  Wirkung  stark 
abgeschwächt. 

So  waren  z.  B.  die  elektrischen  Industrien  in 
Österreich-Ungarn  seit  jeher  durch  mehr  oder  weniger  hohe 
Zölle  geschützt,  die  im  neuen  Zolltarife  vom  13.  Februar  1906  noch 
eine  weitere  Erhöhung  erfahren  haben.  Da  aber  die  meisten  und 
größten  elektrischen  Unternehmungen  in  Österreich-Ungarn  mit 
deutschem  Kapitale,  ja  geradezu  als  Ableger  der  großen  deutschen 
Weltfirmen,  oder  wenigstens  in  Verbindung  mit  deutschem  Kapitale 
gegründet  und  erweitert  wurden,  produzierten  bisher  die  meisten 
großen  elektrischen  Unternehmungen  in  Österreich-Ungarn  eigentlich 
nur  dasjenige,  wozu  sie  durch  die  Höhe  der  Zölle  geradezu  gezwungen 
wurden,  und  bezogen  möglichst  viele  Bestandteile  der  bei  ihnen  be- 
stellten elektrischen  Maschinen  und  Apparate  aus  Deutschland. 
Dabei    entwickeln    diese    österreichischen    Ableger    der    deutschen 


^)  So  heißt  es  in  dem  bereits  erwähnten  (siehe  Abteilung  If  dieses  Kapitels),  sehr 
beachtenswerten  Vortrage,  den  Sir  Edgard  Speyer  gegen  Knde  Mai  191 1  über  die 
britische  Kapitalsausfuhr  hielt:  „Wie  inhaltslos  ist  doch  die  Ansicht,  daß  Schutzzoll 
und  Isolierung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  die  vorherrschende  Tendenz  der  neueren 
Zeit  darstellen !  Wenn  es  schon  keine  anderen  geschäftlichen  Interessen  gäbe,  die  un- 
mittelbar auf  die  Förderung  des  internationalen  Handelsverkehrs  abzielen,  so  wäre 
schon  die  Nachfrage  der  jungen,  aufstrebenden  Länder  nach  Kapital  stark  genug, 
dem  internationalen  Handelsverkehr  die  Durchbrechung  jener  Scheidemauern  zu 
ermöglichen,  die  von  kurzsichtigen  Politikern  oder  interessierten  Geschäftsleuten  er- 
richtet wurden". 
Schilder.    24. 
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elektrischen  Industrie  in  manchen  näheren  und  ferneren  Absatz- 
gebieten keine  scharfe  Konkurrenz  gegen  ihre  deutschen  Mutter- 
gesellschaften ^).  Ein  ähnliches  Verhältnis  wie  zwischen  der  elektrischen 
Industrie  Deutschlands  und  Österreich-Ungarns  besteht  auch  zwischen 
den  gleichen  Industrien  der  Vereinigten  Staaten  und  Kanadas. 
Hier  spielt  die  ältere  und  weit  kapitalskräftigere  elektrische  Industrie 
der  Vereinigten  Staaten  die  gleiche  Rolle  gegenüber  der  kanadischen, 
wie  jene  Deutschlands  gegenüber  derjenigen  Österreich-Ungarns. 
Es  ist  wohl  nur  als  ein  Ausnahmefall  zu  betrachten,  wenn  die 
Finanzmänner  eines  Landes  mit  bedeutendem  Importbedarf  an  Ka- 
pitalien geschickt  und  energisch  genug  sind,  diesen  nötigen  Kapitals- 
import zum  überwiegenden  Teile  mittels  ihres  persön- 
lichen Kredites  und  mittels  d  e  s  j  e  n  i  g  e  n  ihr  e  r 
Bankinstitute  ohne  nähere  Zweckangabe  zu 
besorgen;  diese  Finanzmänner  mögen  dann,  unter  Beiseiteschiebung 
des  Auslandes,  gegenüber  dem  Kapitalsbedarfe  des  Inlandes  und  wohl 
auch  dritter  Staaten  als  einzige  sichtbare  Kreditgeber 
auftreten.  Das  wichtigste  Beispiel  hierfür  bilden  wohl,  wie  bereits 
erwähnt  wurde  (vgl.  Abteilung  I  h  dieses  Kapitels),  während  der 
letzten  zwei  Jahrzehnte  die  Vereinigten  Staaten.  Für 
das  in  manchen  Beziehungen  den  Vereinigten  Staaten  so  ähnliche 
Kanada  gÜt  dies  schon  nicht  mehr  oder  wenigstens  nicht  im 
gleichen  Maße.  Der  kanadische  Kapitalsbedarf  wird  zum  großen  Teüe 
von  Kapitalisten  der  Vereinigten  Staaten,  ferner  Großbritanniens  usw. 
direkt  gedeckt.  Hierdurch  haben  diese  Kapitalisten  einen  be- 
deutenden Einfluß  auf  die  Gestaltung  der  kanadischen  Einfuhr  er- 
langt (vgl.  das  soeben  genannte  Beispiel  der  kanadischen  Elektrizitäts- 
industrie), insoweit  nicht  einzelne  allzu  hohe  Schutzzölle  im  Wege 
standen.  In  den  Vereinigten  Staaten  schien  es  freüich 
ein  vielfach  geradezu  prohibitives  Zollsystem  seit  1890 
gewissermaßen  darauf  abgesehen  zu  haben,  investierenden  Kapitalisten 
des  Auslandes  die  Ausübung  etwaiger  Bestimmungsrechte  hinsichtlich 
jener  Unternehmimgen  möglichst  zu  erschweren,  die  von  diesen  Kapi- 
talisten allein  oder  mit  Hufe  nordamerikanischer  Unternehmer  in  der 


^)  Ein  minder  bedeutsames,  aber  dennoch  nicht  uninteressantes  Beispiel  ist 
einer  Notiz  der  ,, Neuen  Freien  Presse"  vom  8.  Oktober  1909  zu  entnehmen,  worin  es 
heißt:  ,,Vier  Baumeister  ersuchen  uns,  zu  konstatieren,  daß  eine  deutsche  Firma ^ 
die  in  Bodenbach  (Böhmen)  mit  Unterstützung  der  Gemeinde  eine  große  Fabriksanlage 
errichtet,  den  ganzen  Bau,  ferner  die  Eisenkonstruktionen  usw.  nur  reichsdeutschen 
Firmen  übertragen  hat.  Die  erwähnten  Baumeister  würden  es  als  angezeigt  betrachten, 
wenn  diese  Bestellungen  in  Österreich  erfolgt  wären." 
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Union  gegründet  oder  erworben  wurden;  es  sollte  eben  die  Ausübung 
solcher  Bestimmungsrechte  den  Ausfuhrindustrien  des  Auslandes 
möglichst  wenig  zugutekommen. 

Der  große  Einfluß,  den  die  Gläubigerländer  Mittel-  und  West- 
europas durch  ihre  Investitionen  in  den  süd-  und  mittelamerikanischen 
Staaten^)  auf  die  dortige  Einfuhr  erlangt  haben,  hat  eine  wichtige 
Konsequenz.  Dieser  Einfluß  ermöglicht  es  nämlich  den  europäischen 
Völkern,  insbesondere  den  Briten,  Deutschen,  Franzosen,  Belgiern, 
Schweizern,  den  großsprecherischen  Redensarten 
der  Nordamerikaner  (Vereinigten  Staaten)  von  der  Er- 
oberung der  Märkte  des  romanischen  Amerika  mit  mäßiger  Beun- 
ruhigung zuzuhören.  Im  romanischen  Amerika  ist  die  Stellung  jener 
west-  und  mitteleuropäischen  Länder  ungemein  gesichert,  die  be- 
deutende Kapitalien  in  süd-  und  mittelamerikanischen  Eisenbahnen, 
Hafenanlagen,  Fabriken,  Schlächtereien,  Plantagen,  Gas-  und  Elektri- 
zitätswerken, Wasserleitungen,  Bergwerken,  Schiffahrtslinien,  öffent- 
lichen Anleihen  investiert  haben. 

So  heißt  es  z.  B.  im  Jahresberichte  des  österreichisch-ungarischen 
Konsulats  in  Sao  Paulo  für  1909 :  „Der  Ausbau  der  brasili- 
anischen Eisenbahne  n'' erfolgt  zumeist  mittels  französischer, 
belgischer,  britischer  und  deutscher  Kapitalien;  die  betreffenden 
Länder  sichern  sich  bei  den  mit  dem  Bahnbau  zusammenhängenden 
finanziellen  Operationen  auch  die  Lieferungen  für  das  nötige  Eisen- 
bahnmateriar'.  Der  Jahresbericht  des  österreichisch-ungarischen 
Konsulats  in  Buenos  Aires  für  1909  bewertet  die  in  argen- 
tinischen öffentlichen  Werten  und  Unter- 
nehmungen investierten'  britischen  Kapitalien  anfangs  1910 
auf  350  Millionen  Pfund  Sterling  gleich  8750  Millionen  Franken,  die 
französischen  Kapitalsinvestitionen  in  Argentinien  auf  800  und  die 
deutschen  Investitionen  mit  Einschluß  der  im  Reedereigeschäfte 
angelegten  Kapitalien  auf  mindestens  1000  Millionen  Franken.  Deutsch- 
land beherrsche  infolge  seiner  Investitionen  das  ganze  argentinische 


1)  Ein  Artikel  im  Londoner  „Economist"  vom  26.  August  191 1  berechnet 
die  britischen  Kapitalsanlagen  in  den  zehn  südamerikanischen  Republiken  (Argen- 
tinien, Brasilien,  Uruguay,  Chile,  Peru,  Bolivia,  Kolumbien,  Venezuela,  Ecuador, 
Paraguay)  auf  mehr  als  622  MilUonen  Pfund  Sterling  (15  500  MilHonen  Franken), 
wovon  auf  Argentinien  316,  BrasiUen  162,  Uruguay  42,3,  Chile  40,7  MilHonen  ent- 
fallen. Nach  Verwendungszwecken  sind  an  den  622  MilHonen  Pfund  Sterling  beteiHgt: 
öffentliche  Anleihen  229,  Eisenbahnen  und  Trambahnen  293,  Land-  und  Finanz- 
gesellschaften 31,8,  Banken  11,8,  Salpeterbergbau  j.t,  Gaswerke  6,  Telegraph  und 
Telephon  4  MilHonen.  Vgl.  Ziffern  über  britische  Kapitalsinvestitionen  im  gesamten 
romanischen  Amerika  in  Abteilung  V  des  V.  Kapitels. 

24* 
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Geschäft  in  elektrischen  Bedarfsartikeln,  so  daß  es  anderen  Ländern 
nur  mühsam  gelinge,  die  genannten  Artikel  in  geringen  Mengen  nach 
Argentinien  zu  bringen. 

Die  wirtschaftliche  Stellung  Buropas  im 
romanischen  Amerika  und  namentlich  in  Südamerika 
kann  daher  von  den  Vereinigten  Staaten  aus  wohl  kaum  erschüttert 
werden,  so  lange  die  Union  selbst  auf  die  Kapitalseinfuhr  aus  dem  Aus- 
lande angewiesen  ist.  Hier  kann  aller  Unternehmungsgeist, 
alle  Unterhändlergeschicklichkeit  der  Nordameri- 
kaner, alle  Energie  in  der  Unterstützung  der  nordamerikanischen  Ge- 
schäftswelt durch  die  Diplomatie  der  Vereinigten  Staaten  nicht 
helfen. 

Es  mochte  ja  den  Nordamerikanern  öfters  gelingen,  sich  durch  ein 
geschicktes  und  entschlossenes  Vorgehen  ihrer  Geschäftsleute  und 
Diplomaten  in  den  Besitz  wertvoller  Konzessionen  im  ro- 
manischen Amerika  und  neuerer  Zeit  auch  in  China  zu  setzen  sowie 
Aktiengesellschaften  für  aussichtsreiche  Geschäfte  in  den  genannten 
I/ändern  zu  gründen.  Als  aber  diese  Geschäfte  finanziert 
werden  sollten,  war  es  in  vielen  Fällen  für  die  nordamerikanischen 
Gründer  von  entscheidender  Wichtigkeit,  in  den  kapitalsstarken  Län- 
dern Europas  Teilnehmer  zu  finden .  Dieses  „Finderglück"  bildete  sogar 
eine  der  wesentlichsten  unter  jenen  Eigenschaften,  welche  die  Re- 
gierungen der  Staaten  des  romanischen  Amerika  bei  den  nord- 
amerikanischen Gründern  und  Finanzmännern  voraussetzten,  denen 
sie  Konzessionen  erteilten.  Doch  gelang  es  den  Nordamerikanern  bei 
Anwerbung  solcher  europäischer  kapitalsstarker  Teilnehmer  nur  häufig, 
aber  keineswegs  immer,  die  Interessen  der  europäischen  Fabrikaten- 
ausfuhr bei  Seite  zu  schieben.  Diesen  Interessen  muß  vielmehr, 
namentlich  bei  den  so  häufigen  Bündnissen  nordamerikanischer  und 
britischer  Kapitalisten  ^),  ein  mehr  oder  minder  ausgedehntes  Plätzchen 


*)  Ein  bemerkenswertes  Beispiel  dieses  Zusammenwirkens  von 
Kapitalisten  der  Vereinigten  Staaten  und  Großbri- 
tanniens (zuweilen  auch  Kanadas)  bildet  ein  großes  Unternehmen  in  Uruguay, 
das  Eisenbahn-,  Schiffahrts-  und  Kolonisationspläne  mit  Hafenbauten,  Elektrizitäts- 
werken usw.  verbindet  und  im  Sommer  1910  in  Verhandlungen  der  beteiHgten  Kapita- 
listen mit  der  Regierung  dieser  südamerikanischen  RepubUk  in  die  Wege  geleitet  wurde. 
Die  britischen  Teilnehmer  des  Konsortiums  sollen  sich  angeblich  mehr  für  die  Koloni- 
sierungspläne,  die  Nordamerikaner  mehr  für  jene  Bestandteile  des  Unternehmens 
interessieren,  die  mittelbar  zu  Absatzgelegenheiten  für  die  Industrie  der  Vereinigten 
Staaten  führen  könnten.  Vgl.  hierüber  „Kapitalsinvestitionen  der  Vereinigten  Staaten 
in  Südamerika",  im  Wiener  „Handelsmuseum"  vom  8.  September  1910,  sowie  über 
die  weitgehenden  Eingriffe  eines  aus  Kapitalisten  der  Vereinigten  Staaten  und  Kanadas 
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eingeräumt  werden.  Eifersüchtiger  als  in  Südamerika  und  Kanada 
wahren  die  Nordamerikanei  ihre  kapitalistische  Vormacht  in  den  geo- 
graphisch näher  liegenden  Ländern  des  romanischen  Amerika,  Mexiko 
und  den  kleinen  mittelamerikanischen  Republiken.  Aber  auch  dort 
nimmt  das  britische,  deutsche,  belgische  und  französische  Kapital 
eine  seh*-  ansehnliche  Stellung  ein.  Ende  1910  sollen  die  gesamten 
auswärtigen  Kapitalsanlagen  in  Kanada  12  687  Millionen  Franken 
betragen  haben,  wovon  auf  britische  Anlagen  9765,  auf  solche  der  Ver- 
einigten Staaten  2190,  auf  französische  372  Mülionen  entfielen^). 
Dagegen  beliefen  sich  die  auswärtigen  Kapitalsanlagen  in  M  e  x  i  k  o^) 
im  Zeiträume  1886 — 1907  auf  3343  MÜlionen  Franken,  wovon  die 
Vereinigten  Staaten  1771,  Großbritannien  1334  Mülionen  beisteuerten, 
während  der  kleine  Rest  auf  deutsche,  französische,  spanische  e.  c. 
Kapitalien  entfiel.  Seit  1907  dürfte  der  Anteil  der  Union  noch  be- 
trächtlich zugenommen  haben. 

Wenn  Finanzmänner  und  Finanzinstitute  der  Vereinigten  Staaten 
gerade  große  Kredite  von  den  europäischen  Gläubigerländern  erhalten 
haben,  dann  sind  sie  sogar  geneigt,  den  internationalen  Kapitalsmarkt 
mittels  der  Pose  des  nach  allen  Seiten  hin  Kapital 
verleihenden  Gläubigerstaates  zu  bluffen,  wie  dies 
z.  B.  in  der  Hochkonjunkturperiode  1899 — 1901  (bis  Mai  1901) 
der  Fall  war.  Damals  schrieb  die  Londoner  „Times",  wie  bereits 
(vgl.  Abteüung  I  h)  erwähnt  wurde:  „Wir  haben  den  Vereinigten 
Staaten  so  viel  Geld  geliehen,  daß  sie  sich  einbÜden,  reich  zu  sein" 3). 
Aber  seither  ist  die  schwache  Kreditgrundlage  der  riesenhaften  nord- 
amerikanischen Unternehmungen  in  Europa  besser  bekannt  geworden. 
Die  europäischen  Finanzinstitute  lassen  es  zu  einer  derartigen  Fülle 
nach  den  Vereinigten  Staaten  verliehenen  Geldes  gar  nicht  mehr 


bestehenden  Konsortiums  in  das  südbrasilianische  Eisenbahnwesen  den  Artikel 
„Amerikanisierung  der  brasiKanischen  Eisenbahnen"  in  der  „Zeitung  des  Vereines 
deutscher  Eisenbahnverwaltungen"  vom  29.  Januar  1908.  Über  die  weiteren  Fort- 
schritte des  erwähnten  Unternehmens  in  Uruguay  unterrichten  noch  zwei  nord- 
amerikanische Konsularberichte  aus  Montevideo,  die  in  „Daily  Consular  and  Trade 
Reports"  vom  15.  Juni  und  16.  Dezember  191 1  veröffentlicht  wurden. 

1)  Nach  der  Londoner  „Finanzchronik"  vom  9.  Dezember  191 1  gemäß  Angaben 
des  kanadischen  Finanzschriftstellers  F.  W.  Field  in  seiner  Arbeit  „Capital  invest- 
ments  of  Canada". 

*)  Nach  dem  „Economiste  Europeen"  vom  17.  Februar  191 1  auf  Grund  von 
Mitteilungen  in  „Le  Mexique". 

2)  Doch  dürften  zu  diesem  Ergebnis  auch  die  sehr  bedeutenden  Simimen  bei- 
getragen haben,  die  während  des  Burenkrieges  (Herbst  1899  bis  Sommer  1902)  für 
militärische  Lieferungen  aus  Großbritannien  nach  den  Vereinigten  Staaten  gingen. 
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kommen.  Denn  je  mehr  nach  der  Union  verliehen  wurde,  um  so  ärger 
war  dann  der  Sturz  oder  Krach,  wenn  die  europäischen  Gläubiger 
schließlich  wegen  des  Kapitalsbedarfes  ihrer  eigenen  Länder  genötigt 
waren,  ihre  Guthaben  in  Nordamerika  einzufordern  oder  wenigstens 
einzuschränken,  wie  z.  B.  im  Herbst  1907  und  im  kleineren  Maßstabe 
auch  im  Oktober  1909.  Nicht  selten  wurden  sogar  die  aus  Europa 
entliehenen  Summen  dazu  mißbraucht,  um  die  europäischen  Ver- 
braucher und  Erzeuger  durch  Bildung  von  Haussesyndikaten  für 
industrielle  Rohstoffe  oder  Ivcbensmittel  in  die  Enge  zu  treiben. 

Herrscht  aber  infolge  solcher  Rückforderungen  und  Einschrän- 
kungen auf  der  New  Yorker  Börse  schlechtes 
Wetter  infolge  Überspekulation  und  haben  die  dortigen  leitenden 
Finanzmänner  große  Massen  sogenannter  „indigestibles  securities'* 
zu  bewältigen,  dann  bleibt  den  nordamerikanischen  Konzessions- 
jägem  und  Promoters  nichts  anderes  übrig,  als  ihre  im  romanischen 
Amerika  oder  in  China  gemachte  Beute  entweder  gänzlich  fahren  zu 
lassen  oder  sie  bestenfalls  mit  europäischen  Kapitalisten  zu  teilen. 
In  diese  Teilung  werden  dann  häufig  auch  die  mit  den  betreffenden 
Kapitalsinvestitionen   zusammenhängenden  Aufträge  miteinbezogen. 

Über  den  dauernden  Charakter  der  Vereinigten 
Staaten  als  eines  Schuldnerlandes  gibt  sich  seit 
den  belehrenden  Vorkommnissen  der  Jahre  1899 — 1901  wohl  niemand 
mehr  einer  Täuschung^)  hin;  dennoch  können  die  Finanzmänner  und 


1)  Ganz  ausnahmsweise  Verhältnisse  bestanden  aus  recht  eigentümlichen 
Gründen  auf  dem  Kapitalsmarkte  der  Vereinigten  Staaten  vom  August  bis  Dezember 
191 1.  Infolge  der  geschäftUchen  Unsicherheit,  die  mit  den  herannahenden  Präsident- 
schaftswahlen, dem  Kampfe  gegen  die  Trusts,  dem  Ansturm  gegen  den  hochschutz- 
zöllnerischen  Tarif  e.  c.  zusammenhing,  waren  die  Anlagen  der  dortigen  KapitaHsten 
in  inländischen  Unternehmungen  ins  Stocken  geraten,  der  Zinsfuß  sank,  und  bei 
wenig  befriedigendem  allgemeinen  Geschäftsgange  waren  große  Summen  für  aus- 
wärtige Kapitalsanlagen  frei  geworden.  Dieses  nordamerikanische  Kapital  (noch 
Ende  November  191 1  ungefähr  250  Millionen  Pranken)  füllte  zum  großen  Teile  die 
Lücken  aus,  die  auf  dem  BerUner  Platze  dadurch  entstanden  waren,  daß  die  gewohnten 
französischen  Geldgeber  infolge  der  mit  der  Marokkokrise  zusammenhängenden 
politischen  Beunruhigung  ihre  Gelder  zurückgezogen  hatten.  Sogar  kurzfristige 
preußische  Staatsschuldverschreibungen,  nämUch  achtzig  MilUonen  Mark  4^/4  prozen- 
tiger,  binnen  sechs  Monate  rückzahlbarer  Schatzscheine  wurden  am  27.  Oktober  191 1 
von  einer  New  Yorker  Bankfirma  in  der  Union  glatt  untergebracht.  Auch  nach  London 
wurde  viel  amerikanisches  Kapital  (zeitweise  über  500  Millionen  Pranken)  verliehen. 
Aber  bereits  Mitte  Dezember  191 1  schien  diese  außerordenthche  Sachlage  auf  demKa-: 
pitalsmarkt  der  Vereinigten  Staaten  ihr  Ende  gefunden  zu  haben,  da  sich  das  Wirt- 
schaftsleben der  Union  von  der  erwähnten  politischen  Beunruhigung  erholt  hatte  und. 
der  Zinsfuß  in  New  York  binnen  kurzer  Prist  von  zwei  auf  fünf  Prozent  gestiegen  war.. 
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Politiker  der  Vereinigten  Staaten  von  Zeit  zu  Zeit  nicht  umhin,  ähn- 
lich wie  zu  Ende  des  19.  Jahrhunderts  Bluffs  mit  großen  Plänen 
von  Kapitals  Verleihungen  nach  dem  Auslande  in  Szene  zu  setzen. 
Solche  Bluff-Anleihen  wurden  nicht  nur  mit  den  Staaten  des  roma- 
nischen Amerika  vereinbart,  die  der  Union  sozusagen  gewohnheits- 
rechtlich bis  zu  einem  gewissen  Grade  schon  überlassen  worden  sind, 
sondern  wurden  auch  mit  Ländern  anderer  Erdteile  abgeschlossen. 

So  gelang  es  der  Washingtoner  Regierung  im  Juli  1909  unter  An- 
wendung diplomatischen  Hochdrucks  folgendes  durchzusetzen:  Eine 
britisch- deutsch-französische  Kapitalistengruppe  war  mit  der  chine- 
sischen Regierung  wegen  einer  Anleihe  für  den  Bau  der  großen 
Hankow-Kantoner  Eisenbahn  in  Verbindung  getreten 
und  hatte  dieses  Finanzgeschäft  schon  beinahe  bis  zum  Vertragsab- 
schlüsse gefördert.  Diese  Gruppe  mußte  sich  nun  den  Beitritt  einer 
nordamerikanischen  Gruppe  mit  entsprechendem  Anteile  gefallen 
lassen.  Im  Frühjahr  1910  wurden  in  Paris  die  näheren  Vereinbarungen 
über  dieses  dreißig  Millionen  Golddollar  (157  Mülionen  Franken) 
umfassende  Eisenbahn- Anlehen  getroffen.  Doch  fehlt  die  endgültige 
Zustimmung  der  chinesischen  Regierung  zu  dieser  bedeutsamen 
finanziellen  Aktion ;  die  Regierung  zögerte  nämlich  hiermit  wegen  des 
fremdenfeindlichen  Nationalismus  in  den  von  der  Hankow-Kanton- 
Bahn  durchzogenen  Provinzen. 

Ende  Oktober  1910  kamen  überdies  die  Unterhandlungen  zu 
einem  Abschlüsse,  die  von  Vertretern  eines  nordamerikanischen  Kon- 
sortiums mit  der  chinesischen  Regierung  über  ein  weiteres  Anlehen 
von  fünfzig  Millionen  Golddollar  (262  Millionen  Franken)  geführt 
werden.  Dieses  Anlehen  sollte  von  der  Regierung  zur  Währungs- 
reform, zur  Entwicklung  der  Mandschurei,  zu 
Eisenbahnbauten  usw.  verwendet  werden.  Doch  bereits 
Anfang  November  19 10  wurde  aus  Washington  gemeldet,  der  Anleihe- 
vertrag enthalte  zwar  die  Bestimmung,  daß  die  fünfzig  MÜlionen 
Dollar  von  den  Banken  der  Vereinigten  Staaten  zu  beschaffen  seien; 
doch  werde  den  Finanzkreisen  und  der  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  die  Mitwirkung  europäischer  Banken  willkommen  sein. 
Die  New  Yorker  Bankiers  seien  sogar  der  Ansicht,  daß  nur  ein  be- 
schränkter Teil  der  Anleihe  von  Kapitalisten  der  Union  übernommen 
werden  könne  und  der  überwiegende  Rest  von  den  europäischen 
Kapitalsmärkten  zu  bestreiten  sei.  Nichtsdestoweniger  erörterten  die 
nordamerikanischen  Zeitungen  mit  Behagen,  wie  sehr  diese  beiden 
Anleihen  der  Industrie  der  Vereinigten  Staaten,  insbesondere  der  Er- 
zeugung  von   allerlei   Eisenbahnmaterial   zugute   kommen   würden. 
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Tatsächlich  gingen  die  Finanzkreise  der  Union  sofort  daran,  ein 
internationales  Finanzkonsortium  unter  Führung 
des  nordamerikanischen  Kapitals  zur  dauernden  Befriedigung  des 
chinesischen  Kapitalsbedarfes  zu  begründen  mit  einer  festen 
prozentuellen  Beteiligung  des  Kapitalsmarktes 
der  Vereinigten  Staat  en.  Am  15.  April  1911  kam  nun 
zwischen  der  chinesischen  Regierung  und  den  Vertretern  nordameri- 
kanischer, britischer,  deutscher  und  französischer  Banken  ein  Vertrag 
über  ein  fünfprozentiges  Anlehen  von  zehn  Mülionen  Pfund  Sterling 
(250  Millionen  Franken)  zum  Kurse  von  95  Prozent  zustande.  Die 
Banken  der  vier  genannten  Länder  sind  auf  ausdrücklichen  Wunsch 
der  chinesischen  Regierung  am  Anlehen  zu  gleichen  Teilen  beteüigt, 
und  die  Maklerstellung  der  Vereinigten  Staaten  kommt  nur  dadurch 
zum  Ausdruck,  daß  die  Washingtoner  Regierung  einen  finanziellen 
Berater,  besonders  zur  Überwachung  der  mit  HÜfe  des  Anlehens 
durchzuführenden  chinesischen  Währungsreform,  nach  Peking  ent- 
senden soll.  Mitte  Juni  1911  wurden  sechs  Millionen  Pfund  Sterling 
dieses  Anlehens  in  New  York,  London,  Paris  und  Berlin  mit  gutem 
Erfolge  begeben.  Aber  die  völlige  Abwicklung  dieses  Anleihegeschäfts 
wurde  durch  die  Anfang  Oktober  1911  in  China  ausgebrochene  revo- 
lutionär-republikanische  Bewegung   gestört. 

Die  britisch-französisch-belgisch-deutsche 
Kapitalsherrschaft  über  Südamerika  bildet  auch 
einen  mächtigen  Damm  gegen  die  energischen  Bestrebungen  der  Ver- 
einigten Staaten,  für  ihre  Fabrikatenausfuhr  nach  dem  romanischen 
Amerika  Vorzugszöl  le  von  mehr  als  formellem  Werte  zu 
erreichen.  Für  Brasilien  ist  z.  B.  die  Fortdauer  der  Zollfreiheit 
für  Kaffee  in  den  Vereinigten  Staaten  sicherlich  von  größter  Wichtig- 
keit. Doch  nicht  minder  wichtig  ist  es  für  Brasilien,  die  großen  west- 
und  mitteleuropäischen  Kapitalsmärkte,  deren  es  für  seine  öffentlichen 
Anleihen  bedarf,  nicht  zu  verstimmen;  diese  Märkte  könnten  aber 
störrisch  gemacht  werden,  falls  Brasilien  den  Vereinigten  Staaten  weit- 
gehende Vorzugszölle  zugunsten  ihrer  Ausfuhr  gewähren  würde. 
Daher  wurden  von  Brasüien  Vorzugszölle  für  Waaren  aus  den  Ver- 
einigten Staaten  wenigstens  bis  1911  nur  in  einem  solchen  Ausmaße 
zugestanden,  daß  hieraus  der  europäischen  Fabrikatenausfuhr  kein 
namhafter  Schaden  erwachsen  ist. 
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II.   Eapitalsinvestitionen  im  Auslande  als  Regulator  des  Außenhandels. 

na)  Die  Zusammenhänge  zwischen  dem  Ausfuhrhandel  und  den  auswärtigen 
Kapitalsinvestitionen  der  Gläuhigerländer  stellen  einen  ausgleichenden  Mechanismus 
dar,  der  ähnlich,  wenn  auch  langsamer  arbeitet,  als  der  durch  den  Zusammenhang 
zwischen  den  Wechselkursen  und  dem  Außenhandel  gebildete  Mechanismus.  Der 
ersterwähnte  [Mechanismus  wurde  insbesondere  in  der  britischen  Finanzpresse  öfters 
ausführlich  erörtert;  aber  die  nationalökonomische  Wissenschaft  hat,  wahrscheinlich 
wegen  der  parteipolitisch  -  plutokratischen  Nebentendenzen  dieser  Erörterungen, 
hiervon  keine  Notiz  genommen. 

In  den  kapitalsstarken  Gläubigerländern,  die  zugleich  Industrie- 
staaten sind,  wie  Großbritannien,  Frankreich,  Deutschland, 
Schweiz,  Belgien  (Holland^)  ist  zwar  Gläubigerland,  aber  nur  in  be- 
schränktem Ausmaße  Industriestaat),  wird  durch  die  Zusammen- 
hänge zwischen  Ausfuhrhandel  und  Kapitals- 
investitionen im  Ausland  ein  ausgleichender  Mecha- 
nismus eigentümlicher  Art  geschaffen.  Dieser  Mechanismus  funktio- 
niert entfernt  ähnlich,  wenn  auch  weit  langsameren  Ganges,  wie  der 
bekannte  ausgleichende  Mechanismus  der  wechselseitigen  Beein- 
flussung von  Wechselkursen  (Agio)  und  Außenhandel. 

Wenn  nämlich  eines  der  genannten,  auf  Fabrikatenausfuhr  in 
hohem  Maße  gestützten  kapitalsstarken  Gebiete,  namentlich  Groß- 
britannien, eine  zeitweüige  Schwächung  seines  Ausfuhrhandels  er- 
fährt, etwa  durch  schärferen  Wettbewerb  der  anderen  Industrie- 
staaten, dann  werden  hierdurch  die  Gewinnstmöglichkeiten  der  ge- 
samten Inlandsproduktion  des  betreffenden  Gläubigerlandes  ver- 
ringert. Dies  bedeutet  eine  Verminderung  der  In- 
vestitions-  und  Gewinnstmöglichkeiten,  die 
den  Kapitalisten  des  fraglichen  Gläubigerstaates  im  Inlande 
offen  stehen.  Um  so  mehr  fühlen  sich  sodann  die  Kapitalisten  und 
die  führenden  Banken  dieses  Staates  gedrängt,  Anlagen  im  Auslande 
zu  suchen;  um  so  geneigter  sind  sie,  dem  Auslande  entstammende 
Anträge  zu  nutzbringenden  Investierungen  günstig  aufzunehmen.  Ein 
solches  Wachstum  der  Investitionstätigkeit 
im  Auslande  belebt  natürlich  wiederum  die  zeitweilig  sta- 
tionär gewesene  Fabrikatenausfuhr,  und  die 
lebhaftere  Tätigkeit  der  Ausfuhrindustrien  steigert  die  Gewinnst- 
und Investitionsmöglichkeiten  im  Inlande. 


>)  Vgl.  W.  R.  B  c  k  a  r  d  t,  „Das  Königreich  der  Niederlande"  im  wirtschafts- 
geographischen Sammelwerk  „Geographie  des  Welthandels"  (herausgegeben  von 
Heiderich  und  Sieger,  Frankfurt  a.  M.  191  o)  I.  Band. 
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Der  soeben  dargestellte  ausgleichende  Mechanismus,  der  durch 
die  wechselseitigen  Beeinflussungen  des  Ausfuhrhandels  kapitalsstarker 
Gläubigerstaaten  und  ihrer  Investitionstätigkeit  im  In-  und  Auslande 
zustandekommt,  ist  in  der  britischen  kommerziellen 
und  finanziellen  Fachpresse  des  öfteren  zum  Gegen- 
stande sowohl  von  allgemeinen  Ausführungen,  als  auch  von  statistischen 
Detailuntersuchungen  gemacht  worden.  Aber  die  national- 
ökonomische Wissenschaft  hat,  soweit  mir  bekannt  ist, 
von  diesem  eigentümlichen  Spiel  der  wirtschaftlichen  Kräfte  noch 
nicht  Notiz  genommen^).  Deshalb  sollen  diese  Verhältnisse  im  An- 
schlüsse an  mehrere  Artikel  des  bekannten  Londoner  finanziellen 
Fachblattes  „Statist"  im  folgenden  etwas  eingehender  erörtert 
werden. 

Zuvor  wäre  aber  auf  einen  Umstand  hinzuweisen,  der  es  einiger- 
maßen erklärlich  macht,  daß  von  den  wissenschaftlichen  National- 
ökonomen die  gar  nicht  seltenen  Darlegungen  der  britischen  kommer- 
ziellen und  finanziellen  Fachpresse  unbeachtet  gelassen  wurden, 
die  den  zwischen  Außenhandel  und  Kapitalsinvestitionen  im  In-  und 
Auslande  spielenden  Mechanismus  zum  Gegenstande  hatten.  Diese 
Darlegungen  waren  nämlich  zumeist  von  einem  sehr  unwissenschaft- 


^)  Auch  in  der  bereits  erwähnten,  hervorragenden,  eingehenden  Arbeit  von 
A.  Sartorius  v.  Waltershausen  „Das  volkswirtschaftliche  System  der 
Kapitalsanlage  im  Auslande"  (Berhn,  1907)  wird  dieser  Mechanismus  nicht  erörtert. 
Sartorius  kommt  zwar  auf  Seite  393  seines  Buches  der  Erkenntnis  hiervon  einiger- 
maßen nahe,  indem  er  sagt:  ,,Je  dauernd  schlechter  der  Geschäftsgang  in  England 
wird,  um  so  mehr  entziehen  die  Bezieher  ausländischer  Renten  der  Heimat  ihr  Kapital 
und  investieren  es  in  fremden,  besser  gehenden  Volkswirtschaften".  Er  unterläßt  es 
aber,  die  weiteren  logischen  Folgerungen  aus  diesem  seinen  Satze  zu  ziehen.  Hiervon 
hält  ihn  wahrscheinHch  seine  Idee  von  den  „Rentnerstaaten"  ab.  Die  Idee  des 
„Rentnerstaates"  entstammt  bei  Sartorius  einem  nicht  ganz  gerade  gewachsenen  Ver- 
gleiche der  eigentümlichen,  allmähüch  versumpfenden  wirtschaftUchen  und  politischen 
Verhältnisse  im  Holland  des  18.  Jahrhunderts  mit  den  Zuständen  in  den  west-  und 
mitteleuropäischen  Gläubigerländern  um  die  Wende  des  19.  zum  20.  Jahrhundert. 
Aber  zwischen  der  Skylla  des  leidenschaftUch  erregten,  ungestüm  vorwärts  drängenden, 
expansiven  Gläubigerstaates  und  der  Charybdis  des  träg-ängstHchen,  von  innen  her 
allmählich  ausgehöhlten  „Rentnerstaates"  kennt  die  SozialpoHtik  unserer  Tage, 
namentHch  in  ihren  bodenreformerischen  und  die  innere  Kolonisation  betrejffenden 
Abzweigungen,  noch  manchen  gesunden  Mittelweg,  ebenso  fern  von  der  nervenauf- 
reibenden Hast  des  ein  Monopol  der  See-  und  Kolonialherrschaft  anstrebenden,  expan- 
siven Gläubigerlandes,  wie  von  der  gef  ährhchen  Erstarrung  und  Trägheit  des  Rentner- 
staates. Gerade  Großbritannien,  dem  als  angehenden  Rentnerstaat  von  Sartorius 
kein  besonders  günstiges  und  aussichtsreiches  Horoskop  gestellt  wurde,  hat  diese 
hoffnungsvollen  Mittelwege  sowohl  in  Irland  als  auch  in  England,  Wales  und  Schott- 
land emstUch  und  teilweise  auch  erfolgreich  zu  beschreiten  begonnen. 
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liehen  Geiste  britischer  Parteipolitik  durchweht.  In  diesen 
Erörterungen  wurde  nämlich  jede  direkt  oder  möglicherweise  indirekt  zu 
Ausfuhrgeschäften  führende  Kapitalsinvestition  im  Auslande  gewisser- 
maßen als  eine  patriotische  Tat  gepriesen.  Dagegen  wurde 
jeder  Kapitalsverwendung  im  Inlande  das  Brandmal  der  „Ver- 
schwendung" aufgedrückt.  Als  solche  Verschwendung  wurde 
aber  nicht  nur  der  tatsächliche  I^uxusverbrauch  der 
Reichen  bezeichnet,  wie  etwa  der  Bau  prunkhafter  Wohngebäude 
in  den  Städten  oder  auf  dem  Lande  oder  sonstige,  überhaupt  nicht  als 
Kapitalsanlage,  sondern  eben  als  Verbrauch  zu  Luxuszwecken  auf- 
zufassende Verwendung  jener  Einkommensteile,  die  den  wohlhabenden 
Klassen  noch  über  den  bloßen  Komfort  hinaus  zur  Verfügung  stehen. 
„Verschwendung"  sollte  es  auch  sein,  wenn  man  etwa  dem  wahrlich 
nicht  geringen  Wohnungselend  der  breiten  Massen  Großbritanniens 
durch  Erbauung  von  Mietsgebäuden  abhalf,  und  ganz  be- 
sonders, wenn  solche  Mietsgebäude  von  sozialpolitisch  sorgsamen 
britischen  Stadtgemeinden  gebaut  wurden.  Auf  jede  Äußerung  des 
britischen  sogenannten  Sozialmunizipalismus  hatten  es 
diese  Ankläger  besonders  scharf  abgesehen.  Diese  Vorwürfe  über 
Verschwendung  wurden  am  lautesten,  wenn  eine  Stadtgemeinde  etwa 
Anleihen  aufnahm  oder  auch  nur  reguläre  Einnahmen  in  ausgedehn- 
terem Maße  verwendete,  um  für  ihre  Angehörigen  die  Selbstkosten 
deckende  Anlagen  zu  errichten,  wie  bessere  Wohnviertel,  Gas-  und 
Elektrizitätswerke,  Straßenbahnen,  Wasserleitungen  usw.,  geschweige 
denn  öffentliche  Gärten  zur  Erholung,  Schulen  und  Bibliotheken  zu 
Studienzwecken.  Durch  derartige  inländische  Kapitalsinvestitionen 
sollten  angeblich  die  für  Investitionen  im  Auslande 
zur  Verfügung  stehenden  Kapitalien  verkürzt 
werden  zum  großen  Nachteile  der  an  erster  Stelle  stehenden  britischen 
Ausfuhrinteressen. 

Diese  undemokratischen,  plutokratischen 
oder  bestenfalls  m  an  c  h  e  s  t  e  r  1  i  b  e  r  a  1  e  n  Tadler, 
welche  die  nützlichste  soziale  Wirksamkeit  der  britischen  Gemeinde- 
verwaltungen als  „Verschwendung"  verurteilten,  sahen  folgendes  nicht 
ein  oder  wollten  es  nicht  einsehen:  als  Endziel  aller  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  mit  Einschluß  des  Ausfuhrhandels  ist  doch  nur  eine  Er- 
höhung des  allgemeinen  Lebensfußes  zu  be- 
trachten, und  die  von  den  erwähnten  Tadlern  geäußerten  Anschau- 
ungen liefen  auf  den  alten  Satz  hinaus  vom  „propter  vitam  vivendi 
perdere  causas",  d.  h.  um  des  Lebens  willen  dasjenige  einzubüßen, 
was  das  menschliche  Dasein  lebenswert  macht.    Übrigens  hat  in  der 
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ersten  Dezemberhälfte  1909  der  damalige  britische  Handelsminister 
Churchill  jene  plutokratischen  Verkünder  der  I^ehre  von  der 
allein  seligmachenden  Kapitalsinvestition  im  Auslande  in  einer  Art 
und  Weise  beim  Wort  genommen,  die  für  diese  Leute  sehr  unangenehm 
war.  Lord  Rothschild  hatte  nämlich  das  in  der  damaligen  Wahl- 
agitation (für  die  Parlamentswahlen  vom  Januar  1910)  öfters  zu  hörende 
Argument  gegen  das  bodenreformerische  Budget  für  1910  (Besteuerung 
des  unverdienten  Wertzuwachses)  wiederholt,  durch  dieses  Budget 
werde  das  britische  Kapital  aus  Großbritannien 
vertrieben.  Hierauf  erwiderte  Churchill,  daß  möglichst  aus- 
gedehnte Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  seit  jeher  gerade  von 
konservativer  Seite  als  unentbehrliche  Hauptstütze  der 
britischen  Fabrikatenausfuhr  bezeichnet  worden  seien.  Warum  wolle 
nun  die  konservativ-unionistische  Opposition  der  britischen  Öffentlich- 
keit auf  einmal  einreden,  daß  eine  Erweiterung  dieses  so  nützlichen 
Prozesses  eine  durchaus  zu  vermeidende  Gefahr  büde? 

Wie  sehr  sich  bei  der  Betrachtung  der  britischen  Kapitalsausfuhr 
parteipolitisch-plutokratische  Gesichtspunkte  vordrängten,  geht  auch 
daraus  hervor,  daß  seit  den  zwei  britischen  Parlamentswahl-Kam- 
pagnen des  Jahres  19 10  der  Gesichtspunkt  von  den  „inländischen 
Kapitalsinvestitionen  als  Verschwendung**  in 
den  Hintergrund  getreten  ist.  Höchstens  plutokratisch  angehauchte, 
manchesterliche  Liberale  kommen  noch  gelegentlich  darauf  zurück. 
Dagegen  legt  die  konservativ-unionistische  und  bodenreform- 
feindliche Agitation  nunmehr  das  Hauptgewicht  darauf,  daß 
angeblich  durch  die  „kapitalsfeindliche''  Richtung  der  liberalen  Re- 
gierungspartei das  sich  unsicher  fühlende  britische 
Kapital  „aus  dem  Lande  getrieben"  werde,  anstatt 
für  inländische  oder  wenigstens  britisch-koloniale  Investitionen  Ver- 
wendung zu  finden.  Gegen  diesen  Unsinn  richtet  sich  der  bereits 
erwähnte  (siehe  Abteüung  I  f  dieses  Kapitels)  Vortrag,  den  Sir  Kdgard 
Speyer  gegen  Ende  Mai  1911  über  die  britische  Kapitalsausfuhr 
hielt.  Er  und  die  ihm  zustimmenden  Teünehmer  der  nachfolgenden 
Diskussion  hatten  gegenüber  diesem  konservativen  „Argument" 
ein  leichtes  Spiel :  sie  wiesen  nämlich  auf  die  Tatsache  hin,  daß  aus- 
wärtige Kapitalsinvestitionen  einer  der  wichtigsten  Behelfe  des  bri- 
tischen Ausfuhrgeschäftes  (wie  auch  desjenigen  anderer  kapital  ver- 
leihender Länder)  seien,  und  legten  die  statistischen  Übereinstim- 
mungen im  Wachstum  der  auswärtigen  Kapitalsinvestitionen  und 
der  Ausfuhr  Großbritanniens  dar. 

Unter  solchen  Umständen  ist  es  aber  begreiflich,  daß  die  wissen- 
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schaftlichen  Nationalökonomen  wegen  dieses  vom  eng- 
herzigsten Parteigeist  diktierten  Beiwerks 
den  wertvollenKern  nicht  genügend  würdigten, 
der  in  den  bisweilen  sehr  eingehenden  statistischen  Darlegungen  über 
den  Zusammenhang  zwischen  Außenhandel  und  ausländischen 
Kapitalsinvestitionen  Großbritanniens  steckt.  Dieses  Versäumnis 
einigermaßen  nachzuholen,  sei  die  Aufgabe  folgender  Bemerkungen; 
diese  stellen  zugleich  den  Versuch  einer  Kausalerklärung  jener  Ziffern 
dar,  die  in  der  unmittelbar  nachfolgenden  Tabelle  und  besonders 
in  deren  mit  „Einfuhrüberschuß''  über  sehr  iebenen  Reihe 
enthalten  sind. 

n  b)  Tabellarische  Darstellung  der  Entwicklung  des  britischen  Einfuhrüberschusses  im 

Zeiträume  1855—1910 

Groß b r i t a nni ens 


I 

II 

III 

IV 

Einfuhr 
in  Millionen  Pfund 

Aus  fuhr  britischer 

Einfuhr- 

Durchschnitt 

Einfuhr 

und  irischer  Erzeug- 

Überschuß  des 

in  Millionen  Pfund 

Sterling  netto 
ohne  Wiederausfuhr 

nisseohneWieder- 

Netto-Außenhandels 

Sterling  brutto 

a  u  s  f  u  h  r  in  Millionen 
Pfund  Sterling 

in  A/lillionen  Pfund 
Sterling 

1855—1859 

169 

146 

1 

116 

33 

1860— 1864 

23s 

193 

138 

55 

1865— 1869 

286 

237 

181 

56 

1870 

303 

259 

200 

59 

1871 

33^ 

270 

223 

47 

1872 

355 

297 

256 

41 

1873 

371 

315 

255 

60 

1874 

370 

312 

240 

72 

1870— 1874 

346 

291 

235 

56 

1875 

374 

316 

223 

93 

1876 

375 

319 

201 

118 

1877 

394 

340 

199 

141 

1878 

369 

317 

193 

124 

1879 

363 

306 

192 

114 

«875—1879 

375 

320 

202 

IIB 

1880 

411 

348 

223 

125 

1881 

397 

334 

234 

100 

1882 

413 

348 

242 

106 

1883 

427 

362 

240 

122 

1884 

390 

327 

233 

94 

1880—1884 

408 

344 

234 

HO 

1885 

371 

313 

213 

100 

1886 

350 

294 

213 

81 

1887 

362 

303 

222 

8x 
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I 

II 

III 

IV 

Durchschnitt 

Einfuhr 

in  Millionen  Pfund 

Sterling  brutto 

Einfuhr 
in  Millionen  Pfund 

Sterling  netto 
ohne  Wiederausfuhr 

Ausfuhr  britischer 
und  irischer  Erzeug- 
nisse ohneWfeder- 
a  US  fuhr  in  Millionen 
Pfund  Steriing 

Einfuhr- 
Überschuß  des 
Netto-Außenhandels 
in  Millionen  Pfund 
Steriing 

1888 

388 

324 

234 

90 

1889 

427 

360 

249 

134 

1885— 1889 

379 

318 

226 

92 

1890 

421 

356 

263 

93 

1891 

435 

373 

247 

126 

1892 

424 

360 

227 

133 

1893 

405 

346 

218 

128 

1894 

408 

350 

216 

134 

1890— 1894 

419 

357 

234 

123 

1895 

417 

357 

226 

131 

1896 

442 

386 

240 

146 

1897 

451 

391 

234 

157 

1898 

471 

409 

232 

177 

1899 

485 

420 

264 

156 

1895— 1899 

453 

393 

239 

154 

1900 

523 

460 

291 

169 

1901 

522 

454 

280 

174 

1902 

528 

462 

283 

179 

1903 

543 

473 

291 

182 

1904 

551 

481 

301 

180 

1900—1904 

533 

466 

290 

176 

1905 

565 

487 

330 

157 

1906 

608 

523 

Z7(> 

147 

1907 

646 

554 

426 

128 

1908 

593 

513 

177 

136 

1909 

625 

534 

378 

156 

1905— 1909 

607,4 

522,2 

377,4 

142,8 

1910 

678 

'            575 

431 

144 

IIc)  Der  ausgleichende  Mechanismus,  der  durch  die  Zusammenhänge  zwischen  dem 
Ausfuhrhandel  und  den  auswärtigen  Eapitalsinvestitionen  der  Gläubigerländer  geschaffen 
wird,   erläutert  am  Beispiele  Großbritanniens  in  den  Jahren  1855—1911;    induktive 

Darlegung  der  deduktiven  Ausführungen  in  Abteilung  IIa  dieses  Kapitels. 

Großbritanniens  Stellung  als  erstes  Gläubiger- 
land derErde  war  schon  in  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren  des 
19.  Jahrhunderts  fest  begründet.  Im  Gegensatz  zu  den  anderen,  bereits 
damals  als  Gläubigerländer  hervorragenden  Staaten  besaß  Groß- 
britannien, infolge  des  Vorsprungs  der  Revolutions-  und  napoleonischen 
Kriege,  in  ganz  besonders  hohem  Maße  die  Fähigkeit,  andere  Völker 
mit  jenen  Fabrikaten  und  technischen  Behelfen  auf  das  billigste  zu 
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versorgen,  deren  diese  zur  Hebung  ihrer  Produktivkräfte  bedurften. 
Die  Gläubigerstellung  Großbritanniens  drückte  sich  schon  damals 
in  einem  für  diese  Zeit  nicht  unbeträchtlichen  Überschusse  der 
Einfuhr  über  die  Ausfuhr  aus  (vgl.  die  als  AbteÜung  II  b 
dieses  Kapitels  gebrachte  Tabelle).  Hierbei  handelt  es  sich  um  die 
Nettoeinfuhr  (ohne  wiederausgeführte  Waren),  vermindert  um  die 
Ausfuhr  britischer  und  irischer  Erzeugnisse.  Die  damaligen  Ziffern 
des  britischen  Einfuhrüberschusses  mögen  freilich  vom  Standpunkte 
des  ersten  Jahrzehnts  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  klein  erscheinen. 
Sie  betrugen  z.  B.  im  Durchschnitt  der  Jahre  1855 — 1859  nur  33 
MÜlionen  Pfund  Sterling  (825  Millionen  Franken)  jährlich  gegen 
143  MÜlionen  Pfund  Sterling  (3575  Millionen  Franken)  im  Durchschnitt 
der  Jahre  1905 — 1909.  Das  raschere  Anwachsen  dieses 
Einfuhrüberschusses  kann  aber  als  ein  Anzeichen  dafür 
angesehen  werden,  daß  aus  irgendwelchen  Gründen  die  britische 
Investitionstätigkeit  im  Auslande  stockt;  da- 
gegen läßt  ein  langsameres  Wachstum  oder  ein  stationäres 
Verhalten  dieses  Einfuhrüberschusses  auf  stärkere  Investi- 
tionen der  britischen  Unternehmer  und  Kapitalisten  im  Auslande 
schließen.  Zu  diesem  Ergebnisse  kommt  man,  wenn  man  die  Einfuhr- 
überschüsse in  etwa  elf  fünfjährigen  Perioden,  ange- 
fangen mit  1855 — 1859  ^^^  schließend  mit  1905 — 1909  (vermehrt 
um  die  gleichfalls  sehr  bezeichnenden  Ziffern  der  Jahre  1910  und 
1911),  mit  den  ungefähr  gleichzeitigen  Ziffern  der  britischen  Investitions- 
tätigkeit im  Auslande  vergleicht. 

Die  britische  Handelsstatistik  zeichnete  sich,  was  die  Ein-  und 
Ausfuhrwerte  (nicht  etwa  deren  Verteüung  auf  die  einzelnen  Her- 
kunfts-  und  Bestimmungsländer)  anbetrifft,  glücklicherweise  seit 
jeher  durch  besondere  Zuverlässigkeit  aus.  Sie  ließ  nämlich  nicht, 
wie  die  meisten  Statistiken  des  europäischen  Kontinents,  die  Waren- 
werte nachträglich,  unter  Umrechnung  auf  die  sofort 
erhobenen  Mengen,  durch  sachverständige  Kommissionen  abschätzen, 
sondern  bestimmt  die  Werte  sofort  ziemlich  genau  nach  den  Schiffs- 
papieren, die,  schon  der  Versicherung  wegen,  den  Warenwert 
angeben  müssen. 

Innerhalb  des  Jahrfünfts  1855 — 1859,  nach  der  Beendigung  des 
so  bedeutende  Mengen  britischen  Kapitals  verschlingenden  K  r  i  m  - 
k  r  i  e  g  e  s  ,  ergibt  sich  eine  Periode  größerer  Kapitalsinvestitionen  im 
Auslande.  Diese  Periode  wurde  durch  politische  Verwicklungen 
(indischer  Aufstand  von  1857/1858;  österreichisch-italienischer  Krieg 
von  1859)  sowie  durch  die  Wirtschaftskrise  von  1858  nur  vorüber- 
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gehend  gestört.  So  verursachte  die  Dämpfung  des  indischen 
Aufstandes  von  1857/1858  nur  23,5  Millionen  Pfund  Sterling 
Kosten  gegen  77,6  Millionen  Kosten  des  Krimkrieges,  wovon  30 
Millionen  mittels  Ausgabe  von  Konsols  gedeckt  wurden. 

Weniger  günstig  war  das  Jahrfünft  1860 — 1864.  Hier  kommt, 
abgesehen  von  allerlei  kleineren  wirtschaftlichen  und  politischen 
Störungen,  vor  allem  der  Sklavenkrieg  in  den  Ver- 
einigten Staaten  (April  1861  bis  Aprü  1865)  in  Betracht,  da 
die  Vereinigten  Staaten  seit  jeher  das  relativ  wichtigste  auswärtige 
Gebiet  für  die  Investition  britischen  Kapitals  ^)  waren.  Außerdem 
machte  sich  noch  die  durch  den  Sklavenkrieg  bewirkte  B  a  u  m  - 
w  o  1 1  n  o  t  sehr  unangenehm  geltend,  die  Englands  wichtigste  Textil- 
industrie fast  lahmlegte.  Der  Einfuhrüberschuß  stieg  von  33  auf 
55  Millionen  Pfund  Sterling,  indem  die  Einfuhr  weit  stärker  zunahm 
als  die  Ausfuhr.  Immerhin  wurden  die  erwähnten  ungünstigen  Mo- 
mente durch  günstigere  zum  TeÜ  wieder  wettgemacht,  so  durch  die 
Fortschritte  der  Goldproduktions-  und  Agrarländer 
Australien  und  Kalifornien,  durch  die  Zunahme  der 
Handelsbeziehungen  zu  den  kürzlich  eröffneten  oder  gegen  Rußland 
im  Krimkrieg  gesicherten  Gebieten  des  näheren  und  ferneren  Orients, 
durch  das  Aufblühen  Indiens  eben  infolge  der  Konjunktur  der 
Baumwollnot  und  wegen  des  Ersatzes  der  „Ostindischen  Gesellschaft" 
durch  eine  leistungsfähigere,  rein  staatliche  Verwaltung  von  Britisch- 
Ostindien. 

Die  beiden  Jahrfünfte  1865 — 1869  und  1870 — 1874  waren  für 
Großbritannien  weit  weniger  Störungen  unterworfen 
als  die  Periode  1860 — 1864.  In  beiden  Jahrfünften  der  Periode 
1865 — 1874  betrug  der  Einfuhrüberschuß  durchschnittlich  etwk  56 
Millionen  Pfund  Sterling.  Aber  die  Periode  1865 — 1869  zeichnete  sich 
vor  der  unmittelbar  vorhergehenden  (die  einen  ungefähr  gleich  großen 


^)  Ende  1910  wurden  die  gesamten  statistisch  erfaßbaren  britischen  Kapitals- 
investitionen im  nichtbritischen  Auslande,  also  mit  Ausschluß  der  britischen  Kolonien, 
auf  1638  Millionen  Pfund  SterUng  (40  950  Millionen  Franken)  berechnet.  Hiervon 
entfielen  auf  die  Vereinigten  Staaten  samt  Kuba  und  den  PhiUppinen 
709  Millionen  Pfxmd  Sterling  (17725  Millionen  Pranken)  gleich  43,3  Prozent  der  er- 
wähnten Gesamtsimime.  Die  seit  den  fünfziger  und  sechziger  Jahren  des  19.  Jahr- 
hunderts riesig  angewachsenen  britischen  Kapitalsanlagen  in  den  britischen  über- 
seeischen Besitzungen  selbst  wurden  für  Ende  1910,  soweit  statistisch  erfaßbar, 'mit 
1554  Milhonen  Pfund  Sterling  (38850  Millionen  Franken)  berechnet  und  bei  Hinzu- 
fügung der  statistisch  nur  ungenau  erfaßbaren  privaten  Kapitalsanlagen  (ohne 
Aktienausgabe  und  Börsennotienmg)  auf  rund  1800  Millionen  Pfund  Sterling 
(45  000  Millionen  Pranken)  geschätzt. 
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Einfuhrüberschuß  aufwies)  dadurch  aus,  daß  die  Ausfuhr  in  bedeutend 
größerem  Verhältnisse  stieg  als  die  Einfuhr,  während  im  Jahrfünft 
1870 — 1874  Einfuhr  und  Ausfuhr  um  einen  ziemlich  gleichen  Prozent- 
satz zunahmen.  Nichtsdestoweniger  stellt  das  ganze  Jahrzehnt 
1865 — 1874  für  das  britische  Reich  eine  Periode  wirtschaftlichen  Auf- 
schwunges dar,  in  welcher  Großbritannien,  in  kaum  noch  ge- 
störtem Besitze  seiner  industriellen  Vorherr- 
schaft, als  erstes  Gläubigerland  der  Erde  massenhaft  Anleihen  in 
Verbindung  mit  Exportaufträgen  gewährte  und  sonstige  für  seine 
Ausfuhr  fruchtbringende  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  durch- 
führte. 

Von  1875 — 1883  (inklus.)  verhielten  sich  die  britischen  Kapi- 
talisten gegen  Investitionen  im  Auslande  sehr  zurückhaltend.  Die 
Nachwirkungen  der  schweren  internationalen  Krise  von  1873  ver- 
einigten sich  mit  den  Übelständen,  die  der  verminderten  Goldpro- 
duktion, der  „zu  kurzen  Golddecke''  entsprangen.  So  sank  die 
Goldproduktion  von  195  026  kg  im  Jahresdurchschnitt  von  1866 — 1870 
auf  173  904  kg  im  Durchschnitt  von  1876 — 1880  und  153  640  kg 
im  Durchschnitt  von  188 1 — 1885.  Hierzu  kam  noch  die  große 
orientalische  Krise  seit  1876  mit  dem  russisch-türkischen 
Krieg  iSyy/i8y8,  die  finanziellen  Schwierigkeiten  in  Ägypten 
und  die  dortige  nationale  Bewegung,  die  zur  britischen  Okkupation  des 
Ivandes  im  Jahre  1882  führten,  die  englischen  militärischen  Operationen 
in  Afganistan  in  den  Jahren  1878 — 1881  und  in  Südafrika  gegen  die 
Zulus  (1879)  und  Buren  (1880/1881)  usw.  All  dies  war  geeignet,  die 
britischen  Kapitalsbesitzer  vor  Anlagen  im 
At^s lande  abzuhalten.  Von  56  Millionen  Pfund  Sterling 
im  Durchschnitt  der  beiden  Jahrfünfte  1865 — 1869  und  1870 — 1874 
stieg  der  britische  Einfuhrüberschuß  auf  118  Mülionen  im  Jahrfünft 
1875 — 1879  und  betrug  sogar  1880 — 1884  (einbezogen  das  verhältnis- 
mäßig günstige  Jahr  1884  mit  einem  Einfuhrüberschuß  von  nur 
94  Millionen)  noch  immer  iio  Mülionen  Pfund  Sterling. 

Bereits  das  Jahr  1884  hatte,  wie  erwähnt,  eine  Reihe 
günstigerer  Jahre  mit  kleineren  Einfuhrüber- 
schüssen und  größeren  K  ap  i  t  a  1  s  in  v  e  s  t  i  t  i  o  n  e  n 
im  Auslande  eröffnet.  Europa  und  Nordamerika  begannen  sich 
von  der  1873er  Krise  zu  erholen,  den  Frieden  Europas  sicherte  der 
Dreibund,  die  Ruhe  im  Balkan  und  näheren  Orient  wurde  nur  vorüber- 
gehend gestört;  Ägypten  und  Tunis  erholten  sich  unter  britischem 
und  französischem  Protektorat,  Birma  wurde  von  den  Briten  und 
Indochina  von  den  Franzosen  gewaltsam  dem  Weltverkehr  erschlossen ; 
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Japan  bereitete  in  stiller  Arbeit  seinen  späteren  gewaltigen  politischen 
und  wirtschaftlichen  Aufschwung  vor;  Australien,  von  Dürren  ver- 
hältnismäßig verschont  und  durch  eine  starke  Einwanderung  gehoben, 
prosperierte;  Brasilien  erfreute  sich  hoher  Kaffeepreise;  Argen- 
tinien nahm  einen  Aufschwung,  der  freilich  zuletzt  in  eine  ver- 
hängnisvoll überstürzte  Spekulationsperiode 
ausartete.  So  sank  der  Einfuhrüberschuß  von  iio  Mülionen  Pfund 
Sterling  in  dem  Jahrfünft  1880  — 1884  auf  92  Millionen  im  Jahr- 
fünft 1885 — 1889  und  betrug  sogar  noch  im  Jahre  1890,  an  dessem  Ende 
die  argentinische  Überspekulation  und  Mißwirtschaft  zur  B  a  r  i  n  g  - 
k  r  i  s  e    Anlaß   gegeben  hatte,   nur  93  Millionen  Pfund  Sterling. 

Während  der  sieben  Depressionsjahre  1877 — 1883 
beschränkten  sich  die  britischen  Investitionen  im  Auslande  und  den 
Kolonien  auf  den  unerhört  kleinen  Betrag  von  94  Millionen  Pfund 
Sterling  gegen  288  Millionen  im  vorangegangenen  Septennat  1870 
bis  1876,  das,  mit  Ausnahme  der  beiden  letzten  Jahre,  einer  Auf- 
schwungsperiode angehörte.  Die  beiden  noch  früheren  Septennate, 
1856 — 1862  und  1863 — 1869,  waren  aus  günstigen  und  ungünstigen 
Perioden  (Anteil  am  Sklavenkrieg  von  1861 — 1865)  zusammengesetzt; 
daher  entfiel  auf  1856 — 1862  eine  auswärtige  Kapitalsinvestition  von 
235,  auf  1863 — 1869  eine  solche  von  196  MÜlionen  Pfund  Sterling. 
Aber  der  Aufschwung  der  britischen  auswärtigen  Kapitalsanlagen 
in  der  Periode  1884 — 1890  übertraf  alle  vorangegangenen  Septennate 
und  stach  umsomehr  von  den  dürftigen  Resultaten  der  Periode  1877 
bis  1883  ab;  1884 — 1890  waren  nämlich  an  solchen  Anlagen  nicht 
weniger  als  430  Mülionen  Pfund  Sterling  zu  verzeichnen! 

Von  1890  an  standen  die  britischen  Kapitalisten  den  aus- 
wärtigen Kapitalsanlagen  wiederum  mit  Mißtrauen 
und  Unlust  gegenüber.  Argentinien  war  durch  die  in  der 
Baringkrise  gipfelnden  Momente,  Brasilien  durch  innere 
Unruhen  und  die  Entwertung  seiner  Währung,  bei  allmählich  sinkenden 
Weltmarktspreisen  für  Kaffee,  kompromittiert  worden.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  war  die  Sachlage  durch  den  Kampf  für  die 
Goldwährung  des  Landes  und  gegen  die  Silberinflation  sowie 
durch  die  schlechten  Dividenden  der  dortigen  Eisenbahnen  bedenklich 
geworden.  Auch  Indien  hatte  bis  1894  unter  den  Schwankungen 
des  Silber  kurses  zu  leiden.  Australien  hatte  schon  in  den  letzten 
achtziger  und  noch  mehr  in  den  neunziger  Jahren  eine  starke  Ab- 
nahme der  Einwanderung  zu  verzeichnen;  auch  verlor  Australien 
in  den  neunziger  Jahren  durch  Dürren  bei  wenig  günstigen  Ernten 
einen  großen  Teü  seiner  Viehbestände  und  namentlich  seiner  Schaf- 
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herden.  Der  japanisch-chinesische  Krieg  mit  der  nach- 
folgenden russisch-französisch-deutschen  Intervention,  der  grie- 
chisch-türkische Krieg  von  1897  nebst  den  vorausgegangenen  Unruhen 
auf  Kreta  sowie  die  1895  beginnenden  Aufstandsbewegungen  auf 
Cuba  und  den  Philippinen,  diese  Vorläufer  des  spanisch-amerika- 
nischen Krieges,  wirkten  eine  Zeitlang  störend.  Dagegen  boten  der  in 
Großbritannien  gerade  damals  sich  mächtig  regende  Munizipal- 
sozialismus^)  und  die  britischen  Eisenbahnen,  die  weitgehenden 
Verbesserungen  unterzogen  wurden,  den  britischen  Kapitalisten 
hinlängliche  und  sichere  Investitionsmöglichkeiten  im  eigenen 
I^ande. 

Doch  fehlte  es  damals  auch  nicht  an  günstigeren  Momenten. 
So  bewegte  sich  die  internationale  Goldproduktion  seit 
Beginn  der  neunziger  Jahre  wieder  kräftig  nach  aufwärts  (im  Jahre 
1890  noch  178  823  kg,  im  Jahre  1896  bereits  304  317  kg  und  im  Jahre 
1899  sogar  462  184  kg);  hieran  waren  seit  1895  besonders  der  Trans- 
vaal und  Westaustralien,  zwei  Gebiete  umfangreicher  britischer 
Kapitalsinvestition,  stark  beteüigt.  Auch  schien  die  im'Herbst  1896 
erfolgte  Wahl  des  republikanischen  Präsidenten  Mac  K  i  n  1  e  y 
(für  1897 — 1901)  die  Verläßlichkeit  des  Geldwesens  der  Vereinigten 
Staaten  zu  gewährleisten. 

Alle  diese  einander  entgegenwirkenden  ungünstigen  und  teÜweise 
auch  günstigen  Momente  äußerten  sich  in  einem  starken  Rück- 
gang der  britischen  K  a  p  i  t  a  Is  i  n  v  e  s  t  i  t  i  o  nen  in 
den  Kolonien  und  noch  mehr  im  nichtbritischen  Auslande.  Diese 
Investitionen  hatten  im  Septennat  1884 — 1890  430  Millionen  Pfund 
Sterling  erreicht,  sanken  aber  in  der  Periode  1891 — 1897  auf  223 
Mülionen  herab,  blieben  also  hinter  dem  Betrage  der  Jahre  1856  bis 
1862  noch  um  einiges  zurück.  Der  Verminderung  der  britischen 
Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  entsprach  auch  die  gleichzeitige 
Bewegung  der  Einfuhrüberschüsse.  Diese  hatten 
im  Durchschnitte  der  Jahre  1885 — 1890  ungefähr  92  Millionen  Pfund 
Sterling  betragen,  waren  aber  im  Durchschnitt  der  Jahre  1891 — 1897 
auf  136  Mülionen  gestiegen.  Die  Einfuhr  hatte  sich  von  1890  bis  1897 
(inklus.)  von  356  auf  391  Millionen  Pfund  Sterling  gehoben  bei  gleich- 
zeitigem Rückgange  der  Ausfuhr  von  263  auf  234  Millionen,  und 
Großbritannien  wurde  allmählich  über  die  ungünstige  Entwicklung 
seines  Außenhandels  alarmiert. 


^)    Vgl.  hierüber  C.  Hugo,    Städteverwaltung  und  Munizipalsozialismus  in 
England,  Stuttgart  1897. 
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Unter  den  mannigfachen  Erklärungsversuchen  für  diese  Er- 
scheinung fand  auch  eine  auf  die  Entwicklung  der  britischen  Kapitals- 
investitionen im  Auslande  gestützte  Ansicht  viele  Anhänger.  Danach 
habe  der  britische  ,, Luxus  verbrauch"  im  Inlande,  der  an 
die  Stelle  der  britischen  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  getreten  sei, 
zur  Erhöhung  der  Einfuhr  bei  gleichzeitiger  Verminderung  der  Ausfuhr 
geführt.  Freüich  verstand  man  hierbei  unter  „Luxusverbrauch'*,  wie 
bereits  erwähnt,  nicht  nur  zweifellose  Verschwendungen  der  wohl- 
habenden Klassen,  sondern  auch  durchaus  ernsthafte  und  sogar 
profitable  Kapitalsverwendungen  zum  allgemeinen  Wohle,  insofern 
diese  Verwendungen  innerhalb  der  britischen  Inseln 
selbst    stattfanden. 

Der  Rückgang  der  britischen  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande 
und  die  diesem  Rückgange  entsprechende  Vermehrung  des  Einfuhr- 
überschusses während  des  Septennats  1891 — 1897,  diese  beiden  un- 
günstigen Momente  erfuhren  noch  eine  Verschärfung  im  nach- 
folgenden Septennat  1898 — 1904.  Für  diesen  Zeitraum  gibt 
der  „Statist"  einen  Betrag  britischer  Kapitalsinvestitionen  im 
Auslande  von  nur  107  Millionen  Pfund  Sterling  an.  Dies  ist, 
im  Verhältnis  zur  seitherigen  Bevölkerungszunahme  und  Wohl- 
standssteigerung, kaum  viel  mehr  als  das  bezüg- 
liche Ergebnis  des  ungünstigsten  Septennats 
1877 — 1883  mit  seiner  auswärtigen  Kapitalsinvestition  von  nur 
94  MÜlionen  Pfund  Sterling. 

Die  Ursachen  dieser  Depression  liegen  auf  der 
Hand.  Das  Jahr  1898  brachte  den  spanisch-amerikanischen  Krieg  und 
die  schärfste  Spannung  der  diplomatischen  Beziehungen  zwischen 
Großbritannien  und  Frankreich  (Faschodakonflikt) 
bis  in  die  ersten  Monate  des  Jahres  1899  hinein.  Unmittelbar  daran 
schlössen  sich  die  unerquicklichen  Unterhandlungen  zwischen  Groß- 
britannien und  dem  Transvaal,  denen  der  ungeheure  Opfer  an  Gut  und 
Blut  verschlingende  Burenkrieg  von  Herbst  1899  bis  Sommer 
1902  nachfolgte.  In  den  gewaltigen  Kriegsanleihen,  die  zur 
Zeit  des  Burenkrieges  von  der  britischen  Regierung  aufgenommen 
wurden  (etwa  163  Millionen  Pfund  Sterling)  und  im  Ertrage  der 
gleichzeitigen  britischen  Steuer-  und  Zollerhöhungen  steckt  zwar  ein 
bedeutender  Ausfuhrbetrag  für  Kriegsbedarf  aller  Art,  der  nach  Süd- 
afrika ging  ^).     Doch  diese  Ausfuhr  war    keine    dauernd   n  u  t  z  - 


*)    Vgl.  Abteilung  I    der  Anlage   „Details  über   die  Improvisa"  im  II.  Bande 
der  „Entwicklungstendenzen  der  Weltwirtschaft". 
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bringende,  die  Kaufkraft  anregende,  wie  sie 
durch  die  Mehrzahl  der  auswärtigen  Kapitalsinvestitionen  bewirkt 
wird,  sondern  führte  zur  Verwüstung  und  Verarmung  des  Gebietes, 
nach  dem  sie  sich  richtete.  Noch  in  den  Jahren  1901  und  1902  kam 
Südafrika  in  der  Liste  der  britischen  Ausfuhren  nach  Kolonialgebieten 
gleich  nach  Indien.  Bereits  im  Jahre  1903  wurde  dieser  künstliche 
Aufschwung  des  südafrikanischen  Außenhandels  durch  eine  s  c  h  w  e  re 
Depression  abgelöst;  diese  lastete  fünf  bis  sechs  Jahre  mit  fast 
unverminderter  Stärke  auf  Südafrika,  bis  die  unermüdliche  landwirt- 
schaftliche Arbeit  der  Burenfarmer  die  Wunden  des  Krieges  allmählich 
heilte  und  in  den  Jahren  1909  und  1910  die  Erholung  wieder  deutlich 
sichtbar  wurde. 

All  dies  macht  es  begreiflich,  daß  der  britische  Einfuhr- 
überschuß, der  im  Durchschnitt  der  Jahre  1891 — 1897  den  bereits 
sehr  hohen  Betrag  von  136  Mülionen  Pfund  Sterling  erreicht  hatte, 
im  Durchschnitt  der  vier  Jahre  1898 — 1901  auf  169  Millionen  stieg. 
Im  Durchschnitt  der  drei  Jahre  1902 — 1904  erhob  er  sich  gar  auf  un- 
gefähr 180  Mülionen.  Im  Jahre  1903  hatte  der  britische  Einfuhrüber- 
schuß seinen  bisher  höchsten  Stand  von  182  Millionen  Pfund  Sterling 
erreicht. 

Von  Frühjahr  1904  an  begann  die  Investitionstätigkeit  des 
britischen  Kapitalsmarktes  im  Auslande  wieder  größere  Dimensionen 
anzunehmen.  Die  Konsolkurse  hatten  durch  die  Kriegsan- 
leihen von  1899 — 1902  sowie  durch  die  Konkurrenz  der  als  pupillar- 
sicher  erklärten  kolonialen  Staatspapiere  ^)  eine  namhafte  Senkung 
erfahren.  Eben  dadurch  wurden  die  britischen  Kapitalisten  veranlaßt, 
besser  rentierende,  wenn  auch  vielleicht  minder  sichere  auswärtige 
Kapitalsanlagen  aufzusuchen.  Überdies  war  der  alte  weltpolitische 
Nebenbuhler  Englands,  das  russische  Reich,  bereits  durch 
den  Beginn  des  Krieges  mit  dem  von  Großbritannien  diplomatisch- 
maritim gedeckten  Japan  schwer  erschüttert  worden.  Der  andere 
Nebenbuhler,  Frankreich,  hatte  es  vorgezogen,  sich  mit  Eng- 
land schiedlich-friedlich  auseinanderzusetzen,  und  der  britisch- 
französische Kolonialvertrag  vom  8.  Aprü  1904  tat  dies  aller  Welt 
kund.  Eskamnunzueiner  Reihe  großer  weltpolitischer 
Erfolge  für  Großbritannien  unter  der  Führung  des 
hochbegabten  königlichen  Diplomaten  Eduards  VII.  bis  zur  Schlappe, 
die  England  infolge  seines  Verhaltens  während  der  bosnischen 
Annexionskrise  1 908/1909  erlitt.    Aber  auch  diese  Krise  ließ  nur  vor- 


^)  Vgl.  über  den  ,,Colonial  Stock  Act"  von  1900  die  V.  Abteilung  des  V.  Kapitels. 
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Übergehend  eine  für  Englands  Prestige  abträgliche  Kriegsgefahr  auf 
dem  Horizonte  auftauchen,  ohne  daß  es  tatsächlich  zu  dem  eine  Zeit- 
lang befürchteten,  lokalisierten  Balkankriege  Österreich-Ungarns 
gegen  Serbien  und  Montenegro  gekommen  wäre.  Bereits  anläßlich 
der  deutsch-französischen  Marokkokrise  (Agadir)  von  Sommer  und 
Herbst  191 1  konnte  Großbritannien  nicht  ohne  Erfolg  die  Stellung 
eines  Weltschiedsrichters  in  außereuropäischen  internationalen 
Streitigkeiten  in  Anspruch  nehmen. 

So  litt  das  Prestige  Großbritanniens  durch  seinen  Mißerfolg 
anläßlich  der  Annexionskrise  nur  vorübergehend,  und  das  britische 
Reich  konnte  nach  wie  vor  sein  unter  König  Eduard  VII.  geschaffenes 
System  von  Bündnissen  und  Ententen,  seine  über 
alle  Weltmeere  und  Kontinente  verstreuten  überseeischen  Besitzungen, 
Handels-  und  Kriegsflotten,  älteren  und  neueren  Kapitalsanlagen  als 
Mittel  zur  Vergrößerung  des  britischen  Außenhandels  und  zur  Ge- 
winnung weiterer,  vorteilhafter  auswärtiger  Kapitalsinvestitionen 
benützen. 

Hierzu  kam  die  glänzende  Entwicklung  des  südafrika- 
nischen Goldbergbaues  seit  der  Beendigung  des  Burenkrieges, 
eine  Periode  stärkerer  britischer  Investitionen  in  der  Türkei  seit 
dem  Sturze  des  dortigen  Absolutismus  im  Sommer  1908,  die  durch  die 
Krisenjahre  1907 — 1909  nur  vorübergehend  unterbrochenen  wirt- 
schaftlichen Fortschritte  Ägyptens,  dessen  vorteühafte  Kapitals- 
anlagen gemäß  den  dortigen  Herrschaftsverhältnissen  in  erster  Linie 
dem  britischen  Geldmarkte  zugute  kamen.  Auf  dem  amerika- 
nischen Kontinent  waren  es  insbesondere  zwei  Momente,  die  dem 
britischen  Kapitale  zu  vorteilhaften  und  auch  für  das  britische  Aus- 
fuhrgeschäft nutzbringenden  Anlagen  verhalfen:  erstens  die  be- 
deutenden Fortschritte  der  agrarischen  Besiedlung  Argentiniens 
und  Kanadas,  in  letzterem  Lande  auch  mancherlei  Bergbau- 
und  Industrieunternehmungen;  zweitens  die  im  ersten  Jahrzehnt  des 
zwanzigsten  Jahrhunderts  nicht  ohne  bedeutsames  Zutun  der  bri- 
tischen Geschäftswelt  zustande  gekommene,  weitgehende  wirtschaft- 
lich-politische Konsolidierung  BrasÜiens  und  Mexikos  ^),  und  diese 


^)  Britische  finanzielle  Hilfe  für  Brasilien:  funding  loan  von  1898,  das  der  seit 
dem  Sturze  des  Kaisertums  im  Jahre  1889  sich  allmählich  verschärfenden  Währungs- 
und Finanzkrise  ein  Ende  bereiten  half,  Beitrag  Englands  zu  der  Kaffeevalorisierungs- 
Anleihe  vom  Oktober  1907;  britische  finanzielle  Hilfe  für  Mexiko:  Bau  der  Tehuan- 
tepek-Eisenbahn,  dieser  Konkurrenz  der  Panamaroute,  Aufnahme  mexikanischer 
Staatsanleihen  zugleich  mit  Deutschland. 
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Konsolidierung  hat  in  Mexiko  durch  den  Aufstand,  der  im  Herbst 
1910  gegen  die  langjährige  Herrschaft  des  Porfirio  Diaz  ausbrach, 
wohl  nur  eine  vorübergehende  Störung  erfahren.  Auch  in  den  übrigen, 
minder  konsolidierten  Ländern  des  romanischen  Amerika 
war,  vielleicht  mit  Ausnahme  Venezuelas  und  Kolumbiens,  das  erste 
Jahrzehnt  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  ein  solches  verhältnismäßiger 
Ruhe  im  Vergleich  zu  den  letzten  drei  Jahrzehnten  des  neunzehnten 
Jahrhunderts;  dies  kam  namentlich  in  Peru,  Bolivia,  Uruguay  und 
im  stets  verhältnismäßig  gefestigten  Chile  (britische  Salpeter-  und 
sonstige  Montangesellschaften,  Eisenbahnen  usw.)  der  britischen  aus- 
wärtigen Kapitalsanlage  in  hohem  Maße  zugute.  Von  größerer  Bedeu- 
tung war  auch  die  durch  politische  Ententen  geförderte  lebhafte 
britische  Investitionstätigkeit  und  Darlehenserteüung  in  und  an 
Rußland,    Japan    und    Spanien. 

Während  das  ganze  Septennat  1898 — 1904  nur  107  Millionen 
Pfund  Sterling  auswärtiger  Kapitalsinvestitionen  aufzuweisen  hatte, 
waren  bloß  in  den  zwei  Jahren  1905  und  1906  Investitionen  von  etwa 
97  Millionen,  also  nahezu  fünfzig  Millionen  jährlich,  zu  verzeichnen. 
In  den  weiteren  Jahren  blieb  die  ansteigende  Richtung  erhalten.  Im 
Jahre  1907  gab  es  auswärtige  Kapitalsinvestitionen  im  Betrage  von 
90  Mülionen  Pfund  Sterling,  das  Jahr  1908  brachte  eine  weitere  Steige- 
rung auf  130,  das  Jahr  1909  eine  solche  auf  160  Mülionen,  die  im  Jahre 
1910  mit  einem  Betrage  von  165  Millionen  nicht  mehr  namhaft  über- 
troffen wurde.  Das  Jahr  1911  ergab  sogar  einen  Rückgang  auf  die 
noch  immer  sehr  bedeutende  Summe  von  150  Millionen;  dieser  Rück- 
gang dürfte  wohl  mit  der  Störung  der  internationalen  Geschäftsver- 
hältnisse zusammenhängen,  die  zuerst  durch  die  Marokkokrise  im 
Sommer  und  Herbst,  sodann  durch  den  türkisch-italienischen  Krieg 
seit  Ende  September  191 1,  ferner  durch  die  im  Jahre  191 1  noch  nicht 
ganz  befriedigenden  Wirtschaftsverhältnisse  der  Vereinigten  Staaten 
bewirkt  wurde.  Demnach  ergaben  die  sieben  Jahre  1905 — 191 1  eine 
Gesamtinvestition  britischen  Kapitals  in  auswärtigen  Gebieten  von 
792  Millionen  Pfund  Sterling.  Dies  übertrifft  die  Ziffer  von  430  Müli- 
onen Pfund  Sterling  im  bisherigen  Rekordseptennat  1884 — 1890 
bei   weitem. 

Im  Einklang  mit  dieser  bedeutenden  Steigerung  der  britischen 
Kapitalsinvestitionen  stand  auch  die  in  dem  gleichen  Zeiträume  zu 
verzeichnende  Verringerung  des  Einfuhrüber- 
schusses bei  gleichzeitiger  bedeutender  Zunahme  der  Ein-  und 
Ausfuhr.  Der  Einfuhrüberschuß,  der  während  der  Jahre  1895 — 1899 
im  Jahresdurchschnitte  154  Millionen  Pfund  Sterling  betrug,  war 
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während  des  Zeitraumes  1900— 1904  auf  durchschnittlich  176  Millionen 
gestiegen,  sank  aber  im  Durchschnitte  der  Jahre  1905 — 1909  wiederum 
auf  143  Millionen  und  belief  sich  auch  im  Jahre  1910  nur  auf  144 
Millionen  Pfund  Sterling.  Dabei  stieg  gleichzeitig,  d.  h.  von  1895  bis 
1899  (Jahresdurchschnitt)  auf  1900 — 1904  (Durchschnitt)  und  1905 
bis  1909  (Durchschnitt)  sowie  1910,  die  Einfuhr  von  393  auf  466  und 
522  sowie  575,  die  Ausfuhr  von  239  auf  290  und  377  sowie  431  Millionen 
Pfund  Sterling.  Im  Jahre  1911  sank,  infolge  Preisermäßigungen  von 
Baumwolle  und  Kautschuk,  der  Überschuß  der  Einfuhr  über  die  Aus- 
fuhr auf  124  Millionen,  bei  gleichzeitiger  Steigerung  der  Einfuhr  auf 
578,  der  Ausfuhr  sogar  auf  454  Millionen  Pfund  Sterling. 

Es  soll  nicht  geleugnet  werden,  daß  allen  hier  angegebenen  Ziffern 
über  britische  Kapitalsinvestitionen  im  Auslande  eine  gewisse  Un- 
sicherheit anhaftet.  Umfassen  doch  die  Zusammenstellungen 
des  „Statist'*,  wie  aller  anderen  Zeitungen  und  Personen,  die  sich 
hiermit  beschäftigen,  nur  diejenigen  Investitionen,  die  in  statistisch 
erfaßbaren  Vorgängen  des  Kapitalsmarktes  zum  Ausdruck  gelangen, 
so  in  Neugründungen  und  Kapitalsvermehrungen  von  Aktiengesell- 
schaften, Anleihen  auswärtiger  Gesellschaften  und  Korporationen  usw. 
Dagegen  fehlen  die  sicherlich  nicht  geringen  Kapitalsinvestitionen, 
die  auf  rein  privatem  Wege,  ohne  äußerlich  sichtbare  In- 
anspruchnahme des  Kapitalsmarktes  erfolgen.  Nichtsdestoweniger 
ist  die  Übereinstimmung  keineswegs  gering  zu  schätzen,  die  zwischen 
der  Zunahme  oder  Abnahme  der  auswärtigen  Kapitalsinvestitionen 
Großbritanniens  und  der  Verminderung  oder  Steigerung  des  britischen 
Einfuhrüberschusses  besteht.  Diese  Übereinstimmung  ist  wohl  so 
deutlich  erkennbar,  daß  man  den  früher  (siehe  Abteilung  II  a  dieses 
Kapitels)  deduktiv  erschlossenen  „ausgleichenden 
Mechanismus  zwischen  Ausfuhrhandel  und  aus- 
wärtigenKapitalsinvestitionen''  der  Gläubigerstaaten 
auch  als  induktiv  nachgewiesen  ansehen  kann.  Die,  soweit  mir  be- 
kannt ist,  Neuheit  des  Gegenstandes  für  die 
wissenschaftliche  Behandlung  mag  die  Ausführlich- 
keit der  vorliegenden  Erörterungen  (Abteilung  II  dieses  Kapitels) 
rechtfertigen,  die  sich  auf  die  britische  Handels-  und  Investitions- 
statistik der  Jahre  1855 — 191 1  stützen. 

Daß  aber  diese  Erörterungen  für  das  bessere  Verständnis  des  Ent- 
wicklungsganges der  Weltwirtschaft  von  Belang  sind,  geht  aus  fol- 
gender    Erwägung     hervor :      Zu     den      ausgesprochenen 
Gläubigerländern    gehören  bereits  derzeit  fünf  so  hervor- 
ragende Industriestaaten  wie  Großbritannien,  Frankreich,    Deutsch- 
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land,  Belgien  und  die  Schweiz,  die  in  Europa  Ende  1910  ungefähr 
zehn  Prozent  der  gesamten  E r d b e v ö 1 k e r u n g 
umfaßten.  Hierbei  wurde  abgesehen  von  dem  industriell  weniger  ent- 
wickelten Holland  und  von  den  vorwiegend  nur  gegenüber  den 
anderen  lyändern  Amerikas  als  Gläubigerland  auftretenden,  im  großen 
und  ganzen  aber  an  das  Ausland  stark  verschuldeten  Vereinigten 
Staaten,  während  sich  die  beiden  europäischen  Großstaaten  Italien 
und  Österreich-Ungarn  erst  in  allmählicher  Entwicklung  zum  Gläu- 
bigerlande befinden. 
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